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Nach dem Ende des 2. Weltkriegs wurden von den Alliierten 
zahlreiche Gesetze, welche in den Jahren 1933-1945 ergangen 
waren, außer Kraft gesetzt. Viele Gesetze aus diesen Jahren 
galten allerdings weiter. Dies stellte die Gerichte vor die Frage, 
ob sie diese Gesetze anwenden durften und wie sie diese aus-
zulegen hatten.
Die Spruchtätigkeit der erstinstanzlichen Arbeitsgerichtsbarkeit 
in der Besatzungszeit stellt ein bislang noch wenig erforsch-
tes Gebiet dar. Schwerpunkt der vorliegenden Untersuchung 
bildet die Darstellung der  Rechtspraxis von fünf aus der 
NS-Zeit stammenden arbeitsrechtlichen Gesetzen wäh-
rend der Besatzungszeit in den Ländern Bayern und Hessen 
in der amerikanischen Besatzungszone. Im Einzelnen han-
delt es sich dabei um das Arbeitsordnungsgesetz, die 
Arbeitsplatzwechselverordnung, die Verordnung zur 
Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts, das Jugendschutzgesetz und 
das Mutterschutzgesetz. Anhand der noch vorhandenen 
Urteilssammlungen und weiterer Originalquellen wird der 
Umgang der erstinstanzlichen Arbeitsgerichte mit diesem na-
tionalsozialistischen arbeitsrechtlichen Normenerbe betrach-
tet. Daneben wird in der Untersuchung auch der Frage der per-
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Die vorliegende Arbeit widmet sich einem bislang noch nicht intensiv erforschten Teil 
der Arbeitsrechtsgeschichte und ihrer Gesetze in der Besatzungszeit. Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung ist damit also, eine Zeit des politischen und gesellschaftli-
chen Umbruchs, die Zeit nach der „Stunde Null“. Damit ist die vorliegende Studie - und 
dies ist das wesentliche Forschungsinteresse - eine Arbeit, die, die unmittelbare Entwick-
lung nach einem politischen Systemwechsel aufzeigt. Der spezifische Fokus dieser Ar-
beit liegt dabei auf der Darstellung der Auseinandersetzung mit den verbliebenen natio-
nalsozialistischen Arbeitsgesetzen durch die praktischen Anwender. Hier wird in erster 
Linie die Anwendung des einfachgesetzlichen Rechts durch die erstinstanzlichen Ar-
beitsgerichte betrachtet. Mit der gewählten Herangehensweise wird zugleich eine Lücke 
in der Arbeitsrechtsgeschichte geschlossen. Die genaue Nachzeichnung der Rechtspre-
chung und damit der Rechtsanwendung verfolgt damit zum einen das Ziel einen Beitrag 
für die Arbeitsrechtsgeschichte, die von den Grundlagen ausgeht, d.h. der Durchsetzung 
der Normen in der Rechtswirklichkeit, zu liefern.1 Außerdem soll diese Arbeit der zeitge-
schichtlichen Aufarbeitung der Besatzungszeit als, einem noch nicht vollständig bearbei-
teten Feld der neueren deutschen Geschichte, und kann nicht zuletzt als Beitrag für eine 
besatzungszonenübergreifende Untersuchung der tatsächlichen Arbeitsgerichtspraxis in 
der Nachkriegszeit dienen.2
Eine Fragestellung dieser Arbeit wird sich dabei auch der Frage der personellen Kon-
tinuität widmen, um zu prüfen, ob die für andere Gerichtszweige bereits untersuchte 
und oft auch bestätigte Annahme, dass es eine solche gegeben hat, sich auch in der er-
stinstanzlichen Arbeitsgerichtsbarkeit in der amerikanischen Besatzungszone nachwei-
sen lässt. Für die britische Zone und allgemein für die Westzonen wird die These der per-
sonellen Kontinuität in zwei bereits erschienenen Studien bereits positiv beantwortet.3
Den Schwerpunkt der Untersuchung bildet die Darstellung der Rechtspraxis unter 
der Heranziehung von Originalquellen. Leitfrage ist der Umgang der Arbeitsgerichte 
mit dem nationalsozialistischen Normenerbe, insbesondere, ob und wenn ja, in welcher 
Form nationalsozialistische Inhalte oder Gedankengut weiterhin Eingang in die Rechts-
anwendung und Rechtsauslegung fanden. Dies ist freilich nur unter Berücksichtigung 
des sozialhistorischen Kontexts der Zeit möglich, da sich nur so ein umfassendes Bild 
der Rechtsanwendung in einem bestimmten zeitlichen Abschnitt gewinnen lässt. Recht-
1  Vgl. dazu Ramm, Rechtszeitgeschichte – eine neue Disziplin?, JuS 1998, S. 588. Dieser geht davon aus, 
dass Grundlage einer Rechtsgeschichtsforschung von der tatsächlichen Rechtsanwendung, also insbe-
sondere auch der Rechtsprechung, ausgehen sollte.
2  Vgl. für die britische Besatzungszone am Beispiel der nordrheinwestfälischen Arbeitsgerichte bereits 
Sonnenschein, Entnazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts.
3  Vgl. Sonnenschein, Entnazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, S. 115; Schell, Das Arbeits-
recht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik. Eine Betrachtung der Entwicklung des Arbeits-
rechts in den westlichen Besatzungszonen und der Bundesrepublik für die Jahre 1945 bis 1955, S. 286 f. 
A.A. Seegert, Die Formierung des Streikrechts, S. 27. Dieser führte aus, dass in die erste Instanz grund-
sätzlich Nichtjuristen berufen wurden. 
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sprechung und Rechtsanwendung stellen immer auch ein Spiegelbild der Gesellschaft 
und ihrer Werte dar. Dieser Grundprämisse folgend wird auch untersucht, ob und inwie-
weit sich die geänderten gesellschaftlichen, politischen und sozialen Gegebenheiten der 
Nachkriegszeit ggfs. in der Rechtsprechung und Rechtsanwendung ebenfalls nachweisen 
lassen. Ergänzt wird die Arbeit um eine Rückbindung der herausgearbeiteten Ergebnis-
se an den Stand der historischen Forschung. Hierzu erfolgt dabei insbesondere auch eine 
kurze vergleichende Bezugnahme und Stellungnahme im Hinblick auf die Ergebnisse ei-
ner bereits erschienenen Arbeit über die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte in der bri-
tischen Besatzungszone. Die Arbeit schließt mit einem Ausblick über weitere sich an die 
Ergebnisse dieser Untersuchung anschließende Themenkomplexe und Fragestellungen.
Die Arbeit beginnt mit einem einführenden Teil, in dem zunächst auf die Situation der 
Arbeitsgerichte und des Arbeitsrechts in der Nachkriegszeit hingeführt wird um so die 
späteren Urteilsdarstellungen der bayerischen und hessischen Arbeitsgerichte in ihrem 
historischen Kontext verorten zu können. Anschließend wird der derzeitige Forschungs-
stand in Kürze skizziert und das Forschungsvorhaben in diesen eingeordnet und kon-
kretisiert. Anschließend wird im zweiten Teil die Quellengrundlage der Untersuchung 
dargestellt und die Quellenlage in den bayerischen und hessischen Archiven geschil-
dert. Den dritten Teil bildet eine kurze Einführung in die Geschichte der Arbeitsge-
richtsbarkeit in Deutschland. Betrachtet wird hier insbesondere die Situation der Ar-
beitsgerichte vor und während der Zeit des Nationalsozialismus. Die Kenntnis derselben 
ist Voraussetzung für das Verständnis der Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit gerade im Hinblick auf den erfolgten Systemwechsel. Außerdem 
wird bereits hier geprüft, ob es eine personelle Kontinuität in der erstinstanzlichen Ar-
beitsgerichtsbarkeit nach 1945 gegeben hat. Letztgenannte Fragestellung interessiert aus 
zwei verschiedenen Gründen. Zum einen um bei einer Bejahung im Hinblick auf die Art 
und Weise der Rechtsauslegung ggfs. Rückschlüsse ziehen zu können und zum anderen 
um so einen Beitrag zu einer umfassenden Klärung der Frage der personellen Kontinui-
täten in den verschiedenen Gerichtsbarkeiten zu leisten. Zuletzt erfolgt in diesem ein-
führenden Teil eine erforderliche Begriffsklärung. Die Beurteilung eines Gesetzes oder 
seiner Anwendung setzt ein eindeutiges Verständniss dessen voraus, was als nationalso-
zialistisches Recht zu bewerten ist. Entsprechend wird die dieser Arbeit zugrundeliegen-
de Auffassung des Begriffs des nationalsozialistischen Rechts offengelegt und allgemein 
sowie im speziellen für die vorliegende Studie erläutert. Im Fortgang der Arbeit werden 
dann die in den jeweiligen Kapiteln betrachteten Arbeitsrechtsgesetze auf ihren national-
sozialistischen Gehalt hin untersucht. 
Der sich anschließende Hauptteil der Untersuchung widmet sich der Frage, ob und 
wie nach 1945 arbeitsrechtliche Gesetze aus der NS-Zeit angewandt wurden. Einbezo-
gen wurden die wesentlichsten nationalsozialistischen Arbeitsgesetze, das AOG, die 
APlWVO, die ArbÄndVO, das JuSchG und das Mutterschutzgesetz. Die genannten Ge-
setze werden zunächst mit ihrem wesentlichen Inhalt und ihrer weiteren Geschichte 
nach 1945 dargestellt. Danach werden die Anwendungsfälle in Bayern und Hessen aufge-
zeigt. Ergänzt wird die Darstellung um einige veröffentlichte bzw. zweitinstanzliche Ent-
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scheidungen und soweit vorhanden der bislang unveröffentlichte Diskurs und Rechtsan-
sichten der wesentlichen Protagonisten auf dem Gebiet des Arbeitsrechts. Anschließend 
erfolgt ein Vergleich der Rechtsanwendung in beiden Ländern sowie eine Prüfung der 
Art und Weise derselben. Insbesondere wird auch der nationalsozialistische Gehalt und 
die Vereinbarkeit mit den Militär- und Kontrollratsgesetzen untersucht. Je nach Rege-
lungsgehalt des einzelnen Gesetzes widmete sich dieses teilweise bereits von seinem An-
wendungsbereich her in erster Linie dem Schutz einer bestimmten Gruppe, wie z.B. den 
Heimkehrern, den Müttern oder auch Jugendlichen. Sofern also eine so abgrenzbare 
Gruppe vom Anwendungsbereich eines der Gesetze umfasst ist, wurde der sozialhistori-
sche Kontext dieser Gruppe und die historischen Gegebenheiten näher betrachtet.  
Die Untersuchung schließt mit einem zusammenfassenden Resümee, in dem die Er-
gebnisse der verschiedenen Kapitel noch einmal zusammengefasst und die in der Einlei-
tung aufgeworfenen Fragestellungen beantwortet werden.
1. Hinführung zum Thema und Forschungsstand
a. Hinführung – Situation der Arbeitsgerichte und Rechtslage auf dem Gebiet des Ar-
beitsrechts im Nachkriegsdeutschland
Die Arbeit befasst sich mit der Anwendung nationalsozialistischen Arbeitsrechts durch 
Erstinstanzliche Gerichte nach der Kapitulation von 1945-1949 in der amerikanischen 
Besatzungszone anhand der noch vorhandenen Urteilssammlungen der bayerischen 
und hessischen Arbeitsgerichte. Hinführend ist daher zunächst eine Betrachtung der 
Ausgangssituation der Arbeitsgerichte und des Arbeitsrechts erforderlich. 
Nach der Kapitulation am 8. Mai 1945 trat der bis dato nur theoretisch bekann-
te Stillstand in der Rechtspflege ein, indem nach Erlass des Militärregierungsgesetzes 
Nr. 2 (MRG Nr. 2) vom 18.09.19444 alle deutschen Gerichte erstmals geschlossen wur-
den.5 Mittels des Militärregierungsgesetzes Nr. 77 vom 18.09.19446, dem Gesetz über die 
„Aufhebung bestimmter Arbeitsorganisationen und Arbeitsämter“, wurde die Tätigkeit 
der Arbeitsgerichte eingestellt und fast die gesamte Arbeitsverwaltung (Reichstreuhän-
der der Arbeit, Reichswohnungskommissar, Ehrengerichte u.a.) von der US-Militärre-
gierung offiziell aufgelöst.7 Nur die Arbeitsämter und Landesarbeitsämter blieben grds. 
bestehen, wenn auch kurzfristig der Kommunalverwaltung unterstellt.8
4  Mil. Gov. Gaz. Germany, US Zone Western Military District, 1944, p. 13.
5  Vgl. Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der frühen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 
1989, S. 19; Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, 
S. 105; Stolleis, Rechtsordnung und Justizpolitik 1945-1949, in: Horn, Norbert u.a. (Hrsg.), Europäisches 
Rechtsdenken in Geschichte und Gegenwart. Festschrift für Helmut Coing zum 70. Geburtstag, Bd. I, 
S. 390. Dietz, Das Arbeitsgerichtsverfahren, S. 2. Vgl. auch Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher 
Ordnung, S. 80.
6  Mil. Gov. Gaz. Germany, US Zone Western Military District, 1944, p. 35. 
7  Vgl. Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 49, 55 f.
8  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 55 f.
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Als erstes wurde durch das KRG Nr.  4 („Umgestaltung des Deutschen Gerichtswe-
sens“) vom 30.10.19459 die ordentliche Gerichtsbarkeit mit der Aufteilung in Amts- 
Land- und Oberlandesgerichte wiedereingeführt (Art. I KRG Nr. 4). Das Gerichtsverfas-
sungsgesetz vom 27.01.1877 in der Fassung vom 22.03.192410 und das Verfahrensrecht, 
das am 01.01.1933 in Kraft war (Art. II KRG Nr. 4), fanden damit wieder Anwendung.11 
Zu Beginn hatten die Amtsgerichte daher gem. Ziffer 2 der Ausführungsverordnung Nr. 
1 MRG Nr. 212 auch über arbeitsgerichtliche Streitigkeiten zu entscheiden.13 Diese Aufga-
benübertragung kann man anhand der Urteilssammlung des Arbeitsgerichts München 
im Münchener Staatsarchiv nachvollziehen, da hier alle arbeitsrechtlichen Streitigkei-
ten zusammen archiviert wurden und diese ersten Entscheidungen nicht in den Urteils-
sammlungen der Amtsgerichte verloren gegangen sind. Ab April 1946 wurden am Amts-
gericht München bereits arbeitsrechtliche Verfahren durchgeführt.14 Die Amtsgerichte 
waren mit dieser zusätzlichen Aufgabe aber aufgrund von Personalnot und organisato-
rischen Problemen überlastet. Diese führte dazu, die Beilegung arbeitsrechtlicher Strei-
tigkeiten in der Rechtspraxis zunehmend durch von den Arbeitsämtern durchgeführ-
ten Schlichtungsverfahren beigelegt wurden.15 Durch das KRG Nr. 21 vom 30.03.194616, 
mit dem Titel „Deutsches Arbeitsgerichtsgesetz“ wurden in ganz Deutschland die Ar-
beitsgerichte und Berufungsarbeitsgerichte als selbständige Gerichte eingerichtet.17 Nun 
aber nicht mehr nur in der ersten Instanz von der ordentlichen Gerichtsbarkeit losge-
löst, sondern auch in der zweiten Instanz als von dieser selbstständigen Gerichtsbarkeit. 
Die Landesarbeitsgerichte waren damit selbständige Berufungsgerichte und unterstan-
den von da an, wie auch die Arbeitsgerichte gem. Art. III KRG Nr. 21, der Arbeitsver-
waltung.18 Die Möglichkeit der Errichtung einer Revisionsinstanz bzw. dritten Instanz 
9  Official gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 26.
10  RGBl. 1924 I, S. 299.
11  So auch entsprechend Art. X KRG Nr. 21 für das Arbeitsgerichtsverfahren. Das ArbGG von 1926 war 
daher anwendbar, soweit es nicht in Widerspruch zu KRG Nr. 21 stand. Vgl. auch Dietz, Das Arbeits-
gerichtsverfahren, S.  III; Gerhard Müller, Zur Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit seit 1945, in: Die 
Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen des Deutschen Arbeitsgerichtsverbandes, 
1994, S. 106; Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 80; Richardi, Arbeitsverfassung 
und Arbeitsrecht, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 
166.
12  Mil. Gov. Gaz. Germany, United States Area of Control, 1946 a, p. 11.
13  Vgl. Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 80; Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder 
im Nachkriegsdeutschland, S.  32; Rütten, Gewerkschaften und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Welt-
krieg (1945-1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbestim-
mung, 1996, S. 164; Nikisch, Arbeitsrecht, 1951, S. 457.
14  Vgl. StaM Nr. 49, Az. 1 Ca 9/45 vom 11.04.1946.
15  Fitting, Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 6. Dezember 1946 mit Erläuterungen, S. 13.
16 Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 124. 
17  Vgl. Dietz, Das Arbeitsgerichtsverfahren, S. 2 f.; Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, 
S.  80; Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in: Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland 
seit 1945, Bd 2/1, S. 166; Rütten, Gewerkschaften und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-
1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbestimmung, 1996, 
S. 164; Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 32.
18  Vgl. Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 79; Ramm, Pluralismus ohne Kodifi-
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war gem. Art. IV Ziff. 3 KRG Nr. 21 den jeweiligen Zonenbefehlshabern freigestellt. Tat-
sächlich eingerichtet wurden sie aber nur in der französischen Besatzungszone und dem 
Saarland.19 
Die so neu geschaffene Arbeitsgerichtsbarkeit war bei Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit 
grds. mit denselben Problemen und Schwierigkeiten wie die ordentliche Gerichtsbar-
keit konfrontiert. Eines der wesentlichsten Probleme stellte der Mangel an geeignetem 
und unbelastetem (Justiz-) Personal dar.20 Weitere Probleme waren vor allem infrastruk-
tureller Natur, wie z.B. das Fehlen von geeigneten Räumlichkeiten21 oder auch Büroma-
terialien.22 
Im Hinblick auf die Rechtslage wurden als erste Maßnahme der Besatzungsmächte 
durch das KRG Nr. 1 vom 20.09.194523, zwar zahlreiche Gesetze, die zwischen 1933 und 
1945 erlassen worden waren, aufgrund ihrer offensichtlich nationalsozialistischen Inhal-
te aufgehoben.24 Tatsächlich war dies aber nur ein kleiner Bruchteil der nach 1933 ergan-
genen Gesetze und Verordnungen. Nur die ganz auffällig nationalsozialistischen Geset-
ze waren davon erfasst. Die Gesetzgebung des Kontrollrats beschränkte sich v.a. auf eine 
rein negative Gesetzgebung um bestehende nationalsozialistische Gesetze aufzuheben.25 
Seine Gesetzgebung auf dem Gebiet des Arbeitsrechts selbst beschränkte sich auch nur 
auf einige wenige Gesetze, die in der Form von Rahmengesetzen bzw. Richtliniengeset-
zen ausgestaltet waren.26 D.h. sie waren sehr allgemein gehalten und bedurften der nähe-
ren Konkretisierung.27 Diese oblag entweder der jeweiligen Besatzungsmacht oder wie in 
der amerikanischen Zone, den einzelnen Länderregierungen, denen dieses Recht über-
tragen wurde.28 
kation, in: Simon (Hrsg.), Rechtswissenschaft in der Bonner Republik, 1994, S. 451; Richardi, Arbeits-
verfassung und Arbeitsrecht, in: Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd 2/1, S. 166; 
Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 50 f.; Rütten, Ge-
werkschaften und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa 
u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbestimmung, 1996, S. 164.
19  Vgl. Nikisch, Arbeitsrecht, 1951, S. 459; Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutsch-
land, S. 32 f.; Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 51. 
Siehe auch Schmaltz, Übersicht über die arbeitsgerichtlichen Instanzen Deutschlands, ARiSt, Bd. 1, S. 
166 ff.
20  Vgl. dazu auch Groß, Die deutsche Justiz unter französischer Besatzung, S. 65.
21  BayHStA MArb 2036.
22  Vgl. Raim, Der Wiederaufbau der westdeutschen Justiz unter alliierter Aufsicht, in: Braun/Gebhardt/
Holtmann (Hrsg.), Die lange Stunde Null, S. 145; HStaM MArb 2036. In einigen Entscheidungen wur-
den die Vorlagen aus nationalsozialistischer Zeit verwendet, nur das Hakenkreuz und die Formel „Im 
Namen des Deutschen Volkes“ wurde gestrichen.  
23  Official gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 6.
24  Siehe dazu Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, 
S. 80 ff.
25  Vgl. Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 199.
26  Vgl. Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 51; Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder 
im Nachkriegsdeutschland, S. 32 ff.
27  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 51.
28  Richardi, Kontinuität und Wandel im Arbeitsleben während der Besatzungszeit, RdA 2011, S. 31; Streich, 
Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 2. 
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Es erging zudem das KRG Nr. 21 vom 30.03.194629 mit dem Titel „Deutsches Arbeits-
gerichtsgesetz“, das anordnete, das ArbGG von 1926 weiter anzuwenden.30 Des Weite-
ren das KRG Nr. 22 vom 10.04.194631 mit dem Titel „Betriebsräte“, das KRG Nr. 32 vom 
10.07.194632 mit dem Titel „Beschäftigung von Frauen bei Bau- und Wiederaufbauar-
beiten“ und das KRG Nr.  35 vom 20.08.194633, das sich mit Ausgleichs- und Schieds-
verfahren in Arbeitsstreitigkeiten befasste.34 Daneben ergingen noch Kontrollratsdirekti-
ven und Kontrollratsbefehle auch auf dem Gebiet des Arbeitsrechts. Eine Auflistung der 
wesentlichsten Kontrollratsdirektiven ist bei Wiesenecker35 zu finden. Abgesehen von 
der Umsetzung der Rahmengesetze konnten die Besatzungsmächte der einzelnen Zo-
nen sich auch darüber hinaus gesetzgeberisch betätigen.36 In der amerikanischen Besat-
zungszone sind diesbezüglich die Military Government Regulations (MGR) auf dem Ge-
biet des Arbeitsrechts besonders hervorzuheben. Diese stellten interne unveröffentlichte 
Richtlinien dar, die für die untergeordneten Dienststellen und Ländermilitärregierungen 
galten.37 Nachdem die Gerichte ihre Tätigkeit wieder aufgenommen hatten,38 ließ man 
sie mit dem übrigen Bestand an „NS-Recht“ bis auf eine Allgemeine Anweisung an die 
Richter und mit den Grundsätzen der neuen Justiz in der Kontrollratsproklamation Nr. 3 
vom 20.10.194539 allein.40 Einzige inhaltliche Direktive war, dass man gem. Art. III MRG 
Nr. 1 diese nicht mehr „im nationalsozialistischen Geiste“ auslegen durfte und Ziele und 
Gesetzeszweck des nationalsozialistischen Gesetzgebers außer Betracht bleiben mussten. 
Dies war sogar unter Strafandrohung verboten. Einen genauen Leitfaden wie mit die-
sen Gesetzen umzugehen war, gab es für die Richter nicht. Diese mussten damit letztlich 
bis auf manche Richtlinien von den Arbeitsministerien bzw. den Besatzungsmächten al-
lein entscheiden, was als Gesetz noch anwendbar war und was nicht mehr angewendet 
bzw. sogar verworfen werden sollte. Dass Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg in 
Besatzungszonen aufgeteilt wurde und jede Besatzungsmacht unterschiedliche Interes-
sen und Schwerpunkte bei ihrer Besatzungspolitik verfolgte, begünstigte die in den ver-
schiedenen Zonen einsetzende unterschiedliche Rechtsanwendung und -setzung. Fol-
ge davon war eine zunehmende Rechtszersplitterung. Gesetze ergingen in der Folgezeit 
zum Großteil nur mehr auf Länderebene. Anhand der unterschiedlichsten Betriebsräte- 
29 Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 124.
30  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 80.
31  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 133. Zweifelnd, ob es sich hierbei um eine 
Rahmengesetz handelt, Fitting, Kontrollratsgesetz Nr. 22 und Deutsche Betriebsräte-Gesetzgebung, RdA 
1948, S. 89 und wohl auch Wiesenecker Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 34.
32  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 166.
33  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 174. 
34  Richardi, Kontinuität und Wandel im Arbeitsleben während der Besatzungszeit, RdA 2011, S. 31.
35  Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 34 f.
36  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 3.
37  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 3.
38  Näheres zu den Arbeitsgerichten, siehe S. 12 ff.
39 Official gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 22.




bzw. Kündigungsschutzgesetze der verschiedenen Länder41 wird die eingetretene Rechts-
zersplitterung besonders augenfällig. Ein zonenübergreifender Erfahrungsaustausch 
war zudem aufgrund der Nachkriegsumstände wie z.B. Papiermangel, anfängliches Feh-
len juristischer Fachzeitschriften und mangels eines Obersten Gerichtshofs nur bedingt 
möglich.
b. Forschungsstand
Zu dem Themenkomplex Arbeitsrecht in der Besatzungszeit im weiteren Sinne sind be-
reits einige Arbeiten erschienen. Näher betrachtet werden im Folgenden nur die die-
ser Arbeit am nächsten stehenden wesentlichsten Untersuchungen. Streich gibt in seiner 
Dissertation einen Überblick über die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikani-
schen Besatzungszone.42 Es wird insbesondere auf die rechtlichen und politischen Pro-
bleme des Arbeitsrechts Bezug genommen, des Weiteren wird die Rechtszersplitterung 
im Arbeitsrecht zwischen 1945-1949 dargestellt. Leitfrage der Untersuchung ist dabei, 
ob das Jahr 1945 einen Neubeginn, eine „Stunde Null“ für das Arbeitsrecht bedeutete. 
Die Arbeit von Veit Schell43 legt ihren Schwerpunkt auf die Untersuchung, ob typisch 
nationalsozialistisches Gedankengut bzw. Regelungen in das moderne Arbeitsrecht ein-
gegangen sind. Des Weiteren betrachtet Schell inwieweit die arbeitsgerichtliche Recht-
sprechung der Nachkriegszeit in einer Kontinuität bzw. Diskontinuität, sowohl in recht-
licher als auch personeller Hinsicht, mit der nationalsozialistischen Arbeitsrechtslehre 
steht. Sein Arbeitsmaterial zur Beurteilung der Rechtsprechung beschränkt sich dabei al-
lerdings ebenfalls auf veröffentlichte Entscheidungen. Eine Beschränkung, die aufgrund 
der Breite des Themas freilich auch die Bearbeitung der Themenstellung überhaupt erst 
ermöglichte. 
Philipp Geschers44 Arbeit bietet einen umfassenden Überblick über die arbeitsgericht-
liche Rechtsprechung in den Westzonen. Die veröffentlichte Rechtsprechung zu den 
wichtigsten Problembereichen des Arbeitsrechts in der Besatzungszeit wird dort zusam-
mengetragen, einzelne Gerichtsentscheidungen eingehend besprochen und in den histo-
rischen Zusammenhang eingegliedert. Zugrundeliegendes Arbeitsmaterial des Werkes 
sind auch hier veröffentlichte Entscheidungen sowie die ausgewertete zeitgenössische, 
arbeitsrechtliche Literatur. Eine weitere Arbeit stammt aus dem Jahre 2005 und wurde 
von Philipp Wiesenecker verfasst.45 Auch dieser beschäftigt sich mit dem Arbeitsrecht in 
der Nachkriegszeit; behandelt werden Kündigungsschutz, Urlaubsrecht, Betriebsverfas-
sungsrecht und Tarifvertragsrecht auf dem Weg zur Bundesrepublik.
41  Siehe hierzu S. 34 ff.
42  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone unter Berücksichti-
gung der Bizone: Vom Zeitpunkt der Kapitulation am 08.05.1945 bis zum Inkrafttreten des Grundgeset-
zes am 24.05.1949.
43  Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik - Eine Betrachtung der Ent-
wicklung des Arbeitsrechts in den westlichen Besatzungszonen und der Bundesrepublik für die Jahre 
1945 bis 1955. 
44  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen.
45  Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland.
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Die Dissertation von Tanja Fiedler, Kündigungsschutz außerhalb des KSchG und sei-
ner Vorgängerregelungen durch Grundrechte und allgemeines Zivilrecht (Untersu-
chungszeitraum 1850 - 2006), von 2006 befasst sich ebenfalls mit dem Kündigungsschutz 
nach 1945. Quellengrundlage bilden veröffentlichten Urteile. Neben den gerade benann-
ten Untersuchungen gibt es weitere Arbeiten, die einzelne arbeitsrechtliche Aspekte mit 
historischer Einordnung unter anderem auch in die Nachkriegszeit bieten, ohne dass 
diese Thematik den Schwerpunkt der Untersuchung bilden würde. Auf ihre Nennung 
wurde an dieser Stelle mangels direkter Vergleichbarkeit des Forschungsschwerpunktes 
verzichtet.
Anders als bei diesen bereits erschienen Arbeiten ist die Intention der hier vorlie-
genden Untersuchung eine Darstellung der tatsächlichen Rechtspraxis der erstinstanz-
lichen Arbeitsgerichte bzgl. der Anwendung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, was 
eine Einbeziehung deutlich umfangreicheren Quellenmaterials zwingend voraussetzt. In 
diesem Zusammenhang ist auch auf die bislang noch nicht erwähnte Arbeit von Frau 
Manuela Sonnenschein, Entnazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, Die 
Rechtsprechung nordrhein-westfälischer Arbeitsgerichte 1945-1949 hinzuweisen, die 
denselben Ansatz und Zielsetzung verfolgt eine umfassende Darstellung der Rechtspra-
xis der Arbeitsgerichte im untersuchten Gebiet der britischen Zone zu bieten. Diese Ar-
beit beruht auf der Auswertung von Urteilen der Arbeitsgerichte Duisburg und Essen 
und des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf. Die vorliegende Untersuchung kann hierne-
ben einen zusätzlichen Einblick in die Rechtspraxis einer anderen Besatzungszone geben 
und ermöglicht so auch eine weitere Würdigung der von Sonnenschein gefundenen Er-
gebnisse. Diese lassen sich im direkten Vergleich mit den hier erarbeiteten Ergebnissen 
erneut bewerten; im Rahmen des Schlussfazit wird entsprechend ein kurzer Vergleich 
der Rechtsanwendung zwischen den Besatzungszonen gezogen werden.
Die vorliegende Arbeit geht in ihrem Ansatz aber in weiterer Hinsicht über die bisher 
erschienenen Untersuchungen hinaus: Miteinbezogen wird zudem der sozialhistorische 
Kontext, ebenso wurden zum Großteil wohl bislang unveröffentlichte Archivunterlagen 
mit Rechtsansichten zur Anwendbarkeit bzw. Weitergeltung einiger Gesetze von wesent-
lichen Protagonisten des damaligen Arbeitsrechts, wie z.B. dem bayerischen Arbeitsmi-
nisteriums oder auch Niederschriften von Referaten auf Tagungen der erstinstanzlichen 
vorsitzenden Arbeitsrichter und Schriftwechsel dieser aus Hessen, ausgewertet. Auf die-
se Art und Weise wird ein umfassender Einblick in die Rechtspraxis und den gerichtsna-
hen Diskurs geboten.
Wie aus der Darstellung des bisherigen Forschungsstandes zu ersehen ist, fehlt bis-
lang eine detaillierte, aus den Quellen gearbeitete Auswertung der erstinstanzlichen Ar-
beitsgerichtspraxis für die amerikanische Besatzungszone. Veröffentlichte Entscheidun-
gen waren - wie heute auch - meist nur solche der zweiten Instanz und sind daher zur 
Ermittlung der Entscheidungspraxis der erstinstanzlichen Gerichte ungeeignet. Gerade 
aber der Alltag der Arbeitsgerichte, fernab der spektakulären, veröffentlichten Entschei-
dungen, die zu einem Großteil meist nur solche der 2. Instanz waren, soll Grundlage für 
diese Untersuchung sein. Zu diesem Alltag der erstinstanzlichen Gerichte zählt natür-
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lich auch der Austausch unter den Richtern, die Interaktion mit dem LAG sowie auch 
der Austausch mit dem Landesarbeitsamt. Denn für eine Aufarbeitung der wirklichen 
Rechtspraxis ist z.B. entsprechend Diestelkamp eine umfassende Auswertung von Ge-
richts- und Verwaltungsaktenbeständen erforderlich.46 
2. Quellenlage
Die Quellengrundlage dieser Untersuchung besteht in erster Linie aus Urteilssammlun-
gen erstinstanzlicher Arbeitsgerichte des Zeitraums 1945-1949. Dabei konnte auf Ak-
tenbestände mehrerer Archive der ehemals amerikanischen Besatzungszone zurückge-
griffen werden. Bei den Anfragen, ob solche Bestände archiviert wurden und auch noch 
vorhanden sind, gab es sowohl aus Hessen als auch Bayern positive Rückmeldung. Aus 
der amerikanischen Besatzungszone bot es sich daher bereits aufgrund der Quellenlage 
an, die Länder (Groß-) Hessen und Bayern für die Untersuchung zu wählen, zumal die-
se auch schon rein flächenmäßig betrachtet den größten Teil dieser Besatzungszone aus-
machten und damit eine ausreichende Grundlage für das Forschungsvorhaben gewähr-
leistet ist.
a. Quellen in Bayern
In den bayerischen Archiven ist die Quellenlage bezogen auf arbeitsgerichtliche Verfah-
rensakten aus der Zeit zwischen 1945–1949 nicht sehr umfangreich. Von allen bayeri-
schen Arbeitsgerichten, die ab 1946 wieder tätig waren, sind nur noch die Akten des 
Arbeitsgerichts München aus der betreffenden Zeit im Staatsarchiv München erhalten. 
Alle übrigen bayerischen Archive verfügen nur noch über Verfahrensakten jüngeren Da-
tums aus den 1980er und 1990er Jahren bzw. nur über Prozess- und Namensregister, die 
aber keinen Aufschluss über die Rechtsanwendung geben können. Die Prozessakten des 
Arbeitsgerichts Bayreuth beispielsweise wurden, wie aus älteren Verwaltungsakten des 
Staatsarchivs hervorgeht, in den 1960er Jahren „zum Einstampf freigegeben“, da sie als 
unbedeutend eingestuft wurden. Der Bestand des Arbeitsgerichts München selbst ist re-
lativ gut erhalten geblieben. Die im Archiv befindlichen Akten sind keine vollständigen 
R-Akten, d.h. Klageschriften und Klageerwiderung und sonstige gerichtliche Verfügun-
gen sind nicht enthalten. Aufbewahrt wurden im Staatsarchiv München nicht nur die 
Urteile, sondern auch Vergleiche und sonstige Erledigungen. Einige der Verfahren ent-
halten auch eine Rechtsmittelakte.
Im Staatsarchiv München wurden über 2800 arbeitsgerichtliche Verfahren aus dem 
Bestand der Jahre 1946-1949 gesichtet und die darunter befindlichen strittigen Urtei-
le ausgewertet, wobei sich das Datum auf den Zeitpunkt der Entscheidung bezieht. Die 
Akten des Arbeitsgerichts München sind nach Eingangsjahr sortiert. Vollständig gesich-
tet wurden Verfahren ab Eingang 194347 bis einschließlich Eingang 1948.48 Der Jahrgang 
46  Diestelkamp, Kontinuität und Wandel in der Rechtsordnung, 1945 – 1955, S. 105.
47  StaM Nr. 47.
48  Insgesamt wurden die Akten des Arbeitsgerichtes München Nr. 47-66 gesichtet.
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1949 wurde bis zum Eingang Az. W I 276/4949 bzw. Az. II 233/4950 erfasst. Auf eine voll-
ständige Sichtung der Verfahren mit dem Eingangsjahr 1949 wurde verzichtet, da die 
in diesem Jahr auch abgeschlossenen Verfahren zur Klärung der maßgeblichen Frage-
stellung der Untersuchung nicht mehr beitragen können.51 Denn das AOG war zu die-
sem Zeitpunkt bereits mehr als zwei Jahre aufgehoben und die große Rückkehrerwelle 
der Kriegsgefangenen und Kriegsheimkehrer betreffend einer Anwendbarkeit der Ar-
bÄndVO bereits abgeschlossen. Der mögliche Anwendungsbereich dieser Gesetze war 
daher gering und dürfte in der Rechtpraxis eine völlig untergeordnete Bedeutung ge-
habt haben. Des Weiteren handelt es sich - wie sich bei einer Durchsicht der Bestände er-
gab - bei den Eingängen mit Beendigung aus und im Jahr 1949 zum Großteil entweder 
um Vergleiche bzw. Versäumnisurteile oder eine andere Erledigungsart. Sofern sich ein 
streitiges Urteil des Eingangs 1949 darunter befand wurde dieses auch zumeist erst 1950 
und später entschieden. Erklärt werden kann dies mit dem Anstieg der Arbeitsbelastung 
durch die Währungsreform. In der Mitte des Jahres 1948 gab es einen immensen Anstieg 
an Eingängen an allen Arbeitsgerichten, besonders aber am ArbG München.52 Allein von 
Januar bis November waren am ArbG München 3319 Eingänge zu verzeichnen, von Juli 
bis November alleine 2533 mit einem monatlichen Durchschnitt von ca. 500 Eingän-
gen.53 Dagegen lag der Durchschnitt von Februar bis Juni noch bei monatlich etwas über 
80 Verfahrenseingängen.54
Weiterhin wurden im Bayerischen Hauptstaatsarchiv in München sämtliche Akten des 
Arbeitsministeriums aus der Zeit von 1945-1949 gesichtet, die sich mit den Arbeitsge-
richten und Arbeitsrecht befassen.55 Ebenfalls im Hauptstaatsarchiv München wurden 
die noch auffindbaren Personalakten der damaligen vorsitzenden Richter des Arbeitsge-
richts München durchgesehen.56 Soweit für die Themenstellung dieser Studie von Inter-
esse wurden die Ergebnisse dieser Recherchen an entsprechender Stelle berücksichtigt.
b. Quellen in Hessen
Im Gegensatz dazu sind in den hessischen Archiven die Bestände mehrerer Arbeitsge-
richte erhalten geblieben, wobei auch hier eine vollständige Abdeckung nicht gegeben 
ist. Die Aktenbestände einiger Arbeitsgerichte fehlen entweder teilweise oder auch voll-
ständig bzw. sind unbrauchbar geworden. Im Staatsarchiv Darmstadt sind aus der be-
treffenden Zeit nur noch Akten des Arbeitsgerichtes Offenbach verwahrt. Diese Urteils-
49  StaM Arbeitsgericht München Nr. 65.
50  StaM Arbeitsgericht München Nr. 66.
51  Die Akten in StaM Arbeitsgericht München Nr. 68-73 wurden zudem stichpunktartig gesichtet. 
52  Bericht an den Bayerischen Gewerkschaftsbund vom 20.12.1948 über die „Tätigkeit der Arbeitsgerichts-
behörden im Jahre 1948“, BayHSta MArb 2036. 
53  Bericht an den Bayerischen Gewerkschaftsbund vom 20.12.1948 über die „Tätigkeit der Arbeitsgerichts-
behörden im Jahre 1948“, BayHSta MArb 2036. 
54  Bericht an den Bayerischen Gewerkschaftsbund vom 20.12.1948 über die „Tätigkeit der Arbeitsgerichts-
behörden im Jahre 1948“, BayHSta MArb 2036.
55 BayHSta MArb.
56  BayHSta MArb-Akten und MJur-Akten.
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sammlung beinhaltet die Jahre 194657, 194758, 194859 und 194960, von denen alle Jahrgänge 
gesichtet wurden. Die Urteilssammlungen sind auch hier nach Eingangsjahr geordnet. 
Die letzten Eingänge des Jahres 1949 (Az. 890/49 ff.) wurden zumeist erst Anfang 1950 
entschieden.61 Aufbewahrt sind auch hier keine vollständigen R-Akten, teilweise sind je-
doch die Klageschrift bzw. erteilte Prozessvollmachten im Akt enthalten. Dieser Bestand 
ist nahezu vollständig, selbst Arrestbefehle, Anerkenntnisurteile, Kostenbeschlüsse, Ver-
gleiche, Versäumnisurteile und Zahlungsbefehle wurden archiviert. 
Das älteste Archivmaterial62 des Arbeitsgerichtes Gießen ist ein Namensverzeichnis 
zum Prozessregister für die Jahre 1946-195163 ansonsten sind nur Prozessregister des Ar-
beitsgerichtes ab 195064, Register65 und Tätigkeitsberichte des Schiedsausschusses aus den 
50er Jahren und Urteilssammlungen aus späteren Jahren archiviert. 
Die Urteilssammlungen des Arbeitsgerichtes Darmstadt sind erst ab Ende der 1980er 
Jahre archiviert bzw. nach Angaben des Archivs könnte es u.U. auch möglich, wenn auch 
unwahrscheinlich sein, dass es einen Bestand aus dieser Zeit noch gibt, der aber noch 
nicht verzeichnet und damit nicht auffindbar sein könnte. 
Im Hauptstaatsarchiv Wiesbaden sind Urteilssammlungen der Arbeitsgerichte Frank-
furt a.M., Hanau/Main, Limburg/Lahn, Wetzlar, Wiesbaden und auch des Landesar-
beitsgerichtes Frankfurt a. M. aufbewahrt. 
Urteile des Arbeitsgerichts Frankfurt a.M. sind leider erst aus späteren Jahren archi-
viert. Vom Arbeitsgericht Hanau/Main sind Urteilssammlungen ab 1947 vorhanden.66 
Der arbeitsgerichtliche Aktenbestand von Limburg/Lahn beginnt mit Verfahren mit 
Eingang 1946.67 Gleichfalls mit Eingang 1946 beginnt die Urteilssammlung des Arbeits-
gerichtes Wetzlar.68 Wiesbadener Arbeitsgerichtsurteile sind dagegen erst ab 1948 vor-
handen.69 Die Akten dieser hessischen Arbeitsgerichte sind ebenfalls keine vollständigen 
R-Akten. Archiviert wurden im Hauptstaatsarchiv nur Urteile. Vergleiche oder andere 
Entscheidungsarten sind lediglich aus den Prozessregistern ersichtlich. Teilweise sind 
auch hier die Rechtsmittelakten in dem erstinstanzlichen Vorgang enthalten. 
57  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Offenbach Nr. 1.
58  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Offenbach Nr. 2.
59  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Offenbach Nr. 3, 4. 
60  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Offenbach Nr. 5.
61  Beispiel: A 891/49 ArbG Offenbach vom 03.03.1950, oder A 916/49 vom 17.02.1950 in HStAD Abt. H 16 
Nr. 5.
62  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Gießen, Nr. 1-11.
63  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Gießen, Nr. 1.
64  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Gießen, Nr. 2, 3 (1951), 4 (1952), 5 (1953), 6 (1954).
65  HStAD Abt. H 16 Arbeitsgericht Gießen, Nr. 7, 8.
66  HHStAW Abt. 905 Nr. 32, 33, 34.
67 HHStAW Abt. 906 Nr. 17, 18, 19, 20.
68  HHStAW Abt. 907 Nr. 26 ff.
69  HHStAW Abt. 908 Nr. 271, 272, 273, 274, 423.
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Im Staatsarchiv Marburg sind Urteilssammlungen der Arbeitsgerichte Fulda, Hersfeld, 
Kassel und Marburg aufbewahrt, allerdings erst ab späteren Jahrgängen. Einzig vom Ar-
beitsgericht Marburg war eine Urteilssammlung aus den Jahren 1946-1949 archiviert, 
diese wurde aber 2009 vernichtet. Im Übrigen wäre sie auch zuvor schon nicht lesbar ge-
wesen, da die Akten aufgrund eines Wasserschadens im Arbeitsgericht feucht und die 
dünnen Seiten dadurch verklebt und unleserlich geworden sind.
In Hessen wurden insgesamt ca. 430 erstinstanzliche Urteile, die damit den gesamten, 
archivierten hessischen Bestand darstellen, gesichtet und ausgewertet. Hinsichtlich der 
Tätigkeit der Arbeitsgerichte insgesamt in den Jahren 1947 bis 1951 ist insbesondere auf 
die statistische Erfassung in den Statistischen Mitteilungen des Hessischen Statistischen 
Landesamts hinzuweisen.70 
Weiterhin wurde auch die Urteilssammlung des LAG Frankfurt a.M. punktuell gesich-
tet.71 Leider sind in den Berufungsakten die angegriffenen Urteile der ersten Instanz aber 
nicht enthalten.
Im Hauptstaatsarchiv konnte außerdem Schriftverkehr der Landesarbeitsämter mit 
den Landesarbeitsgerichten, Referate zur Rechtslage, Zeitungsausschnitte und ähnliches 
gesichtet und ausgewertet werden.72 
Personalakten der erstinstanzlichen Vorsitzenden Richter sind im Hauptstaatsarchiv 
nicht vorhanden. Das hessische Justizministerium verfügt laut Auskunft ebenfalls nur 
über eine Personalakte eines LAG-Richters aus dieser Zeit. 
3. Arbeitsgerichte: Situation vor 1933 und in der Zeit des Nationalsozialismus
Einführend wird im Folgenden zunächst der historischen Hintergrund skizziert und 
eine kurze Einführung in die Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit gegeben. Dabei be-
schränkt sich die Darstellung bezogen auf die Zeit vor 1927, auf die direkten Vorläufer 
der Arbeitsgerichtsbarkeit.73 Zusätzlich werden die rechtliche sowie die tatsächliche Si-
tuation der Arbeitsgerichte während der Zeit des Nationalsozialismus beleuchtet.
70  O.V., Die Tätigkeit der Arbeitsgerichte in den Jahren 1947 bis 1951, in: Hessisches Statistisches Landes-
amt (Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilungen, 1952, S. 182 ff. als Kopie in HH-
StAW Abt. 634 Nr. 129.
71  HHStAW Abt. 634.
72  HHStAW Abt. 634.
73  Zu den Vorläufern, siehe u.a. bei Wenzel, 75 Jahre deutsche Arbeitsgerichtsbarkeit, JZ 1965, S. 697 f.; Sa-
wall, Die Entwicklung der Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 4 ff.; Söllner, Die Arbeitsgerichtsbarkeit im Wandel 
der Zeiten, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen der Arbeitsgerichtsbar-





Die Arbeitsgerichtsbarkeit als solche wurde erst 1927 als eigenständige Gerichtsbar-
keit durch das ArbGG vom 23.12.192674 eingeführt.75 Vor 1927 waren für arbeitsrecht-
liche Streitigkeiten verschiedene Gerichte zuständig, zum einen die Gewerbegerichte, 
zum anderen die Kaufmannsgerichte und darüber hinaus auch die ordentlichen Zivilge-
richte.76 Die gerichtliche Zuständigkeit richtete sich nach Gewerbezweig bzw. Arbeitneh-
mergruppe.77 Die Gewerbegerichte waren demzufolge für gewerbliche Arbeiter zustän-
dig und beurteilten die Rechtslage aufgrund der Gewerbeordnung78 vom 21.06.1869.79 
Die Kaufmannsgerichte waren für kaufmännische Angestellte zuständig, wobei hier an-
zuwendendes Recht Normen des HGB waren.80 Daneben befassten sich auch noch die 
ordentlichen Gerichte mit allen sonstigen, nicht unter die vorgenannten Kategorien pas-
senden Arbeitnehmergruppen, wobei sich deren Rechtsverhältnisse nach dem Dienst-
vertragsrecht des BGB richteten. 
Nach dem ArbGG von 1927 waren Arbeitsgerichtsbarkeit und ordentliche Gerichts-
barkeit noch eng verbunden. Diese enge Verbundenheit war deutlich daran erkennbar, 
dass sich die Selbstständigkeit auf die erste Instanz beschränkte, während die Rechts-
mittelinstanzen, also die Landesarbeitsgerichte und das Reichsarbeitsgericht, noch der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit angegliedert waren.81 Die Nähe kann man weiterhin auch 
daran erkennen, dass die Arbeitsgerichte dem Reichsjustizministerium und nicht dem 
Reichsarbeitsministerium bzw. der Arbeitsverwaltung unterstellt waren.82 Die Arbeitsge-
richte waren mit einem Vorsitzenden Richter und zwei Beisitzern, jeweils einen von Sei-
74  RGBl. 1926 I, S. 507.
75  Kranig, Lockung und Zwang, S. 190; Linsenmaier, Von Lyon nach Erfurt – Zur Geschichte der deutschen 
Arbeitsgerichtsbarkeit, NZA 2004, S. 401 ff.
76 Kranig, Lockung und Zwang, S. 190. Nähere Informationen zu den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten 
siehe u.a. Wenzel, 75 Jahre deutsche Arbeitsgerichtsbarkeit, JZ 1965, S. 697 ff.; Weiß, Von den Gewerbe-
gerichten zu den Arbeitsgerichten, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen 
der Arbeitsgerichtsbarkeit, 1994, S. 75 ff.; Stahlhacke, Die Entwicklung der Gerichtsbarkeit in Arbeitssa-
chen bis 1890, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen der Arbeitsgerichts-
barkeit, 1994, S. 59 ff. Zur Entstehung und Entwicklung der Arbeitsgerichtsbarkeit siehe ferner Söllner, 
Die Arbeitsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeiten, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jäh-
rigen Bestehen der Arbeitsgerichtsbarkeit, 1994, S. 1 ff.
77  Kranig, Lockung und Zwang, S. 190. 
78  Bundesgesetzblatt des Norddeutschen Bundes 1869, Nr. 26, S. 245 ff. 
79  Kranig, Lockung und Zwang, S. 190.
80  Kranig, Lockung und Zwang, S. 190.
81  Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in: Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, 
Bd 2/1, S. 166. Vgl. auch z.B. Rütten, Gewerkschaften und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg 
(1945-1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbestimmung, 
1996, S. 163.
82  Vgl. auch z.B. Rütten, Gewerkschaften und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-




ten der Arbeitsnehmer und einen von Seiten der Arbeitgeber, besetzt.83 Nur die Vorsit-
zenden Richter mussten sog. Rechtsgelehrte, d.h. Volljuristen, sein.84 Die Beisitzer waren 
lediglich Laienrichter. 
Erst mit dem ArbGG wurden die Streitigkeiten der verschiedenen Arbeitnehmer-
gruppen einem einheitlichen Gerichtszweig zugewiesen.85 Materiellrechtlich ordnete 
das Betriebsrätegesetz vom 04.02.192086 schließlich als erstes Gesetz betriebliche Mitbe-
stimmungsrechte und einen Kündigungsschutz an.87 Die Kündigungsvorschriften §§ 84-
90 BRG 1920 waren kollektivrechtlicher Natur, so dass eine Kündigungswiderrufskla-
ge vor dem ArbG demzufolge lediglich in den Fällen erhoben werden konnte, in denen 
der Arbeitnehmer nach der Kündigung zunächst mit Erfolg beim Betriebsrat Einspruch 
gegen die Kündigung erhoben hatte.88 Rechtsfolge einer erfolgreichen Kündigungswi-
derrufsklage war gem. § 87 BRG 1920 im Falle der Ablehnung einer Weiterbeschäfti-
gung durch den Arbeitgeber die Zahlung einer Entschädigung bis zur Höhe eines halben 
Jahresgehalts. In der Folgezeit wurden noch weitere Kündigungsvorschriften erlassen. 
Zu nennen sind z.B. das Gesetz über die Fristen für die Kündigung von Angestellten 
vom 09.07.192689 und die besonderen Kündigungsvorschriften des Gesetzes über die Be-
schäftigung vor und nach der Niederkunft vom 16.07.192790 (§ 4 Mutterschutzgesetz von 
1927) sowie die Schutzvorschriften der Gesetzes über die Beschäftigung Schwerbeschä-
digter vom 12.01.192391 (§ 13 Schwerbeschädigtengesetz).
bb. Nach der Machtergreifung durch die Nationalsozialisten 1933
In der NS-Zeit galt das ArbGG von 1926 in der Fassung vom 10.04.193492 weiter. Das Tä-
tigkeitsfeld der Arbeitsgerichte wurde aber wesentlich eingeschränkt.93 Zum einen waren 
nach der Einführung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20.01.193494 
zur Entscheidung betriebsverfassungsrechtlicher Fragen die Treuhänder der Arbeit und 
83  § 6 ArbGG von 1926.
84  § 6 ArbGG von 1926.
85  Söllner, Die Arbeitsgerichtsbarkeit im Wandel der Zeiten, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 
100jährigen Bestehen des Deutschen Arbeitsgerichtsverbandes, 1994 S. 8; Kranig, Lockung und Zwang, 
S. 190.
86  RGBl. 1920, S. 147.
87  Ausführlich zu den einzelnen Regelungen des Betriebsrätegesetzes, Plumeyer, Die Betriebsrätegesetze 
der Länder, 1945-1950, S. 25 ff.
88  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 37; Plumeyer, Die Betriebsrätege-
setze der Länder, 1945-1950, S. 34.
89  RGBl. 1926 I, S. 399.
90  RGBl. 1927 I, S. 184.
91  RGBl. 1923 I, S. 57.
92  RGBl. 1934 I, S. 319.
93  Vgl. Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64. 
Zur Arbeitsgerichtsbarkeit im Nationalsozialismus, siehe auch Mayer-Maly, Die Arbeitsgerichtsbarkeit 
und der Nationalsozialismus, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen des 
Deutschen Arbeitsgerichtsverbandes, 1994, S. 89 ff.
94  RGBl. 1934 I, S. 45. 
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nicht mehr die Arbeitsgerichte zuständig.95 Tarifrechtliche Streitigkeiten gab es ebenfalls 
nicht mehr, weil es zum einen keine Tarifparteien durch die Auflösung der Gewerkschaf-
ten96 und Arbeitgeberverbände mehr gab, und zum anderen weil Tarifordnungen die Ta-
rifverträge abgelöst hatten.97 Tarifordnungen wurden in Form von Rechtsverordnungen 
von den Reichstreuhändern der Arbeit erlassen.98 Das Führerprinzip, das das AOG präg-
te, führte auch dazu, dass sämtliche Streitigkeiten im Bereich des Betriebsräterechts weg-
fielen.99 Die Betriebsräte wurden durch Vertrauensräte mit nur noch beratender Funkti-
on ersetzt.100 Außerdem wurde mit dem AOG die Soziale Ehrengerichtsbarkeit als eine 
diziplinäre Gerichtsbarkeit eingeführt.101 Gegen den Arbeitseinsatz konnte vor den Ar-
beitsgerichten nicht geklagt werden, da dieser in die Zuständigkeit der Arbeitsämter fiel 
und als staatliche Maßnahme öffentliches Recht darstellte.102 Der Bereich der zwangsver-
pflichteten Fremdarbeiter, Kriegsgefangenen und KZ-Insassen war ebenfalls von der Zu-
ständigkeit der Arbeitsgerichte ausgenommen.103 Diese waren zumeist entweder völlig 
rechtlos oder gleichfalls einer Verwaltungsbehörde unterstellt.104 
Des Weiteren wird angenommen, dass durch die Deutsche Arbeitsfront (DAF) der 
Gang an die Arbeitsgerichte erschwert wurde.105 Eine Prozessvertretung konnte gem. 
§§ 66 AOG, 11 Abs. 1 ArbGG 1934 erstinstanzlich grds. nur noch durch die DAF erfol-
gen (Rechtszugangsmonopol)106. Darüber hinaus war die DAF auch für die Rechtsbera-
tung zuständig.107 Denjenigen, die aufgrund rassischer Aspekte bzw. politischer Gründe 
kein Mitglied der DAF werden konnten, wurde infolgedessen auch keinerlei Rechtsbe-
ratung im Arbeits- und Sozialversicherungsrecht gewährt.108 All diese verschiedenen 
95 Deventer, Arbeitsrecht im Nationalsozialismus, JuS 1998, S. 16; Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Die-
stelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64.
96  Zur Zerschlagung der Gewerkschaften siehe bei Reifner, Gewerkschaftlicher Rechtsschutz - Geschich-
te des freigewerkschaftlichen Rechtsschutzes und der Rechtsberatung der Deutschen Arbeitsfront von 
1894-1945, S. 81 ff.
97  Dietz, Das Arbeitsgerichtsverfahren, S. 2; Fitting, Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 6. Dezember 1946 mit 
Erläuterungen, S. 12; Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drit-
tem Reich, S. 64.
98  Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64.
99  Dietz, Das Arbeitsgerichtsverfahren, S. 2.
100  Siehe hierzu S. 34 f.
101  Siehe hierzu S. 29 f.
102  Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64.
103 Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64 f. Sie-
he auch Mayer-Maly, Nationalsozialismus und Arbeitsrecht, RdA 1989, S. 237.
104 Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 64 f.
105 Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 66; ders., 
Lockung und Zwang, S. 203 f.
106  Reifner, Gewerkschaftlicher Rechtsschutz – Geschichte des freigewerkschaftlichen Rechtsschutzes und 
der Rechtsberatung der Deutschen Arbeitsfront von 1894-1945, S. 107, 110.
107  Siehe dazu Reifner, Gewerkschaftlicher Rechtsschutz – Geschichte des freigewerkschaftlichen Rechts-
schutzes und der Rechtsberatung der Deutschen Arbeitsfront von 1894-1945, S. 100 ff.
108  Reifner, Gewerkschaftlicher Rechtsschutz – Geschichte des freigewerkschaftlichen Rechtsschutzes und 
der Rechtsberatung der Deutschen Arbeitsfront von 1894-1945, S. 108.
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Aspekte sorgten dafür, dass die Anzahl der arbeitsgerichtlichen Verfahren beträchtlich 
sank, von 371.592 Verfahren im Jahr 1932 auf 82.506 Verfahren im Jahr 1940.109 Zum 
einen wurden auf diese Art und Weise viele Streitigkeiten bereits außergerichtlich ge-
klärt110 und zum anderen wurde Rechtschutz nur gewährt, wenn das Rechtsersuchen ne-
ben der obligatorischen Erfolgsaussicht auch noch dem nationalsozialistischen Grund-
satz der „Ehre der Arbeit“ entsprach.111 
Nach Erlass des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
07.04.1933112 wurden jüdische (§§ 3 Abs. 1, 8 ff.) und politisch unpassende Richter (§§ 4, 
8 ff.) pensioniert.113 Anwälte durften gem. §§ 66 Abs. 3 AOG, § 11 ArbGG 1934 nur noch 
ausnahmsweise mit einer Vertretungsermächtigung der DAF in der ersten arbeitsge-
richtlichen Instanz tätig werden. In der zweiten Instanz waren sie aufgrund des in § 11 
Abs. 2 ArbGG 1934 angeordneten Anwaltszwangs zwar immer noch vertretungsbefugt, 
aber auch hier nur mit einer besonderen Ermächtigung der DAF.114 Auch die beisitzen-
den Richter wurden von der DAF gem. § 66 Abs. 2 AOG ausgewählt. Damit hatte die 
DAF die Entscheidungsmehrheit im Vorsitz eines Arbeitsgerichtes und war gleicherma-
ßen in der Lage den Richter zu kontrollieren.115 Während der NS-Zeit ging die Zahl der 
arbeitsgerichtlichen Verfahren neben den bereits genannten Einschränkungen zudem 
aufgrund der voranschreitenden Kriegsaufrüstung stetig zurück.116 Zusammenfasssend 
ist daher festzuhalten, dass die Arbeitsgerichte in der NS-Zeit einen erheblichen Bedeu-
tungsverlust erlitten haben.117
b. Personelle Kontinuität
In der historischen Forschung ist bereits wiederholt darauf hingewiesen worden, dass 
es eine personelle Kontinuität des Justizpersonals (zumindest in den Westzonen), d.h. 
eine weite Übernahme des schon zu Weimarer bzw. NS-Zeiten tätigen Personals nach 
109  Siehe Tabelle der Entwicklung der arbeitsgerichtlichen Verfahren von 1932 bis 1940 bei Kranig, Lockung 
und Zwang, S. 202. Vgl. zum Geschäftsabfall der Arbeitsgerichte am Beispiel Bremens auch Trinkhaus, 
Die Geschichte und Rechtsprechung der bremischen Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 97 ff., insb. Tabelle auf S. 
100, 160. In Bremen waren demgemäß ab 1937 nur noch nebenamtliche vorsitzende Arbeitsrichter tätig. 
Zuletzt nur noch einer mit lediglich ¼ seiner Arbeitskraft.  
110  Vgl. auch Trinkhaus, Die Geschichte und Rechtsprechung der bremischen Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 99; 
Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 268 ff., insb. 270 ff.
111 Kranig, Treue gegen Fürsorge, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Drittem Reich, S. 66. 
112  RGBl. I S. 175. § 1 Abs. 1 Gesetz zur Wiederherstellung Berufsbeamtentums: „Zur Wiederherstellung 
eines nationalen Berufsbeamtentums […] können Beamte […] aus dem Amt entlassen werden, auch 
wenn die nach dem geltenden Recht hierfür notwendigen Voraussetzungen nicht vorliegen.“
113  Deventer, Arbeitsrecht im Nationalsozialismus, JuS 1998, S. 16; Kranig, Lockung und Zwang, S. 193 f.
114  Vgl. Kranig, Lockung und Zwang, S. 204.
115 Reifner, Gewerkschaftlicher Rechtsschutz – Geschichte des freigewerkschaftlichen Rechtsschutzes und 
der Rechtsberatung der Deutschen Arbeitsfront von 1894-1945, S. 111.
116  Kranig, Lockung und Zwang, S. 200 ff., siehe dort insb. auch die Tabelle auf S. 202. 
117  Vgl. Trinkhaus, Die Geschichte und Rechtsprechung der bremischen Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 98 f. So 
auch Hachtmann, Arbeitsverfassung, in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozialstaatlichkeit, S. 
45; Kranig, Lockung und Zwang, S. 200 ff.
17
Einleitung
1945 gegeben hat.118 In diesem Bereich hat es den Autoren zufolge auf personeller Ebene 
fast keinen Austausch des Personals gegeben, vielmehr habe „[…] eine undifferenzier-
te Übernahme des Justizpersonals von vor 1945 in den Dienst […]“119 stattgefunden.120 
Mittlerweile sind diverse Einzelstudien erschienen, die diese Kontinuitätsthese für die 
Justiz und auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit stützen.121
Gerade die älteren Jahrgänge, also die Richter, die ihre Ausbildung bereits lange Zeit 
vor der Zeit des Dritten Reiches beendet hatten, haben in den Gerichtsbarkeiten wieder 
Einsatz gefunden.122 Solche also, die in der Kaiserzeit aufwuchsen und der Demokratie 
von ihrer Sozialisation her in der Regel eher ablehnend gegenüberstanden, bildeten die 
Basis des neuen, aber auch alten Personals.123
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit war es natürlich auch von Interesse, ob sich im 
Arbeitsrecht, vor allem in der Arbeitsgerichtsbarkeit, eine solche personelle Kontinui-
tät ebenfalls nachweisen lässt. Die Frage nach der Identität bzw. Austausch eines Rechts-
stabes nach einem politischen Systemwechsel ist gerade auch für das Recht im Hinblick 
auf Kontinuität oder Wandel bedeutend.124 Laut Streich hat eine erfolgreiche Entnazifi-
zierung des Arbeitsrechts nicht stattgefunden.125 Vielmehr sei sogar eine personelle Kon-
118  Vgl. hierzu Ingo Müller, Furchtbare Juristen, S. 204 ff., 210 ff.; Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den West-
zonen und der frühen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 1989, S. 22 ff., 27, 29; Perels, Die Restaurati-
on der Rechtslehre nach 1945, KJ 1984, S. 359; Rüthers, Die Wende-Experten, S. 89 f.; Stolleis, Rechts-
ordnung und Justizpolitik 1945-1949, in: Horn, Norbert u.a. (Hrsg.), Europäisches Rechtsdenken in 
Geschichte und Gegenwart. Festschrift für Helmut Coing zum 70. Geburtstag, Bd. I, S. 395 ff.; Fren-
zel, Selbstverständnis der Justiz nach 1945, S. 20; Wassermann, Auch die Justiz kann aus der Geschich-
te nicht aussteigen, S. 197; siehe auch Godau-Schüttke, Von der Entnazifizierung zur Renazifizierung 
der Justiz in Westdeutschland (06. Juni 2001), Rn. 47 ff., in forum historiae iuris, http://www.forhistiur.
de/2001-06-godau-schuttke/?l=de, zuletzt abgerufen am 20.10.2017. Vgl. zur Entnazifizierung allgemein 
Pauly, Die Entnazifizierung – Leitideen und Praxis, in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen 
Kontinuität und Fremdbestimmung, S. 330.
119  Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der frühen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 1989, 
S. 29. Vgl. auch Stolleis, Rechtsordnung und Justizpolitik 1945-1949, in: Horn, Norbert u.a. (Hrsg.), Eu-
ropäisches Rechtsdenken in Geschichte und Gegenwart. Festschrift für Helmut Coing zum 70. Geburts-
tag, Bd. I, S. 395 ff.; Bedau, Entnazifizierung des Zivilrechts, S. 51.
120  Vgl. Wahsner, Das Arbeitsrechtskartell, KJ 1974, S. 372. Vgl. auch Frenzel, Selbstverständnis der Justiz 
nach 1945, S. 20, siehe aber auch S. 13 ff. und 18 ff.
121  Vgl. Diestelkamp, Die Justiz nach 1945 und ihr Umgang mit der eigenen Vergangenheit, in: Diestel-
kamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Dritten Reich, S. 131 ff.; Wassermann, Auch die Justiz kann aus der 
Geschichte nicht aussteigen, S. 197. Zum Ablauf des Wiederaufbaus der Justiz in Nordwestdeutschland 
siehe Wenzlau, Der Wiederaufbau der Justiz in Nordwestdeutschland.
122  Vgl. Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der jungen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 
1989, S. 23 f.; sehr deutlich beschreibt das Raim, Der Wiederaufbau der Justiz in Westdeutschland und 
die Ahndung von NS-Verbrechen in der Besatzungszeit 1945-1949, in: Finger, u.a. (Hrsg.), Vom Recht 
zur Geschichte, S. 55, die anmerkt, dass die Justizverwaltung in der amerikanischen Zone einem Senio-
renheim glich. 
123  Vgl. Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der jungen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 
1989, S. 23 f.
124  Vgl. Diestelkamp, Kontinuität und Wandel in der Gesellschafts- und Rechtsordnung vor und nach 1945, 
in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbestimmung, S. 24.
125  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 38.
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tinuität im Arbeitsrecht seit der Zeit der Weimarer Republik anzunehmen.126 Diese These 
gilt es im Folgenden für die untersuchten erstinstanzlichen Arbeitsgerichte im Rahmen 
des Untersuchungszeitraums zu prüfen.
Im Hinblick auf die Arbeitsrechtswissenschaft ist an einer personellen Kontinuität 
ohne dies jetzt hinsichtlich der daraus resultierenden Folgen weiter zu bewerten127, si-
cherlich nicht zu zweifeln. Fast alle bedeutenden Arbeitsrechtsprofessoren z.B. Hueck,, 
H.C. Nipperdey, Nikisch, Herschel oder auch Dietz und Siebert, um nur einige zu nen-
nen, die nach 1945 tätig waren, begannen ihre Karrieren bzw. ihre Ausbildung schon in 
der Weimarer Republik128 und waren auch nach 1945 meist nach Einlegung einer kurzen 
Pause aufgrund der Entnazifizierung wieder im Lehrbetrieb aktiv.129 Streich merkt dazu 
an, dass es geradezu augenfällig ist, dass ab der Übergabe der Entnazifizierung an deut-
sche Behörden in den Jahren ab 1948 die Rechtslehrer aus der NS-Zeit als maßgebliche 
Protagonisten wieder am wissenschaftlichen Diskurs teilnahmen.130 Die Professoren da-
gegen, die, betroffen vom Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
07.04.1933131 nach 1933 ins Ausland emigrieren mussten, kehrten zum Großteil nicht 
mehr in ihre alte Heimat zurück oder beteiligten sich im Fall ihrer Heimkehr nicht mehr 
am arbeitswissenschaftlichen Diskurs.132 Zu diesen zählen u.a. Franz Neumann, Ernst 
Fraenkel, Otto Kahn-Freund und Hugo Sinzheimer. Die Genannten gehörtem dem sog. 
links-bürgerlichen oder auch jüdischen Flügel der Arbeitsrechtswissenschaft an und wa-
ren nach 1945 größtenteils für die Weiterentwicklung des Arbeitsrechts verloren.133 Für 
den Bereich der Wissenschaft und Lehre kann man folglich zu Recht sagen, dass ein nen-
nenswerter personeller Austausch nicht stattgefunden hat und eine personelle Kontinui-
tät in der Arbeitsrechtswissenschaft zu bejahen ist. 
Die Frage nach einer personellen Kontinuität in der Arbeitsgerichtsbarkeit ist schwie-
riger zu beurteilen und kann hier freilich auch nicht abschließend, sondern nur für 
126  Wahsner, Das Arbeitsrechtskartell, KJ 1974, S. 372 ff.
127  Über Juristen, gerade auch Professoren, die sich in der Zeit des Nationalsozialismus aktiv an der Anpas-
sung des Rechts an die NS-Ideologie beteiligt haben, gibt es bereits einige Werke die bei Interesse her-
angezogen werden können, z.B. Ingo Müller, Furchtbare Juristen; Rüthers, Geschönte Geschichten - ge-
schonte Biographien; Wahsner, Das Arbeitsrechtskartell, KJ 1974, S. 369 ff., u.v.a.
128  Vgl. auch Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 286 f.
129  Deventer, Arbeitsrecht im Nationalsozialismus, JuS 1998, S. 19; Diestelkamp, Kontinuität und Wandel in 
der Gesellschafts- und Rechtsordnung vor und nach 1945, in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwi-
schen Kontinuität und Fremdbestimmung, S. 28; Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und 
der frühen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 1989, S. 24; Wahsner, Das Arbeitsrechtskartell, KJ 1974, 
S. 372 f., 376 ff. Siehe zur Arbeitsrechtswissenschaft während der NS-Zeit z.B. Becker, Arbeitsvertrag und 
Arbeitsverhältnis, S. 427 ff.
130  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 40 f.
131  RGBl. 1933 I, S. 175.
132  Rüthers, Die Betriebsverfassung im Nationalsozialismus, AuR 1970, S. 108; Ramm, Nationalsozialismus 
im Arbeitsrecht, KJ 1968, S. 114. Vgl. dazu auch Diestelkamp, Kontinuität und Wandel in der Gesell-
schafts- und Rechtsordnung vor und nach 1945, in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Konti-
nuität und Fremdbestimmung, S. 28.
133  Rüthers, Die Betriebsverfassung im Nationalsozialismus, AuR 1970, S. 108. Vgl. auch Ramm, National-
sozialismus und Arbeitsrecht, KJ 1968, S. 114.
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die untersuchten erstinstanzlichen Arbeitsgerichte in Bayern und Hessen in dem Zeit-
raum von 1946-1949 beantwortet werden. Betrachtet wird dabei das Personal dieser 
„Zwischenzeit.“134 Grundlage für alle weiteren Annahmen sind die Urteilssammlungen, 
die Personalakten, der an den untersuchten Arbeitsgerichten tätigen Arbeitsrichter (s.o.) 
und weitere Archivalien, die über die Besetzung Auskunft geben. Auf eine Sichtung der 
Entnazifizierungsakten wurde verzichtet, da deren Inhalt zum einen einer eingehen-
den Prüfung bedarf135 und zum anderen ohne genaue Wohnsitzangaben der betreffen-
den Personen zum Zeitpunkt der Entnazifizierung Schwierigkeiten hinsichtlich der Be-
schaffung bestehen.
Hat es nun also auch in der Arbeitsgerichtsbarkeit eine flächendeckende und gegeben-
falls undifferenzierte Übernahme des alten, ehemaligen (Justiz-)Personals gegeben?136 
Hier ist für die Arbeitsgerichtsbarkeit zunächst eine Differenzierung nach erster und 
zweiter Instanz erforderlich. Das KRG Nr. 21 vom 30.03.1946137 ordnete für die Beset-
zung der Arbeitsgerichte an, dass Vorsitzende der erstinstanzlichen Gerichte gem. Art. 
VI Ziff. 1 lit. a KRG Nr. 21 nicht die Befähigung zum Richteramt besitzen mussten, wie 
dies noch § 18 ArbGG vom 23.12.1926138, auch in der Fassung vom 10.04.1934139 vor-
schrieb.140 Dass die erstinstanzlichen Richter keine Volljuristen sein mussten, war freilich 
im Bezug auf das arbeitsgerichtliche Verfahren keine vollkommene Neuheit des KRG Nr. 
21 wie dies oftmals vorgetragen wurde.141 Im Verfahren vor den Gewerbegerichten nach 
dem Gewerbegerichtsgesetz vom 29.07.1890142, also bei einem der Vorläufer der Arbeits-
gerichtsbarkeit, war ebenfalls nicht vorgeschrieben, dass der Vorsitzende über die Be-
fähigung zum Richteramt verfügen musste.143 Erst gem. § 11 Kaufmannsgerichtsgesetz 
134  So auch der Titel des Sammelbandes zur Ringvorlesung im SS 2010 über die Rechtsgeschichte der Besat-
zungsjahre, Löhnig (Hrsg.), Zwischenzeit.
135  Mithilfe der sog. „Persilscheine“ Bescheinigungen über einwandfreies Verhalten in der NS-Zeit, die von 
dem Betroffenen selbst organisiert wurden, gelang es in den meisten Fällen die Entnazifizierung gut zu 
überstehen, um dann entweder als Mitläufer oder als Unbelasteter eingestuft zu werden, dem dann eine 
Wiederverwendung in der Justiz nicht verwehrt war. Siehe dazu Benz, Die Entnazifizierung der Rich-
ter, in: Diestelkamp/Stolleis (Hrsg.), Justizalltag im Dritten Reich, S. 124 f.; Wassermann, Auch die Justiz 
kann aus der Geschichte nicht aussteigen, S. 192, 194; Godau-Schüttke, Entnazifizierung und Wieder-
aufbau der Justiz am Beispiel des Bundesgerichtshofs, in: Schumann (Hrsg.), Kontinuitäten und Zensu-
ren, S. 191. Vgl. auch Schuster, Die Entnazifizierung in Hessen 1945-1954, S. 286 ff.
136  Dieser Ansicht z.B. Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der jungen Bundesrepublik, 
APuZ Bd. 13-14, 1989, S. 29.
137  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 124.
138  RGBl. 1926 I, S. 507.
139  RGBl. 1934 I, S. 319.
140  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S.  81; Rütten, Gewerkschaften und Arbeits-
recht nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-1950/52), in: Diestelkamp (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und 
Fremdbestimmung, 1996, S. 164. 
141  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 53; Bührig, Pro-
bleme der Arbeitsgerichtsbarkeit, in: Die Rechtseinheit im Deutschen Arbeitsrecht, 1951, S. 80.
142  RGBl. 1890, S. 141.
143 Steinmetz, Begegnungen vor Gericht, S. 297; Linsenmaier, Von Lyon nach Erfurt – Zur Geschichte der 
deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit, NZA 2004, S. 404. Söllner, Die Arbeitsgerichtsbarkeit im Wandel der 
Zeiten, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen des Deutschen Arbeitsge-
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(Gesetz, betreffend Kaufmannsgerichte) vom 06.07.1904144 wurde diese Anforderung 
erstmals festgelegt, die dann vom ArbGG 1926 übernommen wurde.145
Für die neu eingerichteten Arbeitsgerichte auf Grundlage des KRG war gem. Art. VI 
Abs. 1 lit. a KRG Nr. 21 ausreichend, dass die Vorsitzenden über besondere Kenntnisse 
des Arbeitsrechts verfügten.146 Diese Regelung ist offenbar von Seiten der Gewerkschaf-
ten angeregt worden.147 Hintergrund war dabei wohl das Bemühen, die Tätigkeit für ei-
nen weiteren Personenkreis zu öffnen und so Klassenjustiz in der arbeitsgerichtlichen 
Rechtspraxis zu vermeiden..148 Insgesamt, so die Idee, sollten die Gerichte so den speziel-
len Anforderungen des Arbeitsrechts besser gerecht werden.149 Teilweise wird diese Re-
gelung in der historischen Forschung als bewusste Ausschaltung der Juristen und ein all-
gemeines Misstrauen der Besatzungsmächte gegenüber der deutschen Justiz beurteilt.150 
Die Erweiterung, der in der ersten Instanz betrauten Personen setzte sich in den 
Rechtsmittelinstanzen nicht fort. Vorsitzende der Landesarbeitsgerichte mussten immer 
noch die Befähigung zum Richteramt besitzen, d.h. Volljuristen sein, gem. Art. VI Abs. 
1 lit. a KRG Nr. 21. Aufgrund der geringen Zahl „unbelasteten“ juristischen Personals 
dürfte ein flächendeckender Rückgriff auf „unbeschriebene Blätter“ kaum möglich ge-
wesen sein, um alle Stellen zu besetzen. Allein aufgrund der Anordnungen des KRG Nr. 
21, lässt sich daher schon vermuten, dass jedenfalls in der 2. Instanz eine Übernahme des 
alten Justizpersonals stattgefunden haben dürfte. Gleichwohl bleibt es spannend, wie in 
Hessen und Bayern die Berufung der erstinstanzlichen Richter tatsächlich erfolgte. Zwar 
mussten diese von Rechts wegen keine Befähigung zum Richteramt besitzen, verboten 
war es aber freilich nicht. Auch hier stellt sich also die Frage nach Umfang des Einsatzes 
und Auswahl des eingesetzen Personals.
aa. Bayern
Anhand der Urteilssammlung des Arbeitsgerichtes München wurden zunächst alle an 
diesem Gericht in der Zeit zwischen 1946-1949 tätigen Arbeitsrichter ermittelt. Teilwei-
se lassen sich dabei auch Vertretungen von Arbeitsrichtern anderer bayerischer Arbeits-
gerichte nachweisen. Nach Einsicht der Personalakten im Bayerischen Hauptstaatsarchiv 
München lassen sich folgende Feststellungen zusammentragen.151 
richtsverbandes, 1994, S. 6.
144  RGBl. 1904, S. 266.
145  Vgl. Linsenmaier, Von Lyon nach Erfurt – Zur Geschichte der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit, NZA 
2004, S. 405; Wenzel, 75 Jahre deutsche Arbeitsgerichtsbarkeit, JZ 1965, S. 702.
146  Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 41; Streich, Die Entwicklung des 
Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 53. Kritisch äußerte sich hierzu Volkmar, An-
tragsbindung des Arbeitsgerichts und Zulässigkeit des Feststellungsklage, RdA 1949, S. 93 f.
147  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 54.
148  Stenzel, Richter, Rechtsprechung und Arbeiter, RdA 1950, S. 2.
149  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 54.
150 Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 54.





Erster Richter, der sich mit arbeitsrechtlichen Verfahren nach 1945 beschäftigte, war 
Landgerichtsrat K (*1901)152. Dieser war aber kein Arbeitsrichter im eigentlichen Sinne, 
sondern Richter am Amtsgericht,153 der aber in der Zeit von Frühjahr 1946 bis Anfang 
des Jahres 1947 zuständig für arbeitsrechtliche Streitigkeiten war, da die Arbeitsgerichts-
barkeit zu diesem Zeitpunkt noch nicht wiedererrichtet war. In der Urteilssammlung 
findet man 51 von ihm beendete Verfahren, allesamt beendet durch Vergleich.154 K war 
Volljurist und seit 1928 im Justizdienst tätig. Zunächst bei der Staatsanwaltschaft Mün-
chen, dann ab 1931 am AG München und ab 1937 am LG München. „Wiederverwendet“ 
für das Amtsgericht München wurde er ab dem 01.09.1945, da ihn die Spruchkammer-
entscheidung als „nicht betroffenen“ einstufte. Hier bestätigt sich die Annahme, wenn 
auch nur exemplarisch, dass in der Justiz eine Personalübernahme stattfand. 
Arbeitsgerichtsdirektor B (*1888)155 war der erste „richtige“ hauptamtliche, vorsitzen-
de Arbeitsrichter in der neuerrichteten Arbeitsgerichtsbarkeit. B war Volljurist und von 
1921 bis zur Verstaatlichung der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte als Gewerberich-
ter tätig. Danach blieb er in städtischen Diensten und führte ab 1934 Vaterschaftspro-
zesse des Stadtjugendamtes München. Ab 1941 war B Stellvertreter des Amtsvormundes 
der Amtsvormundschaft München. Am 01.04.1947 wurde er zum Arbeitsgerichtsdirek-
tor des ArbG München bestellt. Nach dem Urteil der Spruchkammer war er „nicht be-
troffen“, obgleich er Mitglied des NSV, NSKOV und des Reichsbundes deutscher Beam-
ter war. B hat auch seine Ausbildung bereits lange vor 1933 beendet und war noch vor 
der Schaffung der Arbeitsgerichtsbarkeit als Gewerberichter für arbeitsrechtliche Strei-
tigkeiten zuständig. Eine direkte personelle Kontinuität ist für seine Person aber nicht zu 
bejahen. 
Ende des Jahres 1947 wurde Arbeitsgerichtsrat H (*1884)156 am ArbG München einge-
stellt. H war kein studierter Jurist, sondern verfügte im Bereich des Arbeitsrechts über 
praktische Erfahrung. So war er ab dem 01.08.1920 Referent im bayerischen Arbeits-
ministerium. Ab 1924 arbeitete er als Schlichter und ab 1933 als Treuhänder der Ar-
beit. 1934 dann als Sachbearbeiter des Sondertreuhänders. Von 1942 bis zum 28.03.1946 
war er schließlich als Oberregierungsrat beim Landesarbeitsamt Schwaben tätig. Nach 
Kriegsende war er Mitglied der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen 
Rechtslage auf dem Gebiete des Arbeitsrechtes.157 
Im Spruchkammerverfahren wurde er als Mitläufer eingestuft. Bei Aufnahme seiner 
Tätigkeit am ArbG München betrug sein Alter bereits 63 Jahre. Eine Kontinuität im Sin-
ne der oben aufgestellten Frage einer Übernahme des alten (Justiz-) Personals im enge-
152  Alle folgenden Informationen zu K stammen aus BayHSta Abt. MJu 25446.
153  Ziffer 2 der Ausführungsverordnung Nr. 1 zum MRG Nr. 2; siehe hierzu S. 4 ff.
154  Siehe Urteilssammlung StaM ArbG München Nr. 49, 50, 51.
155 BayHStA MArb 4538.
156  Alle folgenden Informationen zu H stammen aus BayHSta Abt. MArb 5043.
157  BayHStA MArb 2148
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ren Sinne ist hier zu verneinen, da er vor 1945 nicht als Arbeitsrichter tätig war. Den-
noch ist eine mittelbare Kontinuität für das Arbeitsrecht nicht von der Hand zuweisen. 
Er war vor 1945 in einer im Bereich des Arbeitsrechts bzw -verwaltung bedeutenden Po-
sition, gerade wenn man den Bedeutungsverlust der Arbeitsgerichte nach 1934 bedenkt, 
sogar in einer bedeutenderen Position als ein Arbeitsrichter tätig.158 Da dieser umgehend 
nach Kriegsende zunächst am Landesarbeitsamt weiterbeschäftigt wurde und 1947 dar-
an anschließend seine Tätigkeit als Arbeitsrichter begann, könnte man hier vielmehr 
eine personelle Kontinuität in einem etwas weiteren Sinne annehmen, im Sinne eines Er-
haltenbleiben einer Funktionselite einer sog. Funktionskontinuität.159
Des Weiteren war als Arbeitsgerichtsrätin Frau R160 (geb. 1887) am ArbG München tä-
tig. Diese übernahm ab dem 01.09.1947 Tätigkeiten für das ArbG und auch das LAG. 
Auch sie war keine ausgebildete Juristin. Offiziell eingestellt wurde sie erst nach erfolg-
reichen Ablegens einer speziellen Prüfung, welche als Nachweis ihrer außerordentlichen 
Kenntnisse auf dem Gebiet des Arbeitsrechts galt. Bei ihrer Ernennung war diese 61 Jah-
re alt. R war Gewerkschaftsmitglied und ab 1920 als Funktionärin bei Tarifverhandlun-
gen zur Wahrung der weiblichen Interessen tätig, und als Vertreterin vor dem Arbeitsge-
richt erschienen. Danach war sie bis zu ihrer Entlassung nach der Machtergreifung der 
Nationalsozialisten als Vermittlerin am Arbeitsamt München tätig. Im Jahr 1944 ver-
brachte sie einen Monat in Schutzhaft. Ab dem 15.06.1945 konnte sie ihre Tätigkeit als 
Vermittlerin am Arbeitsamt wiederaufnehmen bevor sie schließlich als Arbeitsrichterin 
ernannt wurde. Durch Entscheid der Spruchkammer München VI vom 11.03.1947 wur-
de sie als „nicht betroffen“ und politisch verfolgt eingestuft. Eine direkte personelle Kon-
tinuität ist hier zu verneinen. Ebenfalls die mittelbare Kontinuität i.S. einer Funktionseli-
te. Frau R war zwar zuvor in der Arbeitsverwaltung tätig, diese Tätigkeit erfuhr aber eine 
Zäsur, da sie nach der Machtergreifung entlassen wurde und demnach zur Zeit des na-
tionalsozialistischen Regimes nicht mehr tätig sein durfte.
Einige weitere Richter anderer bayerischer Arbeitsgerichte waren in der untersuch-
ten Zeit ebenfalls offensichtlich vertretungsweise am Arbeitsgericht München tätig. Als 
Beispiel hierfür ist Arbeitsgerichtsdirektor Dr. R (geb. 1885) zu nennen.161 In der Ur-
teilssammlung sind sieben Urteile in denen R vorsitzender Arbeitsrichter war, datiert 
vom 21.10.1947-24.10.1947, enthalten.162 Eigentlich war R ab dem 27.06.1947 Arbeitsge-
richtsdirektor in Rosenheim. Zum Zeitpunkt seiner Tätigkeitsaufnahme war er 62 Jahre 
alt. Vor der Ernennung als Arbeitsrichter war er nach seiner Entlassung aus der Kriegs-
gefangenschaft bis 1947 als Amtsgerichtsrat am AG Rosenheim tätig. Der Volljurist be-
gann seine Laufbahn in der Justiz bereits 1919. Zuerst bei der Amtsanwaltschaft an den 
158  Siehe oben Arbeitsgerichte nach 1933, S. 12 ff. 
159  Begriffe übernommen von Diestelkamp, Kontinuität und Wandel in der Gesellschafts- und Rechtsord-
nung vor und nach 1945, in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität und Fremdbe-
stimmung, S. 33 ff. 
160  BayHStA Abt. 5646.
161  Alle folgenden Informationen zu Dr. R stammen aus BayHSta Abt. MArb 5699.
162 StaM Arbeitsgericht München Nr. 50, 51, 52.
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Amtsgerichten Lauf, Hersbruck und Bamberg (1919), danach als Amtsrichter am AG 
Rosenheim (ab 1925) und ab 1927 als Arbeitsrichter am ArbG Rosenheim. In der Ent-
scheidung der Spruchkammer wurde er als entlastet (Kriegerführer) eingestuft. Im vor-
liegenden Fall ist eine direkte personelle Kontinuität, mit Ausnahme der Kriegsabwese-
nenheit, zu bejahen.  
Im Jahr 1949 wurden noch weitere Stellen für hauptamtliche, vorsitzende Richter am 
ArbG München geschaffen. Hierzu gehören ArbGRat F163 (geb. 1888) und ArbGRat G164 
(geb. 1896), ArbGRat He sowie ArbGRat T. Zu ermitteln war, dass F kein fertig studierter 
Jurist war. Ab 1920 war er bei einem Arbeitgeberverband tätig. Bis zu seiner Zwangspen-
sionierung 1933 war er zeitweise als Beisitzer im Arbeitsgericht bzw. auch Landesarbeits-
gericht tätig. 1939 wurde er aus politischen Gründen auf Grundlage des Berufsbeamten-
gesetzes entlassen. Im Spruchkammerverfahren wurde er als Entlasteter und politisch 
Verfolgter eingestuft. Eine personelle Kontinuität sowohl im direkten, als auch weiteren 
Sinne ist damit nicht gegeben. ArbGRat G besaß das 1. Juristische Staatsexamen und ar-
beitete vor seiner Einstellung im Staatsministerium für Arbeit und Soziales. Die Spruch-
kammer bescheinigte ihm vom Gesetz „nicht betroffen“ und ein politisch Verfolgter zu 
sein. 
[2]. Fazit
Der Altersdurchschnitt der Vorsitzenden bei ihrer Ernennung lag im Schnitt bei etwa 60 
Jahren. Es lässt sich feststellen, dass vor allem die Jahrgänge von 1884-1888 eingestellt 
wurden. Die Richter dieser „Zwischenzeit“ entstammen damit alle derselben Altersko-
horte. Eine direkte personelle Kontinuität im Sinne, einer Übernahme des vor 1945 täti-
gen Personals ist am ArbG München für den Zeitraum der Erhebung entsprechend den 
vorherigen Ausführungen, grundsätzlich nicht zu bejahen. Die einzige Ausnahme stellt 
Arbeitsgerichtsdirektor R dar, denn dieser war vor 1945 Arbeitsrichter am ArbG Rosen-
heim (einzige Unterbrechung seiner Tätigkeit stellte sein Kriegseinsatz von 1939-1945 
dar) und wurde nach 1945 auch wieder dort eingesetzt. Dieser war allerdings, wie bereits 
erwähnt nur hilfsweise am ArbG München tätig. Am Beispiel von ArbGRat H kann man 
zudem das Bestehenbleiben einer gewissen Art von Funktionselite erkennen. Eine direk-
te personelle Kontinuität ist zwar nicht vorhanden, da er nie zuvor als Arbeitsrichter tä-
tig war. Jedoch war dieser viele Jahre Reichstreuhänder der Arbeit und danach am Lan-
desarbeitsamt tätig. Von 1920 bis 1946 war er durchgehend in wichtigen Positionen im 
Bereich des Arbeitsrechts. Die Arbeitsgerichtsbarkeit erlitt während der NS-Zeit, wie be-
reits oben ausgeführt, einen erheblichen Bedeutungsverlust. Die Reichstreuhänder der 
Arbeit und auch die Arbeitsämter waren neben den Funktionären der DAF in der natio-
nalsozialistischen Zeit die bestimmenden Organe im Arbeitsrecht. Damit war dieser be-
reits vor 1945 Teil einer Funktionselite im Arbeitsrecht.
163  Alle folgenden Informationen zu F stammen aus BayHSta Abt. MArb 4999.
164  Alle folgenden Informationen zu G stammen aus BayHSta Abt. MArb 4838.
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Letztlich kann man sagen, dass in der Besetzung des Arbeitsgerichts München zu-
mindest für den Erhebungszeitraum von 1945-1949, keine direkte personelle Kontinui-
tät, wie in der Justiz bzw. auch Verwaltungsgerichtsbarkeit oftmals festgestellt wurde, zu 
erkennen ist. Dies lässt sich gerade durch die Regelung im Kontrollratsgesetz Nr. 21 mit 
dem Verzicht auf die Befähigung zum Richteramt und dem Personalmangel der anderen 
Gerichtsbarkeiten, die weiterhin die Befähigung zum Richteramt als Notwendigkeit vor-
aussetzten plausibel erklären.
bb. Hessen
Gleichermaßen wurden für Hessen anhand der jeweiligen Urteilssammlungen die Na-
men der an diesen Arbeitsgerichten in der Besatzungszeit tätigen Richter entnommen. 
Die vollständigen Namen ließen sich zum einen mit der dankenswerten Hilfe der Ar-
beitsgerichte Wetzlar und des Landesarbeitsgerichtes Frankfurt a.M. und zum anderen 
über die Akten des Landesarbeitsgerichtes im hessischen Hauptstaatsarchiv ermitteln. 
Personalakten sind dagegen weder im Hauptstaatsarchiv Wiesbaden noch im Staats-
archiv Darmstadt vorhanden. Eine Anfrage im hessischen Justizministerium führte zu 
dem Ergebnis, dass dort lediglich die Personalakte eines Landesarbeitsgerichtsdirektors 
vorhanden ist. 
[1]. Hessische Arbeitsgerichte 165
Soweit aus den Akten des Landesarbeitsgerichtes ersichtlich und in Übereinstimmung 
mit Herrn Dr. Gerhard Müller, dem ersten Präsidenten des LAG Frankfurt a.M. und spä-
teren Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts, waren alle Vorsitzenden der erstinstanz-
lichen Arbeitsgerichte keine Volljuristen.166 Zum Großteil handelte es sich hierbei um 
Gewerkschaftssekretäre oder ehemalige an Arbeitsämtern Beschäftigte, vor allem in 
Schlichtungsstellen. Lediglich zwei Arbeitsrichter verfügten, soweit aus den Sachakten 
ersichtlich, über das erste juristische Staatsexamen. Auffällig ist daneben, dass in der 
Richterliste bei vielen der schließlich als vorsitzenden Richter Berufenen eine Parteizu-
gehörigkeit vermerkt war. Häufig handelte es sich hierbei um eine Mitgliedschaft in der 
SPD, teilweise auch um solche in der KPD. Ein Altersdurchschnitt ist hier mangels voll-
ständiger Altersangaben in den Archivalien leider nicht ermittelbar. 
[2]. Fazit
In Hessen liegt offenbar ebenfalls keine direkte personelle Kontinuität in der erstinstanz-
lichen Arbeitsgerichtsbarkeit vor. Hier wurden nach bisherigem Kenntnisstand durch-
weg keine Volljuristen für die erste Instanz eingestellt. Entsprechend den Ausführun-
165  Ausführungen hier bezogen auf die Erstbesetzung aller hessischen Arbeitsgerichte nach 1945, nicht nur 
auf die Arbeitsgerichte der ausgewerteten Urteilssammlungen.
166  HHStAW Abt. 634 Nr. 36; Gerhard Müller, Zur Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit seit 1945, in: Die 




gen ist aber hinsichtlich der parteipolitischen Zugehörigkeit eine Tendenz zur SPD bzw. 
KPD deutlich zu erkennen.
cc. Zusammenfassung
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich weder für Bayern noch für Hessen eine 
direkte personelle Kontinuität in der erstinstanzlichen Arbeitsgerichtsbarkeit vor und 
nach 1945 feststellen lässt. Anders als in der Justiz oder auch Verwaltungsgerichtsbar-
keit erfolgte hier gerade keine undifferenzierte Übernahme des alten Personals. Dies 
mag vor allem an der Regelung des KRG Nr. 21 liegen, nach der eine Befähigung zum 
Richteramt nicht mehr Voraussetzung für einen erstinstanzlichen Vorsitzenden war. In 
Hessen wurde von den Möglichkeiten, die die Regelung des KRG Nr. 21 für die Beset-
zung der Gerichte in der ersten Instanz bot, im größtmöglichen Umfang Gebrauch ge-
macht, indem keine Volljuristen als Arbeitsrichter eingesetzt wurden. In Bayern war un-
ter den 3 anfänglich eingesetzen Richtern und Richterin auch nur einer Volljurist. Diese 
Art der Besetzung mag aber auch der Personalnot an unbelasteten Juristen in den ande-
ren Gerichtsbarkeiten geschuldet sein. Ursache könnte weiter auch der in der NS-Zeit 
eingetretenen Bedeutungsverlust und damit auch Verlust des Arbeitsanfalls an den Ar-
beitsgerichten sein. Dieser Bedeutungsverlust führte nämlich dazu, dass es bereits vor 
Kriegsende kaum noch tätige Arbeitsrichter gab und die noch aktiven Arbeitsrich-
ter meist bereits an die Amts- und Landgerichte abgeordnet oder versetzt worden wa-
ren. Wie am Beispiel Bremens erkennbar, war dort gegen Kriegsende nur noch ein Vor-
sitzender an einem erstinstanzlichen Gericht mit einer Viertel-Stelle beschäftigt.167 Die 
Richterstellen der Arbeitsgerichte und Landesarbeitsgerichte wurden bereits mit Rund-
verfügung des Reichsjustizministers vom 24.07.1936 auf die Amts- und Landgerichte 
übertragen und die Richter entsprechend versetzt.168 D.h. es ist mit ziemlicher Sicherheit 
anzunehmen, da es sich bei der genannten Rundverfügung um eine des Reichsjustizmi-
nisters handelte, die damit auch für Bayern und Hessen galt, dass auch dort bereits vor 
Kriegsende nur noch wenige vorsitzende Richter vollumfänglich an den Arbeitsgerich-




Vor der Auswertung der Urteile, ist zunächst noch eine Begriffsklärung vorzunehmen. 
Herauszuarbeiten ist, was in der vorliegenden Arbeit genau unter nationalsozialistischen 
Gesetzen bzw. Recht verstanden wird. Nationalsozialistische Gesetze bzw. Recht sind 
zwar bereits ein in Großteilen intensiv erforschtes Feld. Dennoch gibt es auch diesbe-
züglich noch weiteren Raum für neue Forschungen. Was allerdings genau unter dem 
Begriff zu verstehen unterstand nach 1945 unterschiedlichen und variierenden Ansich-
167  Vgl. Trinkhaus, Die Geschichte und Rechtsprechung der bremischen Arbeitsgerichtsbarkeit, S. 97.




ten und Auslegungen.169 Allgemein werden von diesem Begriff zumeist wohl hauptsäch-
lich die nationalsozialistischen Gesetze als erfasst betrachtet, die man eindeutig an ihrem 
ideologischen Wortlaut und Inhalt erkennen kann, wie z.B. sehr deutlich bei den Ras-
segesetzen. Daneben gab es aber auch Gesetze, die von ihrem Wortlaut her unaufälliger 
formuliert waren, also weniger offensichtlich nationalsozialistisch und weitere, deren na-
tionalsozialistischer Charakter ggfs. allein durch den Gesetzestext nicht zu erkennen ist, 
dafür aber durch die Gesetzesbegründung oder auch Vorsprüche dennoch klar zu Tage 
trat. Daneben gab es Gesetze, die eine Ungleichbehandlung zum Inhalt hatten oder den 
Rechtsweg zu den Gerichten verhinderten. Hier stellt sich naturgemäß die Frage, ob die 
genannte Bandbreite an Gesetzen, die damit letztlich ebenfalls der Durchsetzung natio-
nalsozialistischer Anschauungen dienten, auch unter die Gruppe nationalsozialistischer 
Gesetze und des nationalsozialistischen Rechts zu fassen sind. Zutreffenderweise wird 
man diese Frage bejahen müssen. Alle diese Aspekte aber in eine griffige und prägnante 
Definition zu fassen, stellte und stellt eine nicht geringe Herausforderung dar. Versuche 
den Begriff zu definieren gibt es tatsächlich auch nur wenige. Der Begriff wird vielmehr 
meist als bekannt vorausgesetzt und verwendet, ohne aber sich näher damit auseinan-
derzusetzen, was nationalsozialistisches Recht eigentlich bedeutet und welche Kriteri-
en erfüllt sein müssen, um unter diesen Begriff zu fallen. Nicht selten verzichten auch 
Verfasser wissenschaftlicher Abhandlungen ganz darauf, dass ihrer Arbeit zugrundelie-
gende Begriffsverständnis offen zu legen. Selbst der alliierte Kontrollrat hatte Schwierig-
keiten bei der Qualifizierung. Bei manchen Vorschriften erkannte man den nationalso-
zialistischen Inhalt der Norm erst bei ihrer Anwendung, während andere Vorschriften 
unter „geänderten Vorzeichen“ als sozialpolitisch sinnvoll erscheinen konnten.170 
Im Folgenden werden daher drei Definitionsmodelle bzw. Kriterienkataloge vorge-
stellt, die geeignet erscheinen, den Begriff sinnvoll zu konkretisieren. Die Ansichten der 
Besatzungsmächte in Form des LARE (= German Law Reform) – einer Untereinheit des 
DLEG (Legal Directorate) – und des Juristischen Prüfungsausschusses (JPA) in Berlin 
wurden von Etzel bereits im Rahmen seiner Untersuchung detailliert dargestellt.171 Der 
Vertreter der Amerikaner im LARE stellte für die Überprüfung deutscher Gesetze fol-
genden Katalog mit Kriterien auf, welche Gesetze als nationalsozialistisch einzustufen 
sind:
„Bestimmungen, die (1) bevorteilten aufgrund der Zugehörigkeit zur NSDAP und ver-
wandter Organisationen, (2) diskriminierten aus rassischen, politischen, religiösen Mo-
tiven oder wegen der Staatszugehörigkeit, (3) die Etablierung oder den Funktionsablauf 
der NSDAP oder verwandter Organisationen regelten, (4) Nazi-Lehren von Rasse, Blut 
und Boden sowie das Führerprinzip ins deutsche Recht einführten, (5) inspiriert waren 
von antidemokratischen und mit sozialen und demokratischen Leben nicht zu vereinba-
169  Vgl. hierzu auch Laage, Die Auseinandersetzung um den Begriff des gesetzlichen Unrechts nach 1945, 
KJ 1989, S. 410 ff., insb. S. 416 ff. Ähnlich auch Diestelkamp/Jung, Die Justiz in den Westzonen und der 
frühen Bundesrepublik, APuZ Bd. 13-14, 1989, S. 24.
170  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 53.
171 Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 56 f., 75 f.
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renden Lehren, (6) der Zentralisierung dienten (vor allem dort, wo ohne Notwendigkeit 
die Länder –zugunsten der Reichszuständigkeit beschnitten wurde), (7) unzulässig indi-
viduelle Grundfreiheiten verkürzten, (8) unzulässig Abwehrrechte gegen den Staat be-
schränkten, (9) unzulässig harte Bestrafungen vorsahen, (10) Militärgeist förderten, (11) 
in Zusammenhang mit Organisation und Tätigkeit der Wehrmacht standen.“172
Der Juristische Prüfungsausschuss in Berlin (JPA) beschäftigte sich ebenfalls mit der 
Überprüfung von Gesetzen aus der Zeit des Nationalsozialismus, vor allem mit dem ma-
teriellen Recht, wobei er diese in drei Gruppen einteilte: „Typisch Nationalsozialistische 
Gesetze wie die Nürnberger Gesetze, die „auf den ersten Blick sowohl von dem Laien 
wie von dem Juristen mühelos und ohne weiteres als solche zu erkennen“ sind.“173 Zu der 
2. Gruppe zählten: „Notgesetze wie die Kriegswirtschaftsverordnung. In der Regel seien 
diese nicht als typisch nationalsozialistisch anzusehen, „zumal der Richter und Verwal-
tungsbeamte zur Zeit ihrer nicht entraten kann“.“174 Und zur letzten Gruppe sollten rein 
zivilrechtliche Gesetze gehören, die man mit Vorsicht anzuwenden hätte.175
Aus jüngerer Zeit gibt es eine weitere Definition, welche die benannten Kriterienka-
taloge prägnant zusammenführt. Stolleis176 zufolge kann man unter nationalsozialisti-
schem Recht dreierlei verstehen. Zunächst seien dies gerade die Gesetze, die von der 
nationalsozialistischen Ideologie besonders geprägt sind, wie beispielsweise das Gesetz 
zum Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15.09.1935177, das Reichs-
bürgergesetz vom 15.09.1935178 und das Reichsflaggengesetz vom 15.09.1935179 um nur 
einige zu nennen. Die Entscheidung, ob ein nationalsozialistisches Gesetz vorliegt, kann 
danach erst nach einer inhaltlichen Prüfung auf potentielle nationalsozialistische Ideo-
logien erfolgen. Im Weiteren verstehe man darunter auch das Recht, das im Nationalso-
zialismus neu geschaffen worden ist und die bestehende Rechtsordnung in den jewei-
ligen Bereichen aufgehoben hat.180 Bei diesem Ansatz ist vor allem der zeitliche Aspekt 
entscheidend. In einem weiteren Sinne soll darunter die gesamte von 1933 bis 1945 gel-
tende, praktizierte und gelehrte Rechtsordnung zu verstehen sein.181 D.h. auch zum Bei-
spiel das BGB oder HGB mit den in der NS-Zeit praktizierten Auslegungen und Anwen-
dungen sind demnach als nationalsozialistisch zu bezeichnen. Dieser Ansatz ermöglicht 
es zu berücksichtigen, dass gerade durch die „unbegrenzte Auslegung“ von Generalklau-
172  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 56.
173  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 75.
174 Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 76.
175 Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 76.
176 Stolleis, Nationalsozialistisches Recht, in: Erler/Kaufmann, HRG, III. Band: List - Protonotar, Sp. 873 f.; 
ders., Recht im Unrecht, S. 12.
177  RGBl. 1935 I, S. 1146. 
178  RGBl. 1935 I, S. 1146.
179  RGBl. 1935 I, S. 1145.
180  Stolleis, Nationalsozialistisches Recht, in: Erler/Kaufmann, HRG, III. Band: List - Protonotar, Sp. 874.
181  Stolleis, Nationalsozialistisches Recht, in: Erler/Kaufmann, HRG, III. Band: List - Protonotar, Sp. 874.
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seln auch die vornationalsozialistische Rechtsordnung von den Nationalsozialisten zur 
Verwirklichung ihrer Zwecke nutzbar gemacht und pervertiert wurde.182 
b. Stellungnahme
In dieser Untersuchung werden als nationalsozialistisches Arbeitsrecht diejenigen Ar-
beitsgesetze bezeichnet, die nach der Machtergreifung 1933 bis zur bedingungslosen Ka-
pitulation im Jahr 1945 ergangen sind. Mit anderen Worten, zunächst entscheidend ist 
allein der zeitliche Aspekt. Auf ihren möglichen nationalsozialistischen Inhalt, ideologi-
schen Gehalt und Vereinbarkeit mit den entsprechenden Kontrollrats- und Militärregie-
rungsgesetzen werden diese Arbeitsgesetze dann in den jeweiligen Kapiteln untersucht. 
Interessant ist auch, was nach 1945 durch das Eingreifen der Alliierten mit ihren Kon-
troll- und Militärratsgesetzen mit dem verbleibenden deutschen, und damit gerade auch 
dem NS-Recht erfolgt ist. Durch die Besetzung Deutschlands traten die Besatzungs-
mächte als Gesetzgeber hinzu. Die Gesetzgebung der Besatzungsmächte beschränkte 
sich dabei nicht auf den Erlass von neuem Recht und Aufhebungsgesetzen, sondern auch 
in der Bestätigung fortgeltender Rechtsnormen.183 Durch das Auslegungs- und Anwen-
dungsverbot in Ziff. 3 MRG Nr. 1 wurde dabei allerdings einschränkend angeordnet, 
dass man NS-Gesetze nicht mehr wie bisher auslegen durfte und auch Gesetzeszwecke 
und Vorsprüche außer Betracht zu bleiben haben. Zu diskutieren wäre, ob die Beschrän-
kung der Gesetze auf ihren reinen Wortlaut schon eine neue Sinngebung darstellt. Denn 
damit wären die Besatzungsmächte ab diesem Zeitpunkt „Willensträger des weitergel-
tenden Rechts.“184 Was bedeutet, dass ab diesem Zeitpunkt bzgl. der nicht aufgehobenen 
Arbeitsgesetze und Verordnungen, u.U. auch von durch die Besatzungsmächte als Ge-
setzgeber indirekt bestätigtem (nationalsozialistischen) Arbeitsrecht zu sprechen wäre. 
182  Siehe hierzu grundlegend Rüthers, Die unbegrenzte Auslegung, v.a. S. 183 ff., 210 ff. und 216 ff. Siehe zu 
der Verwendung von Gemeinwohlformeln in der NS-Zeit Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalso-
zialistischen Recht.
183  Vgl. Edelmann, Der Einfluss des Besatzungsrechts auf das deutsche Staatsrecht der Übergangszeit, S. 48; 
Lewald, Grundlagen der neuen Rechtsordnung Deutschlands, S. 21.
184 Edelmann, Der Einfluss des Besatzungsrechts auf das deutsche Staatsrecht der Übergangszeit, S. 50.
I. Anwendung des Gesetzes zur Ordnung der nationa-
len Arbeit (AOG) vom 20.01.1934185
Das AOG, oft auch als nationalsozialistische Arbeitsverfassung oder auch Grundgesetz 
der Arbeit bzw. Sozialverfassung bezeichnet, war das zentrale arbeitsrechtliche Gesetz 
der NS-Zeit.186 Im vorliegenden Kapitel wird die Anwendung des AOG durch die er-
stinstanzlichen Arbeitsgerichte in Bayern und Hessen im Zeitraum von 1945-1949 un-
tersucht. Vorangestellt ist zum besseren Verständnis zunächst eine überblicksartige Dar-
stellung der wesentlichen Regelungen des Gesetzes. Im Anschluss daran erfolgt ein 
kurzer Ausblick auf das Schicksal des Gesetzes und des allgemeinen Kündigungsschutz-
rechts nach 1945 bis zu den ersten bundesgesetzlichen Regelungen. Im Weiteren liegt 
dann der Fokus auf der Rechtspraxis selbst. Dargestellt werden die Entscheidungen des 
ArbG München und der hessischen Arbeitsgerichte aus dem Untersuchungszeitraum, 
die das AOG erwähnten und zum Teil auch anwendeten. Von der Darstellung erfasst 
sind daneben, sofern vorhanden, auch die Berufungsurteile der Verfahren, und einige 
weitere veröffentlichte, daher vor allem zweitinstanzliche Entscheidungen der Arbeits-
gerichte dieser Länder, die die Anwendbarkeit diskutieren bzw. das Gesetz erwähnen. 
Im Hessischen Hauptstaatsarchiv konnten zum Thema AOG bzw. Kündigungsschutz zu-
sätzlich Dokumente des Landesarbeitsgerichts Frankfurt a.M. eingesehen werden. Die in 
diesen Unterlagen erkennbaren Rechtsansichten ermöglichen ebenfalls weitere Einblik-
ke hinsichtlich der Anwendung des AOG. Der letzte Abschnitt des Kapitels beurteilt auf 
Grundlage des aufgearbeiten Quellenmaterials die Anwendung des Gesetzes. Dazu wird 
zunächst eine vergleichende Betrachtung zwischen beiden Ländern vorgenommen, an-
schließend erfolgt eine Prüfung des Gesetzes auf seinen nationalsozialistischen Charak-
ter und seine Entnazifizierungsbedürftigkeit und zuletzt wird die Art und Weise der An-
wendung bei der Rechtsfindung aufgezeigt. 
1. Normgeschichte
a. Regelungen des AOG
Mit seinem Erlass wurden gem. §  65 Nr.  1, 6, 7  AOG unter anderem das Betriebsrä-
tegesetz vom 04.02.1920187, die Tarifvertragsverordnung vom 23.12.1918188, die Verord-
185  RGBl. 1934 I, S. 45.
186  So unter anderem bei Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 39; Ramm, Deutschlands 
Arbeitsverfassung nach 1945, JZ 1998, S. 473; Neumann, Behemoth, S. 485. Vgl. zum nationalsozialisti-
schen Arbeitsrecht und AOG insbesondere Mayer-Maly, Die Arbeitsgerichtsbarkeit und der Nationalso-
zialismus, in: Die Arbeitsgerichtsbarkeit: Festschrift zum 100jährigen Bestehen des Deutschen Arbeits-
gerichtsverbandes, 1994, S. 89 ff.; Radke, Die Nachwirkungen des „Gesetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit“, Arbeit und Recht, 1965, S. 302 ff.
187 RGBl. 1920, S. 147.
188  RGBl. 1918, S. 1456.
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nung über das Schlichtungswesen vom 30.10.1923189, die sog. Stilllegungsverordnung190 
und damit das gesamte kollektive Arbeitsrecht und der Kündigungsschutz der Weima-
rer Republik außer Kraft gesetzt.191 Das Gesetz wurde bis zum Jahr 1943 durch insge-
samt 22 Durchführungsverordnungen ergänzt. Zuletzt erging die 22. DVO zum AOG 
am 30.03.1943.192 
Inhaltlich war das Gesetz von den grundlegenden Prinzipien des nationalsozialisti-
schen Arbeitsrechts, dem Führerprinzip, der Betriebsgemeinschaft193 und dem Betonen 
der gegenseitigen Fürsorge- und Treuepflichten zwischen Führer und Gefolgschaft be-
stimmt.194 Der Begriff der Betriebsgemeinschaft basierte auf der Grundlage der natio-
nalsozialistischen Gemeinschaftlehre.195 Die Betriebsgemeinschaft wurde nach dieser 
Auffassung als Teil der Volksgemeinschaft begriffen. Hieraus wurde abgeleitet, dass Er-
werbsarbeit nicht mehr nur als Verdienst- und Lebensgrundlage des Einzelnen betrach-
tet, sondern vielmehr eine Verstaatlichung in der Art eintrat, dass die Ausübung von 
Erwerbstätigkeit zugleich als Dienst an Staat und Volk angesehen wurde.196 Arbeit wur-
de damit zu einem politischen Tatbestand.197 Hintergrund dieser Gemeinschaftsideologie 
sollte die Überwindung des Klassenkampfes sein.198 Sämtliche demokratische Elemen-
te, wie betriebliche Mitspracherechte und Kontrollmöglichkeiten der Belegschaft wur-
den mit dem AOG abgeschafft.199 An die Stelle des Betriebsrates aus dem Betriebsräte-
189  RGBl. 1923 I, S. 1043.
190  VO über Betriebsstilllegungen und Arbeitsstreckung vom 15.10.1923, RGBl. 1923 I, S. 983. § 20 AOG 
beinhaltete in Etwa den Rechtsinhalt dieser VO, siehe dazu Holling, Kündigungsbeschränkung (Kündi-
gungsschutz), Arbeit und Sozialfürsorge 1948, S. 77.
191  Vgl. Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 39.
192  RGBl. 1943 I, S. 174.
193  Eingehend zur Betriebsgemeinschaft nach dem AOG vgl. Hientzsch, Arbeitsrechtslehren im Dritten 
Reich und ihre historische Vorbereitung, S. 1 ff.
194  So auch Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S.  23; 
Ramm, Nationalsozialismus und Arbeitsrecht, KJ 1968, S. 111 f.; Kranig, Lockung und Zwang, S. 43 f. 
Vgl. dazu auch Neumann, Behemoth, S. 485 ff.; Radke, Die Nachwirkungen des „Gesetzes zur Ordnung 
der nationalen Arbeit“, Arbeit und Recht 1965, S. 303 f.
195  Siehe Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 127 ff., 130 ff.; Hientzsch, Ar-
beitsrechtslehren im Dritten Reich und ihre historische Vorbereitung, S. 2. Zeitgenössische Ausführun-
gen zur Betriebsgemeinschaft bei Fechner, Führertum und Unternehmertum im Gesetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit, S. 18 ff., 84 ff.
196  §  1  AOG: „(…) zum gemeinsamen Nutzen von Volk und Staat.“ Vgl. dazu auch Hientzsch, Arbeits-
rechtslehren im Dritten Reich und ihre historische Vorbereitung, S. 64; Ramm, Nationalsozialismus und 
Arbeitsrecht, KJ 1968, S. 111 f.; Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 130 ff.; 
vgl. auch Kranig, Lockung und Zwang, S. 44.
197  Siebert, Die Deutsche Arbeitsverfassung, S. 31.
198  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 127 ff.; Radke, Die Nachwirkungen des 
„Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit“, Arbeit und Recht 1965, S. 305. Vgl. auch Mansfeld/Pohl/
Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 2 ff.
199 Vgl. Kranig, Lockung und Zwang, S 44. Vor der Abschaffung des Betriebsrates durch das AOG erging 
bereits das nationalsozialistische Gesetz über Betriebsvertretungen und über wirtschaftliche Vereinigun-
gen vom 04.04.1933, RGBl. 1933 I, S. 161. Mit diesem Gesetz konnten politisch nicht gewünschte Be-
triebsräte aus ihren Ämtern entfernt und Betriebsratswahlen verschoben werden. Siehe dazu auch bei 
Kittner, Die Geschichte des Arbeitsrechts, in: Kittner/Zwanziger/Deinert (Hrsg.), Arbeitsrecht, Hand-
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gesetz von 1920 trat der sog. Vertrauensrat (§ 5 AOG), der nur noch eine rein beratende 
Funktion hatte.200 Ein solcher Rat musste gem. § 5 Abs. 1 AOG ab einer Betriebsgröße 
von zwanzig Beschäftigten gebildet werden. Der Vertrauensrat war anders als der abge-
schaffte Betriebsrat keine Interessenvertretung der Belegschaft. Die Besetzung des Rates 
erfolgte nicht durch freie Wahl der Arbeitnehmer.201 Zudem gehörte der Betriebsführer 
auch dem neu geschaffenen Gremium an, was den geänderten Charakter des Organs zu-
sätzlich verdeutlicht. 202
Im 2. Abschnitt den §§ 18 ff. AOG befinden sich die Vorschriften über die sogenann-
ten Treuhänder der Arbeit, eine von den Nationalsozialisten neu geschaffene, dem Ar-
beitsrecht bis dahin nicht bekannte Einrichtung.203 Die Treuhänder der Arbeit wurden 
für größere Wirtschaftsgebiete mit dem Status eines Reichsbeamten ernannt und waren 
an Richtlinien und Weisungen der Reichsregierung gebunden (§ 18 AOG). Ihre Haupt-
aufgabe war es gem. § 19 Abs. 1 AOG für die Einhaltung des Arbeitsfriedens zu sor-
gen.204 Des Weiteren wurden die Lohngestaltung und materiellen Arbeitsbedingungen 
von den Treuhändern der Arbeit mittels Tarifordnungen geregelt und vorgegeben.205 Ta-
rifordnungen wurden von den Treuhändern der Arbeit auf Grundlage von § 32 AOG 
erlassen und waren – anders als die zuvor üblichen Tarifverträge – Rechtsverordnun-
gen.206 Außerdem gaben die Treuhänder Richtlinien für die Betriebsordnung vor, an die 
die Betriebsführer beim Erlass einer eigenen für den Betrieb geltenden Betriebsordnung 
gem. §§ 26, 27 AOG gebunden waren207 und konnten eine solche Betriebsordnung auch 
wieder aufheben. Mit Kriegsbeginn erhielten die Treuhänder durch die Vorschriften der 
buch für die Praxis, 6. Aufl. 2011, S. 19.
200  Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 159 ff., insb. S. 162; Ni-
kisch, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit, S. 26 f.; Deventer, Arbeitsrecht im Nationalso-
zialismus, JuS 1988, S. 15; Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten 
Weltkrieg, S. 139.
201  Anfangs wurde eine Liste an Kandidaten vom Betriebsführer zusammen mit dem Betriebsobmann der 
Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation aufgestellt, die zu billigen bzw. abzulehnen war. Ab 
März 1936 fanden diese sog. Wahlen nicht mehr statt, sondern die Amtszeiten der bestehenden Vertrau-
ensräte wurden verlängert und Ersatz durch die Treuhänder der Arbeit bestimmt. So Neumann, Behe-
moth, S. 488 ff.; Kranig, Lockung und Zwang, S. 92 f. Siehe zu den Vertrauensratswahlen auch bei De-
venter, Arbeitsrecht im Nationalsozialismus, JuS 1988, S. 15 f., insb. S. 15 Fn. 21.
202  Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 159 ff.; Richardi, Ar-
beitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 40; Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutz-
rechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 139.
203  Die Institution der Treuhänder der Arbeit wurde bereits durch das Gesetz über die Treuhänder der Ar-
beit vom 19.05.1933, RGBl. 1933 I, S. 285, eingerichtet. Eine staatliche Verwaltungseinrichtung wurden 
diese dann durch das AOG. So Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 274, 288.
204  Umfassend zur Geschichte und Aufgaben der Treuhänder der Arbeit, siehe Spohn, Betriebsgemeinschaft 
und Volksgemeinschaft, S. 274 ff., insb. 288 ff. und 306 ff. 
205  Richardi, Arbeitsrecht als Teil der freiheitlichen Ordnung, S. 40. Vgl. auch Ramm, Nationalsozialismus 
und Arbeitsrecht, KJ 1968, S. 112.
206  Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 359; Richardi, Arbeits-
recht als Teil der freiheitlichen Ordnung, S. 40.
207  Ramm, Nationalsozialismus und Arbeitsrecht, KJ 1968, S.  112. Vgl. auch Mansfeld/Pohl/Steinmann/
Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 351 ff.
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Kriegswirtschaftsverordnung vom 04.09.1939208 sogar eine eigene Strafgewalt in Form 
eines Ordnungsstrafrechts.209 Ein solcher Ordnungsstrafbescheid eines Treuhänders be-
stand in einer Geldstrafe und war gerichtlich nicht überprüfbar.210 Lediglich eine Be-
schwerde beim Reichsarbeitsministerium (RAM) war dagegen möglich.211 
Im 4. Abschnitt des AOG (§§ 35 ff.) und der 3. Durchführungsverordnung des AOG 
vom 28.03.1934212 war die sog. Soziale Ehrengerichtsbarkeit geregelt.213 Auch hierbei han-
delte es sich um ein neues Instrument des Arbeitsrechts. Diese Gerichtsbarkeit dien-
te der Durchsetzung des nationalsozialistischen Arbeitsrechts insbesondere des Führer-
prinzips.214 Sie war eine disziplinäre Gerichtsbarkeit, die neben der Arbeitsgerichtsbarkeit 
stand. Ihr Zweck war es Verstöße gegen die „soziale Ehre“ zu sühnen.215 Der Begriff der 
„sozialen Ehre“ stand in engem Zusammenhang mit dem Begriff der Betriebsgemein-
schaft. Sozial ehrenhaftes Verhalten wurde in der Erfüllung der völkischen Dienstpflicht 
gesehen.216 Die Gemeinwohlformel des § 35 AOG selbst hatte rein deklaratorischen Cha-
rakter und erschöpfte sich letztlich in einer Art Leitfunktion.217 Da eine nähere Defini-
tion der sozialen Ehre unterblieb, war anhand der Fallgruppen in § 36 AOG zu prüfen, 
ob eine Verletzung derselben vorlag um einem Missbrauch als betriebliches Sanktions-
gericht vorzubeugen.218 Rechtstatsächlich sind in der Praxis offenbar nur sehr wenige 
208  RGBl. 1939 I, S. 1609.
209  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 344; Kranig, Lockung und Zwang, S. 235. Nach 
Kranig führte diese eigene Strafgewalt zu einem weiteren Rückgang und Bedeutungsverlust der Sozialen 
Ehrengerichtsbarkeit, a.a.O., S. 235 ff.
210  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 344 f.
211  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 344 f.
212  RGBl. 1934 I, S. 255.
213  Die DAF schuf ebenfalls eine Ehren- und Disziplinargerichtsbarkeit auf Grundlage einer im Jahre 1936 
(erneuert 1939) erlassenen „Ehren- und Disziplinarordnung der Deutschen Arbeitsfront“. Mit dieser 
wurden Verletzungen der „sozialen Gemeinschaftspflichten“ ihrer Mitglieder geahndet. Diese Ehren-
gerichtsbarkeit sollte die Soziale Ehrengerichtsbarkeit dahingehend ergänzen, dass auch außerbetrieb-
liches Verhalten der Arbeiter verfolgt werden konnte. So ausführlich bei Spohn, Betriebsgemeinschaft 
und Volksgemeinschaft, S. 249 ff. Zur Sozialen Ehrengerichtsbarkeit, siehe a.a.O., S. 99 ff. Umfassend zur 
Sozialen Ehrengerichtsbarkeit siehe auch Kranig, Lockung und Zwang, S. 232 ff.
214  Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 24.
215  Art. 36 AOG: „Gröbliche Verletzungen der durch die Betriebsgemeinschaft begründeten sozialen Pflich-
ten werden als Verstöße gegen die soziale Ehre von den Ehrengerichten gesühnt, (…).“ Kranig, Lockung 
und Zwang, S. 232 ff.; Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 
390 f.; Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, S. 24.
216  § 35 AOG: „Jeder Angehörige einer Betriebsgemeinschaft trägt die Verantwortung für die gewissenhafte 
Erfüllung der ihm nach seiner Stellung innerhalb der Betriebsgemeinschaft obliegenden Pflichten. Er hat 
sich durch sein Verhalten der Achtung würdig zu erweisen, die sich aus seiner Stellung in der Betriebs-
gemeinschaft ergibt. Insbesondere hat er im Bewusstsein seiner Verantwortung seine volle Kraft dem 
Dienst des Betriebes zu widmen und sich dem gemeinen Wohle unterzuordnen.“ 
 Siehe auch Siebert, Die Deutsche Arbeitsverfassung, S. 33.
217  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 139 f.; Kranig, Lockung und Zwang, 
S. 234. Siehe auch Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 388. 
218  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 140; Kranig, Lockung und Zwang, S. 
234.
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Ehrengerichtsverfahren durchgeführt worden, wobei mit Kriegsbeginn nochmals eine 
deutlich Abnahme und im Jahr 1944 schließlich eine völlige Einstellung erfolgte.219 
Die Paragrafen §§ 56 - 62 AOG im fünften Abschnitt regelten im Wesentlichen den 
Kündigungsschutz. Gem. § 56 AOG konnte ein Arbeiter bzw. Angestellter nach einjähri-
ger Betriebszugehörigkeit eines Betriebes mit mindestens zehn Beschäftigten innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang der Kündigung auf Widerruf derselben wegen unbilli-
ger Härte und wegen mangelnder Betriebsbedingtheit vor dem Arbeitsgericht klagen.220 
Dem Vertrauensrat stand hier kein Prüfungsrecht bzgl. der Rechtmäßigkeit der Kündi-
gung zu.221 Seine Beteiligung bestand gem. § 56 Abs. 2 AOG nur noch in einer Beratung 
über die Möglichkeit der Weiterbeschäftigung und dem Ausstellen einer Bescheinigung 
über die erfolgte Beratung, die der Klage hinzuzufügen war.222 Sofern das Gericht fest-
stellte, dass der Kündigungswiderruf erfolgreich war, bestand für den Unternehmer bzw. 
Betriebsführer keine Verpflichtung den Beschäftigten wiedereinzustellen. Stattdessen 
war ein Wahlrecht vorgesehen; gem. § 57 Abs. 1 AOG223 konnte zwischen Weiterbeschäf-
tigung oder Zahlung einer Entschädigung gewählt werden, wenn eine Weiterbeschäfti-
gung abgelehnt wurde.224 Neben diesen Vorschriften war § 20 AOG eine Kündigungs-
schutzregelung, die im Falle von Massenentlassungen griff.225 
Das AOG bezog gem. § 63 AOG Arbeitnehmer in öffentlichen Verwaltungen und Be-
trieben nicht in seinen Anwendungsbereich mit ein. Um diese Lücke zu schließen erging 
am 23.03.1934 das Gesetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Be-
trieben (AÖG).226 Dieses galt für in der Verwaltung und öffentlichen Betrieben beschäf-
tigte Arbeiter und Angestellte, nicht erfasst waren Beamte. Das AÖG ähnelte vom Auf-
bau dem AOG war aber wesentlich kürzer und beschränkte sich inhaltlich zumeist auf 
Verweisungen auf die Vorschriften des AOG. So verweist etwa § 20 I AÖG auf die §§ 35 
ff. AOG und hinsichtlich des Kündigungsschutzes erklärt § 22 AÖG die §§ 56 ff. AOG 
für anwendbar. 
219  Kranig, Lockung und Zwang, S. 234 (Tabelle der Entwicklung der ehrengerichtlichen Verfahren), S. 237 
ff.; ders., Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG), Grundgesetz der nationalsozialisti-
schen Arbeitsverfassung?, S. 486, in: Steindl (Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtsgeschichte. Siehe Übersicht 
der Entscheidungspraxis der sozialen Ehrengerichte bei Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemein-
schaft, S. 120 Fn. 89.
220  § 56 Abs. 1 AOG:“Wird einem Angestellten oder Arbeiter nach einjähriger Beschäftigung in dem glei-
chen Betrieb oder dem gleichen Unternehmen gekündigt, so kann er, wenn es sich um einen Betrieb mit 
in der Regel mindestens zehn Beschäftigten handelt, binnen zwei Wochen nach Zugang der Kündigung 
beim Arbeitsgericht mit dem Antrag auf Widerruf der Kündigung klagen, wenn diese unbillig hart und 
nicht durch die Verhältnisse des Betriebes bedingt ist.“
221  Vgl. Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG), Grundgesetz der nationalsozialisti-
schen Arbeitsverfassung?, in: Steindl (Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtgeschichte, S. 465. 
222  Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG), Grundgesetz der nationalsozialistischen 
Arbeitsverfassung?, in: Steindl (Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtgeschichte, S. 465.
223  § 57 Abs. 1 AOG:“Erkennt das Gericht auf Widerruf der Kündigung, so ist im Urteil von Amts wegen 
eine Entschädigung für den Fall festzusetzen, dass der Unternehmer den Widerruf ablehnt.“
224  Mansfeld/Pohl/Steinmann/Krause, Die Ordnung der nationalen Arbeit, 1934, S. 506.
225  Holling, Kündigungsbeschränkung (Kündigungsschutz), Arbeit und Sozialfürsorge 1948, S. 77.
226  RGBl. 1934 I, S. 220.
Anwendung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG) vom 20.01.1934
34
Im Rahmen einer umfassenden, auch inhaltliche Aspekte einbeziehenden Betrach-
tung der Regelungen des AOG mit seinen wesentlichen Prinzipien, wie z.B. dem Führer-
prinzip, ist der nationalsozialistische Charakter dieses Gesetzes klar zu erkennen. Carl 
Schmitt zufolge demonstrierte das AOG das nationalsozialistische Rechtsdenken am 
deutlichsten. Dieser „Kronjurist des Dritten Reichs“ bescheinigte dem neuen Arbeits-
gesetz es würde das vorherige individualistische Vertrags- und Rechtsbeziehungsden-
ken überwinden.227 Nicht der mit dieser Beurteilung verbundenen beabsichtigten Wür-
digung, wohl aber der Qualifizierung des Gesetzes als solcher ist zustimmen. Man kann 
daher sagen, dass Arbeitsrecht der NS-Zeit war durch das AOG als zentrales Gesetz er-
heblich ideologisch geprägt.
b. Situation nach 1945
Wie oben dargestellt, war das AOG eines der zentralen nationalsozialistischen Geset-
ze. Die Allierten begannen bereits im Jahr 1943 sich mit Möglichkeiten zur Bereinigung 
der deutschen Rechtsordnung sowie der völkerrechtlichen Legitimation für einen sol-
chen Eingriff zu befassen.228 Im Rahmen der Planungen der Alliierten zur Reform des 
deutschen Rechts, insbesondere der Aufhebung nationalsozialistischer Gesetze wurde 
auch das AOG einer eingehenden Betrachtung unterzogen. Diese erfolgte im Juni 1944 
durch die DLEG (Legal Directorate).229 Gerade von sowjetischer Seite wurde gefordert, 
dieses Gesetz in den Katalog der nationalsozialistischen Gesetze des später erlassenen 
KRG Nr. 1 betreffend die Aufhebung nationalsozialistischer Gesetze vom 20.09.1945230 
aufzunehmen.231 Gegen eine sofortige Aufhebung wurden von Seiten der anderen Be-
satzungsmächte allerdings Bedenken dahingehend erhoben, dass man aufgrund der 
Arbeitsmarktsituation nicht auf bestimmte Teile des Gesetzes, wie vor allem den Kün-
digungsschutz verzichten könnte.232 Erst durch das Kontrollratsgesetz Nr.  40 vom 
30.11.1946233 wurde mit Wirkung zum 01.01.1947 das Gesetz zur Ordnung der nationa-
len Arbeit samt seinen Durchführungsverordnungen aufgehoben. Das Gesetz zur Ord-
nung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23.03.1934234 wurde 
durch Kontrollratsgesetz Nr. 56 vom 30.06.1947235 mit Wirkung zum 04.07.1947 aufgeho-
ben. Diese Aufhebung stellte sich dabei mehr als eine Formalität dar, da durch die bereits 
erfolgte vorherige Aufhebung des AOG die Anwendbarkeit des AÖG in vielen Bereichen 
227  Carl Schmitt, Über die drei Arten des rechtswissenschaftlichen Denkens, S. 53; Hientzsch, Arbeitsrechts-
lehren im Dritten Reich und ihre historische Vorbereitung, S. XIX.
228  Grundlegend zu der Arbeit der Allierten im Hinblick auf die Bereinigung und Aufhebung nationalsozia-
listischen Rechts, siehe Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten 
Kontrollrat, S. 30 ff., 20 ff.
229  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110.
230  Official gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 6.
231  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110.
232  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110.
233  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 229.
234 RGBl. 1934 I, S. 220.
235  Official gazette of the Control Council for Germany, 1947, p. 287.
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auf ein Minimum beschränkt war, da sich dessen Regelungsinhalt fast ausschließlich in 
Verweisungen auf das AOG erschöpfte, die nach dessen Aufhebung ins Leere liefen.
Durch die Aufhebung des AOG entstand eine Lücke, die aufgrund der beträchtli-
chen Bedeutung des Kündigungsschutzes für die Arbeitnehmerschaft alsbald geschlos-
sen werden musste. Das Gesetz, das den Kündigungsschutz vor dem Inkrafttreten des 
AOG geregelt hatte, das BRG von 1920 konnte dies nicht leisten, da es durch das AOG 
aufgehoben und nach allgemeiner Ansicht deshalb nicht mehr anwendbar war.236 Es gab 
nach der Aufhebung des AOG keinen allgemeinen Kündigungsschutz mehr, sondern 
nur noch einige wenige Vorschriften, die für spezielle Gruppen einen Kündigungsschutz 
oder aber lediglich eine Art von Kündigungsschutz im Wege einzuhaltender Verfahrens-
vorschriften anordete z.B. im Schwerbehindertengesetz von 1923, im Gesetz über die 
Fristen von langjährigen Angestellten von 1926, im Mutterschutzgesetz von 1942, der 
ArbÄndVO und der APlWVO. Eine Schließung dieser Lücke erfolgte auch in der Fol-
gezeit nicht durch den Kontrollrat oder die Militärregierungen. Auf dem Gebiet des Ar-
beitrechts im Allgemeinen und im Kündigungsschutz im Speziellen wurden diese zu kei-
nem Zeitpunkt umfassend gesetzgeberisch tätig. Das KRG Nr. 22 vom 10.04.1946 mit 
dem Titel Betriebsrätegesetz237 war seiner Natur nach lediglich als Rahmengesetz ausge-
staltet.238 Ob dieses einen Kündigungsschutz zumindest für Betriebsräte ermöglichte war 
nach zeitgenössischer Auffassung strittig, wurde aber zum Teil aus Art. IX des Gesetzes 
abgeleitet.239 Daher ergingen in der Folgezeit in den Ländern der meisten Besatzungszo-
nen zum einen eigene Betriebsratsgesetze und zum anderen Länderkündigungsschutz-
gesetze. 
Dies führte zu einer erheblichen Rechtszersplitterung, wie man im Folgenden an-
hand der Darstellung der vielfältigen Regelungen auf Länderebene erkennen kann.240 In 
Bayern z.B. wurde der Kündigungsschutz durch das Gesetz Nr. 76, dem Kündigungs-
236  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 183; Schell, 
Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 214; Gescher, Die arbeitsgerichtli-
che Rechtsprechung in den Westzonen, S. 40. Eine abweichende Begründung der Unanwendbarkeit in 
der SBZ siehe Helm, Die Aufhebung des „Gesetzes zur Ordnung der Nationalen Arbeit“, Arbeit und So-
zialfürsorge 1947, S. 13 f. Der Autor dieses Artikels vertrat die Ansicht, dass durch die Aufhebung die 
mit dem AOG aufgehobenen Gesetze grds. wieder in Kraft treten, da das Gegenteil im KRG Nr. 40 aus-
drücklich hätte angeordnet werden müssen, wie z.B. in KRG Nr. 1, und diese Gesetze noch nicht inhalt-
lich überholt oder aus sonstigen Gründen nicht mehr angewendet werden können. Im Falle des BRG 
1920 sei dieses nicht mehr anwendbar, da es durch das Betriebsrätegesetz des Kontrollrats ersetzt wurde.
237  Official gazette of the Control Council for Germany, p. 133.
238  Plumeyer, Die Betriebsrätegesetze der Länder 1947–1950, S. 47.
239  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 81 ff. Siehe hierzu auch LAG 
Frankfurt a.M. vom 28.03.1947, S. 48.
240  Alle Länderkündigungsschutzgesetze, Vorschriften bei Massenentlassungen und Betriebsräteregelungen 
der westlichen Besatzungszonen im Folgenden siehe Hueck, Kündigungsschutzgesetz, 1. Aufl., 1951, § 
26 Rn. 2 ff. KSchG; Fiedler, Kündigungsschutz außerhalb des KSchG und seiner Vorgängerregelungen 
durch Grundrechte und allgemeines Zivilrecht (Untersuchungszeitraum 1850 - 2006), S. 48 ff. Hinsicht-
lich der Gesetzgebung in den Ländern der amerikanischen Besatzungszone vgl. die Begründung des 
Kündigungsschutzgesetzes, S. 1 ff., BayHStA MArb 2124. Ausführlich dazu mit weiteren inhaltlichen Er-
läuterungen z.B. Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 51 ff. und Wüllen-
weber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 188 ff.
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schutzgesetz vom 01.08.1947,241 wiedereingeführt. Dieses regelte in Art. 15 f. ebenfalls 
den Kündigungsschutz für Betriebsratsmitglieder.242 Des Weiteren erging dort das Gesetz 
gegen missbräuchliche Massenentlassungen und Betriebsstilllegungen vom 22.10.1948243 
und das bayerische Betriebsrätegesetz vom 25.10.1950.244 In Hessen wurde der Kündi-
gungsschutz der Betriebsratsmitglieder im Betriebsrätegesetz vom 31.05.1948245 und 
13.04.1950246 geregelt. Dieses Gesetz sah ebenfalls in den §§ 41 f. einen Schutz bei Mas-
senentlassungen vor. In Württemberg-Baden erging das Kündigungsschutzgesetz, Ge-
setz Nr. 708 vom 18.08.1948247 mit einem Kündigungsschutz für Betriebsratsmitglieder 
(§§ 13 ff.) und das Gesetz Nr. 728 zum Schutz der Arbeitnehmer bei Entlassungen grö-
ßeren Umfanges vom 18.08.1948248. Bremen erließ erst am 10.01.1949 das bremische Be-
triebsrätegesetz (Ausführungsgesetz zu Art. 47 der Landesverfassung der Freien Hanse-
stadt Bremen)249 abgeändert durch das Gesetz vom 07.03.1950250 mit einem Schutz gegen 
sozialwidrige Kündigungen, Kündigungsschutz der Betriebsratsmitglieder und bei Mas-
senentlassungen. 
In der britischen Besatzungszone sah man von einer Neuregelung des Kündigungs-
schutzes ab und versuchte stattdessen den Kündigungsschutz über eine Anwendung 
von Generalklauseln des BGB wie z.B. §§ 138, 242 BGB zu gewährleisten.251 Auch ergin-
gen dort vor Gründung der BRD auf Länderebene keine Betriebsrätegesetze. Lediglich 
Schleswig-Holstein erließ mit dem Gesetz zur Regelung vordringlicher Angelegenheiten 
des Betriebsräterechts vom 03.05.1950252 eine eigene Regelung.253 
In der französischen Besatzungszone erging in Baden das Landesgesetz über die Bil-
dung von Betriebsräten vom 24.09.1948254, in Württemberg-Hohenzollern das Betriebs-
rätegesetz vom 21.05.1949255 und 18.04.1950256 und in Rheinland-Pfalz die Landesver-
ordnung über die Errichtung und die Tätigkeit von Betriebsräten vom 15.05.1947257. Als 
241  GVBl 1947, S. 165.
242  Vgl. Begründung des Kündigungsschutzgesetzes, S. 1 f., aus BayHStA MArb 2124.
243  GVBl 1948, S. 240.
244  GVBl 1950, S. 227.
245  GVBl. 1948, S. 117.
246  GVBl. 1950, S. 49.
247  GBl. 1948, S. 134.
248  GBl. 1948, S. 116. 
249 Brem. GBl. 1949, S. 7. 
250  Brem. GBl. 1950, S. 31. 
251  Vgl. Begründung des Kündigungsschutzgesetzes, S. 4 f., BayHStA MArb 2124; Richardi, Arbeitsrecht als 
Teil freiheitlicher Ordnung, S. 54, 56; Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in: Wengst (Hrsg.), 
Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 175.
252  GVOBl. Schl.-H. 1950, S. 169.
253  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 79.
254  GVBl. 1948, S. 209 .
255  RegBl. 1949, S. 153.
256  RegBl. 1950, S. 208.
257  GVBl. 1947, S. 258.
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Regelung bei Massenentlassungen in Württemberg-Hohenzollern die Rechtsanordnung 
über den Arbeitseinsatz vom 27.08.1946258 und die VO über die Anzeigepflicht bei Kurz-
arbeit oder Betriebsstillegung vom 17.11.1947259 und in Rheinland-Pfalz das Landes-
gesetz zur Sicherung der Arbeitsplätze vom 21.06.1948260. Diese aufgeführten Gesetze 
wichen aber sowohl hinsichtlich der Voraussetzungen als auch hinsichlich der Rechtsfol-
gen zum Teil deutlich voneinander ab.261
In der sowjetischen Besatzungszone wurde das AOG teilweise als von vornherein 
nicht anwendungsfähig betrachtet262, teilweise wurde die Anwendung der §§ 56 bis 62 
AOG bis zur Erledigung durch Erlass des Betriebsrätegesetzes des Kontrollrates offenge-
lassen.263 Niedergelegt und gebilligt wurde die Ansicht der sofortigen Unanwendbarkeit 
vom SMAD und den Gewerkschaften im Gründungsstatut der Deutschen Verwaltung.264 
Schließlich behalf man sich in der sowjetischen Besatzungszone damit, dass eine Kündi-
gung ohne Zustimmung des Betriebsrats für nichtig erklärt wurde.265
Das Arbeitskampf- und Schlichtungsrecht wurde durch KRG Nr. 35 über Ausgleichs- 
und Schiedsverfahren in Arbeitsstreitigkeiten vom 20.08.1946266 vom Kontrollrat neu ge-
regelt.267 Dieses Gesetz lehnte sich eng an die Schlichtungsverordnung vom 30.10.1923 
an, verzichtete jedoch auf eine Zwangsschlichtung.268 Der Arbeitskampf wurde darin 
nicht mit aufgenommen.
Um der erheblichen Rechtszersplitterung Einhalt zu gebieten beschloss der Wirt-
schaftsrat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes am 20.07.1949 den Erlass eines neuen 
Kündigungsschutzgesetzes.269 Dieses Gesetz wurde allerdings nicht mehr umgesetzt, die 
258  Amtsbl. S. 176 = Amtsblatt des Staatssekretariats für das französisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns.
259  RegBl. 1947, S. 109.
260  GVBl. 1948, S. 241.
261  Vgl. Begründung des Kündigungsschutzgesetzes, S. 2 ff., BayHStA MArb 2124.
262  Helm, Die Aufhebung des „Gesetzes zur Ordnung der Nationalen Arbeit“, Arbeit und Sozialfürsorge 
1947, S. 12; Heilmann, Das Arbeitsrecht der sowjetischen Besatzungszone (1945-1949), S. 120 f. Vgl. 
dazu auch die Zusammenfassung der Rechtsansichten zur Anwendbarkeit des AOG in der SBZ bei Fied-
ler, Kündigungsschutz außerhalb des KSchG und seiner Vorgängerregelungen durch Grundrechte und 
allgemeines Zivilrecht (Untersuchungszeitraum 1850 - 2006), S. 47 Fn. 261.
263  Helm, Die Aufhebung des „Gesetzes zur Ordnung der Nationalen Arbeit“, Arbeit und Sozialfürsorge 
1947, S. 12. 
264  Heilmann, Das Arbeitsrecht der sowjetischen Besatzungszone (1945-1949), S. 120.
265  Richardi, § 2 Historische Grundlagen, Rn. 40, in: Richardi/Wlotzke (Hrsg.), Münchener Handbuch zum 
Arbeitsrecht, Bd. 1, 3. Aufl. 2009.
266  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 174.
267  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 75; Rütten, Gewerkschaft und Arbeitsrecht nach 
dem Zweiten Weltkrieg (1945-1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität 
und Fremdbestimmung, 1996, S. 162.
268  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 75.
269  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 56; ders., Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, 
in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 175; Hueck, Das 
neue Kündigungsschutzgesetz des Wirtschaftsrates, RdA 1949, S. 331. 
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Regelung der Materie wurde der Gesetzgebung der Bundesrepublik überlassen.270 Ein 
bundesweites Kündigungsschutzgesetz erging schließlich am 10.08.1951271 und trat am 
14.08.1951 in Kraft.272 Eine bundesgesetzliche Regelung im Bereich des Betriebsverfas-
sungsrechts wurde mit dem Betriebsverfassungsgesetz vom 11.10.1952273 geschaffen.274 
Mit dem KRG Nr. 40 entfiel durch die Aufhebung des AOG gleichfalls die Rechts-
grundlage für den Erlass von neuen Tarifordnungen.275 Die bestehenden Tarifordnungen 
blieben nach überwiegender Meinung weiter in Geltung.276 Dies wurde zumindest durch 
Art. II KRG Nr.  56 auch ausdrücklich bestätigt.277 In der amerikanischen Besatzungs-
zone wurde von der Militärregierung bereits am 22.05.1946 die Verordnung über den 
Abschluss und Inhalt von Tarifverträgen erlassen.278 Die nach dieser Verordnung abge-
schlossenen Tarifverträge mussten sich jedoch im Rahmen der Anordnungen der Kon-
trollratsdirektive Nr. 14 halten, mit der Folge dass nur in sehr geringem Umfang tarifver-
tragliche Vereinbarungen getroffen werden konnten.279 Die praktische Bedeutung dieser 
Verordnung war daher sehr gering. In der britischen Zone wurden trotz Aufhebung des 
AOG noch weitere Tarifordnungen erlassen, dort aber als besatzungsrechtliche Rechts-
verordnungen von den Präsidenten der Landesarbeitsämter, denen durch die VO Nr. 7 
die Befugnisse der Treuhänder übertragen wurden.280 Lediglich für den Kohlenbergbau 
galt durch die Kontrollratsdirektive Nr. 41 vom 17.10.1946281 ein größerer Verhandlungs-
spielraum, in diesem Bereich war eine Lohnerhöhung um bis zu 20% erlaubt.282 Durch 
die Aufhebung des Lohnstops im Vereinigten Wirtschaftsgebiet im Jahr 1948283 konnten 
270  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 56; ders., Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, 
in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 175; Hueck, Das 
neue Kündigungsschutzgesetz des Wirtschaftsrates, RdA 1949, S. 331; Goldschmidt, Arbeitsrechtliche 
Rundschau, Bundesgebiet (Berichtszeit von April bis August 1949), RdA 1949, S. 339.
271  BGBl. 1951 I, S. 499.
272  Hueck, Kündigungsschutzgesetz, 1. Aufl., 1951, § 26 Rn. 1 KSchG.
273  BGBl. 1952 I, S. 681.
274  Zum Betriebsverfassungsrecht in den einzelnen Ländern der Besatzungszonen nach 1945 bis zur Schaf-
fung der bundesgesetzlichen Regelung ausführlich bei Plumeyer, Die Betriebsrätegesetze der Länder 
1947-1950, S. 54 ff. und Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 76 ff.
275  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 67; ders., Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, 
in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 176.
276  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 267.
277  Vgl. Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in 
Deutschland seit 1945, Bd 2/1, S. 165.
278  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 67; ders., Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, 
in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 177.
279  Siehe auch Knolle, Wieder Lohnverhandlungen? Eine Darstellung der gegenwärtige Lage, ArbBlBrZ 
1947, S. 321; so auch bei Rütten, Gewerkschaft und Arbeitsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-
1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg), Zwischen Kontinuität und Selbstbestimmung, S. 157 f.
280  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 68; Rütten, Gewerkschaft und Arbeitsrecht nach 
dem Zweiten Weltkrieg (1945-1950/52), in: Diestelkamp/Kitagawa u.a. (Hrsg.), Zwischen Kontinuität 
und Fremdbestimmung, S. 158.
281  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 213.
282  Knolle, Wieder Lohnverhandlungen? Eine Darstellung der gegenwärtige Lage, ArbBlBrZ 1947, S. 321.
283  Gesetz über die Aufhebung des Lohnstops vom 03.11.1948, Gesetzbl. d. Verwaltung d. Vereinigten Wirt-
39
Anwendung des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG) vom 20.01.1934
ab diesem Zeitpunkt dort wieder ohne Einschränkung Tarifverträge geschlossen wer-
den.284 Das Tarifvertragsgesetz für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet trat schließlich am 
09.04.1949 in Kraft.285 Aufgrund § 9 Abs. 2 TVG wurde am 22.11.1949 durch den Bun-
desarbeitsminister die erste Reichstarifordnung aufgehoben.286 In der französischen Be-
satzungszone beschritt man einen Sonderweg. Hier wurde der Lohnstop zum Teil erst 
im Jahr 1949 abgeschafft.287 Dadurch gab es in den jeweiligen Ländern auch nach Grün-
dung der Bundesrepublik unterschiedliche Regelungen für das Tarifvertragsrecht.288 Ein 
Ende dieser Rechtszersplitterung im Bereich des Tarifvertragsrechts durch ein bundes-
weit anwendbares Tarifrecht wurde erst durch das Gesetz über die Erstreckung des Tarif-
vertragsgesetzes vom 23.04.1953 geschaffen.289
2.  Bayern
Der Bestand der Urteilssammlung des Arbeitsgerichtes München beinhaltet alle arbeits-
rechtlichen Streitigkeiten ab der Wiederaufnahme der Gerichtsbarkeit. Enthalten sind 
damit also auch die arbeitsrechtlichen Streitigkeiten, die vor Wiedereinrichtung der Ar-
beitsgerichtsbarkeit von der ordentlichen Gerichtsbarkeit entschieden wurden. Der Ver-
lauf der Anwendung des Gesetzes lässt sich daher vom Neubeginn der gerichtlichen Tä-
tigkeit nach Kriegsende bis zur offiziellen Aufhebung zum 01.01.1947 genau verfolgen. 
Aus den Entscheidungsjahren 1946 und 1947 gab es allerdings im Bestand kein Urteil, 
in dem eine Erwähnung oder Anwendung des AOG erfolgte. Im Folgenden werden zu-
nächst die unveröffentlichten erstinstanzlichen Urteile des ArbG München und eine, in 
einem der Verfahren ergangene, zweitinstanzliche Entscheidung des LAG München dar-
gestellt. Anschließend werden zwei veröffentlichte Entscheidungen des LAG München 
sowie eine kritische Urteilsbesprechung des Präsidenten des LAG Frankfurt a.M. zu ei-
ner dieser Entscheidungen erörtert. 
a. Unveröffentlichte Urteile
aa. Az. 5 Ca 4/45 ArbG München vom 26.02.1948 und Ber.-Reg.-Nr. 94/48 vom 
01.06.1949290
[1]. Az. 5 Ca 4/45 ArbG München vom 26.02.1948291 
In dem Verfahren mit dem Az. 5 Ca 4/45 wandte sich der Kläger gegen die am 02.01.1945 
erfolgte fristlose Kündigung. Der Kläger war bei der Beklagten seit 1935 als Molkereibe-
triebsleiter beschäftigt. Gegen die Kündigung hatte der Arbeitnehmer sofort Einspruch 
schaftsgebietes 1948, S. 117.
284  Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 71.
285  Gesetzbl. d. Verwaltung d. Vereinigten Wirtschaftsgebietes 1949, S. 55.
286  Goldschmidt, Arbeitsrechtliche Rundschau, RdA 1950, S. 22.
287  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 266.
288  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 266.
289  BGBl. 1953 I, S. 156. Vgl. Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 266.
290  StaM ArbG München Nr. 49.
291  StaM ArbG München Nr. 49. Siehe hierzu auch, S. 73 ff.
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erhoben. Nachdem die Kündigung hierauf hin nicht zurückgenommen wurde, erhob er 
am 11.01.1945 Klage beim ArbG München mit dem Antrag festzustellen, dass die fristlo-
se Kündigung rechtsunwirksam ist, hilfsweise klagte er auf Widerruf einer fristgemäßen 
Kündigung und im Falle der Ablehnung des Widerrufs der Kündigung auf Zahlung ei-
ner Entschädigung gem. §§ 57, 58 AOG. Als Kündigungsgründe wurden von Seiten der 
Beklagten die Unzuverlässigkeit des Klägers vorgebracht. In den Entscheidungsgrün-
den wurden keine Gesetze erwähnt, die Anwendbarkeit bzw. Nichtanwendbarkeit des 
AOG folglich auch nicht problematisiert. Entscheidend waren vielmehr das Zeugnis des 
früheren Arbeitgebers und Vorgängers der Beklagten sowie die Aussage eines Kronzeu-
gen des Beklagten. Beide Aussagen bescheinigten dem Kläger ein tadelloses Verhalten 
und Führen des Geschäftes. Der Richter stellte daher im Hinblick auf das Bestehen von 
Kündigungsgründen für die fristlose Kündigung fest, dass das Vorliegen solcher Gründe 
nicht bewiesen worden und eine weitere Prüfung von daher nicht erforderlich sei, viel-
mehr habe der Beklagte den Kläger als „Volksschädling schlimmster Sorte“ beschimpft 
und ihm eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft angedroht. Diese nationalsozialistische 
Beleidigung zeigte der Auffassung des Richters zufolge die besondere Einstellung des Be-
klagten. Eine weitere Prüfung sei demzufolge nicht mehr notwendig: „Die Verwerflich-
keit eines derartigen Vorgehens nazistischer Art braucht auf Grund der veränderten, po-
litischen Verhältnisse nicht weiter beleuchtet zu werden. Es ist daher die Klage im vollen 
Umfang stattzugeben.“ 
Im Tenor des Urteils wurde schließlich die Rechtsunwirksamkeit der Kündigung vom 
02.01.1945 festgestellt. Eine Auseinandersetzung mit dem AOG war nicht mehr erfor-
derlich, da bereits dem klägerischen Hauptantrag stattgegeben wurde und so die Bedin-
gung der Eventualklage nicht eingetreten war.
[2]. Ber.-Reg.-Nr. 94/48 vom 01.06.1949292
Die Berufungsinstanz Ber.-Reg.-Nr. 94/48 vom 01.06.1949 befasste sich nur beiläufig mit 
der Anwendbarkeit des AOG. Das LAG bestätigte, dass eine Kündigungswiderrufkla-
ge gem. §§ 56 ff. AOG zum damaligen Zeitpunkt form- und fristgerecht erhoben wurde. 
Diese war aber, wie in der ersten Instanz, nur eine Eventualklage. Aufgrund der Über-
einstimmung mit dem Ergebnis des ArbG, ging das LAG auf die Zulässigkeit der Kündi-
gungswiderrufsklage und Anwendbarkeit des AOG nicht ein.
bb. Az. 5 Ca 79/44 ArbG München vom 04.03.1948293
In der Entscheidung des unter dem Az. 5 Ca 79/44 geführten Verfahrens klagte ein Ar-
beitnehmer gegen seine außerordentliche Kündigung. Der Kläger war bei der Beklag-
ten seit dem 01.06.1934 an einer Sparkassenzweigstelle als Angestellter beschäftigt. Nach 
dessen Einziehung zur Wehrmacht im Jahr 1939 wurde dieser am 07.06.1943 als Schwer-
kriegsbeschädigter entlassen und von der Beklagten weiterbeschäftigt. Am 28.03.1944 
wurde dem Kläger außerordentlich zum 31.03.1944 gekündigt. Die Einreichung der Kla-
292  StaM Arbeitsgericht München Nr. 49.
293  StaM Arbeitsgericht München Nr. 48. Siehe hierzu auch, S. 110.
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ge erfolgte am 05.04.1944 beim ArbG München. Der Antrag war darauf gerichtet, die 
Kündigung für unzulässig zu erklären und die Beklagte zur Zurücknahme zu verurtei-
len. Begründet wurde der Antrag mit der mangelnden Zustimmung des Arbeitsamtes. 
Die Beklagte brachte dagegen vor, dass die Kündigung verhaltensbedingt ergangen sei, 
insbesondere wegen der vielfältigen unbegründeten Beschwerden des Klägers an diverse 
Partei-, Wehrmachts- und Verwaltungsdienststellen.
Kriegsbedingt konnte das Verfahren nicht beendet werden. Nach Kriegsende war die 
Wiederaufnahme des Prozesses erst möglich, nachdem die Militärregierung das Führen 
von Feststellungsprozessen gegen Körperschaften des öffentlichen Rechts wieder zuge-
lassen hatte. Dies erklärt, warum das Verfahren erst im März 1948 wiederaufgenommen 
wurde. Der Richter legte das Begehren des Klägers „die Beklagte zu verurteilen die Kün-
digung zurückzunehmen“ als Kündigungswiderrufsklage gem. § 56 AOG aus. Hinsicht-
lich der Geltung bzw. Anwendbarkeit des AOG wurde lediglich ausgeführt, dass es zum 
Kündigungszeitpunkt noch in Kraft gewesen sei. Die Anwendbarkeit im vorliegenden 
Fall wurde allerdings aufgrund des Fehlens formeller Voraussetzungen abgelehnt. Nach 
Auffassung des Gerichts hätte der Kläger die formellen Anwendungsvoraussetzungen, 
wie das Vorhandensein mindestens 10 Beschäftigter und eines Vertrauensrates nachwei-
sen müssen. Da dies nicht erfolgt sei und der Kläger durch sein Verhalten die Kündigung 
herbeigeführt hatte, wurde die fristlose Kündigung als unzulässig befunden, eine ordent-
liche Kündigung zum nächsten Termin aber als berechtigt beurteilt.
cc. Az. 4 Ca 63/46 ArbG München vom 21.04.1948294
Der Kläger war bei der Beklagten seit dem 01.06.1938 beschäftigt. Dessen Arbeitsver-
hältnis wurde durch Kündigung vom 01.08.1946 zum 31.12.1946 gelöst. Am 02.12.1946 
erhob der Kläger daraufhin beim ArbG Hamburg Klage auf Zahlung des Gehalts für 
die Monate November und Dezember. Zuständigkeitshalber wurde die Klage an das 
ArbG München verwiesen. Am 22.02.1947 erweiterte der Kläger seinen Antrag auf Wi-
derruf der Klage. Die Forderungen des Klägers wurden nur teilweise als begründet er-
kannt. Der Antrag auf Widerruf der Kündigung “[n]ach § 56 des zur Zeit der Kündigung 
(01.08.1946) noch geltenden Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit hätte […] spä-
testens 2 Wochen nach Zugang der Kündigung beim Arbeitsgericht gestellt werden müs-
sen.” Aufgrund des Fristversäumnisses wurde dieser Antrag abgelehnt.
dd. Az. 5 Ca 82/47 ArbG München vom 05.05.1948295
Dem Urteil in dem Verfahren mit dem Az. 5 Ca 82/47 liegt eine Klage auf Kündigungs-
widerruf zugrunde. Der Kläger war bei der Beklagten ab 01.04.1946 als juristischer Sach-
bearbeiter mit einer sechsmonatigen Probezeit eingestellt. Dabei war vereinbart, dass das 
Dienstverhältnis während der Probezeit jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist gelöst werden kann. Am 27.08.1946 wurde der Kläger von der Beklagten bis zum 
Ablauf der Probezeit mit sofortiger Wirkung vom Dienst freigestellt. Daraufhin erhob 
294  StaM Arbeitsgericht München Nr. 50.
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der Kläger am 15.09.1947 gegen die Beklagte Klage auf Widerruf der Kündigung bzw. 
Schadenersatz, da die Beklagte ohne Nennung von Gründen und ohne Zustimmung 
des Arbeitsamtes gekündigt habe. Den Widerruf der Kündigung stützte dieser auf § 17 
Abs. 2 BayKüSchG vom 01.08.1947 und beantragte vorsorglich Wiedereinsetzung gem. 
§ 13 BayKüSchG: „[D]ie Übergangszeit [bis zum Inkrafttreten des KschG vom 01.08.47] 
habe bisher eine geordnete arbeitsgerichtliche Austragung unmöglich gemacht. Bezüg-
lich der Anwendung der Bestimmungen des AOG habe keine Klarheit bestanden. Das 
AOG sei auf alle Fälle seit 01.01.47 aufgehoben. Das neue KSchG wurde erst im BGVBl. 
vom 26.08.47 veröffentlicht und durch die Post am 03.09.47 eingewiesen. Die Arbeitsge-
richte hatten ihre Tätigkeit erst vor kurzem aufgenommen. Bei diesen unklaren und un-
sicheren Verhältnissen habe dem Rechtsuchenden eine Klagestellung noch nicht zuge-
mutet werden können.“  
Hinsichtlich der Anwendbarkeit des BayKSchG erläuterte der Richter, dass dieses erst 
für Kündigungen anwendbar sei, die ab Inkrafttreten des Gesetzes (19.07.47) ausgespro-
chen wurden bzw. Kündigungen deren Wirkung am Tage der Verkündung des Gesetzes 
noch nicht eingetreten war. Der beantragten Wiedereinsetzung gem. § 13 BayKüSchG 
konnte daher nicht stattgegeben werden.296 Eine Anwendbarkeit des AOG wurde in den 
Gründen nicht thematisiert.
ee. Az. 5 Ca 46/47 ArbG München vom 07.06.1948297
In dem Verfahren mit dem Az. 5 Ca 46/47 klagte ein Arbeitnehmer auf Ausstellung ei-
nes Zeugnisses und ausstehendes Gehalt. Der Kläger war bei der Beklagten seit dem 
23.07.1936 als Lohnbuchhalter beschäftigt. Am 06.04.1945 wurde er wegen wiederhol-
ter ungenehmigter Abwesenheit vom Arbeitsplatz fristlos entlassen. Gegen seine Entlas-
sung hatte der Kläger damals keine Kündigungswiderrufklage gem. § 56 AOG erhoben.
Auf Grund der zu diesem Zeitpunkt geltenden Kündigungsschutzbestimmungen §§ 
56-62 AOG war es dem Kläger unbenommen, binnen zwei Wochen nach Zugang der 
Kündigung beim Arbeitsgericht mit dem Antrag auf Widerruf der Kündigung zu kla-
gen. Da eine Kündigungswiderrufklage aber nicht erhoben wurde, wurde die Entlassung 
rechtswirksam. Dementsprechend hatte er keinen Anspruch auf Zahlung des Gehalts bis 
zum Termin einer ordentlichen Kündigung. Ebenfalls bestand kein Anspruch auf Zah-
lung für potentielle Überstunden, da gem. §  9 Reichstarifordnung für kaufmännische 
und technische Angestellten im Baugewerbe und Baunebengewerbe vom 27.04.1938 
(Tarifregister 2345/1) für Überstundenansprüche in der Zwischenzeit Verwirkung ein-
trat. Die Klage wurde in allen Punkten abgewiesen.
296  Das Gericht prüfte nicht die Möglichkeit, dass der Kläger ggf. gem. § 6 der 14. VO zur Durchführung des 
AOG vom 15.10.1935 hätte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragen können.
297  StaM Arbeitsgericht München Nr. 52.
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ff. Fazit
Aus den geschilderten Entscheidungen mit ihren knappen Feststellungen zum AOG 
kann man zunächst einmal erkennen, dass in drei Entscheidungen eine Anwendbarkeit 
des AOG für Sachverhalte vor der Aufhebung des Gesetzes am 01.01.1947 angenommen 
wurde. Diese Verfahren waren bereits vor dessen Aufhebung anhängig, d.h. alle sind bei 
Gericht vor 1947 eingegangen, wie man am Aktenzeichen erkennen kann. Lediglich in 
einem Verfahren anhängig nach Aufhebung wurde darauf hingewiesen, dass der Kläger 
zum Kündigungszeitpunkt eine Kündigungswiderrufklage nach den Vorschriften des 
AOG hätte erheben müssen. In einem anderen ebenfalls erst nach Aufhebung anhängig 
gemachten Verfahren mit einem Kündigungssachverhalt vor 01.01.1947 wurde das AOG 
in den Gründen nicht thematisiert, sondern nur die beantragte Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand nach den Vorschriften des BayKSchG abgelehnt. Die Möglichkeit einer 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gem. § 6 der 14. VO zur Durchführung des AOG 
vom 15.10.1935 wurde dort nicht diskutiert.
Festzustellen ist weiter, dass das AOG meist nur kurz erwähnt wird und eine Anwen-
dungsmöglichkeit nicht näher begründet wurde. In den vorliegenden Fällen wurden die 
Klagen im Ergebnis überdies aber auch stets bereits aus formellen Gründen abgewiesen. 
b. Veröffentlichte Entscheidungen 
aa. Ber.Reg. Nr. 40/48 LAG München vom 01.02.1949, 1. Instanz ArbG Weiden298
[1]. Urteilsdarstellung
In dieser veröffentlichten Entscheidung des LAG München klagte ein als Heizungs- und 
Maschinenmeister Beschäftigter gegen seine am 17.01.1946 erfolgte fristlose Kündigung. 
Die Kündigung erfolgte im Zuge der Entnazifizierung und auf ausdrücklichen Antrag 
des Betriebsrates. Am 23.01.1946 wurde von der Beklagten die Zustimmung zur Kün-
digung des Arbeitsamtes beantragt, die am 09.02.1946 für eine nach Erteilung der Zu-
stimmung auszusprechende Kündigung gewährt wurde. Vorsorglich wurde daraufhin 
von der Beklagten die Kündigung mit Schreiben vom 14.03.1946 wiederholt. Sofort nach 
Durchführung seines Entnazifizierungsverfahrens erhob der Kläger Ende 1947 Kla-
ge mit den Anträgen, die am 17.01.1946 ausgesprochene Kündigung für unzulässig zu 
erklären und ihm als Entschädigung ein halbes Jahresgehalt zu zahlen. Das ArbG ent-
schied daraufhin, dass die Kündigung zu Recht erfolgt sei, der Kläger aber noch An-
spruch auf 4,5 Monatsgehälter habe. Die Gerichtskosten sollten daher geteilt werden. 
Mit der Berufung begehrte der Kläger die Beklagte zur vollen Kostentragung zu verur-
teilen, die Kündigung zu widerrufen und die höchstzulässige Entschädigung in Höhe ei-
nes vollen Jahresgehalts zu gewähren. Zu diesem Zeitpunkt stand unstreitig fest, dass 
die Kündigung erst zum 30.09.1946 wirksam wurde und demgemäß ein noch nicht be-
glichener Anspruch in Höhe von 194,95 DM bestand. Das Berufungsgericht kritisierte 
die erste Instanz zunächst hinsichtlich einer unterlassenen Antragsklärung. Daher wur-
de in der 2. Instanz auch über den Kündigungswiderruf mit Abfindungsentschädigung 
298  Im Folgenden wiedergegeben entsprechend LAG München vom 01.02.1949, RdA 1949, S. 475 ff. 
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entschieden, während sich die übrigen Anträge erledigten. Dagegen brachte die Beklag-
te vor, dass es sich dabei um eine Klageänderung handele und widersprach dieser. Das 
Gericht entschied jedoch, dass dies lediglich eine Antragsberichtigung darstelle und dar-
über hinaus auch gem. § 58 AOG i.V.m. § 529 ZPO (Fassung von 1933) und Art. II Nr. 3 
RechtsmittelG eine Antragsänderung zulässig gewesen wäre. 
Im Übrigen seien die formellen Voraussetzungen des Kündigungswiderrufverfah-
rens gem. § 56 AOG erfüllt. Denn die 2-Wochenfrist zur Klageerhebung sei zwar nicht 
gewahrt worden, allerdings wirke sich dies nicht aus, da auch die Frist des § 56 AOG 
zu den Fristen des Gesetzes über die Hemmung von Verjährungs- und ähnlichen Fri-
sten gehöre. Nach ständiger Rechtsprechung des LAG Bayern waren dementsprechend 
die dort erfassten Fristen von Kriegsbeginn bis zuletzt zum Schluss des Jahres 1948 ge-
hemmt. Die zulässige Widerrufsklage wurde aber im Ergebnis als unbegründet abgewie-
sen, da das Gesetz Nr. 8 einen Entlassungsbefehl anordne.
[2]. Urteilsbesprechung zu Ber.Reg. Nr. 40/48 LAG München vom 01.02.1949, 1. Instanz 
ArbG Weiden durch den Präsidenten des LAG Hessens299
Das oben dargestellte Urteil des LAG München wurde vom Präsidenten des LAG Frank-
furt a.M. hinsichtlich der Anwendung des AOG überaus kritisch kommentiert. Der Ver-
fasser empfand es als sehr bedenklich, dass das LAG München auf einen im Jahr 1946 
stattgefundenen Kündigungssachverhalt im Entscheidungsjahr 1949 noch die Kündi-
gungsschutzbestimmungen des AOG anwandte. Er räumte zwar ein, dass das Gesetz for-
mal erst zum 01.01.1947 außer Kraft getreten sei, gab allerdings zu Bedenken, dass diese 
Aufhebung vielmehr deklaratorischer Natur und das AOG bereits zuvor unanwendbar 
gewesen sei, wie dies auch in der Literatur vertreten wurde (“Das Problem des allge-
meinen Kündigungsschutzes in der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte”, DRZ 1948, S. 
122). Er kritisierte weiter, dass mindestens eine Auseinandersetzung des Gerichts mit 
der Frage der weiteren Anwendbarkeit des AOG hätte erfolgen müssen, denn das AOG, 
als das Recht der Betriebsverfassung, sei nach nationalsozialistischen Prinzipien gere-
gelt. Denn die Bestimmungen über den Kündigungsschutz bildeten, wenn sie auch selbst 
kein nationalsozialistisches Gedankengut enthielten, mit den übrigen Bestimmungen 
eine gesetzessystematische Einheit. Daher hätten sämtliche Bestimmungen eines solchen 
Gesetzes nicht mehr angewendet werden dürfen, da der Großteil des Gesetzes seine re-
gelnde Kraft zu diesem Zeitpunkt bereits verloren habe. 
bb. Ber. Reg. Nr. 8/48 LAG München vom 10.11.1948, 1. Instanz ArbG Augsburg300
Die vorliegende Urteilsdarstellung befasst sich vorrangig mit der Frage der sittenwidri-
gen Kündigung, der APlWVO in Zusammenhang mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 und 
299  Im Folgenden siehe Gerhard Müller, Anmerkung zu Nr. 122, RdA 1949, S. 477. Im Vorgriff ist hier be-
reits anzumerken, dass in dem ausgewerteten Bestand der hessischen Arbeitsrechtsprechung das AOG 
nur im Jahr 1947 noch angewandt wurde. In einem weiteren Urteil aus dem Jahr 1948 wurde lediglich 
das AOG im Zusammenhang mit der sich damals daraus abgeleiteten Fürsorgepflicht zitiert. 
300  LAG München vom 10.11.1948, RdA 1949, S. 351 f. = WA 1949, Nr. 68. In der Urteilsdarstellung in der 
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der ArbÄndVO. In den Ausführungen zum zugrundeliegenden Sachverhalt wurde al-
lerdings auch zur Geltung des AOG kurz Bezug genommen. Der eigentliche Kläger war 
Geschäftsführer einer Fleischwarenfabrik der Beklagten. Nach seiner Einziehung zum 
Wehrdienst 1940 übernahm dessen Ehefrau mittels eines Zusatzvertrages zum Ange-
stelltenvertrages ihres Mannes diesen Posten. Der Ehefrau wurde dieser Zusatzvertrag 
am 11.07.1946 noch vor der Rückkehr ihres Mannes mit Zustimmung des Arbeitsam-
tes gekündigt. Gegen diese Kündigung legte die Ehefrau Kündigungswiderrufklage gem. 
“[…] § 56 des damals noch geltenden AOG […] ein.” Über den Ausgang dieses Verfah-
rens werden aber keine weitere Ausführungen mehr gemacht.  
cc. Fazit
Aus den beiden veröffentlichten Entscheidungen kann man schlussfolgern, dass die 
zweite Instanz das AOG grundsätzlich ebenfalls nicht in Zweifel zog und für anwendbar 
erachtete. Die Anwendbarkeit, wie von LAG Präsident Müller kritisiert, wurde sogar im 
Jahr 1949 noch angenommen, wobei sich der der Streitigkeit zugrunde liegende Sachver-
halt im Jahr 1946 zutrug. Jedenfalls lässt sich eine kritische Auseinandersetzung mit dem 
nationalsozialistischen Charakter und Ursprung des Gesetzes nicht nachweisen. Statt-
dessen beschränkten sich die Gerichte für Sachverhalte, die vor 1947 angesiedelt waren, 
auf die schlichte aber formal-juristisch korrekte Aussage, dass das Gesetz zu diesem Zeit-
punkt noch in Kraft gewesen war.
3. Hessen
Nunmehr werden zunächst die erhaltenen erstinstanzlichen hessischen Entscheidun-
gen dargestellt. Anders als in Bayern wurden in Hessen die Entscheidungen arbeitsge-
richtlicher Streitigkeiten die von der ordentlichen Gerichtsbarkeit entschieden wurden 
nicht in den arbeitsgerichtlichen Sammlungen archiviert. Dafür kann man aus dem hes-
sischen Bestand einen Überblick der Rechtsanwendung fünf verschiedener erstinstanzli-
cher Arbeitsgerichte gewinnen.301 Insgesamt wurden in allen verfügbaren hessischen Ur-
teilssammlungen nur vier Urteile gefunden, die das Arbeitsordnungsgesetz erwähnen. 
Ergänzt werden kann der Abschnitt um eine veröffenlichte zweitinstanzliche Entschei-
dung des LAG Frankfurt a.M. Der Abschnitt schließt mit den Ergebnissen des zum The-
ma Kündigungsschutz ausgewerteten Archivmaterials des LAG Frankfurt a.M. 
a. Unveröffentlichte Entscheidungen
aa. Az. A 43/47 ArbG Wetzlar vom 07.03.1947302 
In dem unter dem Az. A 43/47 geführten Verfahren beantragte der Kläger Wiederein-
stellung und hilfsweise Zahlung einer Entschädigung. Der Kläger war bei der Beklagten 
seit 1940 beschäftigt. Mit Schreiben vom 25.06.1946 wurde er ohne Angabe von Grün-
WA wird das AOG und die APlWVO nicht erwähnt. Eine ausführlichere Urteilsschilderung siehe auf 
S. 74.
301  Siehe oben Quellenlage in Hessen, S. 10 f.
302 HHStAW Abt. 907 Nr. 27.
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den und ohne Zustimmung des Arbeitsamtes fristlos entlassen. Auf dessen beim Ar-
beitsamt Wetzlar erhobenen Einspruch erging ein Schiedsspruch gegen den die Beklag-
te beim Landesarbeitsamt Berufung einlegte. Das LAA überwies den Vorgang an das 
LAG, das wiederum dem Kläger mitteilte, dass in dem Rechtsstreit ein Verfahren vor 
dem ArbG Wetzlar anzustrengen sei. Am 25.01.1947 erhob der Kläger daraufhin Kla-
ge gegen seine fristlose Entlassung beim Arbeitsgericht Wetzlar. Die Beklagte erwiderte, 
dass der Vertrag mit dem Kläger rechtsungültig sei.
Zunächst wurde vom ArbG darauf hingewiesen, dass es im Arbeitsrecht keinen ver-
tragslosen Zustand gebe. Sofern ein Vertrag nicht rechtsgültig zustandegekommen wäre, 
hätte es auch keiner Kündigung bedurft, sondern lediglich eines Hinweises. 
Das Gericht stellte sodann fest, dass dem Kläger „[…] zur Berechnung der Entschä-
digung bei einer ungerechtfertigten Entlassung auch jene Bestimmungen des früheren 
BRG wie auch des späteren AOG zu Gute kommen […]“, da dieser bereits seit 1940 im 
Betrieb der Klägerin tätig war. Daher wäre der Entschädigungsantrag auch hinreichend 
begründet. Erst danach wurden die drei Kündigungsgründe auf ihre Rechtswirksamkeit 
hin geprüft. 
Nach Ansicht des Gerichts rechtfertigte das Ergebnis der Beweisaufnahme die fristlo-
se Kündigung nicht. Es sah in der fristlosen Entlassung eine willkürliche Handlung. Dar-
über hinaus ergingen noch Ausführungen über ein ordnungsgemäßes Alternativverhal-
ten der Beklagten. 
bb. Az. A 31/46 ArbG Wetzlar vom 08.03.1947 und Az. II LA 35/47 LAG Frankfurt a.M. 
vom 13.05.1947.303
[1]. Erste Instanz Az. A 31/46 ArbG Wetzlar vom 08.03.1947304
In dem Rechtsstreit mit dem Az. A 31/46 klagte ein Arbeitnehmer gegen seinen Ar-
beitgeber auf Wiedereinstellung, hilfsweise auf Zahlung einer Entschädigung und gegen 
die Entziehung seiner Werkswohnung. Der Kläger war bei der Beklagten von Septem-
ber 1939 bis 30.11.1946 als Kraftfahrer beschäftigt. Im Jahre 1942 wurde er von seinem 
ursprünglichen Arbeitsort Schwerte nach Wetzlar versetzt. Nach der Auflösung die-
ses Standorts zum 01.10.1946, wurde dem Kläger nach Beendigung der Räumung am 
10.10.1946 mit Schreiben vom 26.10.1946 zum 30.11.1946 gekündigt. Begründet wurde 
die Kündigung mit der Auflösung des Wetzlaer Standortes. Bereits am 02.11.1946 woll-
te der Kläger beim ArbG Klage gegen die Kündigung erheben. Dort wurde er belehrt, 
dass zuvor bei der Beklagten selbst Einspruch eingelegt werden müsse. Dies erfolgte am 
03.11.1946. Nachdem dem Einspruch gegen die Kündigung nicht stattgegeben wurde, 
erhob der Kläger am 09.12.1946 beim ArbG Klage auf Wiedereinstellung. Seine Klage 
begründete er damit, dass der Standort nicht aufgelöst, sondern lediglich verlegt worden 
sei. Auch dem anderen Kündigungsgrund der inkorrekten Entleihung hielt er entgegen, 
dass er die Gegenstände nur für die Erleichterung von Arbeitsabläufen eingesetzt habe 
303  HHStAW Abt. 907 Nr. 27.
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und es außerdem keinen Grund gebe ihm die Wohnung zu entziehen, bevor er nicht eine 
andere Wohnung zugewiesen bekäme. Daneben forderte er Nachzahlung einer zu Un-
recht entzogenen Auslöse. Die Beklagte behauptete, dass nur eine Widerrufsklage gem. 
§ 56 AOG ein zulässiger Rechtsbehelf gegen die Kündigung sei. Aufgrund der Aufhe-
bung des AOG gäbe es aber keine Widerrufsklage mehr. Im Übrigen sei die Frist zur Kla-
geerhebung versäumt. Das Gericht musste sich daher mit der Zulässigkeit des Klagean-
trags gem. § 56 AOG und damit der Weiteranwendbarkeit auseinandersetzen. 
Es stellte fest, „[…] daß zu der Zeit, als die Beklagte dem Kläger das Arbeitsverhältnis 
kündigte, [dem 26.10.1946,] das Gesetz zur nationalen Arbeit noch für alle Beschäftigten 
in allen Betrieben, mit Ausnahme der Betriebsräte, gültig war.“ Das Gericht war zudem 
„[…] der Ansicht, daß die Schutzbestimmungen dieses Gesetzes trotz der Aufhebung 
desselben, noch solange Gültigkeit haben, bis sie von anderen noch zu schaffenden Be-
stimmungen abgelöst werden. Denn, die Arbeiter können während einer solchen Über-
gangszeit nicht ohne Kündigungsschutz bleiben.“ Ein vom Kläger zu vertretendes Frist-
versäumnis i.S.v. § 56 AOG lag nach Ansicht des Gerichts nicht vor, da der Kläger bereits 
am 02.11.1946 – also innerhalb der Frist – das Arbeitsgericht aufgesucht hatte und das 
Gericht für ihn die Fristen verlängert hätte. Der Klage wurde stattgegeben und die Be-
klagte zur Wiedereinstellung verurteilt. Mit der Begründung, dass die Kündigung gegen 
Treu und Glauben verstieße, denn der Kläger habe der Beklagten während des ganzen 
Krieges die Treue gehalten und nun sei es für ihn schwer eine Stellung zu bekommen. 
Außerdem wäre die Tatbestandsvoraussetzung der „Härte“ erfüllt, da der Kläger der Be-
klagten keine Veranlassung zur Kündigung gegeben habe, er ein langjähriger, treuer Mit-
arbeiter sei und sich zudem in fortgeschrittenem Alter befände. Diese Härte sei zudem 
auch als „unbillig“ einzustufen, da es dem Beklagten durchaus zuzumuten gewesen sei, 
den Arbeitnehmer in einer anderen Niederlassung zu beschäftigen. 
[2]. Berufungsinstanz Az. II LA 35/47 LAG Frankfurt a.M. vom 13.05.1947305
In der Berufungsinstanz wurde von der Beklagten u.a. weiterhin die Fristwahrung der 
Widerrufsklage beanstandet und die Kündigung auf die bereits in der ersten Instanz gel-
tend gemachten Gründe gestützt. Das Berufungsgericht gelangte hinsichtlich der Kündi-
gungswiderrufsklage zu einem von der ersten Instanz abweichenden Ergebnis. Es stell-
te klar, dass die Rechtsauffassung des Arbeitsgerichtes nicht korrekt sei, da dieses die 
Voraussetzungen einer erfolgreichen Kündigungswiderrufsklage unzutreffend beur-
teilt habe. Eine solche setze nämlich das Vorliegen einer bürgerlich-rechtlich wirksamen 
Kündigung voraus, da ohne eine solche das Arbeitsverhältnis ohnehin fortbesteht. Auch 
die Begründung der Sittenwidrigkeit der Kündigung wurde kritisiert. Das AOG aller-
dings sei vom ArbG zu Recht als Gesetzesgrundlage der Kündigungswiderrufsklage an-
gewendet worden („die Anwendung ist unbedenklich“), da sowohl die Kündigung als 
auch die Kündigungsumstände, als Tatbestand in den Wirkungsbereich des § 56 AOG 
fielen und daher nach diesem Gesetz zu beurteilen seien.
305  HHStAW Abt. 907 Nr. 27.
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Dass die Frist des § 56 AOG eine gesetzliche Ausschlussfrist sei und durch das Ge-
richt nicht habe verlängert werden können, sei vom Gericht der ersten Instanz dagegen 
verkannt worden. Der Kläger habe vielmehr bei der Klageerhebung gem. § 6 der 14. VO 
zur Durchführung des Gesetzes zur nationalen Arbeit vom 15.10.1935306 Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand beantragen müssen. Da dies nicht erfolgt sei, leide die Wi-
derrufsklage an einem Formmangel. Das Berufungsgericht beurteilte die Klage zudem 
als sachlich unbegründet. Eine Betriebsbedingtheit musste nämlich bejaht werden, eine 
Willkürlichkeit der Kündigung musste dagegen verneint werden. Auch aus sachlichen 
Gründen wurde damit die Widerrufsklage abgewiesen.
cc. Az. A 239/48 ArbG Limburg vom 13.10.1948307
Im vorliegenden Fall, in dem Verfahren mit dem Az. 239/48 wurde das AOG, das seit 
dem 01.01.1947 offiziell aufgehoben war, nicht angewendet. Dennoch wurde es vom Ge-
richt in den Urteilsgründen als unterstützendes Argument herangezogen und betont, 
dass gerade in einer solch schlechten wirtschaftlichen Situation auch nach Wegfall des 
AOG die Fürsorgepflichten des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer noch be-
stünden. Hergeleitet wurde diese Fürsorgepflicht nun aber aus dem in § 242 BGB veran-
kerten Grundsatz von Treu und Glauben.
dd. Az. 4/46 ArbG Wetzlar vom 10.12.1946 und Az. II LA 2/47 LAG Frankfurt a.M. vom 
28.03.1947308
[1]. Az. 4/46 ArbG Wetzlar vom 10.12.1946309 
In dem unter dem Az. 4/46 erfassten Rechtsstreit klagte ein Arbeitnehmer und Mitglied 
des Betriebsrates gegen die Kündigung seines Arbeitsverhältnisses und beanstandete sei-
ne Entlohnung. Der Kläger war bei der Beklagten seit etwa einem Jahr beschäftigt. Au-
ßerdem war dieser kriegsbeschädigt. Aufgrund seines Kriegsleidens konnte der Kläger 
die ihm zugewiesene Tätigkeit nicht mehr voll ausüben und stellte sie am 23.10.1946 ge-
gen 13.00 Uhr vollständig ein, um einen Arzt aufzusuchen. Am 24.10.1946 wurde dem 
Kläger seine Arbeitsunfähigkeit bis zum 04.11.1946 attestiert. Am Abend des 24.10.1946 
wurde ihm allerdings bereits die schriftliche Kündigung seines Arbeitsverhältnisses zum 
02.11.1946 übermittelt. Daraufhin beantragte dieser die Feststellung des Fortbestehens 
des Arbeitsverhältnisses und Zahlung entgangenen Lohns. Die Beklagte begründete die 
Kündigung mit Arbeitsverweigerung und Verlassens der Arbeitsstelle mit Ziffer XII der 
Tarifverordnung. 
Das Gericht führte in den Entscheidungsgründen aus, dass nach Ziffer XII der TO 
für das Metallgewerbe jede Vertragspartei das Arbeitsverhältnis jederzeit ohne Angabe 
von Gründen lösen könne, sofern beide Parteien einverstanden seien. Die vorgebrachten 
306  RGBl. 1935 I, S. 1240.
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Gründe hielt das Gericht nicht für ausreichend. Eine Arbeitsverweigerung und ein un-
erlaubtes Verlassen des Arbeitsplatzes aufgrund des vorzeitigen Weggehens von der Ar-
beitsstelle sei in Anbetracht der attestierten Krankheit des Klägers als nicht gegeben zu 
sehen. Die Kündigung sei zudem schon ungerechtfertigt, wenn der Kläger ein gewöhnli-
cher Arbeitnehmer gewesen sei. Vorliegend handele es sich allerdings bei dem Kläger um 
ein Betriebsratsmitglied. Die Kündigung stelle daher eine Benachteiligung des Betriebs-
ratsmitglieds dar, die gem. Art. IX BRG untersagt sei. Die Kündigung müsse daher für 
nichtig erklärt werden, da sie gem. § 134 BGB gegen eine gesetzliche Bestimmung ver-
stoße und demgemäß rechtsunwirksam sei. Im Rahmen der Verhandlung hatte das Ge-
richt weiter zu klären, ob und wann ein Betriebsratsmitglied entlassen werden kann und 
ob eine Mitwirkung des Betriebsrats hierbei erforderlich ist. Das Gericht gelangte hier zu 
der Rechtsansicht, dass einem Betriebsratsmitglied überhaupt nicht gekündigt werden 
kann, weil es als gesetzliches Glied der Arbeitnehmervertretung bei der Einstellung und 
Entlassung mitzubestimmen hat und daher dem Arbeitgeber gegenüber ein gleichbe-
rechtigtes Direktionsmitglied ist. Gesetzlich niedergelegt sei dies in Art. V Ziff. 1b BRG 
und Art.  37 Abs.  2 der hessischen Verfassung. Die Kündigung eines Betriebsratsmit-
glieds bedürfe also zuvor einer arbeitsgerichtlichen Beantragung der Amtsenthebung. 
Hierauf gestützt wurde das Arbeitsverhältnis für weiterfortbestehend erklärt und die Be-
klagte zur Zahlung des Lohnausfalls verurteilt. Zur Frage wann bzw. ob ein Betriebsrat 
entlassen werden kann, wurde weiter noch ausgeführt, dass dies eigentlich nur bei einem 
Verbrechen, Vergehen oder groben Verletzungen gesetzlicher Bestimmungen bzw. An-
weisungen der Behörden, des Staates und der Militärregierung möglich sei. 
[2]. Az. II LA 2/47 LAG Frankfurt a.M. vom 28.03.1947 
Hinsichtlich der Frage der Kündbarkeit eines Betriebsratsmitglieds enthielt das Beru-
fungsurteil noch weitere Ausführungen. Es führte zunächst aus, dass über die Stellung 
des Betriebsrats bislang lediglich das KRG Nr. 22 vom 10.04.1946 ergangen sei. Das alte 
Betriebsrätegesetz sei durch § 65 AOG außer Kraft getreten und nach dessen Aufhebung 
nicht mehr wirksam geworden. Weiter wurde anhand des BRG-Rahmengesetzes geprüft, 
ob dieses einen Kündigungsschutz für einen Betriebsrat ermögliche. Im Ergebnis wurde 
daraus ein Kündigungsschutz abgeleitet und die Kündigung mit der 1. Instanz als rechts-
unwirksam bestätigt.
ee. Fazit
Im gesamten Bestand der hessischen Arbeitsgerichte konnten für den Auswertungszeit-
raum lediglich zwei erstinstanzliche Urteile gefunden werden, in denen das AOG an-
gewendet wurde. Im Urteil des ArbG Wetzlar Az. A 43/47 vom 07.03.1947 wurden die 
jeweiligen Bestimmungen des AOG zwar zur Begründung der Berechnung des Entschä-
digungsanspruchs bei einer ungerechtfertigten Entlassung herangezogen. Im gleichen 
Zuge wurden jedoch ebenfalls die Bestimmungen des bereits aufgehobenen BRG be-
müht. Die Anwendbarkeit des AOG im Rahmen der Entschädigungsberechnung wurde 
nicht weiter begründet, sondern lediglich auf den Betriebseintritt des Klägers hingewie-
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sen. Ein konkretes Gesetzeszitat oder eine Subsumtion unter die Rechtsgrundlage erfolg-
ten nicht. Daher lassen sich in diesen Fällen letztlich nicht mit absoluter Bestimmtheit 
erkennen, ob das AOG selbst oder aber nur seine Rechtsgedanken als Rechtsgrundlage 
dienten. Wahrscheinlicher erscheint es aber, gerade auch aufgrund des parallelen Zitie-
rens einer weiteren Rechtsgrundlage, dass hier keine eigentliche Anwendung des AOG 
erfolgte, sondern man dem Arbeitnehmer einen Entschädigungsanspruch zugestehen 
wollte und dies mangels einer aktuell geltenden Rechtsgrundlage unter Zuhilfenahme 
von Vorgängerregelungen begründete. Dies entspräche auch der von Hueck geäußerten 
Rechtsansicht, dass aufgrund § 242 BGB und der Verkehrssitte bei einer als unbillig hart 
zu beurteilenden Kündigung trotz Aufhebung des AOG eine Entschädigung zu zahlen 
sei.310 Damit könnte auch in dem vorliegenden Urteil die Nennung des AOG rein dekla-
ratorisch erfolgt sein.
Im Urteil des ArbG Wetzlar, Az. A 31/46 vom 08.03.1947, setzte man sich mit der Wei-
teranwendbarkeit des AOG auseinander. Die Anwendbarkeit desselben wurde damit be-
gründet, dass das AOG zum Kündigungszeitpunkt noch in Kraft gewesen war und die 
Schutzbestimmungen des Gesetzes, trotz der Aufhebung für die Arbeiter nach wie vor 
notwendig seien. Lediglich für Betriebsräte gelte das AOG nicht, auch wenn diese noch 
während der Geltung des AOG gekündigt worden wären. Im Übrigen sei die Klage be-
reits im Jahre 1946 bei Gericht anhängig gemacht worden, also zu einem Zeitpunkt als 
das Gesetz noch nicht aufgehoben war. 
Gemeinsam ist diesen beiden Entscheidungen, dass die Kündigungssachverhalte vor 
Aufhebung des AOG stattfanden. 
Ansonsten waren im hessischen Bestand lediglich Zitate des Gesetzes in einigen Ur-
teilen zu finden, beispielsweise in dem Urteil des ArbG Limburg vom 13.10.1948, Az. A 
239/48311. Dort wurde das Gesetz als unterstützendes Argument herangezogen und be-
tont, dass gerade in einer solch schlechten wirtschaftlichen Situation auch nach Weg-
fall des AOG die Fürsorgepflichten des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer 
noch bestehen. Hergeleitet wurde diese Fürsorgepflicht dann aber aus dem Gedanken 
von Treu und Glauben § 242 BGB. Oder auch in dem Berufungsurteil des LAG Frank-
furt a.M. vom 28.03.1947, Az. II LA 2/47, erste Instanz ArbG Wetzlar, Az. 4/46 vom 
10.12.1946.312 Hinsichtlich der Frage der Kündbarkeit eines Betriebsratsmitglieds stell-
te das Berufungsgericht klar, dass über die Stellung des Betriebsrats bislang lediglich das 
KRG Nr. 22 vom 10.04.1946 ergangen sei. Nachdem das alte Betriebsrätegesetz durch 
§ 65 AOG außer Kraft getreten und nach dessen Aufhebung nicht mehr wirksam gewor-
den sei, wurde anhand des BRG-Rahmengesetzes geprüft, ob sich ein Kündigungsschutz 
für einen Betriebsrat auf dieses Gesetz stützen lasse. Im Ergebnis wurde dies bejaht, aus 
310  Hueck, Der Kündigungsschutz im Arbeitsrecht, SJZ 1947, Sp. 612. Siehe auch bei Gescher, Die arbeitsge-
richtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 57.
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dem Gesetz ein Kündigungsschutz abgeleitet und die Kündigung mit der 1. Instanz als 
rechtsunwirksam festgestellt.313 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das AOG von den hessischen Arbeitsgerich-
ten eigentlich nur in einer Entscheidung tatsächlich als Rechtsgrundlage angewendet 
wurde und die Anwendbarkeit des AOG auf Betriebsratsmitglieder abgelehnt wurde. 
Ansonsten beschränkte man sich darauf, das AOG als frühere Rechtsgrundlage zu zi-
tieren bzw. es als zusätzliches Argument zur Begründung eines Anspruchs zu benutzen. 
b. Zweitinstanzliche bzw. veröffentlichte Entscheidungen
aa.  Az. II LA 32/47 LAG Frankfurt a.M. vom 29.04.1947314
Als eine der wenigen veröffentlichten Entscheidungen hessischer Arbeitsgerichte ist die 
Berufungsentscheidung des LAG Frankfurt Az. II LA 32/47 vom 29.04.1947 zu nen-
nen.315 Die Originalentscheidung ist im Hauptstaatsarchiv Hessen in Wiesbaden in den 
Urteilssammlungen des LAG Frankfurt a.M. archiviert und wurde ebenfalls gesichtet.316 
Die erstinstanzliche Entscheidung erging am 20.02.1947 vom ArbG Darmstadt. 
Die Klägerin und Berufungsbeklagte arbeitete ab 1943 bei der Schwesternschaft des 
Roten Kreuzes und wurde nach deren Umstrukturierung in die Schwesternschaft der 
Beklagten und Berufungsklägerin übernommen. Aufgrund einiger Äußerungen nach 
den Wahlen gegenüber einer Patientin wurde ihr mit Schreiben vom 28.09.1946 von der 
Beklagten die Zugehörigkeit zur Schwesternschaft gekündigt. Begründung war Untrag-
barkeit wegen politischer Äußerungen. Gegen die Kündigung erhob die Klägerin beim 
ArbG Darmstadt Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit der Kündigung und Auf-
rechterhaltung des Arbeitsverhältnisses. Das ArbG entschied zugunsten der Klägerin 
auf Unwirksamkeit der Kündigung und Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses. Das Be-
rufungsgericht hatte folglich die Frage zu prüfen, ob die Kündigung in Bezug auf ihre 
Begründung gerichtlich nachgeprüft werden konnte. Der Streitgegenstand war bezeich-
net als Kündigungswiderruf. Die Begründung der Möglichkeit der Nachprüfbarkeit der 
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist im Wesentlichen wortgleich in der SJZ (siehe 
oben) abgedruckt. An dieser Stelle genügt daher eine kurze Darstellung der Argumenta-
tion hinsichtlich des AOGs:
“Für das Arbeitsverhältnis war ein entsprechender Grundsatz in den §§ 84 ff. des Be-
triebsrätegesetzes vom 4.2.1920 aufgestellt, in der bei der sog. Kündigungseinspruchs-
klage […] die Kündigungsgründe nachprüfbar waren. An Stelle der Kündigungsein-
spruchsklage trat mit gewissen Abänderungen die Kündigungswiderrufsklage gem. § 56 
des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20.2.1934. Beide Gesetze sind in-
zwischen aufgehoben worden und zwar das erstere durch § 65 Ziff. 1 des Gesetzes zur 
313  In der ersten Instanz wurde das AOG nicht zitiert.
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Ordnung der nationalen Arbeit und das letztere durch Kontrollratsgesetz Nr. 40 mit Wir-
kung vom 1.1.1947. Es fehlt sonach z.Zt. an einer gesetzlichen Regelung dieser Frage.“
Im Ergebnis wurde ein Kündigungsschutz auf Grund einer Auslegung des Arbeitsver-
trags nach Treu und Glauben gem. § 242 BGB zumindest insoweit angenommen, dass 
eine willkürliche Kündigung ohne billigenswerte Gründe für nicht zulässig erachtet wur-
de. Gerade der Arbeitsvertrag bedürfe im Gegensatz zu anderen Dauerschuldverhältnis-
sen eines besonderen Schutzes, da die Arbeitskraft die Grundlage für die wirtschaftliche 
Existenz der Bürger bilde und erhebliche ethische Ziele verfolge. Das Urteil des ArbG 
Darmstadt vom 20.02.1947 wurde bestätigt.
Bemerkenswert an dieser Entscheidung ist, dass der Kündigungssachverhalt noch vor 
der Aufhebung des AOG ereignete und im Gegensatz zu den oben dargestellten Ent-
scheidungen gleichwohl keine Anwendbarkeit des AOG angenommen wurde. Aller-
dings ging die Klage, dem Berufungsurteil ist diesbezüglich nichts zu entnehmen, wohl 
erst im Jahr 1947 bei Gericht ein. Dies ist aus dem angegebenen Aktenzeichen der er-
sten Instanz zu folgern. Eine Kündigungswiderrufsklage gem. §§ 56 AOG wäre dem-
gemäß gegebenenfalls verfristet gewesen. Die konkrete Argumentation und rechtlichen 
Ausführungen der ersten Instanz wären daher von einigem Interesse. Eine Prüfung der 
Urteilsbegründung konnte bedauerlicherweise aber nicht erfolgen, da die Entscheidun-
gen des ArbG Darmstadt aus dieser Zeit nicht archiviert sind.
bb. Az. II LA 136/48 LAG Frankfurt a.M. vom 02.12.1948317
Die Entscheidung mit dem Az. II LA 136/48 beschäftigte sich mit der Frage des Erlas-
ses einer Betriebsordnung. Der Beklagte erließ am 01.02.1946 eine Betriebsbekanntma-
chung in der er die Auszahlungszeitpunkte der Lohn- und Abschlagszahlung verkünde-
te. 
Am 01.02.1946 befand sich nach Ansicht des Gerichts das AOG noch in Geltung, da 
dieses erst durch das KRG Nr. 40 außer Kraft gesetzt worden sei. § 26 AOG ordnete 
an, dass in jedem Betrieb eine Betriebsordnung zu erlassen sei. Nur mit einer solchen 
Betriebsordnung konnten Bestimmungen über die Fälligkeit getroffen werden. Das Ge-
richt prüfte daraufhin, ob die Bekanntmachung den Voraussetzungen des § 26 AOG ent-
sprach.
Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung war zwar das KRG Nr. 22 noch nicht in Kraft, al-
lerdings gab es bereits Betriebsräte, die beim Erlass von Betriebsvereinbarungen und Ar-
beitsordnungen mitzuwirken hatten. Konsequenz der Wiedereinführung der Betriebs-
räte war die Notwendigkeit ihrer Mitwirkung beim Erlass der Betriebsordnung. Die §§ 
26 ff. AOG selbst hatten eine Beteiligung des Vertrauensrates nicht vorgesehen. Damit 
sei ein Rechtszustand entstanden, der der Zeit vor dem Inkrafttreten des AOG vergleich-
bar sei.
317  LAG Frankfurt a.M. vom 02.12.1948, WA 1949, Nr. 81.
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c. Überblick über die Rechtsansichten zum Kündigungsschutz aus den archivierten 
Unterlagen des LAG Frankfurt a.M.
aa. Referat von Dr. Gerhard Müller, Präsident des LAG Hessen, mit dem Titel „Die Rechts-
möglichkeiten einer Kündigungswiderrufsklage“ vom 23.11.1946 auf der Tagung der 
hauptamtlichen Vorsitzenden Arbeitsrichter in Schmitten318
Die folgenden Ausführungen stammen aus einem nachträglich stilistisch überarbeite-
ten Stenogramm eines Referates von Herrn Dr. Gerhard Müller, einem späteren Präsi-
denten des BAG, von einer Tagung der hauptamtlichen Vorsitzenden der Arbeitsgerichte 
noch vor Erlass des KRG Nr. 40. In den Ausführungen wird über die Rechtsmöglichkei-
ten einer Kündigungswiderufsklage d.h. die aktuelle, strittige Rechtslage Ende des Jahres 
1946 insbesondere auch unter Berücksichtigung der Frage der Weitergeltung des AOG 
berichtet. Die Geltung der Vorschriften zum Kündigungswiderruf (§§ 56 ff. AOG) und 
Kündigungsschutz waren Hauptaspekt des Referats. 
Der Ausgangspunkt von Müllers Ausführungen war die Tatsache, dass sich nach teil-
weise vertretener Auffassung, die nicht typisch nationalsozialistischen Vorschriften des 
AOG noch weiter in Geltung befanden und hauptsächlich die Regelungen über die Be-
triebsverfassung aufgehoben seien. Dieses Verständnis, welches innerhalb des Gesetzes 
eine Trennung zwischen spezifisch nationalsozialistischen und nicht-nationalsozialisti-
schen Regelungen vornahm, stellte allerdings für den Referenten - wie er ausdrücklich 
klarstellte - keine befriedigende Lösung dar. Er begründete seine ablehnende Haltung 
insbesondere mit der daraus resultierenden Rechtsunsicherheit und Weitergeltung na-
tionalsozialistischer Gedanken. Der Autor führte deutlich aus, dass nach seiner Auffas-
sung das gesamte AOG nicht mehr in Kraft sei, ein Kündigungsschutz auf Grund der 
Bestimmungen des AOG demzufolge nicht mehr bestehe. Diese Sichtweise verstieße 
seiner Ansicht nach auch nicht gegen die Vorgabe der Militärregierung, da die Erhal-
tung der Rechtssicherheit wesentlich für die gesamten Rechtsordnung sei. Die Konse-
quenz der Unanwendbarkeit, der vollständige Wegfall des Kündigungsschutzes würde 
allerdings einen nicht zu rechtfertigenden Rückschritt darstellen. Rechtlich ließe sich der 
Kündigungsschutz aber aus dem Grundsatz von Treu und Glauben ableiten, womit im 
Ergebnis eine noch umfangreichere und unter weniger Voraussetzungen stehende Kün-
digungswiderrufsklage anzuerkennen sei. Der Kündigungsschutz nach Treu und Glau-
ben entspreche im Wesentlichen § 56 Abs. 2 AOG. Voraussetzung sei eine intensive In-
teressenabwägung zwischen den Interessen und dem Schutz des Arbeitnehmers auf der 
einen Seite und den Interessen des Betriebes auf der anderen Seite. Einer Kündigungs-
widerrufsklage sei folglich dann stattzugeben, wenn die Kündigung nicht betriebsbe-
dingt gewesen sei. Ein Fristerfordernis sei hierfür ebenfalls noch erforderlich, allerdings 
nicht mehr unter den Voraussetzungen des § 56 Abs. 2 AOG. Nicht mehr erforderlich sei 
dagegen der Gedanke der unbilligen Härte sowie eine Betriebsgröße von mind. 10 Be-
schäftigten. Eine weitere Voraussetzung des § 56 Abs. 2 AOG, die Beibringung einer Be-
scheinigung des Vertrauensrates könnte sich auch nicht in die Voraussetzung einer Bei-
318  HHStAW Abt. 634 Nr. 21.
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bringung einer Bescheinigung des Betriebsrates geändert haben. Bei einer Prüfung nach 
Treu und Glauben sei eine solche Bescheinigung zwar nicht erforderlich für die Beurtei-
lung der Betriebssituation durch das Gericht aber zweckmäßig. Weiterhin vertrat Müller 
die Ansicht, eine Kündigung ohne Zustimmung des Betriebsrates sei ab dem 02.12.1946 
als wirkungslos zu bewerten.319 Im Prozess sei daher zunächst zu prüfen, ob eine Zustim-
mung des Betriebsrats vorliege, gegebenenfalls sei der Prozess bis zu einer Nachholung 
auszusetzen. Im Falle der Verweigerung der Zustimmung sei der Kündigungswiderrufs-
klage in der Sache stattzugeben.
bb. Rechtsgutachten zum „Begriff der sittenwidrigen Kündigung eines Arbeitsverhältnisses 
gem. §§ 138 Abs. 1, 226 und 826 BGB“ vom 31.10.1946 und Zusammenfassung des Refe-
rats für die Tagung der hauptamtlichen Vorsitzenden der Arbeitsgerichte vom 11.11.1946 
mit dem Titel „Das Arbeitsvertragsrecht“ von Arbeitsgerichtsrat Lehn (ArbG Marburg)320
Im Folgenden wird die Rechtsansicht zur Anwendbarkeit der §§ 56 ff. AOG von Arbeits-
gerichtsrat Lehn vom ArbG Marburg, gefunden in zwei Archivalien aus dem Bestand 
des LAG Hessen im Hessischen Hauptstaatsarchiv, betrachtet. Das zeitlich betrachtet äl-
tere Dokument ist ein Rechtsgutachten zum Begriff der sittenwidrigen Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses gem. §§ 138 Abs. 1, 226 und 826 BGB, das dieser mit Schreiben vom 
31.10.1946 an den Präsidenten des LAG Hessen sendete. Lehn führte aus, dass bislang 
noch keine Prüfung der Sittenwidrigkeit von Kündigungen erfolge, dass sich am ArbG 
Marburg allerdings mittlerweile einige Fälle angesammelt hätten, die eine solche Prü-
fung nahelegten. Zum allgemeinen sozialen Schutz bei unbilligen Kündigungen wurden 
die Vorschriften des früher geltenden, durch § 65 AOG aufgehobenen BRG, und die §§ 
56 ff. AOG genannt. Hinsichtlich der Bestimmungen der §§ 56 ff. AOG wurde aber klar-
gestellt, dass diese zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht mehr angewendet würden. 
Das zweite Dokument ist ein Vortragsentwurf, der ebenfalls vorab dem Präsidenten 
des LAG Hessen vorgelegt wurde. Hauptgegenstand des Vortrags war - entsprechend 
dem Titel - zwar das Arbeitsvertragsrecht allerdings enthielt er auch eine kurze Aus-
führung zum Kündigungsschutz. Es wurden zunächst die allgemeine Kündigungsver-
bote aufgezählt, wie z.B. §§ 96 ff. BRG alter Fassung, im Schwerbeschädigtengesetz oder 
auch im Schwangerschaftgesetz. Ansonsten habe es nur eine Abmilderung der Kündi-
gung nach dem Verfahren gem. §§ 84 ff. BRG alter Fassung gegeben, welche allerdings 
durch § 65 AOG aufgehoben worden seien. Hinsichtlich der Kündigungswiderrufsvor-
schriften des AOG wurde hier ebenfalls noch vor Erlass des KRG Nr. 40 zum 30.11.1946 
ausgeführt, dass diese nicht anzuwenden seien. Begründet wurde die Nichtanwendbar-
keit der Vorschriften damit, dass die Kündigungsvorschriften „[…] des AOG mit We-
sen und Geist des neuen Betriebsrätegesetzes Nr. 22 nach dem Willen des Gesetzgebers 
keineswegs in Einklang gebracht werden können. [Denn e]s würde dies den sozial-fort-
schrittlichen Gedankengängen der Aufbauentwicklung wahrer demokratischer Gerech-
tigkeit widersprechen.”
319  Die hessische Landesverfassung mit ihrem Artikel 37 trat am 01.12.1946 in Kraft. 
320  HHStAW Abt. 634 Nr. 71.
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cc. Artikel vom 01.04.1947 über den „Kündigungsschutz im Arbeitsverhältnis“ von Ar-
beitsgerichtsrat Schumacher, ArbG Darmstadt321
Der obengenannte Artikel von Arbeitsgerichtsrat Schumacher wurde vor seiner Veröf-
fentlichung an den Präsidenten des LAG Hessen mit Schreiben vom 01.04.1947 mit der 
Bitte um Zustimmung zur Veröffentlichung gesendet. Der Verfasser beginnt seine Aus-
führungen mit einem Abriss der historischen Entwicklung des Kündigungsschutzes, der 
zunächst in gesetzlich geregelten Kündigungsfristen seine Ausprägung fand. Eine Wei-
terentwicklung stellte das BRG von 1920 dar, das inhaltlich eingehend erläutert wurde. 
Aber auch nach dessen Aufhebung gem. § 65 AOG sei diese Rechtsentwicklung durch 
die Regelungen in den §§ 56 ff. AOG nicht wesentlich eingeschränkt worden. Auch die 
Anwendbarkeit des AOG nach 1945 wurde erörtert und ausgeführt: „Nachdem das Ges. 
z. Ordnung der Nat. Arbeit, welches seit der Kapitulation keine Anwendung mehr fand, 
jetzt durch Kontrollratsgesetz Nr. 40 rechtsgültig aufgehoben ist, ist eine jahrzehntelan-
ge Rechtsentwicklung jäh unterbrochen worden.“ Der Autor führte aus, dass eine Fort-
führung des allgemeinen Kündigungsschutzes gerade unter Anwendung vor allem der 
§§ 157, 242 BGB durch die Arbeitsgerichte erfolge, da der gesetzlose Zustand im Hin-
blick auf die sozial schwächere Stellung des Arbeitnehmers nicht hinnehmbar erschien. 
Sowohl Rechtsprechung, als auch Gesetzgebung müssten daher bald neue Formen fin-
den, um den berechtigten Anspruch des wirtschaftlich Schwachen durchzusetzen. Als 
Möglichkeit wurde die Überarbeitung der Kündigungsschutzvorschriften des BRG vor-
geschlagen.
dd. Referat von Herrn Dr. Gerhard Müller für die Tagung der Arbeitsgerichtsräte am 
25./26.11.1947 in Limburg322 
Das von Herrn Dr. Gerhard Müller gehaltene Referat mit dem Titel „Überblick über die 
Rechtsprechung der Arbeitsgerichte, wie sie nach der Neuerrichtung dieser Gerichte bis-
her zu grundsätzlichen Fragen ergangen ist“, behandelte als ersten Punkt den allgemei-
nen Kündigungsschutz323, als zweiten Punkt das Zustimmungserfordernis des Arbeits-
amtes zu Einstellungen und Entlassungen und zuletzt das Betriebsrisiko. Dargestellt 
wurde allerdings nicht nur die Rechtsprechung der hessischen Gerichte, vielmehr be-
zog der Referent die Rechtsprechung der übrigen westlichen Zonen, soweit bekannt bzw. 
veröffentlicht, mit ein, um so zu einer umfassenden Darstellung und Überblick zu ge-
langen. 
Die Frage und Behandlung des allgemeinen Kündigungsschutzes nach der Aufhebung 
des AOG durch das KRG Nr. 40 vom 30.11.1946 wurde als dringlichstes Problem ge-
schildert, wobei das Aufhebungsgesetz nach Ansicht des Referenten allerdings lediglich 
321  HHStAW Abt. 634 Nr. 71.
322 HHStAW Abt. 634 Nr. 21. Originalquelle zum Teil sehr unleserlich, da das Referat mit etlichen hand-
schriftlichen Ergänzungen bearbeitet wurde. 
323  Später veröffentlicht, siehe Gerhard Müller, Das Problem des allgemeinen Kündigungsschutzes, DRZ 
1948, S. 122 ff.
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deklaratorischen Charakter hatte.324 Das Gesetz sei bereits zuvor nicht mehr in Kraft und 
daher nicht mehr anwendbar gewesen. Dies bedeutete freilich einen gesetzlosen Zustand 
für das Gebiet des Kündigungsschutzes, da nach übereinstimmender Ansicht die Kündi-
gungsschutzbestimmungen des BRG 1920 nicht mehr auflebten. Die Einhaltung der ge-
setzlichen Kündigungsfristen allein würde der grundlegenden Bedeutung des Arbeits-
platzes für die Existenz des Arbeitnehmers allerdings nicht gerecht. Die Sichtweise, dass 
nunmehr aufgrund der ausdrücklichen Aufhebung des AOG ein allgemeiner Kündi-
gungsschutz nicht mehr möglich sei, habe sich in der Rechtsprechung aber nicht durch-
gesetzt, sondern die Arbeitsgerichte hätten allgemein, nicht nur in Hessen, den Stand-
punkt vertreten, dass es einen allgemeinen Kündigungsschutz nach wie vor gebe. Zur 
Illustration wurden Urteile aus verschiedenen Besatzungszonen vorgestellt. Zunächst 
wurde ein Urteil des LAG Hessen Az. II LA 32/47 vom 29.04.1947325 dargestellt, das den 
Kündigungsschutz aufgrund des Arbeitsvertrages, der nach § 242 BGB auszulegen sei, 
herleitet. Demnach sei eine willkürliche Kündigung ohne billigenswerte Gründe unzu-
lässig. In den Urteilsgründen wurde ausgeführt, dass gerade der Arbeitsvertrag im Ge-
gensatz zu anderen Dauerschuldverhältnissen eines besonderen Schutzes bedürfe, da die 
Arbeitskraft die Grundlage für die wirtschaftliche Existenz der Bürger bilde und erheb-
liche ethische Ziele verfolge. Die Arbeitsgerichte der Ostzone gingen hinsichtlich eines 
allgemeinen Kündigungsschutzes von einem sozialen Standpunkt aus. Der Arbeitsplatz 
bilde die Lebensgrundlage jedes Arbeiters und infolgedessen habe jeder grundsätzlich 
Anspruch auf Beibehaltung seines Arbeitsplatzes. Der Arbeitspatz und die Betriebszu-
gehörigkeit seien demgemäß schutzwürdige Güter des arbeitenden Menschen. Weiter 
wurde ausgeführt, dass auch in den Arbeitsgerichten in Württemberg-Baden und in der 
britischen Zone ein allgemeiner Kündigungsschutz gewährt würde. Die Kündigungs-
möglichkeit dürfte nicht missbräuchlich genutzt werden, weil eine Kündigung sonst 
nichtig sei. Der Referent wies darauf hin, dass auch das LAG Hessen eine vergleichba-
re Argumentation verwende. Exemplarisch wurde darüber hinaus noch ein Urteil des 
ArbG Heide (Schleswig-Holstein) dargestellt, dass den Kündigungsschutz anerkennt, da 
das Arbeitsverhältnis ein gesellschaftsähnliches Verhältnis mit besonderen personen-
rechtlichen Bindungen sei.
Im Ergebnis, so die Quintessenz des Vortrags, urteilten sämtliche Arbeitsgerichte ähn-
lich wie bei einer Anwendung der früheren Kündigungsschutzgesetze und kämen durch-
aus zu praxisgerechten Ergebnissen, auch wenn dem Referenten im Einzelnen die her-
angezogenen Begründungen bedenklich erschienen. Lediglich die Begründung des LAG 
Hessen und der sich mit dieser deckenden Argumentation der Gerichte der sowjetischen 
Zone würden eine rechtlich zutreffende Begründung darstellen, wobei auch hier die Ab-
leitung der Rechtsfolge aus § 138 BGB statt aus § 242 nicht geteilt wurde.326  
324  Gerhard Müller, Das Problem des allgemeinen Kündigungsschutzes, DRZ 1948, S. 122.
325  Siehe hierzu S. 51.
326  Ausführlich dargestellt vgl. Gerhard Müller, Das Problem des allgemeinen Kündigungsschutzes, DRZ 
1948, S. 122 ff.
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ee. Fazit
In den verschiedenen, anlässlich von Tagungen der vorsitzenden Arbeitsrichter in Hes-
sen vorgetragenen Referaten und den dargestellten Artikelentwürfen zur Rechtslage lässt 
sich übereinstimmend feststellen, dass unter allen Referenten Einigkeit darin bestand, 
dass das AOG bereits vor seiner offiziellen Aufhebung durch das KRG Nr. 40 nicht mehr 
anwendbar war. Aufgrund der Tatsache, dass diese Rechtsansicht auf Tagungen verbrei-
tet und diskutiert wurde, kann man davon ausgehen, dass sie unter der hessischen Rich-
terschaft wohl von einem breiten Konsens getragen war bzw. sich dadurch als herrschen-
de Rechtsansicht durchsetzte. 
4. Stellungnahme
a. Vergleich
In Bayern und Hessen gibt es insgesamt nur einige wenige Entscheidungen, in denen 
nach 1945 das AOG noch angewandt wurde. Übereinstimmend ist festzustellen, dass 
die Anwenbarkeit lediglich für Kündigungssachverhalte vor der Aufhebung des Geset-
zes, also dem 01.01.1947, angenommen wurde, nicht aber für Kündigungssachverhalte 
nach der Aufhebung. 
In einem hessischen Urteil wurde sogar ausdrücklich formuliert, dass das Gesetz zur 
nationalen Arbeit noch für alle Beschäftigten in allen Betrieben gültig sei und selbst 
nach der Aufhebung dessen Schutzbestimmungen noch anzuwenden seien, da die Ar-
beitnehmer nicht ohne Kündigungsschutz bleiben könnten. Betriebsräte mussten aber 
von der Anwendbarkeit ausgenommen bleiben. Bei Betrachtung der dargestellten hes-
sischen Entscheidungen gewinnt man zudem den Eindruck, dass das AOG als Schutz-
bestimmung zugunsten der Arbeitnehmer eingesetzt wurde.327 Eine fundierte Auseinan-
dersetzung mit dem nationalsozialistischen Ursprung bzw. Inhalt des Gesetzes fand in 
keiner Entscheidung aus den Ländern statt. In den bayerischen Entscheidungen wur-
den die Klagen auf Kündigungswiderruf mit einer Ausnahme gleichwohl, aus formellen 
Gründen abgewiesen. 
b. Entnazifizierung des Gesetzes
Im vorliegenden Abschnitt wird das AOG, insbesondere seine Kündigungsschutzvor-
schriften, im Hinblick auf seinen nationalsozialistischen Inhalt und seine Vereinbarkeit 
mit den Kontrollrats- und Militärregierungsgesetzen betrachtet. Gemäß Art.  II KRG 
Nr. 1 und Art. II Ziff. 3 MRG Nr. 1 war es verboten deutsche Gesetze, deren Anwendung 
Ungerechtigkeit oder eine Ungleichbehandlung verursachen, indem NSDAP-Mitglieder 
bevorzugt oder aber andere wegen ihrer Rasse oder Staatsangehörigkeit, seines Glaubens 
oder seiner Opposition zu der NSDAP oder ihren Lehren benachteiligt werden, noch an-
zuwenden. Art. I der Kontrollratsproklamation Nr. 3 vom 20.10.1945328 forderte ebenfalls 
eine Gleichheit vor dem Gesetz und besonders, dass niemandem aus Gründen der Rasse, 
327  Siehe hierzu Az. A 31/46 ArbG Wetzlar vom 08.03.1947, S. 46 f.
328  Official gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 22.
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Religion oder Staatsangehörigkeit, gesetzlich zustehende Rechte entzogen werden dür-
fen. Art. III MRG Nr. 1 verbot darüber hinaus die Auslegung und Anwendung nach na-
tionalsozialistischen Grundsätzen und legte fest, dass Gesetze die nach dem 30.01.1933 
in Kraft traten, ihrem einfachen Wortlaut (plain meaning rule) entsprechend ausgelegt 
werden mussten. Gesetzeszweck und Auslegungen, die in Vorsprüchen und anderen Er-
klärungen enthalten waren, mussten bei der Auslegung außer Betracht bleiben. 
Wie bereits oben ausgeführt, war das AOG von der nationalsozialistischen Ideologie 
durchdrungen und damit ein typisch nationalsozialistisches Gesetz. Insbesondere galt 
das für die Vorschriften der §§ 1-4 AOG, die eine ausdrückliche Bezugnahme auf das 
Führerprinzip und die nationalsozialistische Gemeinschaftsideologie enthielten und 
dem Gesetz damit gewissermaßen voranstanden. Entsprechend Art. III MRG Nr. 1 hät-
te man daher bereits vor Aufhebung der Ansicht sein können, dass dieses Gesetz nicht 
mehr angewandt werden dürfte, da die Anwendung von Gesetzen nach nationalsozia-
listischen Grundsätzen verboten war. Weiterhin war das AOG auch mit Art.  II KRG 
Nr. 1 und Art. II MRG Nr. 1 zumindest in seiner ursprünglichen Anwendung vor 1945 
nicht vereinbar. Wenn auch nicht ausdrücklich in seinem Wortlaut erkennbar, wurde 
die Anwendbarkeit entsprechend den nationalsozialistischen Grundsätzen zur Betriebs-
gemeinschaft durch die Rechtsprechung des RAG auf Deutsche eingeschränkt.329 Eine 
solche Anwendung führte freilich zu einer inzwischen ebenfalls verbotenen Ungleich-
behandlung aus rassischen Gründen. Im Falle einer Anwendung entsprechend der plain 
meaning rule (Art. III Ziff. 6 MRG Nr. 1) erledigte sich diese durch Rechtsprechung ge-
schaffene Einschränkung, da der Wortlaut des Gesetzes selbst keine Differenzierung an-
ordnete. 
Einige der nationalsozialistischen Regelungen und Institutionen des AOG waren be-
reits mit Kriegsende obsolet geworden. Die Vorschriften betreffend den Vertrauensrat 
(§§ 5 – 17, 28 AOG) waren gegenstandslos und nicht mehr anwendbar, zum einen, da 
bereits kurz nach der Kapitulation neue Betriebsratswahlen abgehalten wurden und zum 
anderen durch die rahmengesetzliche Neuregelung des Betriebsräterechts durch das 
KRG Nr. 22 vom 10.04.1946.330 
Hinsichtlich § 28 AOG wurde in Bayern im Rahmen der Arbeitsrechtlichen Richtlini-
en des Bayerischen Arbeitsministeriums für die Praxis der Landesarbeitsämter und Ar-
beitsämter sogar ausdrücklich festgestellt, dass diese Vorschrift nicht mehr angewendet 
werden kann.331 § 28 AOG berechtigte die Arbeitgeber nach Beratung im Vertrauensrat 
ein Bußgeld bei Verstößen gegen die Ordnung und Sicherheit des Betriebes zu verhän-
gen. Dieses Recht des Arbeitgebers sei ein Ausfluss des nationalsozialistischen Führer-
prinzips und demgemäß gerade auch nach Abschaffung der Vertrauensräte und Wie-
dererrichtung der Betriebsräte nicht mehr anzuwenden. Nachdem die Institution der 
329  Kranig, Lockung und Zwang, S. 229.
330  Vgl. Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 246 f.
331  Bayerischer Staatsanzeiger Nr. 15 vom 07.09.1946, S. 4.
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Treuhänder der Arbeit durch Gesetz Nr. 77332 von der Militärregierung verboten wur-
de, war infolgedessen auch der Abschnitt (§§ 18-25, 32-34 AOG) mit den Vorschriften 
über die Befugnisse der Treuhänder nicht mehr bedeutsam. Ein Beispiel für eine solche 
gegenstandslos gewordene Befugnis, die hier als Beispiel herausgegriffen werden soll, ist 
die Strafbestimmung des § 22 AOG. Diese Norm war eine sehr weit gefasste Strafvor-
schrift, mit der der Treuhänder Verstöße gegen seine Treuhänderanordnungen z.B. Tari-
fordnungen ahnden konnte.333 Anzumerken ist jedoch, dass diese Vorschrift bereits vor 
Kriegsende nur in geringem Umfang tatsächlich angewendet wurde.334 Eine Ausnahme 
von der Unanwendbarkeit stellten hier, die aufgrund § 32 AOG ergangenen Tariford-
nungen dar, die selbst nach Aufhebung des AOG durch das KRG Nr. 40 noch anwend-
bar waren. Ihre Weitergeltung wurde durch Art. II KRG Nr. 56 ausdrücklich angeordnet.
Des Weiteren wurde der Abschnitt über die soziale Ehrengerichtsbarkeit (§§ 35-55 
AOG) gegenstandslos, nachdem die Ehrengerichte gem. Gesetz Nr. 77 aufgehoben wur-
den.335 Aber auch diese waren bereits vor Kriegsende kaum noch tätig gewesen und stell-
ten ihre Tätigeit im Jahre 1944 ein.336 Die Idee dieser Gerichtsbarkeit war also bereits 
vorher gescheitert.337 Nach der Kapitulation hatten sich damit bereits wesentliche Be-
standteile des AOG (z.B. die Eingangsparagrafen mit dem Führerprinzip, Treuhänder 
der Arbeit, Vertrauensräte und der Abschnitt über die Ehrengerichtsbarkeit) mit Aus-
nahme der Kündigungsschutzvorschriften erledigt.338 
Betrachtet man den Wortlaut und Inhalt der Kündigungsschutzvorschriften in den §§ 
56 - 62 AOG isoliert, erscheint dieser nicht besonders nationalsozialistisch gefärbt. § 56 
AOG eröffnete den Anwendungsbereich der Kündigungsschutzvorschriften für Arbei-
ter und Angestellte ohne weitere Differenzierung wie z.B. Nationalität, auch wenn die 
Anwendbarkeit tatsächlich ab ca. 1940 durch die Rechtsprechung des RAG in Ausle-
gung der §§ 1, 2 und 35 AOG auf Deutsche beschränkt wurde.339 Voraussetzung für eine 
zulässige Kündigungswiderrufsklage war – neben den Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 56 Abs. 1 AOG – grds. die Beifügung einer Bescheinigung des Vertrauensrates gem. 
§ 56 Abs. 2 AOG. Dieser allerdings war eine nationalsozialistische Institution. Die Kün-
digungsvorschriften beinhalteten in § 62 AOG weiterhin noch einen Anwendungsaus-
schluss, d.h. sie konnten sowohl durch Gesetz und auch Tarifordnung abbedungen wer-
den. Die Besatzungsmächte bzw. der Kontrollrat sahen nur aufgrund der Regelungen 
über die Treuhänder und Betriebs- und Tarifvorschriften und der Kündigungsvorschrif-
332  Mili. Gov. gaz. Germany, United States Area of Control, 1946, p. 48.
333  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 337.
334  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 338.
335  Maus, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Kontrollrats, ARiSt Bd. 1, S. 2.
336  Spohn, Betriebsgemeinschaft und Volksgemeinschaft, S. 120 Fn. 89; Kranig, Lockung und Zwang, S. 234, 
236 ff.
337  Vgl. Kranig, Lockung und Zwang, S. 240 f.
338  Siehe Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 
110; vgl. auch Maus, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Kontrollrats, ARiSt Bd. 1, S. 2. 
339  Kranig, Lockung und Zwang, S. 229.
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ten der §§ 56 ff. AOG in Anbetracht der nachkrieglichen Arbeitsmarktssituation von ei-
ner zeitlich früheren Aufhebung des Gesetzes bereits im Rahmen von KRG Nr. 1 ab.340 
Eine sofortige Aufhebung vor Schaffung neuer Gesetze begegnete aber erheblichen Be-
denken.341 Nachdem allerdings die KRG Nr. 21, 35, 22 erlassen waren einigten sich die 
Besatzungsmächte auf eine Aufhebung unter der Bedingung eines kurzen Zeitraums bis 
zum Wirksamwerden des KRG Nr. 40.342 Mit Erlass des KRG Nr. 40 vom 30.11.1946343 
wurde die Weitergeltung der Kündigungsvorschriften bis zum 31.12.1946 offiziell bestä-
tigt.344 Hinsichtlich der Anwendbarkeit bestand folglich eine gewisse Rechtssicherheit, 
zumindest in dem Zeitraum zwischen Erlass des KRG Nr. 40 bis zu dessen Inkrafttre-
ten. Denn die Gesetzgebung der Besatzungsmächte umfasste nicht nur den Erlass von 
neuem Recht und Aufhebungsgesetzen, sondern auch die Bestätigung der fortgeltenden 
Rechtsnormen.345 Damit wurde vom Kontrollrat zumindest eine zeitliche Anwendbarkeit 
auf Sachverhalte rückwirkend bis zum Inkrafttreten von KRG Nr. 40 legitimiert. Unab-
hängig allerdings von den bereits erwähnten Aspekten, die eine weitere Anwendbarkeit 
vieler Regelungen des AOG nach Kriegsende, aber noch vor Erlass bzw. Wirksamwer-
den des KRG Nr. 40 ausschlossen, sollte nochmals betont werden, dass der zunehmen-
de Bedeutungsverlust des AOG bereits vor Kriegsende einsetzte. Im Jahr 1944 wurde 
in der zeitgenössischen Literatur angemerkt, dass die Mehrzahl der Bestimmungen des 
AOG keine praktische Rechtsquelle mehr darstellten.346 Dieser faktische Geltungsverlust 
des AOG, der bereits vor Kriegsende begann347, könnte sich somit nach Kriegsende in 
einen sozialen Geltungsverlust348 fortgesetzt haben. Darauf deutet z.B. die seltene An-
wendung in den untersuchten Urteilen hin, aber auch die bereits dargestellten Ausfüh-
rungen der hessischen Arbeitsrichter und des Präsidenten des LAG Frankfurt a.M.349 In 
eine ähnliche Richtung deutet die Feststellung der Amerikaner, dass es sich beim AOG 
nach Kriegsende und Untergang dessen tragender Säulen, wie beispielsweise der Treu-
händern der Arbeit oder auch der Vertrauensräte, allerdings ausdrücklich mit Ausnah-
me der Kündigungsvorschriften, nurmehr um ein „dead letter“ handelte und die offizi-
340  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110.
341  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110 f., 81.
342  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 111.
343  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 229.
344  Vgl. Lewald, Grundlagen der neuen Rechtsordnung Deutschlands, S. 21. Vgl. auch Richardi, § 2 Histori-
sche Grundlagen, Rn. 38, in: Richardi/Wlotzke (Hrsg.), Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 1, 
3. Aufl. 2009.
345  Edelmann, Der Einfluss des Besatzungsrechts auf das deutsche Staatsrecht der Übergangszeit, S. 48; Le-
wald, Grundlagen der neuen Rechtsordnung Deutschlands, S. 21.
346  Siehe Zitat von Rhode bei Kranig, Lockung und Zwang, S. 240, Fn. 54.
347  Siehe Zitat von Rhode bei Kranig, Lockung und Zwang, S. 240, Fn. 54.
348  Zum Begriff der sozialen Geltung im Gegensatz zur formal-juristischen Geltung siehe Lewald, Grundla-
gen der neuen Rechtsordnung Deutschlands, S. 7 ff. Eine tatsächliche Feststellung des sozialen Geltungs-
verlustes eines Gesetzes ist allerdings nur bedingt möglich, siehe ders., S. 8 f.
349  Siehe hierzu S. 51 ff.
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elle Aufhebung daher nicht viel mehr als ein „burial of a corps“ war.350 Es spricht also viel 
dafür, von einem sozialen Geltungsverlust des AOG auszugehen.
c. Art und Weise der Anwendung
Art und Weise der Anwendung des AOG sind nunmehr im Rahmen in einer Gesamt-
schau der bayerischen und hessischen Urteile zu betrachten. Dabei gilt der Fokus zu-
nächst der rechtlichen Anwendung des Gesetzes, im Anschluss werden die Begründun-
gen bzw. Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Charakter des Gesetzes 
näher erörtert. 
aa. Anwendung
Die Art und Weise der Anwendung im Sinne einer Subsumtion lässt sich an den archi-
vierten und oben geschilderten erstinstanzlichen Urteilen nicht deutlich erkennen. Trotz 
Aufhebung zum 01.01.1947 wurde es in den oben genannten erstinstanzlichen Entschei-
dungen, denen ein Kündigungsachverhalt vor diesem Stichtag zugrundelag, angewen-
det. In einigen Fällen wurde bei der Prüfung der Tatbestandsmerkmale eine Anwen-
dung bereits mangels Vorliegens der erforderlichen Voraussetzungen abgelehnt. In Az. A 
31/46 ArbG Wetzlar vom 08.03.1947351 wurde die Anwendbarkeit des AOG für Betriebs-
räte explizit ausgeschlossen. Diese Unanwendbarkeit wurde allerdings nicht weiter be-
gründet. Der Grund könnte darin liegen, dass zu diesem Zeitpunkt bereits das KRG Nr. 
22 in Kraft war und aus diesem teilweise ein Kündigungsschutz für Betriebsräte abgelei-
tet wurde. 
Im Urteil Az. A 43/47 des ArbG Wetzlar vom 07.03.1947352 wurden die jeweiligen Be-
stimmungen des AOG sowie des BRG zur Begründung der Berechnung des Entschä-
digungsanspruchs bei einer ungerechtfertigten Entlassung herangezogen. Konkrete Ge-
setzeszitate und eine Subsumtion lassen sich in den Urteilsgründen hier ebenfalls nicht 
finden. Da in der Literatur die Ansicht vertreten wurde, dass der Grundsatz der Ent-
schädigungszahlung auch nach Aufhebung des AOG noch fortbestehe,353 liegt die Wahr-
scheinlichkeit nahe, dass auch im vorliegenden Urteil die Nennung des AOG im rein de-
klaratorischen Sinne zu verstehen ist. 
Hinsichtlich der formellen Voraussetzungen ließ sich anhand der Urteilsgründe leider 
nicht ermitteln, ob das Erfordernis der Bescheinigung des Vertrauensrates durch das Er-
fordernis einer Bescheinigung durch den Betriebsrat ersetzt wurde oder ob dieses Merk-
mal ersatzlos entfiel. Bis zum Inkrafttreten der Länderkündigungsschutzgesetze bestand 
bezüglich der Beteiligung des Betriebsrats keine gesetzliche Vorgabe.354 Eine Verwertung 
350  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 110.
351  HHStAW Abt. 907 Nr. 27. Siehe hierzu S. 46.
352  Siehe oben S. 45.
353  Siehe Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 57; Hueck, Der Kündi-
gungsschutz im Arbeitsrecht, SJZ 1947, Sp. 612. Begründet wurde dies mit der Verkehrssitte und einer 
Schadenersatzpflicht aus § 242 BGB.
354  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 187.
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der Beteiligung des Betriebsrats im Verfahren lag daher im Ermessen des Arbeitsge-
richts.355 Mangels erstinstanzlicher Entscheidungen in den Urteilssammlungen, die die-
ses Thema behandeln, kann diese Frage aus dem ausgewerteten Bestand heraus daher 
nicht geklärt werden. In dem veröffentlichten zweitinstanzlichen Urteil des LAG Mün-
chens jedenfalls wurde die Bescheinigung des Vertrauenrates durch eine Beteiligung des 
Betriebsrates ersetzt.356 
bb. Begründung bzw. Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Charakter des 
Gesetzes
Regelmäßig erfolgte die Anwendung der Vorschriften begründungslos oder aber mit 
einer Beschränkung auf den schlichten Hinweis, dass es zum maßgeblichen Zeitpunkt 
noch in Kraft gewesen war. Nur in einer Enscheidung erfolgte eine kurze Begründung, 
dass die Schutzbestimmungen des AOG zumindest bis zu einer Neuregelung der Materie 
noch anzuwenden seien, da eine Zeit ohne Kündigungsschutzgesetze für die Arbeitneh-
mer nicht tragbar sei. In einem anderen Urteil, mit der bloßen Erwähnung des früheren 
AOG, wurde der Grundsatz der Fürsorgepflichten aus dem AOG nach dessen Aufhe-
bung aus dem Gedanken von Treu und Glauben § 242 BGB hergeleitet. Demnach er-
schien der Grundsatz der Fürsorgepflichten des Arbeitgebers, trotz des nationalsoziali-
stischen Makels, den er durch das AOG erfahren hatte, selbst offenbar als unbedenklich.
Durch die Möglichkeit die sozialpolitisch begehrte Rechtsfolge über einen Rückgriff 
auf die Generalklauseln §§ 138, 242 BGB zu erreichen, gab es zudem Alternativen für 
die Richter, welche die Entscheidung von einer Anwendbarkeit des AOG abzusehen, er-
leichtert haben dürften. Nach der Aufhebung bis zur Neuregelung des Kündigungsschut-
zes wurde ein Kündigungsschutz in praxi oftmals über diese Generalklauseln gewährt.357 
Bei der Anwendung des AOG ist leider eine intensivere Auseinandersetzung mit dessen 
nationalsozialistischen Gehalt und Ursprung unterblieben. In der Sache selbst erscheint 
es durchaus nachvollziehbar, dass teilweise auf eine Anwendbarkeit auf Sachverhalte in-
nerhalb des Geltungszeitraums selbst nach offizieller Aufhebung des AOG geschlossen 
wurde, da eine andere Handhabung ansonsten eine Benachteiligung eines Arbeitneh-
mers zur Folge hätte, der erst nach der Aufhebung des Gesetzes Rechtsschutz erhielt. 
Der Klage eines Arbeitnehmers nämlich, der innerhalb des Geltungszeitraums Kündi-
gungswiderrufklage gem. §§ 56 ff. AOG erhoben hätte und dessen Entscheidung noch 
im Jahre 1946 ergangen wäre, wäre bei Vorliegen der Voraussetzungen stattzugeben ge-
wesen, während eine zwar zeitgleich eingereichte Klage, mit einer Entscheidung aber 
erst im Jahr 1947 oder später, bei Vorliegen der notwendigen Voraussetzungen dage-
gen abzuweisen wäre. Gleiches hätte gegolten, wenn einem Arbeitnehmer, dem inner-
halb der Gültigkeit des AOG gekündigt wurde, z.B. am 22.12.1946, der dann allerdings 
nicht mehr innerhalb der ihm zustehenden zwei Wochen Widerrufsklage, dann gegebe-
355  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 187.
356  Siehe hierzu LAG München vom 01.02.1949, RdA 1949, S. 476. Siehe auch S. 43.
357  Ausführlich für die verschiedenen Besatzungszonen dargestellt bei Gescher, Die arbeitsgerichtliche 
Rechtsprechung in den Westzonen, S. 40 ff.
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nenfalls erst im Jahr 1947, erheben konnte. Das KRG Nr. 40 selbst ordnete eine solche 
Übergangszeit in seinem Wortlaut allerdings weder an, noch verbot es eine solche aus-
drücklich. Die Frage ist daher, welche Intention der Gesetzgeber, also der Kontrollrat mit 
diesem Aufhebungsgesetz verfolgte. Intendiert war wohl die vollständige Aufhebung des 
AOG. Nach Kriegsende gab es, wie bereits erwähnt, Unstimmigkeiten unter den Besat-
zungsmächten hinsichtlich einer sofortigen Aufhebung des AOG. 358 Aufgrund der Auf-
hebung unter der Bedingung eines kurzen Zeitraums bis zum Wirksamwerden des KRG 
Nr. 40359 ist anzunehmen, dass die Aufhebung in einem umfassenden Sinne beabsichtigt 
war. Ansonsten hätte es des enthaltenen zeitlichen Aufschubs nicht bedurft, beziehungs-
weise ist anzunehmen, dass eine Übergangsregelung ausdrücklich im KRG Nr. 40 ange-
ordnet worden wäre. Seinem Wortlaut nach beschränkte sich die Anordnung des KRG 
Nr. 40 aber lediglich auf die Aufhebung des AOG und sämtlicher Durchführungsverord-
nungen: „Das “Gesetz zur Ordnung der Nationalen Arbeit” vom 20. Januar 1934 (RGBl. 
1934 I. S. 45) einschließlich aller anderen gesetzlichen Vorschriften und Durchführungs-
verordnungen bezüglich der Anwendung dieses Gesetzes sowie alle anderen Änderun-
gen und Zusätze zu diesem Gesetz sind hiermit aufgehoben.“
cc. Zeitliche Konstellationen der Anwendbarkeit
Eine mögliche Anwendbarkeit der Kündigungsvorschriften des AOG kam grds. vor al-
lem für 3 verschiedene Konstellationen in Betracht. Hierbei handelt es sich erstens um 
vor dem Zusammenbruch bereits anhängigen Kündigungswiderrufsklagen, zweitens um 
nach der Kapitulation bzw. Neugründung der Arbeitsgerichte bis zur Aufhebung des Ge-
setzes anhängigen Klagen und drittens um nach Aufhebung des Gesetzes anhängigen 
Verfahren mit einem Kündigungssachverhalt vor dem 31.12.1946. Mit der Aufhebung 
zum 01.01.1947 und aufgrund des Fristerfordernisses der Klageerhebung innerhalb von 
zwei Wochen (Ausnahme bei einer Anwendbarkeit der 14. DVO AOG bzw. in Bayern 
durch das Gesetz über die Hemmung von Verjährungs- und ähnlichen Fristen360) war 
der danach mögliche Anwendungsbereich zeitlich betrachtet relativ kurz und viele der 
vor 1945 eingereichten Klagen hatten sich vermutlich bis dahin bereits erledigt, wurden 
durch die Schlichtungsstelle des Arbeitsamtes beigelegt oder aber gerichtlich durch ei-
nen Vergleich beendet.361
d. Fazit
Insgesamt ist festzuhalten, dass sowohl in Bayern, als auch in Hessen in einigen wenigen 
Urteilen die Anwendbarkeit der §§ 56 ff. AOG auch nach der Aufhebung des AOG für 
358  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 111, 81.
359  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 111.
360  Gesetz Nr. 100 über die Hemmung von Verjährungs- und ähnlichen Fristen vom 29.01.1948, GVBl 1948, 
S. 12.
361  Am bayerischen Bestand kann man auch die Tätigkeit des Amtsgerichts, dass vor Schaffung der Arbeits-
gerichte die Zuständigkeit für arbeitsrechtliche Verfahren innehatte nachvollziehen. Die am Amtsgericht 
München verhandelten Verfahren wurden aber allesamt durch einen Vergleich abgeschlossen. Daher 
sind über dessen Tätigkeit und mögliche Anwendung des AOG keine Aussagen möglich.
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Kündigungssachverhalte bis zum 31.12.1946 als gegeben betrachtet wurde. Die geringe 
Anzahl der aufgefunden Entscheidungen kann dabei kaum verwundern, da die Arbeits-
gerichte erst gegen Ende des Jahres 1946 ihre Tätigkeit wiederaufnahmen. Aber auch 
diese zeitliche Komponente berücksichtigend erscheint die Anzahl in Anbetracht des 
hohen Prozentsatzes aller Klagen, die Kündigungssachverhalte betrafen, dennoch recht 
gering. Zumindest für das Land Hessen gibt es ab dem Jahr 1947 eine statistische Erfas-
sung der Streitgegenstände und demnach waren ca. 20-30% aller Klagen solche, die sich 
mit der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses beschäftigten.362 Zu beachten ist aber wei-
ter, dass lediglich etwa ein Fünftel aller gerichtlichen Verfahren mit einem Urteil ende-
te.363
Um ein Fazit hinsichtlich der Anwendung des AOG nach 1945 zu ziehen, ist noch 
einmal die Geltung und Bedeutung des AOG vor 1945 zu betrachten. Es wurde bereits 
darauf hingewiesen, dass das AOG ab dem Jahr 1941 aufgrund der Vielzahl der kriegs-
arbeitsrechtlichen Regelungen und örtlichen Tarifordnungen an Bedeutung und damit 
bereits vor Kriegsende weitgehend an praktischer Relevanz verloren hatte.364 Ein Bedeu-
tungsverlust und eine örtliche Rechtszersplitterung aufgrund der zahlreichen gebiets- 
und themenbezogenen Tarifordnungen setzte demgemäß schon während des Krieges 
ein.365 Wie oben herausgearbeitet, waren in Hessen nach Kriegsende in der neugeschaf-
fenen Arbeitsgerichtsbarkeit deutliche Stimmen laut geworden, die sich für eine Unan-
wendbarkeit des AOG auch vor der formalen Aufhebung aussprachen. In den dort regel-
mäßig durchgeführten Tagungen der vorsitzenden Arbeitsrichter war dies Gegenstand 
von Referaten und der Präsident des LAG gab seiner Auffassung auch mehrfach Aus-
druck.366 Dennoch wurden, wie oben dargestellt, auch im hessischen Bestand einige Ur-
teile gefunden, in denen das AOG angewendet wurde. Es handelt sich hierbei sowohl 
um Entscheidungen der ersten, als auch um solche der zweiten Instanz. Das AOG wur-
de dabei meist begründungslos bzw. nur mit einer knappen Begründung der formalen 
Geltung oder einem Verweis auf den Schutzcharakter des Gesetzes für Arbeitnehmer 
angewendet. Letztlich kann man aufgrund der vorgefundenen Entscheidungen und Ar-
chivmaterialien zu keinem eindeutigen Schluss gelangen. Feststellen lässt sich lediglich, 
dass einige Richter eine Anwendbarkeit für Kündigungssachverhalte, die sich vor der 
362  Im Jahr 1947 allein 27,3%, 28% im Jahr 1948 und 1949 immerhin 23,6%. Im Jahr 1949 waren die Aus-
wirkungen der Währungsreform Mitte des Jahres 1948 noch deutlich an den Arbeitsgerichten zu verspü-
ren. 65,6% der Streitigkeiten betrafen das Arbeitsentgelt (1948 waren dies noch 59% und 44,9% im Jahr 
1947). Siehe dazu Fotokopie o.V., Die Tätigkeit der Arbeitsgerichte in den Jahren 1947 bis 1951, in: Hes-
sisches Statistisches Landesamt (Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilungen, 1952, 
S. 182 ff., in HHStaW Abt. 634 Nr. 129.
363  Im Jahr 1947 betrug die Anzahl streitiger Urteile im Arbeitsgerichtsbezirk 15,7%, 15,2% im Jahr 1948 
und 22,0% im Jahr 1949. Fotokopie o.V., Die Tätigkeit der Arbeitsgerichte in den Jahren 1947 bis 1951, 
in: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilun-
gen, 1952, S. 182 ff. in HHStaW Abt. 634 Nr. 129.
364  Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG), Grundgesetz der nationalsozialistischen 
Arbeitsverfassung?, in: Steindl (Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtsgeschichte, S. 445 ff., insb. S. 447.
365  Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG), Grundgesetz der nationalsozialistischen 
Arbeitsverfassung?, in: Steindl (Hrsg.), Wege zur Arbeitsrechtsgeschichte, S. 447 ff.
366  Siehe hierzu S. 63 ff.
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Aufhebung ereignet hatten, annahmen. In der amerikanischen Besatzungszone, insbe-
sondere in Hessen aber auch am ArbG München lässt sich dies allerdings insgesamt nur 
selten nachweisen. Geschuldet mag dies in Hessen dem dort stattgefundenen intensi-
ven theoretischen Austausch unter den Arbeitsrichtern sein, der zu einer vergleichsweise 
einheitlichen Rechtsprechung geführt haben dürfte. Entgegen der von den Besatzungs-
mächten vorgegebenen Weitergeltung des AOG setzte sich dort die Meinung durch, dass 
das AOG auch ohne Aufhebung bereits unanwendbar war. Die Prüfung von Kündigun-
gen anhand der §§ 242, 138 BGB nahm dafür in allen Besatzungszonen zu. Der Rückgriff 
ermöglichte die entstandene Lücke im Bereich des Kündigungsschutzes nach der offiziel-
len Aufhebung zu schließen.367 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass es keine ein-
heitliche Ansicht hinsichtlich der weiteren Anwendbarkeit des AOG gab. Eine ausdrück-
liche Ablehnung des AOG für die möglichen Anwendungskonstellationen war jedenfalls 
in keinem Urteil zu finden. Die aufgezeigte Uneinheitlichkeit und Widersprüchlichkeit 
ist aber einmal mehr ein Beleg für die Rechtsunsicherheit und Rechtszerplitterung in der 
Besatzungszeit auf dem Gebiet des Arbeitsrechts.
367  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 41 ff.; Holling, Kündigungsbe-
schränkungen (Kündigungsschutz), Arbeit und Sozialfürsorge 1948, S. 80; Wüllenweber, Die Entwick-
lung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 184.

II. Anwendung der Verordnung zur Abänderung und 
Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
Arbeitsrecht vom 01.09.1939 (ArbÄndVO)368
Im vorliegenden Kapitel liegt der Fokus auf der Anwendung der §§  1, 2 der Verord-
nung zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiet des Arbeitsrecht 
vom 01. September 1939 (ArbÄndVO) durch die erstinstanzliche Arbeitsgerichtsbarkeit 
in Bayern und Hessen nach 1945. Zum besseren Nachvollzug wird auch hier zunächst 
der historische und normative Kontext entfaltet. Dazu wird zuerst der wesentliche Re-
gelungsinhalt der Verordnung skizziert. Darauf folgend wird auf die weitere Geschich-
te der Verordnung nach 1945 eingegangen sowie ein kurzer Überblick über die Geltung 
und den Umgang mit der Verordnung in den anderen Besatzungszonen und das Nach-
folgegesetz gegeben. Anschließend erfolgt die Auswertung der in den Archiven gesich-
teten einschlägigen erstinstanzlichen Arbeitsgerichtsurteile aus Bayern und Hessen. Er-
gänzend erfolgt die Darstellung einiger veröffentlichter Urteile, die die Anwendbarkeit 
diskutieren; hierbei handelt es sich vor allem um zweitinstanzliche Entscheidungen. Im 
Bayerischen Hauptstaatsarchiv ließen sich zum Themenkomplex „Heimkehrer“ und der 
„ArbÄndVO“ zudem weitere Dokumente des Bayerischen Arbeitsministerums finden. 
Die in diesen enthaltenen inhaltlichen Direktiven und Rechtsansichten des Ministeri-
ums wurden ebenfalls eingehend betrachtet und dargestellt. Das Kapitel schließt mit ei-
ner Bewertung der Anwendung der Verordnung; hierfür wird zunächst ein Vergleich 
zwischen den beiden Ländern vorgenommen, dann der Inhalt der Regelung hinsichtlich 
ihrer Entnazifizierungsbedürftigkeit geprüft und sodann die Art und Weise der Anwen-
dung bei der Rechtsfindung aufgezeigt. Zuletzt wird der sozialhistorischen Kontext der 
Anwendung der Norm beleuchtet.
1. Normgeschichte
a. Wesentlicher Gesetzesinhalt
Die Verordnung zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
Arbeitsrechts vom 01.09.1939 war Teil der nationalsozialistischen Kriegsarbeitsrechts-
gesetzgebung und regelte v.a. die Wiedereingliederung der Kriegsheimkehrer in die Ge-
sellschaft.369 Die Verordnung ordnete das Ruhen des Arbeitsverhältnisses während der 
Einberufung zum Wehrdienst an, § 1 ArbÄndVO.370 Nach allgemeiner Ansicht konnte 
der Unternehmer das Arbeitsverhältnis wegen der Einberufung nicht kündigen, § 2 Ar-
368  RGBl. 1939 I, S. 1683.
369  Siehe auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 133 ff. 
370  § 1 ArbÄndVO: „Durch die Einberufung zu einer Dienstleistung im Wehrdienst wird ein bestehendes 
Beschäftigungsverhältnis (Arbeits-, Lehrverhältnis) nicht gelöst. Die beiderseitigen Rechte und Pflichen 
ruhen für die Dauer der Einberufung. Die Abmachungen über die Gewährung einer Werkswohnung, 
die von dem Dienstverpflichteten oder seinen Familienangehörigen weiter benötigt wird, bleiben beste-
hen.“
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bÄndVO.371 Die Regelung des § 2 ArbÄndVO hatte somit für den Arbeitgeber die Wir-
kung eines gesetzlichen Kündigungsverbots.372 Dem Arbeitnehmer hingegen stand es 
entsprechend dem Wortlaut der VO grundsätzlich frei nach der Heimkehr zu kündigen; 
auch der Reichstreuhänder der Arbeit konnte im Einzelfall Ausnahmeregelungen tref-
fen.373 
Die Verordnung räumte dem Reichstreuhänder zudem größere Befugnisse beim Er-
lass von Tarifordnungen ein, gem. § 3 Abs. 1 VO.374 Danach konnte er diese selbstän-
dig, d.h. ohne Beratung in einem Sachverständigenausschuss erlassen. Selbst für einen 
einzelnen Betrieb konnte danach eine Tarifordnung ergehen, was freilich zu einer fast 
vollständigen Aufhebung einer bestehenden Betriebsordnung führen konnte.375 Außer-
dem war die Bekanntmachung im Reichsgesetzblatt keine zwingende Vorschrift mehr. 
Der Reichsarbeitsminister konnte auch die Bekanntgabe an anderer Stelle anordnen und 
auf diese Weise neue Tarifordnungen schneller in Geltung setzen. Der Abschnitt III, §§ 
4-6 ArbÄndVO, regelte Ausnahmen vom Arbeitsschutz. Aufgrund ihrer mangelnden ge-
richtlichen Bedeutung wird auf die Vorschriften dieses Abschnitts nicht weiter eingegan-
gen, sondern die Darstellung lediglich auf die relevanten Normen, namentlich die §§ 1, 
2 erstreckt.
b. Nach 1945
Die ArbÄndVO wurde von den Alliierten nach 1945 weder in ihrer Geltung ausdrück-
lich bestätigt, noch ausdrücklich aufgehoben376 insbesondere nicht durch Art. II KRG Nr. 
1 vom 20.09.1945.377 
Wie abweichend man in den einzelnen Besatzungszonen die Weitergeltung insbeson-
dere im Hinblick auf die Kontrollratsgesetzgebung beurteilte und damit auch die sich 
daraus entwickelnde Rechtsunsicherheit und Rechtszersplitterung, wird im Folgenden 
deutlich. In der amerikanischen Besatzungszone wurde zum Großteil von einer Wei-
tergeltung der VO ausgegangen.378 In einem nicht veröffentlichten Erlass des Arbeitsmi-
nisteriums von Württemberg-Baden wurde die Fortgeltung der ArbÄndVO sowie die 
371 § 2 ArbÄndVO: „Das Recht des Gefolgschaftsmitglieds auf Kündigung bleibt im Falle der Einberufung 
zu einer Dienstleistung im Wehrdienst unberührt. Der Unternehmer kann das Beschäftigungsverhältnis 
nicht kündigen; der Reichstreuhänder der Arbeit kann Ausnahmen zulassen.“
372  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 172.
373  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 172.
374  § 3 Abs. 1 ArbÄndVO: „Der Reichstreuhänder der Arbeit kann bei der Festsetzung der Richtlinien für 
den Inhalt von Betriebsordnungen und Einzelarbeitsverträgen und bei dem Erlass einer Tarifordnung 
von einer Beratung in einem Sachverständigengremium absehen.“
375  § 3 Abs. 2 ArbÄndVO: „Der Reichstreuhänder der Arbeit kann eine Tarifordnung auch für einen einzel-
nen Betrieb erlassen.“
376  Auszug aus „Der Betriebs-Berater“ Nummer 13 vom 15.10.1946, Die Rechtslage der Heimkehrer, vom 
09.11.1946, BayHStA Abt. MArb 2147 = o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, S. 16. Vgl. auch 
Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 133.
377  Schreiben an die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter vom 23.11.1946, BayHStA, MArb 2147.
378  Kauffmann, Beitrag zum Recht der Wehrmachtsheimkehrer, BB 1949, S. 231. Siehe zur Spruchtätigkeit 
in Bayern S. 72 ff. und Hessen S. 80 ff.
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Anrechnung der Kriegsdienstzeiten auf die Betriebszugehörigkeit sogar ausdrücklich 
angeordnet.379 Außerdem ordnete eine Richtlinie des Landesarbeitsamts Württemberg-
Baden vom 21.06.1945 für die Lösung von Dienstverträgen an, dass für Heimkehrer die 
Verpflichtung bestand sich innerhalb einer angemessenen Frist nach der Rückkehr aus 
dem Kriegsdienst bzw. – gefangenschaft bei ihrem Arbeitgeber zurückzumelden.380 So-
fern die vorgeschriebene Rückmeldung nicht erfolgte und der Heimkehrer die nicht 
rechtzeitige Meldung zu vertreten hatte, galt das Arbeitsverhältnis entsprechend der 
Richtlinie als einvernehmlich gelöst.381 Auch in der französischen Besatzungszone ging 
man von einer weiteren Anwendbarkeit von §§  1, 2 ArbÄndVO aus.382 In Westberlin 
nahm das Berliner ArbG die Weitergeltung der Verordnung ebenfalls uneingeschränkt 
an.383 
In der britischen Zone wird dagegen eine erhebliche Rechtsunsicherheit erkennbar. 
Anfang des Jahres 1946 wurden von der Verwaltung in einigen Gebieten auf Hinwir-
ken der Militärregierung Verordnungen zur Aufhebung der ArbÄndVO erlassen.384 Be-
gründet wurde dies damit, dass die ArbÄndVO einer bestimmten Gruppe unzulässi-
ge Sonderrechte gewähren würde.385 Diese Aufhebungsverordnungen wurden aber schon 
bald nach ihrem Erlass aufgrund inhaltlicher und formeller Bedenken hinsichtlich der 
Kompetenz der Arbeitsverwaltung zum Verordnungserlass zurückgenommen.386 Am 
01.08.1947 erging schließlich ein Erlass des Zentralamtes für Arbeit, der die Weitergel-
tung der ArbÄndVO für die gesamte britische Besatzungszone klarstellte.387 Dieser Erlass 
wurde von der britischen Militärregierung bestätigt.388
Nach Erlass des KRG Nr. 34 vom 20.08.1946, betitelt „Die Auflösung der Wehrmacht“389, 
mehrten sich wiederum die Zweifel an der Anwendbarkeit der ArbÄndVO.390 Dieses 
Kontrollratsgesetz gehört zu den Kontrollratsgesetzen mit überwiegend aufhebendem 
Charakter.391 Wesentliche Bestimmung dieses Kontrollratsgesetzes war vor allem Art. III 
KRG Nr. 34, mit dem alle Vorschriften und Erlasse betreffend die Wehrmacht und mili-
379  O.V., Betriebszugehörigkeit bei Einberufenen, BB 1947, S. 268.
380  O.V., Das Arbeitsverhältnis der Heimkehrer, BB 1947, S. 87.
381  O.V., Das Arbeitsverhältnis der Heimkehrer, BB 1947, S. 87.
382  Kauffmann, Beitrag zum Recht der Wehrmachtsheimkehrer, BB 1949, S. 231; o.V., Betriebszugehörigkeit 
bei Einberufenen, BB 1947, S. 268.
383  Schulz, Der Heimkehrer im Arbeitsrecht und in der Sozialversicherung, BlStSozAr 1950, S. 43.
384  VO vom 19.02.1946, erlassen vom Oberpräsidenten der Nordrheinprovinz (Abt. Arbeit) und die VO 
vom 24.01.1946, erlassen vom Präsidenten des Landesarbeitsamtes Westfalen-Lippe, siehe Becker, An-
merkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154.
385  Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154.
386  Ausführlich bei Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154.
387  Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154. 
388  O.V., Betriebszugehörigkeit bei Einberufenen, BB 1947, S. 268.
389  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 172.
390  Siehe auch Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpoli-
tik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 190 f.
391  Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 199.
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tärähnliche Verbände, das Militärstrafgesetzbuch sowie weitere Bestimmungen im Zu-
sammenhang mit dem Militär und insbesondere die Vorrechte von Militärangehörigen 
bezogen auf ihre wirtschaftliche und rechtliche Situation, aufgehoben wurden.392 Strit-
tig war vor allem, ob durch Art.  III KRG Nr.  34 die ArbÄndVO aufgehoben worden 
war. In der britischen Besatzungszone änderte man erneut die allgemeine Rechtsansicht, 
was sich in der Arbeitsvermittlungsdirektive Nr. 33 vom 09.12.1947 ausdrückte.393 Das 
Wiederaufleben des Arbeitsverhältnisses Wehrmachtsangehöriger und der durch die 
ArbÄndVO gewährte Kündigungsschutz stellten nach der zugrundeliegenden Auffas-
sung eine Vorrechtsstellung dar, die nicht mit Art. III KRG 34 vereinbar sei.394 Ein wei-
terer Vorteil in diesem Sinne sollte die in der Verordnung angeordnete Anrechnung der 
Kriegsdienstzeit als Zeit der Betriebszugehörigkeit sein.395 
Auf Anweisung der britischen Militärregierung sollten die Arbeitsämter die Heimkeh-
rer lediglich nach Dringlichkeitsbedarf in ein Arbeitsverhältnis vermitteln, ohne Rech-
te aus der ArbÄndVO auf eine Wiedereinstellung in deren früheres Arbeitsverhältnis 
zu beachten.396 Dennoch bestand dort auch weiter die Auffassung, dass trotz der Aufhe-
bung inhaltlich keine Änderung der Rechtslage eintrat, sondern immer noch von einem 
Ruhen der Arbeitsverhältnisse und damit Weiterbestehen ausgegangen wurde.397 Aber 
schon kurze Zeit später revidierte man diese Ansicht rückwirkend durch eine Suspen-
dierung und Aufhebung der Direktive Nr. 33 und passte sich wieder der Rechtsansicht in 
den anderen westlichen Besatzungszonen an.398 
392  Ausführlich zu Art. III KRG Nr. 34, Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch 
den Alliierten Kontrollrat, S. 99 ff.
393  O.V., Arbeitsverhältnis der Heimkehrer, BB 1948, S. 86; Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungs-
schutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 172; Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den 
Westzonen, S. 135 f. Eingehende Ausführungen zur Direktive Nr. 33 und Vereinbarkeit der ArbÄndVO 
siehe bei Höcker, Das Recht des Soldaten-Rückkehrers, BB 1948, S. 129 ff.
394  Vgl. hierzu König, Die weitere arbeitsrechtliche Gesetzgebung in der britischen Zone, ARiSt Bd. 1, 
S. 140; Höcker, Das Recht des Soldaten-Rückkehrers, BB 1948, S. 129; o.V., Arbeitsverhältnis der Heim-
kehrer, BB 1948, S. 86; Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154; Wüllenweber, Die Entwicklung 
des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 172; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen 
und der jungen Bundesrepublik, S. 263; Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzo-
nen, S. 135 f. 
395  O.V., Betriebszugehörigkeit bei Einberufenen, BB 1947, S. 268.
396  O.V., Arbeitsverhältnis der Heimkehrer, BB 1948, S. 86.
397 Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 263 mit weiteren Nachwei-
sen. Der damalige Direktor des LAG Hamburg führte dazu aus, dass die Auffassung, dass das KRG Nr. 34 
die ArbÄndVO aufgehoben habe, von keinem Gericht vertreten wurde, siehe König, Die weitere arbeits-
rechtliche Gesetzgebung in der britischen Zone, ARiSt Bd. 1, S. 140.
398  O.V., Das Recht des Soldaten-Rückkehrers, BB 1948, S. 152; o.V., Das Recht des Soldatenrückkehrers 
(britische Zone), BB 1948, S. 432; Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem 
ersten Weltkrieg, S. 172. Vgl. Erlass vom 01.08.1947, betreffend Auslegung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 34, ArbBlBrZ 1947, S. 303; Erlass vom 20.08.1948, betreffend Arbeitsvermittlungsdirektive Nr. 33, 
ArbBlBrZ 1948, S. 354; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 263; 
Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 154.
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Schließlich wurde die Verordnung von der britischen Militärregierung ausdrücklich in 
ihrer Weitergeltung und Vereinbarkeit mit KRG Nr. 34 bestätigt.399
In Bayern vertrat das Bayerische Arbeitsministerium im Jahre 1948 die Auffassung, 
dass die ArbÄndVO nicht mit KRG Nr. 34 vereinbar wäre und statt dessen die Dienstan-
weisung Nr. H 1 vom 02.07.48 den Sachverhalt der Heimkehrer regeln sollte.400 
In Rheinland-Pfalz wurde die Vereinbarkeit von Art. III KRG 34 ausdrücklich durch 
die Landesverfügung zur Auslegung des Kontrollratsgesetzes Nr. 34 vom 20.03.1948401 
klargestellt.402 
Trotz der schließlich fast einhelligen Ansicht der weiteren Anwendbarkeit der Verord-
nung wurde nicht jedem Heimkehrer das Recht auf seinen Arbeitsplatz entsprechend 
der ArbÄndVO gewährt. Die Kontrollratsdirektive Nr. 24 vom 12.01.1946403 mit dem Ti-
tel Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alli-
ierten feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen schloss 
ehemalige NSDAP-Mitglieder aus dem Anwendungsbereich aus.404
Auch in der SBZ war man geteilter Ansicht bzgl. der Weitergeltung bzw. Aufhebung 
der Vorordnung.405 Insbesondere am Beispiel Sachsens wird dies deutlich.406 Hier war der 
Freie Deutsche Gewerkschaftsbund und die Zentralverwaltung für Arbeit und Sozialfür-
sorge der Ansicht, dass eine Weitergeltung anzunehmen sei, wohingegen die Arbeitsäm-
ter gegenteiliger Meinung waren.407
Im Jahr 1950 wurde das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer (Heimkeh-
rergesetz) vom 19.06.1950408 samt Durchführungsverordnung vom 13.07.1950409 erlassen. 
Das Heimkehrergesetz hob die ArbÄndVO allerdings nicht auf, sondern ergänzte diese 
um weitere Punkte in Bezug auf die Arbeitsverhältnisse.410 Insbesondere wurden damit 
die Zivilinternierten neben den Soldaten ausdrücklich in den Anwendungsbereich mit-
einbezogen.411 Durch § 9 HKG wurde eine Bevorzugung der Spätheimkehrer (nach dem 
399  Vgl. Erlass vom 01.08.1947, betreffend Auslegung des Kontrollratsgesetzes Nr. 34, ArbBlBrZ 1947, S. 
303.
400  Siehe hierzu S. 77 f.
401  GVBl. 1948, S. 247.
402  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 172.
403  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 228. 
404  Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 264 f.
405  Vgl. o.V., Weiterbeschäftigung von Rückkehrern, BB 1947, S. 49; Kauffmann, Beitrag zum Recht der 
Wehrmachtsheimkehrer, BB 1949, S. 231; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bun-
desrepublik, S. 264.
406  Vgl. o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, Nr. 13, S. 16; o.V., Weiterbeschäftigung von Rückkeh-
rern, BB 1947, S. 49.
407  Vgl. o.V., Weiterbeschäftigung von Rückkehrern, BB 1947, S. 49; Kauffmann, Beitrag zum Recht der 
Wehrmachtsheimkehrer, BB 1949, S. 231.
408  BGBl. 1950 I, S. 221. 
409  BGBl. 1950 I, S. 327.
410  Draeger, Das Heimkehrergesetz, RdA 1950, S. 217.
411  Draeger, Das Heimkehrergesetz, RdA 1950, S. 217; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jun-
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01.01.1948 aus der Kriegsgefangenschaft Entlassene) bei der Arbeitsvermittlung nor-
miert, ohne jedoch einen Einstellungszwang anzuordnen.412
Die §§ 4-6 ArbÄndVO wurden schließlich durch § 1 des Gesetzes über die Aufhebung 
von Vorschriften auf dem Gebiete des Arbeitsschutzes vom 21.03.1952413 offiziell aufge-
hoben, soweit sie nicht bereits außer Kraft getreten waren.
Wie man den obigen Ausführungen zur ArbÄndVO nach 1945 entnehmen kann, gab 
es keine einheitliche Rechtsauffassung hinsichtlich der Weitergeltung dieser Vorschrift. 
Dies galt insbesondere für ihre Vereinbarkeit bzw. Unvereinbarkeit mit KRG Nr. 34.
2. Bayern
Der folgende Abschnitt schildert zunächst den Umgang der erstinstanzlichen Arbeitsge-
richtsbarkeit mit der ArbÄndVO in Bayern anhand der einzigen in der Urteilsammlung 
erhaltenen Entscheidung,414 die die Verordnung explizit nennt. Daneben wird ein Ur-
teil des LAG München aus der Sammlung untersucht, in dem die Vorschrift lediglich in 
der zweiten Instanz behandelt wurde und darüber hinaus noch eine veröffentlichte Ent-
scheidung des LAG München vom 10.11.1948 über die Sittenwidrigkeit der Kündigung 
eines Wehrmachtheimkehrers. Des Weiteren wird in diesem Abschnitt die Haltung der 
Bayerischen Arbeitsverwaltung vor allem des Bayerischen Ministeriums für Arbeit hin-
sichtlich der Weitergeltung der ArbÄndVO anhand des Archivmaterials dargestellt. Ins-
besondere wird dabei dessen Verständnis des Verhältnisses der ArbÄndVO zu KRG Nr. 
34 erläutert.
a. Entscheidungen
aa. Az. I 162/48 ArbG München vom 12.07.1948415 
Der Kläger des unter dem Az. I 162/48 geführten Verfahrens war von 1927 bis zu seiner 
Einberufung im Februar 1940 bei einer Versicherung beschäftigt. Diese Versicherung 
ging im Mai 1940 in einer anderen Versicherungsgesellschaft auf. Nach Entlassung aus 
dem Kriegsdienst und Kriegsgefangenschaft im Juli 1945 nahm er seine Tätigkeit bei der 
Rechtsnachfolgerin seiner früheren Versicherung wieder auf und war bis zum Septem-
ber 1947 dort beschäftigt. In dem Klageverfahren wurde die Nachzahlung des ihm bei 
zutreffender Eingruppierung zustehenden Tarifgehalts beansprucht. Die Beklagte hielt 
dagegen, dass sich der Kläger nach seiner Rückkehr aus der Gefangenschaft mit den neu-
en Arbeitsbedingungen einverstanden erklärt hätte. 
Ausgangspunkt dieser arbeitsgerichtlichen Streitigkeit war die Frage, ob die Versiche-
rung verpflichtet war den Kläger nach seiner Heimkehr weiter zu beschäftigen und ent-
gen Bundesrepublik, S. 265.
412  Draeger, Das Heimkehrergesetz, RdA 1950, S. 218.
413  BGBl. 1952 I, S. 146.
414  Diese Aussage bezieht sich auf den ausgewerteten Teil der Urteilssammlung des ArbG München. Siehe 
hierzu S. 9 f. 
415  StaM Arbeitsgericht München Nr. 55.
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sprechend seiner ursprünglichen Tarifgruppe zu bezahlen. Der Arbeitsrichter führte 
diesbezüglich aus, dass die Beklagte als Rechtsnachfolgerin verpflichtet gewesen sei den 
Kläger nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft zu den gleichen Bedingun-
gen wie bis zu seiner Einberufung weiter zu beschäftigen. Dies ergebe sich aus § 1 der 
Verordnung zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des Ar-
beitsrechts vom 01.09.1939. Denn „[…] ein bestehendes Beschäftigungsverhältnis [wird] 
durch die Einberufung zur Dienstleistung im Wehrdienst nicht gelöst, es wird ferner be-
stimmt, dass die beiderseitigen Rechte und Pflichten für die Dauer der Einberufung ru-
hen.“ In diesem Falle ergab sich nach Auffassung des Gerichts weiterhin auch aus dem 
Fusionsvertrag der Versicherungen, dass eine Weiterbeschäftigung der Angestellten zu 
den gleichen Konditionen vereinbart worden sei. Da aufgrund der ArbÄndVO das Ar-
beitsverhältnis des Klägers „zurecht bestand“, müsse auch die Vereinbarung des Fusi-
onsvertrages für ihn gelten mit der Konsequenz, „[…] dass der Kläger einen Rechtsan-
spruch darauf hatte, wieder zu den gleichen Bedingungen weiterbeschäftigt zu werden, 
unter denen er vor seiner Einziehung zur Wehrmacht bei der Rechtsvorgängerin der Be-
klagten tätig gewesen ist.“
bb. Az. 5 Ca 4/45 ArbG München vom 26.02.1948,416 und Ber.-Reg.-Nr. 94/48 LAG Mün-
chen vom 01.06.1949417
In diesem erstinstanzlichen Urteil des Verfahrens 5 Ca 4/45, wurde die ArbÄndVO we-
der im Tatbestand, noch in den Gründen genannt.418 Erst in das Berufungsurteil Ber.-
Reg.-Nr. 94/48 vom 01.06.1949 fand eine ausdrückliche Bezugnahme auf diese statt. Der 
Kläger dieses streitgegenständlichen Verfahrens wurde am 14.12.1944 mit Wirkung zum 
31.12.1944 gekündigt. Eine schriftliche Genehmigung des Arbeitsamtes zur Kündigung 
wurde nicht eingeholt. Das Arbeitsamt wurde am 17.12.1944 infolge des Krieges zer-
stört, der Kläger am 27.01.1945 zum Wehrdienst eingezogen. Eine Zustimmung des Ar-
beitsamtes zur Kündigung erging erst nach dem Antritt des Wehrdienstes mit Schreiben 
vom 04.04.1945, nachdem die Beklagte die Stelle des Klägers mit Genehmigung des Ar-
beitsamtes schon mit einem anderen besetzt hatte. 
Nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft meldete sich der Kläger zunächst 
beim Arbeitsamt zurück. Dieses schickte ihn mit Schreiben vom 06.06.1945 zu seinem 
Arbeitgeber:
„Nachdem ihr früherer Betriebsleiter [...] von der Wehrmacht entlassen ist, möchte ich 
Sie ersuchen, diesen auf seinen früheren Posten wieder einzusetzen. Die Bestimmung, 
Wehrmachtentlassene in die zuletzt innegehabte Stellung zurückzuführen, blieb beste-
hen. Sie haben [...] zu kündigen und mit Zustimmung des Arbeitsamts zu entlassen.“
Der Kläger erhob nachdem die Beklagte gleichwohl auf der Wirksamkeit ihrer Kün-
digung beharrte und eine weitere Verwendung des Klägers im Betrieb verweigerte, am 
416  StaM Arbeitsgericht München Nr. 49.
417  StaM Arbeitsgericht München Nr. 49.
418 Siehe hierzu auch S. 39 f.
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11.01.1945 Klage beim ArbG München. Durch das Kriegsende wurde der Rechtsstreit 
bis zur Wiedereinführung der Arbeitsgerichtsbarkeit unterbrochen. Das ArbG München 
gab dem Kläger mit Urteil vom 26.02.1948 recht und stellte antragsgemäß fest, dass die 
Kündigung rechtsunwirksam war. Das Gericht sah nach durchgeführter Beweisaufnah-
me keinen wichtigen Grund als gegeben an. Eine darüber hinausgehende Prüfung wurde 
nicht vorgenommen. Eine solche sei entbehrlich, da die Beklagte den Kläger als „Volks-
schädling schlimmster Sorte“ betitelt und mit einer Anzeige bei der Staatsanwaltschaft 
gedroht habe. „Die Verwerflichkeit eines derartigen Vorgehens nazistischer Art brau-
che aufgrund der nunmehr veränderten politischen Verhältnisse nicht weiter beleuch-
tet zu werden, deshalb sei der Klage in vollem Umfang stattzugeben.“ Weitergehende 
Ausführungen zur Rechtslage, insbesondere hinsichtlich der Zustimmungserklärung des 
Arbeitsamtes, enthielten die Urteilsgründe nicht. Mit der schriftsätzlich am 20.06.1948 
eingelegten Berufung begehrte die Beklagte die Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils 
und Klageabweisung. 
Das Berufungsgericht erklärte, dass das Dienstverhältnis des Klägers mangels einer 
Zustimmung des Arbeitsamtes zur Kündigung über den 01.01.1945 hinaus fortbestand. 
Nach der Einziehung zur Wehrmacht „[…] trat er unter den Kündigungsschutz des 
§ 1 der Kriegsarbeitsrechts V.O. vom 01.09.1939 [ArbÄndVO], der die Kündigung von 
Wehrmachtsangehörigen verbot.“ Nachdem vor der Einziehung keine wirksame Kündi-
gung erklärt wurde, wäre danach zusätzlich zu der Genehmigung des Arbeitsamtes die 
Zustimmung des Treuhänders der Arbeit zur Lösung des Arbeitsverhältnisses gem. §§ 1, 
2 ArbÄndVO erforderlich gewesen. Weiter wurde ausgeführt, dass ab dem 01.08.1939 
iRd § 21 AOG alle Leiter der Arbeitsämter den Reichstreuhändern als Beauftragte unter-
stellt gewesen seien. Dementsprechend habe ihnen ab diesem Zeitpunkt auch das Recht 
oblegen die Zustimmung zu Kündigungen gem. § 2 ArbÄndVO zu erteilen. Da damit 
grundsätzlich eine einheitliche Zustimmungserklärung des Arbeitsamtes sowohl aus 
Gründen der APlWVO, als auch der Genehmigung nach § 2 ArbÄndVO möglich ge-
wesen sei, hätte dies aus der Zustimmungserklärung aber auch deutlich werden müssen. 
Es sei davon auszugehen, dass das Arbeitsamt die Zustimmungserklärung im Unwissen 
über die Einziehung zur Wehrmacht erteilt habe. Daher könne die Zustimmungserklä-
rung des Arbeitsamtes vom 04.04.1945 nicht „[…] in einen Bescheid des Arbeitsamtes 
als Beauftragten des damaligen Reichstreuhänders im Sinne des § 2 der Kriegsarbeits-
rechts V.O. ergänzend auszulegen oder umzudeuten [sein].“ Darüber hinaus sei die For-
mulierung der Zustimmungserklärung vom 04.04.45 unklar, da mit ihr rückwirkend die 
Genehmigung zu einer am 02.01.45 ausgesprochenen Kündigung erteilt werde. Eine sol-
che Genehmigung werde vom LAG nicht anerkannt.
cc. Az. 8/48 LAG München vom 10.11.1948419
Diese veröffentlichte zweitinstanzliche Entscheidung des LAG München stellte die Sit-
tenwidrigkeit einer fristlosen Kündigung eines langjährigen Angestellten fest, der sich 
419  Im Folgenden LAG München vom 10.11.1948 RdA 1949, S. 351 f. = WA 1949, Nr. 68 (dort AOG und 
APlWVO nicht genannt).
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nach seiner Rückkehr pflichtgemäß zurückgemeldet hatte. Eine solche Kündigung sei, 
so das Gericht in den Urteilsgründen „in der Regel sittenwidrig“. Der Kläger war bei der 
Beklagten seit 1936 mit der Führung der Filiale einer Fleischwarenfabrik betraut. Auf-
grund seiner Einziehung zur Wehrmacht 1940 schlossen die Ehefrau des Klägers und die 
Beklagte einen „Zusatzvertrag“ zum Angestelltenvertrag ihres Mannes durch den diese 
die Führung der Filiale anstelle ihre Ehemannes übernahm. Am 11.07.1946 wurde die-
ser Zusatzvertrag der Ehefrau gekündigt, wogegen diese sich mittels Kündigungswider-
rufsklage gem. § 56 AOG wendete. Im April 1947 kehrte der Kläger aus der Kriegsge-
fangenschaft zurück und meldete sich bei der Beklagten Anfang Mai 1947 zurück zum 
Dienst, woraufhin auch ihm gegenüber mit Schreiben vom 10.05.1947 die fristlose Kün-
digung erklärt wurde.
Die Kündigung wurde vom Arbeitsgericht gleich aus mehreren Gründen für unwirk-
sam erachtet. Zunächst stellte das Gericht fest, dass der Vertrag des Klägers und der Zu-
satzvertrag seiner Ehefrau zwei voneinander unabhängige Verträge darstellten. In den 
Gründen wurde hierzu ausgeführt: „Der Vertrag des Kl. war durch seinen Eintritt in den 
Heeresdienst in Auswirkung der VO zur Abänderung und Ergänzung von Vorschrif-
ten auf dem Gebiet des Arbeitsrechts v.1.9.1939 (KriegsarbeitsrechtsVO) zum Ruhen ge-
kommen.“ Wesentlich war für das Urteil eigentlich, dass vor der fristlosen Kündigung 
nicht die Zustimmung des Arbeitsamtes gemäß den Vorschriften der APlWVO einge-
holt wurde.420 
Hauptargument war für das Gericht allerdings der Umstand, dass der Kläger als lang-
jähriger Angestellter nach langjährigem Kriegsdienst und Kriegsgefangenschaft als Ant-
wort auf seine Rückmeldung unverzüglich fristlos gekündigt wurde. Das LAG leitete sei-
ne diesbezüglichen Ausführungen mit der Stellung einer rhetorischen Frage ein, die es 
anschließend selbst beantwortete: „Ist es anständig einen unter solchen Umständen in 
die Heimat zurückkehrenden Mann bevor er überhaupt noch richtig hat Atem schöp-
fen können, um sich wieder einzurichten und in das Leben der Heimat einzufühlen, mit 
Einsatz des schärfsten Mittels für die Lösung eines als unbequem empfundenen Arbeits-
verhältnisses, nicht nur dieses Wiedereinfühlen, sondern die wirtschaftliche Existenz für 
sich und seine Familie abzuschneiden? Diese Frage, an das Anstandsgefühl eines gerecht 
denkenden Menschen gerichtet, kann nur verneint werden.“ Die fristlose Kündigung 
war damit so das Gericht „[…] wegen Verstoßes gegen Anstand und Sitte rechtsunwirk-
sam, […].“
dd. Fazit
Auffallend ist, dass im Hinblick auf den gesamten ausgewerteten Bestand nur in einem 
erstinstanzlichen Urteil die ArbÄndVO Anwendung fand. Auf dieser Grundlage ist es 
nicht möglich, allgemein verbindliche Aussagen zu treffen. In den aufgeführten Urtei-
len jedenfalls wendeten die Richter die ArbÄndVO ohne eine Problematisierung einer 
potentiellen Nichtanwendbarkeit aufgrund ihres nationalsozialistischen Ursprungs an. 
420  Hueck, Anmerkung zu Nr. 92, RdA 1949, S. 352.
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Auch eine Differenzierung zwischen Rückkehr aus der Wehrmacht und Rückkehr aus 
der Kriegsgefangenschaft wurde nicht vorgenommen. Vielmehr wurden beide Sachver-
halte gleichgesetzt, was man, zum einen im Tatbestand („Nach der Entlassung aus dem 
Kriegsdienst bzw. Kriegsgefangenschaft […]“) und zum anderen auch in den Gründen 
(„[…] nach seiner Entlassung aus dem Wehrdienst bezw. aus der Kriegsgefangenschaft 
[…].“ bzw. abwechselnder Erläuterung „nach der Rückkehr aus der Kriegsgefangen-
schaft“ oder aber „nach seiner Rückkehr aus dem Wehrdienst“) des Urteils Az. I 162/48 
vom 12.07.1948 des ArbG Münchens421 erkennen kann. 
In dem anderen aufgeführten Urteil mit dem Az. 5 Ca 4/45 vom 26.02.1948422 des 
ArbGs München wird die ArbÄndVO dagegen vom erstinstanzlichen Gericht nicht er-
wähnt. Das Arbeitsgericht begründete sein Urteil allerdings auch nicht juristisch, son-
dern gab der Klage aufgrund nazistischer Äußerungen des Beklagten statt. Ein potentiel-
les Problem hinsichtlich der Anwendbarkeit der ArbÄndVO scheint aber m. E. nicht der 
Hintergrund der gewählten Begründung zu sein.423 Vielmehr erschien es aus Sicht des er-
kennenden Richters wohl von Rechts wegen nicht erforderlich, die Entscheidung über 
den - die den Klageantrag bereits stützenden - nazistischen Sachverhalt hinaus noch 
weiter zu begründen. Die Berufungsentscheidung des LAG München vom 01.06.1949 
Ber.-Reg.-Nr. 94/48 stimmte dem ArbG zwar im Ergebnis zu, setzte sich in den Urteils-
gründen aber intensiver mit der rechtlichen Bewertung des Sachverhalts auseinander. 
Insbesondere wurde hier auch die Zustimmungserklärung des Arbeitsamtes geprüft. 
Neben der Genehmigung des Arbeitsamtes entsprechend der APlWVO war für einen 
Wehrmachtsangehörigen die Zustimmung des Treuhänders der Arbeit zur Lösung des 
Arbeitsverhältnisses gem. §§  1, 2 ArbÄndVO erforderlich. §  2 ArbÄndVO wurde als 
anwendbar festgestellt, allerdings trug sich der entscheidende Kündigungssachverhalt 
vor Kriegsende zu. In den Gründen findet sich der Hinweis darauf, dass die Leiter der 
Arbeitsämter den Reichstreuhändern damals als Beauftragte unterstellt gewesen seien. 
Dementsprechend, so das Berufungsgericht, habe den Arbeitsämtern ab diesem Zeit-
punkt auch das Recht, die Zustimmung zu Kündigungen gem. § 2 ArbÄndVO zu ertei-
len, oblegen. 
In dem veröffentlichten Urteil des LAG München vom 10.11.1948 wurde die ArbÄnd-
VO zur Begründung des ruhenden Arbeitsverhältnisses genutzt. Den Schwerpunkt des 
Verfahrens bildete allerdings die Diskussion über eine Anwendbarkeit von § 138 BGB 
wegen der Kündigung des Heimkehrers umgehend nach dessen Rückkehr und Rück-
meldung. Die verwendete Argumentation zeigt deutlich, dass die Heimkehrer nach Auf-
fassung des Gerichts als besonders schützenswert eingestuft wurden und man dieser 
Gruppe bei der Wiedereingliederung offenbar besondere Unterstützung zuteil kommen 
lassen wollte.
421  Siehe hierzu auch S. 72 f.
422  StaM Arbeitsgericht München Nr. 49.
423  Zu diesem Zeitpunkt war zudem die Dienstanweisung Nr.H 1 vom 02.07.48 noch nicht in Kraft. Vgl 
dazu, S. 73.
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b. Haltung der bayerischen Arbeitsverwaltung und des bayerischen Ministeriums für 
Arbeit
Die Haltung des Bayerischen Arbeitsministeriums - soweit aus dem noch vorhandenen 
Archivmaterial noch rekonstruierbar - steht im Fokus dieses Kapitels. Im Bestand be-
fand sich zum einen ein Bericht der ersten Sitzung der Unterkommission zur Feststel-
lung der gegenwärtigen Rechtslage auf dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 4. September 
1945,424 zum anderen Entwürfe ministerieller Schreiben an die Arbeitsämter. Die Hal-
tung des Bayerischen Arbeitsministeriums zur Rechtslage der Heimkehrer wird diesen 
an die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter gerichteten Schreiben, die als arbeitsrecht-
liche Richtlinien des Ministeriums für die Praxis dieser Behörden dienten, deutlich. 425
In der ersten Sitzung der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen Rechts-
lage auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, bestehend aus zwei Vertretern des Landesarbeits-
amts München, zwei Vertretern des Arbeitsamtes München und einem des Arbeitsmi-
nisteriums, am 4. September 1945 wurden unter Anderem auch für den Bereich der 
Heimkehrer Festlegungen getroffen.426 Danach sollte die Urlaubsgewährung großzügig 
gehandhabt werden durch eine weite Auslegung der Erholungsbedürftigkeit und auch 
bei Entlassung aus der Wehrmacht, sollte grundsätzlich ein vierzehntägiger Urlaub ge-
währt werden.427 Die ArbÄndVO war neben weiteren Gesetzen auf einer Liste als Teil der 
noch geltenden Rechtslage aufgeführt, die den beteiligten Vertretern überreicht wurde 
und „[…] es wurde vereinbart diese Gesetze durchzugehen und evtl. rein nationalsozia-
listische Bestimmungen die die Benachteiligung irgend eines Personenkreises aufgrund 
von Rasse, Geschlecht, politischer Überzeugung oder Nationalität beinhalten, festzustel-
len und auszumerzen.“428 Ergebnisse der Rechtsprüfung dieser Unterkommission waren 
im Bestand des Hauptstaatsarchivs allerdings nicht mehr auffindbar. 
Gleichwohl scheint es in der Folgezeit an den bayerischen Arbeitsämtern Zweifel über 
die Anwendbarkeit und Gültigkeit der ArbÄndVO gegeben zu haben. Der Entwurf eines 
Schreibens von arbeitsrechtlichen Richtlinien des Arbeitsministeriums für die Praxis der 
Landesarbeitsämter und Arbeitsämter zur Rechtslage der Heimkehrer, datiert auf den 
19.11.1946, legt dies nahe.429 Das Bayerische Arbeitsministerium gab darin seiner An-
sicht Ausdruck, dass „[…] diese Verordnung als sozialpolitisch hochwertig und nicht als 
typisch nationalsozialistisch oder militaristisch angesehen werden darf, denn der Groß-
teil der Arbeitnehmer, auf die diese Schutzbestimmung Anwendung findet oder finden 
wird, ist gerade deshalb einberufen worden, weil er nicht nationalsozialistisch einwand-
424  BayHStA MArb 2147. 
425  BayHStA MArb 2147.
426  Bericht über die erste Sitzung der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen Rechtslage auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 4. September 1945, BayHStA Abt. MArb 2148.
427  Bericht über die erste Sitzung der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen Rechtslage auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 4. September 1945, BayHStA Abt. MArb 2148.
428  Bericht über die erste Sitzung der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen Rechtslage auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 4. September 1945, BayHStA Abt. MArb 2148.
429  Schreiben an die Landesarbeitsämter vom 19.11.1946, BayHStA, MArb 2147. 
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frei war, während Parteigenossen die Vorteile der Heimat weiter genießen konnten.“430 
Ergänzend wurde ausgeführt, dass die ArbÄndVO „[…] auch nicht durch die tatsächli-
che Beendigung des Krieges ihren Sinn verloren, sondern [..] bis zu dem Augenblick bis 
der letzte, aus Anlass des Krieges einberufene Arbeitnehmer, aus der Kriegsgefangen-
schaft entlassen ist“431 gelte. Klargestellt wurde zudem, dass Kriegsgefangene den Ein-
berufenen, aufgrund ihrer vergleichbaren Schutzbedürftigkeit gleichzustellen seien. Im 
Falle einer Anspruchskonkurrenz mehrerer Heimkehrer auf denselben Arbeitsplatz sol-
le der am meisten Schutzbedürftige den Arbeitsplatz erhalten. Die Zuständigkeit für die 
Erteilung der Genehmigung zur Kündigung nach § 2 ArbÄndVO wurde den Arbeitsäm-
tern als Nachfolger der Treuhänder der Arbeit zugewiesen. 
Die Arbeitsämter hatten demzufolge bei der Erteilung einer Zustimmung zur Kündi-
gung eines Heimkehrers zwei Aspekte zu prüfen. Es mussten sowohl die Vorschriften 
der APlWVO, als auch die der ArbÄndVO eingehalten sein. Soweit mehrere Heimkeh-
rer um einen Arbeitsplatz konkurrierten, wurden die Arbeitsämter ermächtigt, die Zu-
stimmung zur Kündigung des weniger Schutzbedürftigen zu erteilen. Als einzuhaltende 
Rückmeldezeit wurden 14 Tage nach der Heimkehr genannt. Nur sofern es dem Arbeit-
geber aus betrieblichen Gründen unmöglich sei den Heimkehrer weiterzubeschäftigen 
und auch eine Verhandlung mit dem Betriebsrat erfolglos verlaufen sollte, stünde dem 
Arbeitgeber nach Erteilung der Zustimmung des Arbeitsamtes die Möglichkeit einer 
fristgemäßen Kündigung offen.
Die mutmaßliche Endversion des Schreibens, welche auf den 23.11.1946 datiert ist,432 
war inhaltlich etwas knapper gestaltet. Die Zweifel an der Anwendbarkeit aufgrund der 
nationalsozialistischen Herkunft der Verordnung waren nicht Gegenstand des Schrei-
bens. Das Schreiben ging stattdessen unmittelbar auf den Regelungsgehalt der ArbÄnd-
VO und die Stellung des Heimkehrers nach seiner Rückmeldung im Betrieb und das 
Ruhen bestehender Arbeits- bzw. Lehrverhältnisse während der Einberufung ein. Vor-
aussetzung für das Wiederaufleben des Arbeitsverhältnisses, war zum einen die Meldung 
im alten Betrieb innerhalb von 14 Tagen und zum anderen, dass dieser Betrieb wirt-
schaftlich in der Lage zu einer Weiterbeschäftigung war. Ebenfalls war die Anspruchs-
konkurrenz mehrerer Heimkehrer und die Zuständigkeit des Arbeitsamtes für die Ertei-
lung der Genehmigung nach § 2 ArbÄndVO erläutert: 
„Konkurrieren Ansprüche mehrerer Heimkehrer auf denselben Arbeitsplatz, eine Tat-
sache, die sich durch Nachfolge oder Umstellung des Betriebes ergeben hat, soll der, vom 
sozialpolitischen Standpunkt Schutzbedürftigste, den Arbeitsplatz behalten. Ebenso fin-
den die Arbeitseinsatzbestimmungen (Arbeitsplatzwechsel-Verordnung) dann Anwen-
dung, wenn der Heimkehrer seinen Arbeitsplatz durch einen Ersatzmann bereits besetzt 
vorfindet. Das Arbeitsamt, das nach Gesetz an Stelle des Reichstreuhänders getreten ist, 
kann nach Prüfung der sozialen Lage und des besonderen Schutzbedürfnisses des Heim-
430  Schreiben an die Landesarbeitsämter vom 19.11.1946, BayHStA, MArb 2147. Daneben wurde hand-
schriftlich „poetisch“ notiert.
431  Schreiben an die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter vom 19.11.1946, BayHStA, MArb 2147.
432  Schreiben an die Landesarbeitsämter vom 23.11.1946, BayHStA, MArb 2147.
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kehrers, der Kündigung der übrigen Anwärter gemäß § 2 der Abänderungsverordnung 
zustimmen, […].“433 
Eine Ausnahme der Weiterbeschäftigung läge nur bei Unmöglichkeit des Arbeitgebers 
im Falle der Vernichtung oder Stilllegung des Betriebes vor. 
Bzgl. der Anwendbarkeit der ArbÄndVO trat im Jahr 1948 allerdings eine Änderung 
der Rechtsauffassung ein. Wie man einem Schreiben des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Arbeit und Soziale Fürsorge an die Präsidenten der Landesarbeitsämter und Lei-
ter der Arbeitsämter vom 20.07.1948434 entnehmen kann, galt die ArbÄndVO als durch 
Art. III KRG Nr. 34 aufgehoben: 
„Dies bedeutet jedoch nicht, daß der Heimkehrer ohne weiteres den Anspruch auf sei-
nen Arbeitsplatz verloren hat. Als er eingezogen wurde, ist eine Kündigung nicht aus-
gesprochen worden; das Arbeitsverhältnis ruhte demnach. Wenn der Heimkehrer sich 
wieder im Betrieb meldet, ohne daß das Arbeitsverhältnis mit Zustimmung des Arbeits-
amtes gekündigt worden ist, hat er Anspruch auf seinen alten Arbeitsplatz. […] Anträ-
ge auf Zustimmung zur Lösung des Arbeitsverhältnisses eines Heimkehrers sind gemäß 
den in der Dienstanweisung Nr.H 1 vom 2.7.48 gegebenen Richtlinien zu entscheiden. 
Da die Entscheidung des Arbeitsamtes über den Kündigungsantrag nach den Gesichts-
punkten der Arbeitsvermittlung und Arbeitslenkung zu treffen ist, sind nicht allein die 
Verhältnisse des Betriebes sondern auch die Frage der Wiederverwendbarkeit der frei-
gewordenen Arbeitskraft zu berücksichtigen.“435 Aufgrund der häufigen Einschränkung 
in der Arbeitsfähigkeit und schweren Vermittelbarkeit der betroffenen Personen solle 
„[…] die Zustimmung zur Lösung des Arbeitsverhältnisses eines Heimkehrers nur dann 
zu erteilen, [sein] wenn sie durch die Verhältnisse im Betrieb unumgänglich notwen-
dig ist. Vor allem ist festzustellen, ob die Entlassung des Heimkehrers nicht durch Frei-
setzung einer anderen, leichter zu vermittelnden Arbeitskraft vermieden werden kann.“ 
Unter Berücksichtigung dieses letzten Schreibens des Staatsministeriums für Arbeit und 
Soziale Fürsorge wurde die ArbÄndVO offenbar seit Erlass der Dienstanweisung Nr. H 
1 vom 02.07.1948 zumindest in der Arbeitsverwaltung nicht mehr angewendet. Die-
se Dienstanweisung entfaltete freilich nur für die Arbeitsverwaltung nicht aber für die 
Arbeitsgerichte Bindungswirkung. Das Zustimmungsverfahren, ohne die eine Kündi-
gung an einem Formfehler litt, sollte allerdings beibehalten bleiben. Diese Sichtweise der 
Gleichstellung von Einberufenen und Kriegsgefangenen fand letztlich auch in die Ge-
setzgebung zum Heimkehrergesetz vom 19.06.1950 Eingang (vgl. § 1 Abs. 1 HKG).
433  Schreiben an die Landesarbeitsämter vom 23.11.1946, BayHStA, MArb 2147.
434  Schreiben an die Präsidenten der Landesarbeitsämter und Leiter der Arbeitsämter vom 20.07.1948, 
BayHStA, MArb 2147.
435  Schreiben an die Präsidenten der Landesarbeitsämter und Leiter der Arbeitsämter vom 20.07.1948, 
BayHStA, MArb 2147.
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3. Hessen
Das folgende Kapitel untersucht die erstinstanzlichen hessischen Urteile auf ihre An-
wendung der ArbÄndVO. Darüber hinaus werden noch veröffentlichte Entscheidungen 
der hessischen Arbeitsgerichte und des LAG Frankfurt a. M. kurz dargestellt.
a. Unveröffentlichte Entscheidungen
aa. Az. A 97/47 ArbG Offenbach vom 20.11.1947436
Bei dem Verfahren mit dem Az. A 97/47 handelte es sich um eine Kündigungswiderrufs-
klage. Der Kläger war ab dem 11.07.1934 bis zu seiner Einberufung am 20.08.1940 bei 
der Beklagten als leitender Angestellter beschäftigt. Weiterhin war dieser seit 1933 Par-
teimitglied der NSDAP. Ein Teil des Betriebes der Beklagten (Betrieb I) wurde durch ei-
nen Luftangriff am 18.03.1944 vollständig zerstört. Am 05.05.1945 geriet der Kläger in 
Kriegsgefangenschaft und kam anschließend aufgrund seines Gesundheitszustandes in 
ein Lazarett. Am 30.01.1946 wurde der Kläger schließlich aus der Kriegsgefangenschaft 
bzw. dem Lazarett entlassen. Bereits vor seiner Entlassung bat dieser die Beklagte mit 
Schreiben vom 06.01.1946 um die Bestätigung seines Beschäftigungsverhältnisses zum 
Zwecke der Erteilung einer Heimreiseerlaubnis. Bestätigt wurde ihm allerdings lediglich 
die Beschäftigung bis zum Datum der Einberufung. Mit Schreiben vom 11.02.1946 wur-
den ihm von der Beklagten seine Arbeitspapiere zugesandt. Dieses Schreiben ging dem 
Kläger allerdings erst im Juni 1946 zu. Nach seiner Heimkehr im Februar 1946 war der 
Kläger weiter arbeitsunfähig.
Zur Geltung der ArbÄndVO wurde in den Urteilsgründen ausgeführt: „Dass die ge-
nannte Verordnung heute noch in Kraft ist, ist unzweifelhaft. Sie ist bisher weder vom 
deutschen Gesetzgeber, noch von der Besatzungsmacht aufgehoben worden. Die ameri-
kanische Militärregierung hat sogar in einer Anordnung vom Juli 1945 zum Ausdruck 
gebracht, dass Betriebsangehörige, die zur Wehrmacht einberufen worden sind, den An-
spruch auf ihren Arbeitsplatz nach dem bisherigen Recht behalten. Damit ist die Weiter-
geltung der vorgenannten Verordnung auch von der Besatzungsmacht ausdrücklich be-
stätigt.“ Im zu entscheidenden Fall erweiterte das Gericht den Anwendungsbereich und 
begründete dies damit, „[…] dass der Gesetzgeber in seinem Bestreben, die Kriegsma-
schine auf höchstmögliche Touren zu bringen, keinen Unterschied zwischen freiwilli-
ger Meldung oder Einberufung zum Wehrdienst oder Wehrverwaltungsdienst machen 
wollte.” 
Weiter erörterte das Gericht, was unter Beendigung der Einberufung zu verstehen sei. 
Vom Gericht wurde dies dahingehend ausgelegt, dass darunter der Zeitpunkt zu ver-
stehen ist, an dem der Einberufene nach seiner Entlassung aus dem Wehrdienst bzw. 
Kriegsgefangenschaft wieder in seinem Wohn- oder Beschäftigungsort eintrifft. 
Weiter wurde ausgeführt, dass die Kündigung eines Heimkehrers wegen Arbeitsunfä-
higkeit unter Umständen eine unzulässige Rechtsausübung i.S.v. §§ 242, 138 BGB dar-
stelle, da nach dem geläuterten sozialen Empfinden die Kündigung eines kranken Ar-
436  HStAD H 16 Offenbach Nr. 2.
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beitnehmers wegen seiner Arbeitsunfähigkeit, ohne das Vorliegen schwerwiegender 
Umstände eine Willkür darstelle, die vor der Rechtsordnung keinen Bestand habe. Bei 
dem Kläger sei aber gar keine Kündigung notwendig gewesen, da dieser seit 1933 Par-
teimitglied und bei der Beklagten in leitender Stellung tätig gewesen sei. Das Gericht 
konnte diese Rechtsauffassung auf § 1 des Gesetzes Nr. 8 vom 26.09.1945 sützen, wel-
ches zum Zeitpunkt des Wiederauflebens des Arbeitsverhältnisses bereits in Kraft war 
und wonach die Beschäftigung von Parteimitgliedern in leitender Stellung als gesetzwid-
rig eingestuft wurde. Solche Personen waren gem. § 3 des Gesetzes sofort zu entlassen. 
Das Beschäftigungsverbot habe, so das Gericht, bereits im Februar 1946 zu einem auto-
matischen Erlöschen des Arbeitsverhältnisses kraft Gesetzes geführt. Um dagegen vor-
zugehen hätte der Kläger bereits während seiner Krankheit ein Vorstellungsverfahren 
gem. § 5 Gesetz Nr. 8 betreiben müssen. Darüber hinaus sei zum Zeitpunkt der Kontakt-
aufnahme des Klägers mit der Beklagten nach Wiederherstellung seiner Arbeitsfähig-
keit das Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 05.03.1946 
bereits in Kraft gewesen. Selbst eine unberechtigte Ablehnung der Weiterbeschäftigung 
bis zu einer Spruchkammerentscheidung wäre danach als ordentliche Kündigung zu be-
trachten. Da die Beschäftigung des Klägers auch diesem Gesetz widersprochen haben 
würde (§ 58), sei die Beklagte demnach zur fristlosen Kündigung berechtigt gewesen. 
Eine solche solle in der Nichtannahme der Dienste des Klägers gelegen haben. Hinsicht-
lich des Verhältnisses von ArbÄndVO und Schwerbeschädigtengesetz vom 12.01.1923 
wurde ausdrücklich klargestellt, dass diese Beschäftigungsverbote keine Ausnahme zu-
gunsten von Heimkehrern bzw. Schwerbeschädigten anordneten: „In der Rangliste ste-
hen […] das Gesetz Nr. 8 und das Befreiungsgesetz vor der 1. Verordnung zur Abände-
rung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts vom 1.9.1939 
und dem Schwerbeschädigtengesetz vom 12.1.1923.“ 
Bei einem solchen automatischen Erlöschen eines Arbeitsverhältnisses war nach An-
sicht des Gerichts auch keine Zustimmung des Arbeitsamtes gem. § 1 APLWVO i.V.m. 
Art. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 erforderlich. Auch nach Abschluss des Spruchkammer-
verfahrens im Januar 1947 habe dem Kläger eine Wiedereinstellung nicht gem. § 242 
BGB gewährt werden müssen, da eine Rechtspflicht zur Wiedereinstellung ehemaliger 
Parteimitglieder nicht existierte und die Beklagte aufgrund der Betriebsverkleinerung 
auch keinen Posten mehr zur Verfügung gehabt habe. Im Übrigen sei ein solcher An-
spruch aus § 242 BGB ebenfalls nicht mit dem Befreiungsgesetz vereinbar. Die Kündi-
gungswiderrufsklage wurde daher vollumfänglich abgewiesen.
bb. Az. A 171/48 ArbG Hanau vom 30.09.1948437
Der Kläger in dem unter dem Az. A 171/48 geführten Verfahren war bei der Beklag-
ten seit 1931 bis zu seiner Einziehung zum Arbeitsdienst im Oktober 1936 in der Stadt-
verwaltung beschäftigt. Nach dessen Ableistung im März 1937 nahm er seine Tätigkeit 
dort wieder auf. Im November 1938 wurde er schließlich zum aktiven Wehrdienst be-
rufen und geriet im Mai 1943 in Kriegsgefangenschaft aus der er am 17.08.1947 wie-
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der zurückkehrte. Ende August meldete er sich beim Bürgermeister zum Wiederein-
tritt. Mit Schreiben vom 09.09.1947 wurde ihm die Wiederaufnahme seiner Tätigkeit 
mit der Begründung versagt, dass zur Zeit einer Wiedereinstellung nicht nähergetre-
ten werden könne und seine Existenz im Übrigen durch das Geschäft seiner Ehefrau ge-
währleistet sei. Als im Januar 1948 die Neueinstellung eines Betriebsfremden bei der 
Stadtverwaltung erfolgte, meldete der Kläger wieder sein Interesse an einer Weiterbe-
schäftigung an. Eine solche wurde mit Schreiben vom 19.01.1948 mit gleichlautender 
Begründung abgelehnt. Der Kläger hatte zwischenzeitlich eine Tätigkeit im Geschäft sei-
ner Frau aufgenommen. Aufgrund des geltend gemachten Geschäftrückgangs durch die 
Währungsreform hatte er dieses Arbeitsverhältnis wieder gelöst und verlangte erneut 
Weiterbeschäftigung, die ihm erneut verweigert wurde. 
Gegen die erneute Versagung wendete sich der Kläger mit Erhebung einer arbeitsge-
richtlichen Klage. Das Arbeitsgericht wies die Klage als unbegründet ab, wobei es aus-
drücklich klarstellte: „Damit nicht etwa falsche Schlüsse aus dem Urteil gezogen werden 
können […] muss vorweggesagt werden, dass die Verordnung vom 1.9.1939 betr. ”Fort-
bestehen des Arbeitsverhältnisses bei Einberufung in den Wehrdienst” nicht aufgehoben 
wurde und somit noch Gültigkeit hat.” Das Gericht entschied in diesem Fall entgegen 
der Vorschrift, weil der Kläger bereits nach dem ersten ablehnenden Bescheid sein Recht 
auf Weiterbeschäftigung habe geltend machen müssen. Statt dessen habe er durch Ver-
mittlung des Arbeitsamtes in dem Geschäft seiner Frau bis zu seiner Entlassung wieder-
um mit Zustimmung des Arbeitsamtes gearbeitet. Damit habe es sich um ein echtes Ar-
beitsverhältnis mit der Folge gehandelt, dass keine Ansprüche gegen die Beklagte mehr 
geltend gemacht werden könnten.
cc. Az. A 51/49 ArbG Hanau vom 08.03.1949438
Im vorliegenden Urteil des Verfahrens Az. A 51/49 klagte ein kaufmännischer Ange-
stellter auf Wiedereinstellung. Der Kläger war bei der Beklagten seit Dezember 1939 als 
Buchhalter beschäftigt. Zum Wehrdienst wurde er am 18.04.1942 eingezogen und ge-
langte anschließend in Kriegsgefangenschaft. Während der Gefangenschaft meldete sich 
der Kläger freiwillig als Zivilarbeiter, um früher aus der Kriegsgefangenschaft wieder 
heimkehren zu können. Nach Ableistung dieses einjährigen Verpflichtungsjahres wur-
de er am 21.01.1949 als Kriegsgefangener entlassen. Nach seiner Rückkehr meldete er 
sich bereits am 26.01.1946 bei der Beklagten als Rückkehrer zur Wiederaufnahme der 
Arbeit. Die Wiederaufnahme der Arbeit wurde ihm allerdings verweigert und mit Kün-
digung vom 05.02.1949 das Arbeitsverhältnis gekündigt. Die Beklagte erklärte, dass die 
ArbÄndVO nicht anwendbar sei, da der Kläger durch die Aufnahme einer zivilen Tätig-
keit nicht mehr vom Anwendungsbereich dieser VO erfasst sei.
Das ArbG erklärte die Kündigung für unwirksam. In den Gründen wurde ausgeführt, 
dass durch die Einberufung zur Wehrmacht das bestehende Arbeitsverhältnis nicht ge-
löst worden sei, sondern die Rechte und Pflichten nur für die Dauer der Einberufung ge-
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ruht hätten. Nach gängiger Rechtsprechung endete die Einberufung mit dem Zeitpunkt 
der endgültigen Heimkehr, d.h. für einen kriegsgefangenen Wehrmachtsoldaten nach 
dessen Entlassung und Heimkehr. 
Der Entlassungsschein des Klägers war auf den 21.01.1949 datiert. Hinsichtlich der 
umstrittenen Frage, ob die ArbÄndVO auch für Kriegsgefangene noch gilt, die in dem 
Bewahrungsland einen zivilen Arbeitsplatz angenommen haben, wird in den Gründen 
anschaulich („Wie durch Presse und Rundfunk bekannt ist […]“) ausgeführt, dass gera-
de eine freiwillige Verpflichtung für ein Jahr Arbeitsdienst eine frühere Entlassung er-
mögliche. Letztendlich war eine vertiefte Auseinandersetzung mit dieser Frage nicht er-
forderlich, da das Datum auf dem Entlassungsschein als Hauptindiz genügte. Dieser war 
sowohl der Form als auch dem Inhalt nach gleichlautend wie der für Kriegsgefangene. 
Der Hinweis der Beklagten, dass ein neues Gesetz in der Vorbereitung sei, dass gerade 
den Personenkreis der zivilen Arbeiter umfassen solle,439 und daher die ArbÄndVO hier 
nicht einschlägig wäre, konnte das Gericht ebenfalls nicht überzeugen. Vielmehr sah sich 
das Gericht durch die Notwendigkeit einer solchen Regelung vier Jahre nach Kriegsen-
de hierdurch in seiner Rechtsauffassung bestätigt. „Im Gegenteil. Wenn vier Jahre nach 
Kriegsende diese Frage durch Gesetz geregelt werden soll, so muss angenommen wer-
den, dass sie bisher in der Rechtsprechung sowie im allgemeinen Verkehr so ausgelegt 
wurde, wie es Treu und Glauben und dem Wortlaut der Verordnung entspricht.“ Gerade 
der Wortlaut der ArbÄndVO würde eine unterschiedliche Behandlung der Heimkehrer 
nicht rechtfertigen. Zur Gültigkeit der ArbÄndVO wird weiter ausgeführt: „Unbestritten 
hat diese Verordnung noch volle Rechtskraft und ist, da in ihr keine Ausnahmebestim-
mungen enthalten sind, für alle Heimkehrer gleich anwendbar.“
dd. Az. A 433/49 ArbG Limburg vom 13.06.1949440
In diesem Verfahren vor dem ArbG Limburg mit dem Az. A 433/49 wendete sich ein 
als Aushilfsangestellter Beschäftigter erfolglos gegen seine mit Wirkung zum 30.06.1949 
ausgesprochene Kündigung vom 22.03.1949. Der Kläger war bei der Beklagten seit 1944 
zunächst als Lehrling und nach Abschluss der Lehre ab dem 01.10.1946 auf Grund ei-
nes Dienstvertrages vom 21.12.1946 als Aushilfsangestellter beschäftigt. Die Kündigung 
wurde auf § 3 der Ersten Sparverordnung vom 07.07.1948441 für das Land Hessen ge-
stützt. Bei Anwendung der Ersten Sparverordnung im Falle einer Kündigung ist der Ar-
beitgeber verpflichtet den Billigkeitsgrundsatz und im Arbeitsrecht herrschende Ausle-
gungsgrundsätze wirtschaftlicher und sozialer Art zu berücksichtigen. Im Rahmen der 
durchgeführten Mitarbeiterauswahl wurde dem Kläger unter anderem ein Wehrmachts-
heimkehrer vorgezogen. Die Beklagte habe auch hinsichtlich des seit Anfang des Jah-
res 1946 wiederbeschäftigten Angestellten die gebotene Reihenfolge nicht verletzt, da 
der Vorgezogene auf Grund von § 1 ArbÄndVO nach seiner Rückkehr aus der Kriegs-
439  Verwirklicht in § 1 Abs. 2 HKG vom 19.06.1950.
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gefangenschaft einen Rechtsanspruch auf Weiterbeschäftigung gehabt habe und zudem 
als Vollwaise in einer weit ungünstigeren sozialen und wirtschaftlichen Situation als der 
Kläger gewesen sei. 
ee. Az. A 336/49 ArbG Hanau vom 19.07.1949442
In dem unter dem Az. A 336/49 geführten Rechtsstreit klagte ein Angestellter auf aus-
stehende Gehaltszahlung. Aufgrund seiner ununterbrochenen Beschäftigung bei der Be-
klagten seit 1911 betrage die Kündigungsfrist sechs Monate gemäß des Kündigungs-
schutzgesetzes für ältere Angestellte vom 09.07.1926. Vom 31.03.1942 bis zum Frühjahr 
1945 war der Kläger beim Luftschutz tätig gewesen. Für das Verfahren war daher die 
entscheidende Frage, ob durch diese Tätigkeit beim Luftschutzbund das seit 1911 beste-
hende Arbeitsverhältnis beendet wurde mit der Folge, dass der Kläger keinen Anspruch 
nach dem im Kündigungsschutzgesetz für ältere Angestellte geltend machen könnte. Zu 
prüfen war folglich, ob die ArbÄndVO auch auf Sachverhalte Anwendung fand, in de-
nen der Kläger nicht einberufen oder dienstverpflichtet worden war. Das Gericht ver-
wies diesbezüglich auf die neuere Rechtsprechung, die den Anwendungsbereich der 
ArbÄndVO neben Wehrdienst- und Kriegsgefangenschaftsheimkehrern auch auf sich 
freiwillig Meldende erweiterte unter der Voraussetzung der Rückmeldung zur Arbeits-
aufnahme innerhalb einer angemessenen Frist.
Gleichwohl wurde die Verordnung im vorliegenden Fall für nicht einschlägig erach-
tet, da das Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien aus freiem Ermessen am 31.03.1942 
form- und fristgerecht gelöst worden sei. Indiz hierfür sei, dass der Kläger nach Ende 
seiner Tätigkeit beim Luftschutz über das Arbeitsamt beim Beklagten wieder eingestellt 
worden sei. Die Klage wurde aufgrund des Nichtvorliegens der Tatbestandsvorausset-
zungen und der sich aus dieser ergebenden Nichtanwendbarkeit der ArbÄndVO abge-
wiesen, denn “[d]ieser Kündigungsschutz steht nur denen zu, die aus Kriegsdienst bzw. 
Kriegsgefangenschaft entlassen werden und deren Arbeitsverhältnis nicht gelöst wurde.”
Das Gericht hatte gleichwohl zuvor die grundsätzliche Anwendbarkeit der ArbÄndVO 
bestätigt und den Anwendungsbereich der Vorschrift sogar im Anschluss an die neu-
ere Rechtsprechung zur ArbÄndVO noch auf sich freiwillig Meldende erweitert. Eine 
Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Herkunft der Verordnung fand al-
lerdings auch in dieser vergleichsweise ausführlichen Auseinandersetzung nicht statt.
ff. Az. A 634/49 ArbG Limburg vom 10.08.1949443
Im vorliegenden Rechtstreit mit dem Az. A 634/49 klagte die Ehefrau eines noch nicht 
zurückgekehrten Wehrmachtssoldaten gegen die Kündigung ihres Ehemannes, die ihr 
am 31.08.1945 zugestellt wurde. Der Ehemann war bei der Beklagten vom 15.07.1938 bis 
zu seiner Einberufung in den Wehrdienst am 31.08.1944 beschäftigt. Als Kündigungs-
grund war in Ausführung der Anweisungen der Militärregierung dessen Mitgliedschaft 
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in der NSDAP von 1926 bis 1936 genannt. Der Klage wurde stattgegeben, da aufgrund 
der ArbÄndVO jedes Arbeitsverhältnis eines einberufenen Arbeitsnehmers fortbeste-
he, solange dieser noch nicht zurückgekehrt sei. Das Gericht führte zu der Unzulässig-
keit einer Kündigung in Abwesenheit aus: “[N]ach den Bestimmungen der Verordnung 
zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
vom 1.9.1939 besteht jedes Arbeitsverhältnis eines zur Dienstleistung einberufenen Ar-
beitnehmers weiter fort, solange derselbe aus dem durch die Einberufung entstandenen 
Militärverhältnisses noch nicht zurückgekehrt ist.” Ein automatisches Ende des Arbeits-
verhältnisses könne nur durch Tod, Nichtwiederherstellbarkeit der Arbeitsfähigkeit und 
Vernichtung bzw. Nichtwiederherstellbarkeit des Betriebes eintreten:
„Soweit aber diese aufgezählten Voraussetzungen nicht in Erscheinung treten, bleibt 
das Arbeitsverhältnis bestehen, wenn dabei auch die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
während der Abwesenheit des Arbeitnehmers ruhen. Dies geht aus der heutigen in ganz 
Deutschland herrschenden Rechtsprechung unzweifelhaft hervor. Erst nach Rückkehr 
eines Arbeitnehmers aus der Kriegsgefangenschaft kann dessen Arbeitsverhältnis, wel-
ches durch eine spätestens 14 Tage nach der Rückkehr erfolgten Meldung zwecks Wie-
deraufnahme der Tätigkeit in seinen Rechten und Pflichten wieder aufgelebt ist, gelöst 
werden, wenn es zum ordnungsgemäßen Termin gekündigt wird. Bis zu einer solchen 
Kündigung bleibt aber das Arbeitsverhältnis aufrecht erhalten.“ Mit dem nationalsozia-
listischen Ursprung setzte man sich folgendermaßen auseinander:
„Die übrigens wenn auch von der nationalsozialistischen Regierung erlassen, doch 
nur eine Wiederholung von ähnlichen Vorschriften darstellen, die dem deutschen Volke 
schon seit dem ersten Weltkrieg bzw. den Demobilmachungsverordnungen nach demsel-
ben her bekannt sind.“ Weiter wurde noch ausgeführt, dass die Richtlinien der Militär-
regierung zur Säuberung der Behörden und öffentlichen Verwaltung von Nationalsozia-
listen nicht die Kündigung von noch nicht heimgekehrten Arbeitnehmern ermöglichen. 
gg. Az. 2 A 1310/49 ArbG Wiesbaden vom 14.09.1949444
[1]. Erste Instanz Az. 2 A 1310/49 ArbG Wiesbaden vom 14.09.1949
In der erstinstanzlichen unter dem Az. 2 A 1310/49 ergangenen Entscheidung klagte ein 
kaufmännischer Angestellter auf Feststellung des Fortbestehens seines Arbeitsverhält-
nisses und einer Forderung. Der Kläger war bei der Beklagten seit August 1938 bis zu 
seiner Einziehung zum Wehrdienst im Februar 1942 zunächst am Standort Berlin in der 
Hauptverwaltung beschäftigt, um dann nach der Besetzung Frankreichs in Brest einge-
setzt zu werden. Sein ehelicher Wohnsitz befand sich ständig in Karlsruhe. 1948 kehrte 
er nach 4-jähriger Kriegsgefangenschaft zurück, zeigte dem Arbeitgeber seine Rückkehr 
an und fragte mit Schreiben vom 16.03.1948 an, ob bei der Beklagten eine Verwendungs-
möglichkeit für ihn bestehe. Daraufhin wurde dem Kläger mitgeteilt, dass das Direkti-
onsbüro mitlerweile nach Bad Sachsa in Thüringen verlegt worden sei und die Absicht 
bestehe dieses nach Wiesbaden zu verlegen. In dem Antwortschreiben wurde angefragt, 
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ob sich der Kläger auch eine Arbeitsaufnahme in Sachsa vorstellen könne, oder ob er mit 
der Beschäftigungsaufnahme bis zur Verlegung nach Wiesbaden warten wolle. Darauf-
hin lehnte der Kläger mit Schreiben vom 18.04.1948 eine Tätigkeit in Sachsa ab und bat 
um Einsatz in einer Stadt in der Westzone, möglichst nahe an Karlsruhe. Die Arbeit dort 
könne er sofort aufnehmen. Sofern dies nicht möglich sei, wäre er auch bereit vorüber-
gehend eine andere Beschäftigung aufzunehmen. Hierzu bat er um Ausstellung eines Ar-
beitszeugnisses. In dem Antwortschreiben der Beklagten vom 26.04.1948 teilte diese mit, 
dass vor Herbst 1948 eine vom ihm gewünschte Stellung nicht gegeben sei und übersen-
dete das Zeugnis. Das Zeugnis schloss mit der Aussage, dass der Kläger einvernehmlich 
aus ihren Diensten ausgeschieden sei. Nachdem der Kläger von der Verlegung des Di-
rektionsbüros nach Wiesbaden erfuhr, schrieb er am 23.09.1948 erneut an die Beklag-
te und bat um Weiterbeschäftigung. Diese sowie eine weitere Anfrage vom 10.03.1949 
wurden von der Beklagten abgelehnt. Erst mit Schreiben vom 16.05.1949 bot die Beklag-
te eine Einstellung in Wiesbaden zu dem früheren Bruttolohn an. Mit Schreiben vom 
03.06.1949 wies der Kläger darauf hin, dass er seine gesamten früheren Bezüge also ein-
schließlich Auslösung und Trennungsgeld erhalten müsse. Dies wurde ihm verweigert. 
Mit der erhobenen Klage wurde nun unter Berufung auf die ArbÄndVO gerichtlich gel-
tend gemacht, dass das Arbeitsverhältnis fortbestehe und Nachzahlung des Gehalts ab 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft gefordert. Unter Abweisung der geltend gemach-
ten Gehaltsansprüche stellte das ArbG fest, dass das Arbeitsverhältnis des Klägers noch 
bestehe: „Mit Recht geht der Kläger für seinen Feststellungsantrag von der Verordnung 
zur Abänderung und Ergänzung von Vorschriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
vom 1.9.1939 aus. Nach dieser Verordnung ruhen die gegenseitigen Pflichten aus dem 
Arbeitsverhältnis für die Zeit der Einberufung zur Wehrmacht. Zweifellos ist auch die 
Zeit der Gefangenschaft der Wehrdienstzeit, im Sinne dieser Verordnung, gleichzuset-
zen.“ Vorangestellt wurde, dass eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses bislang nicht 
erfolgt sei. Weiterhin habe sich der Kläger nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangen-
schaft bei der Beklagten zurückgemeldet. Die Passage im Zeugnis mit der einvernehmli-
chen Beendigung des Arbeitsverhältnisses widerspreche der vorherigen Korrespondenz 
und dem Gewollten. Im Rechtssinne liege eine vorläufige Werksbeurlaubung vor. Das 
Arbeitsverhältnis bestehe daher weiter fort. Mangels anderslautender Absprachen habe 
aber für diese Zeit keine Bezahlung erfolgen sollen, weshalb das begehrte Zahlungsver-
langen abzulehnen gewesen sei.
[2]. Berufung Az. II LA 387/49 LAG Frankfurt a.M. vom 15.03.1950 
Wenn auch die Berufungsentscheidung nicht mehr im Auswertungszeitraum erging, 
wird diese der Vollständigkeit halber ebenfalls noch dargestellt. Auf die Berufung des 
Klägers und Anschlussberufung der Beklagten wurde das erstinstanzliche Urteil dahin-
gehend abgeändert, dass die Klage vollständig abgewiesen wurde. Das Berufungsgericht 
führte aus, dass durch die Einberufung zum Wehrdienst das Arbeitsverhältnis gem. § 
1 ArbÄndVO geruht habe. Hinsichtlich der Weitergeltung der VO wurde ausgeführt, 
dass deren Vorschriften durch den politischen Zusammenbruch und durch den Waf-
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fenstillstand nicht berührt worden seien. Insbesondere verstießen sie weder gegen das 
KRG Nr. 34 noch seien sie nationalsozialistisches Gedankengut. Daher wurde vom Ge-
richt in Übereinstimmung mit der allgemein herrschenden Meinung vertreten, dass der 
Kläger die Rechte aus der Verordnung grundsätzlich in Anspruch nehmen konnte. Wei-
ter wurde ausgeführt, dass in der Rechtsprechung „[…] unter Bezugnahme auf Verwal-
tungsvorschriften früherer Zeit Übereinstimmung darin [bestand], dass der Heimkeh-
rer verpflichtet ist, sich unverzüglich auf seiner alten Dienststelle zu melden, wenn er 
nicht seine Rechte aus dem bestehenden Arbeitsvertrag nach Treu und Glauben ver-
wirkt ansehen will (so insbes. Urteil des LArbG. Hessen vom 24.2.1949 in ARSt III Nr. 
298 S. 91445).“ Im Gegensatz zur ersten Instanz war das Berufungsgericht aber der Auffas-
sung, dass die Klage des Klägers vollständig abzuweisen sei. Denn bei der Vorsprache des 
Klägers in Wiesbaden wurde diesem eine Weiterbeschäftigung zum geltenden Tarifge-
halt angeboten. Dieses Angebot habe der Kläger nicht angenommen, da Auslösung und 
Trennungsgeld nicht mitinbegriffen gewesen seien. Die Beklagte habe ihre Verpflichtung 
zur Weiterbeschäftigung mit dem Angebot des gesetzlich und tariflich Gebotenen da-
mit aber erfüllt. Da der Kläger die Weiterbeschäftigung zu den angebotenen gesetzlichen 
Konditionen nicht angenommen habe, sei nicht nur das vereinbarte Ruhen des Arbeits-
verhältnisses, sondern auch das Arbeitsverhältnis selbst beendet worden.
hh. Az. A 447/49 ArbG Hanau vom 06.10.1949446
Dieser Entscheidung in dem Verfahren mit dem Az. 447/49 liegt die Klage auf Kündi-
gungswiderruf eines seit dem 01.01.1934 als Feld- und Waldhüter beschäftigten Klägers 
zugrunde. Im Jahr 1940 wurde dieser zur Wehrmacht einberufen. Am 07.10.1947 kehrte 
er aus der Kriegsgefangenschaft wieder zurück und wurde daraufhin ab dem 24.11.1947 
als Holzfäller bei der Beklagten beschäftigt. Mit Schreiben vom 29.08.1949 wurde ihm 
das Arbeitsverhältnis gem. §  86 des Manteltarifvertrages für Lohnempfänger des öf-
fentlichen Dienstes zum 28.09.1949 gekündigt. Rechtsfrage des Verfahrens war, ob das 
bis zum Jahr 1945 bestehende Arbeitsverhältnis durch die Kündigung vom 20.09.1945 
rechtskräftig gelöst wurde bzw. ob im Jahr 1947 mit der Einstellung ein neues Arbeits-
verhältnis begründet wurde. Das Gericht stellte zunächst klar, dass aufgrund der Einbe-
rufung und Kriegsgefangenschaft die Verordnung vom 01.09.1939 zu prüfen sei, nach 
der jeder Heimkehrer das Recht auf seinen alten Arbeitsplatz habe. Denn die Verord-
nung sei bis heute noch nicht außer Kraft gesetzt und müsse im Interesse der noch in 
Kriegsgefangenschaft befindlichen Menschen im weitesten Sinne ausgelegt werden. Ein-
geschränkt lediglich durch Ausnahmen, die sich durch Gesetze oder Anordnungen der 
Besatzungsmacht oder deutsche Gesetze ergeben, müsse an dem Grundsatz, dass der 
Heimkehrer Anspruch auf seinen alten Arbeitsplatz hat, festgehalten werden. Eine die-
ser Ausnahmen sei, dass die Besatzungsmacht durch Befehl, Anordnung und öffentliche 
Verlautbarungen in den ersten Wochen und Monaten im Jahre 1945 die Säuberung der 
445  Verweis auf die Fundstelle ist nicht korrekt. Weder unter dem angegebenen Entscheidungsdatum, noch 
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Verwaltung und Wirtschaft von Aktivisten und Amsträgern der NSDAP forderte. Als 
vorliegend einschlägige Ausnahme wurde auf das Gesetz Nr. 8 verwiesen. Dies war zwar 
erst nach der Kündigung in Kraft getreten, die Säuberung der Verwaltung und Wirt-
schaft war aber schon während der ersten Besatzungszeit durch Veröffentlichungen und 
persönlichen Anweisungen beispielsweise der Landräte zur Pflicht gemacht worden. Da-
mit war die Kündigung vom September 1945 gemäß den Richtlinien der Militärregie-
rung mit sofortiger Wirkung erfolgt.
Das ArbG wies die Klage im Ergebnis als unbegründet ab, da das Arbeitsverhältnis mit 
stillschweigendem Einverständnis des Klägers gelöst wurde. Denn wenn der Kläger da-
mit nicht einverstanden gewesen wäre, hätte er hinlänglich Zeit gehabt, seine Ansprü-
che anzumelden. Der Kläger hätte seinen früheren Arbeitsplatz umgehend nach seiner 
Rückkehr beanspruchen müssen. Die ArbÄndVO war in diesem Verfahren zwar nicht 
streitentscheidend, wurde vom Gericht aber mit der Begründung, dass sie aufgrund ih-
rer Notwendigkeit immer noch in Geltung sei, als geltend bestätigt.
ii. Az. A 501/49 ArbG Hanau vom 15.11.1949447 
In diesem Verfahren mit dem Az. A 501/49 klagte der Kläger auf Wiedereinstellung und 
Lohnzahlung seit Juni 1948 bis Ende November 1949. Der Kläger war bei der Beklagten 
seit dem 01.12.1938 als technischer Angestellter beschäftigt. Am 01.12.1939 wurde er zur 
Wehrmacht eingezogen und geriet in englische Kriegsgefangenschaft. Aus dieser wurde 
er am 14.05.1948 entlassen und meldete sich unverzüglich zur Wiederaufnahme seiner 
Tätigkeit bei seinem Arbeitgeber zurück. 
Das ArbG stellte fest, dass nach § 1 der ArbÄndVO das Beschäftigungsverhältnis des 
Klägers nicht durch die Einberufung zur Wehrmacht gelöst worden sei. Vielmehr hät-
ten die beiderseitigen Rechte und Pflichten für die Dauer der Einberufung einschließlich 
der Kriegsgefangenschaft geruht. Daher sei das Arbeitsverhältnis nach der Rückkehr am 
14.05.1948 automatisch wieder aufgelebt. Die Voraussetzung der unverzüglichen Rück-
meldung habe der Kläger erfüllt. Außerdem sei das Arbeitsverhältnis weder ordentlich 
noch fristlos gekündigt worden. Dem Begehren auf Gehaltszahlung wurde allerdings 
nur teilweise stattgegeben.
jj. Az. 448/49 ArbG Hanau vom 29.11.1949448
In dieser im Verfahren mit dem Az. 448/49 ergangenen Entscheidung klagte ein auf 
Lebenszeit verbeamteter Lehrer auf Wiederindienststellung. Der Kläger wurde am 
01.04.1939 an das städtische Gymnasium als Studienassessor versetzt. Mit Wirkung zum 
01.02.1942 zum Studienrat ernannt und zum Beamten auf Lebenszeit berufen. Das er-
ste Mal wurde er vom September 1939 bis November 1940 zum Wehrdienst einberufen. 
Vom November 1940 bis November 1941 wurde er uk. gestellt und versah in dieser Zeit 
seinen Dienst als Lehrer. Zum zweiten Mal wurde er schließlich am 28. November 1941 
447  HHStAW Abt. 905 Nr. 34.
448  HHStAW Abt. 905 Nr. 34.
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zur Wehrmacht eingezogen. Am 08.05.1945 geriet der Kläger in russische Kriegsgefan-
genschaft, aus der er am 01.12.1946 wieder in die Heimat zurückkehrte. Trotz Krankheit 
meldete sich der Beklagte am 05.12.1946 bei der Beklagten zurück. 
Das Arbeitsgericht führte in den Entscheidungsgründen aus, dass von den auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts erlassenen Vorschriften zum Schutz der Wehrmachtsheimkeh-
rer an erster Stelle die ArbÄndVO stehe. Diese Verordnung sei auch zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt noch vollumfänglich in Kraft und grundsätzlich für jeden Heimkehrer 
anwendbar. Voraussetzung für das Wiederaufleben des Arbeitsverhältnisses sei die un-
verzügliche Rückmeldung beim Arbeitgeber und das Anbieten der Dienste. In diesem 
Fall habe der Kläger sich zwar unverzüglich zurückgemeldet, jedoch sei er aufgrund sei-
ner Krankheit nicht in der Lage den Dienst auch sofort anzutreten. Dies ändere aller-
dings nichts an seinem Rechtsanspruch auf seinen früheren Arbeitsplatz, wie dies bereits 
Landesarbeitsgerichtsdirektor Kauffmann in seinem Rechtsgutachten im Betriebs-Bera-
ter449 festgestellt habe. Nachdem eine Lösung des Dienstverhältnisses bislang nicht erfolgt 
sei, bestehe dieses mit allen Rechten und Pflichten fort. Hinsichtlich des weiteren Vor-
bringens der Beklagten, dass der Kläger aufgrund politischer Belastung gem. Gesetz Nr. 
8 bzw. auf Anordnung der Militärregierung zu entlassen sei, sei, so das Gericht, auf die 
aktuelle Rechtsprechung verwiesen. Da dem Kläger nämlich weder gekündigt worden, 
noch seine Personalakte eingezogen worden sei, stünde diesem mit Blick auf die Recht-
sprechung ein Anspruch auf Weiterbeschäftigung zu. Das Gericht betonte zudem, dass 
nach Rückmeldung des Klägers acht neue Stellen besetzt worden seien. Auch Art. 131 
GG sei nicht einschlägig, da dessen Tatbestandsvoraussetzungen kumulativ erfüllt seien. 
b. Veröffentlichte Entscheidungen 
Abschließend werden im vorliegenden Abschnitt noch einige veröffentlichte Urteile hes-
sischer Arbeitsgerichte bzw. des LAG Frankfurt a. M. dargestellt, um so einen Gesamt-
eindruck hinsichtlich der Anwendung der ArbÄndVO in Hessen zu ermöglichen.
aa. Az. 97/47 ArbG Offenbach vom 20.11.1947450
In dieser veröffentlichten Urteilsbesprechung wurde festgestellt, dass die ArbÄndVO 
kein typisch nationalsozialistisches Gedankengut enthalte und bis dato weder vom deut-
schen Gesetzgeber noch der Besatzungsmacht aufgehoben wurde. Vielmehr habe die 
amerikanische Militärregierung in einer Anordnung vom Juli 1945 verkündet, dass Ein-
berufenen ein Anspruch auf ihren Arbeitsplatz nach dem bisherigen Recht zusteht. Der 
Wortlaut „Einberufung zum Wehrdienst“ sei nach dem Willen des Gesetzgebers, der 
darin bestand die Bewaffnung und Rekrutierung zu fördern, dahingehend auszulegen, 
dass hierunter auch die freiwillige Meldung zum Wehrdienst erfasst ist. Anzumerken ist 
449  Vgl. Kauffmann, Beitrag zum Recht der Wehrmachtsheimkehrer, BB 1949, S. 230 ff.
450  ArbG Offenbach vom 20.11.1947, WA 1948, Nr. 87. Siehe auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Recht-
sprechung in den Westzonen, S. 134 und Sonnenschein, Entnazifizierung nationalsozialistischen Ar-
beitsrechts, S. 108. Die Originalentscheidung wurde oben bereits ausführlich dargestellt, siehe S. 80 ff.
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hier, dass das Originalurteil keine ausdrückliche Äußerung darüber machte, dass die Ar-
bÄndVO kein nationalsozialistisches Gedankengut enthalte.
bb. Az. A 16/48 ArbG Marburg vom 09.04.1948451 
In der veröffentlichten Entscheidung des ArbG Marburg mit dem Az. A 16/48 klagte ein 
Verwaltungsangestellter auf Weiterbeschäftigung bei seinem früheren Arbeitgeber. Der 
Kläger wurde 1939 zur Wehrmacht eingezogen. Nachdem er 1944 eine Kriegsverletzung 
erlitten hatte, kehrte er zur weiteren Behandlung zurück in seine Heimatstadt. Von Juni 
bis Oktober 1945 geriet der Kläger in Kriegsgefangenschaft. Die Einstellung wurde ihm 
nach Rückmeldung im Frühjahr 1946 verweigert. Die Verweigerung wurde zum einen 
darauf gestützt, dass der Arbeitsplatz schon im Juli 1945 neu besetzt worden sei, zum 
anderen darauf, dass der Kläger politisch belastet sei. Des Weiteren lehnte der Beklag-
te die Wiedereinstellung ab, weil der Kläger sich erst über ein Jahr nach seiner Rückkehr 
gemeldet hätte. Das Gericht gab dem Klagebegehren des Klägers statt. Das Arbeitsver-
hältnis habe gem. §  1 ArbÄndVO während der Einberufung geruht, sei mit der Ent-
lassung wieder aufgelebt und eine Verwirkung hinsichtlich des Arbeitsverhältnisses sei 
nicht möglich. Die Rückmeldung beim Arbeitgeber sei erst nach Genesung des Arbeit-
nehmers erforderlich, da die Zeit der ärztlichen Behandlung und Genesung infolge ei-
ner Kriegsverletzung einer andauernden Zugehörigkeit zur Wehrmacht gleichzusetzen 
sei. Die Pflicht zur Rückmeldung entstehe nach Treu und Glauben damit erst mit dem 
Zeitpunkt der wiederhergestellten Arbeitsfähigkeit. Da der Kläger lediglich gewöhnli-
che Tätigkeiten ausgeführt habe, falle er zudem nicht unter das Befreiungsgesetz. In den 
Entscheidungsgründen wurde zudem ausdrücklich betont, dass die ArbÄndVO keinen 
ausgesprochen nationalsozialistischen Charakter im Sinne des KRG Nr. 1 Art. II habe. 
Ebenfalls könne aus KRG Nr. 34 nicht gefolgert werden, daß die ArbÄndVO nicht mehr 
anwendbar sei, da sie kein Vorrecht eines Wehrmachtsangehörigen begründe. Die Erhal-
tung des Arbeitsplatzes eines Wehrmachtsangehörigen stelle demnach kein Vorrecht dar, 
sondern der Wehrmachtsangehörige solle lediglich bei seiner Rückkehr in die Heimat 
nicht schlechter gestellt werden, als derjenige Arbeitnehmer, welcher infolge von Nicht-
einberufung seinen Arbeitsplatz nicht verloren habe.
cc. Az. II LA 91/48 LAG Frankfurt a.M. vom 17.08.1948, 1. Instanz ArbG Hersfeld452
Die Entscheidung des LAG Frankfurt mit dem Az. II LA 91/48 stellte klar, dass durch 
die Einberufung in den Wehrdienst das Arbeitsverhältnis nicht beendet worden sei, son-
dern nur bis zur Rückkehr aus dem Wehrdienst geruht habe. Auch wenn eine Ersatzkraft 
auf dem Arbeitsplatz des Kriegsheimkehrers beschäftigt sei, könne eine Weiterbeschäf-
tigung nicht abgelehnt werden. Das Recht zur fristgemäßen Kündigung stünde dem Ar-
beitgeber nach der Rückkehr allerdings zu. Diese Kündigung konnte nach der ständigen 
Rechtsprechung des LAG Hessen und der hessischen ArbGe auch nach Aufhebung des 
AOG im Rahmen des allgemeinen Kündigungsschutzes auf ihre Rechtmäßigkeit hin ge-
451  ArbG Marburg vom 09.04.1948, RdA 1949, S. 344 ff. = WA 1949 Nr. 88.
452  LAG Frankfurt a.M. vom 17.08.1948, RdA 1949, S. 153 f. = WA 1948, Nr. 254.
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prüft werden, insbesondere ob sie begründet und keine unbillige Härte für den Arbeit-
nehmer darstellte. Eine Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Ursprung 
und daraus resultierenden Bedenken bzgl. der Anwendbarkeit der ArbÄndVO wurde 
vom LAG nicht vorgenommen.453
dd. Az. III LA 132/49 LAG Frankfurt a.M. vom 18.08.1949454
In dieser Entscheidung mit dem Az. II LA 132/49 wurden die historischen Umstände 
und die Weitergeltung der ArbÄndVO diskutiert. Bei Erlass der Verordnung sei der Mi-
nisterrat für die Rechtsverteidiung von der Voraussetzung ausgegangen, dass Deutsch-
land den Krieg gewinnen und die vorhandenen Betriebe danach noch vorhanden wären 
und daher ihre früheren Arbeitnehmer weiterbeschäftigen könnten. Die Möglichkeit ei-
ner Niederlage sei nicht angedacht worden. Unter diesen Gesichtspunkten sei die An-
wendbarkeit nunmehr fraglich, da alle Voraussetzungen auf denen die VO beruhe weg-
gefallen waren. Die Urteilsdarstellung lässt diese Frage der Anwendbarkeit aber offen. 
Der mangelnde Anspruch des Heimkehrers wird vielmehr damit begründet, dass das 
Autostraßenamt des Landes Hessen weder Rechts- noch Betriebsnachfolger des frühe-
ren Arbeitgebers des Klägers, nämlich der Reichsautobahn sei. 
4. Stellungnahme
In diesem Abschnitt werden zunächst die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der 
Rechtsanwendung in Bayern und Hessen vergleichsweise herausgearbeitet und einander 
gegenübergestellt. Im Anschluss daran folgt eine inhaltliche Auseinandersetzung mit der 
Verordnung, in dem die Entnazifizierungsbedürftigkeit derselben geprüft wird. Im Wei-
teren folgt eine Darstellung der Art und Weise der Anwendung. Das Kapitel schließt mit 
einer Schilderung des historischen Kontextes und einem Resumee.
a. Vergleich
Sowohl in Bayern, als auch Hessen ist festzustellen, dass über eine Anwendbarkeit der Ar-
bÄndVO Konsens herrschte. Auffallend ist allerdings, dass in Hessen weit mehr Urteile 
zu diesem Themenkomplex auffindbar waren, wohingegen im ausgewerteten Bestand in 
Bayern lediglich ein erstinstanzliches Urteil die Verordnung thematisch behandelt und 
anwendet. Aufgrund der zusätzlich vorgestellten zweitinstanzlichen Entscheidungen des 
LAG München und der Schreiben des bayerischen Arbeitsministeriums455 spricht aber 
eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass das oben bereits erwähnte erstinstanzliche Ur-
teil des ArbG München456 keine Einzelfallentscheidung darstellt. Durch diese Schreiben 
wird jedoch ebenfalls offensichtlich, dass es durchaus Zweifel über die Anwendbarkeit 
und Gültigkeit der Verordnung (zumindest explizit die Arbeitsämter betreffend) gege-
453  Becker, Anmerkung zu Nr. 43, RdA 1949, S. 155. 
454  LAG Frankfurt a.M. vom 18.08.1949, WA 1949, Nr. 295.
455  BayHStA Abt. MArb 2147.
456  Az. I 162/48 ArbG München vom 12.07.1948, siehe hierzu S. 72 f.
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ben hat.457 Sogar soweit, dass ab Mitte des Jahres 1948 eine Vereinbarkeit mit KRG Nr. 34 
verneint und die Verordnung durch eine, wenn auch inhaltsgleiche Dienstanweisung er-
setzt wurde.458 Das genannte erstinstanzliche Urteil des ArbG München, welches eben-
falls aus dem Jahr 1948 stammt, wendete die ArbÄndVO dagegen begründungslos an. 
In den hessischen arbeitsgerichtlichen Urteilen wurde teilweise die Anwendbarkeit kurz 
begründet. Im Hinblick auf die Auslegung der ArbÄndVO in Bayern im Vergleich zur 
Auslegung in Hessen kann mangels ausreichender Vergleichsgrundlage keine Stellung 
genommen werden. In Hessen jedenfalls lässt sich die Auslegung als durchaus extensiv 
bezeichnen. Der persönliche Anwendungsbereich der ArbÄndVO „in die Wehrmacht 
einberufene“ wurde auf weitere Personengruppen erweitert. Die weite Auslegung wurde 
in einem Urteil des ArbG Hanau, Az. A 447/49 vom 06.10.1949459 sogar ausdrücklich be-
tont: „Diese Verordnung ist bis heute noch nicht außer Kraft gesetzt worden und muss 
im Interesse der noch in Kriegsgefangenschaft befindlichen Menschen im weitesten Sin-
ne ausgelegt werden.“ In den Schutzbereich wurden sowohl, zum langfristigen Notdienst 
Einberufene460, Kriegsgefangene, die in dem Bewahrungsland einen zivilen Arbeitsplatz 
angenommen hatten461, als auch Personen, die sich freiwillig zum Wehrdienst meldeten 
einbezogen 462. Aufgrund der hessischen Urteile und der Haltung und Schreiben des bay-
erischen Arbeitsministeriums463 ist anzunehmen, dass in beiden Ländern die Auffassung 
vorherrschte, dass sich ein Heimkehrer innerhalb von 14 Tagen nach seiner Rückkehr 
bei seinem Arbeitgeber rückmelden musste, um die Rechtsfolge der ArbÄndVO auszu-
lösen.464
457  Entwurf eines Schreibens an die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter vom 19.11.1946, BayHStA, 
MArb 2147.  
458  BayHStA Abt. MArb 2147. Siehe hierzu auch S. 79.
459  Siehe hierzu S. 87 f.
460  Az. A 5/47 ArbG Limburg vom 27.02.1947, wenn auch ohne Nennung der ArbÄndVO als Rechtsgrund-
lage. HHStAW Abt. 906 Nr. 18. Urteilsinhalt: Der Kläger trat am 01.04.1942 in den Betrieb der Beklagten 
als kaufmännischer Lehrling ein. Am 30.03.1944 wurde das Lehrverhältnis aufgrund Heranziehung zum 
langfristigen Notdienst unterbrochen. Nachdem der Kläger im August 1946 aus amerikanischer Kriegs-
gefangenschaft zurückkehrte, meldete er sich zeitnah bei der Beklagten um das Lehrverhältnis fortzuset-
zen. Dies wurde von der Beklagten mit Hinweis auf ein zerstörtes Vertrauensverhältnis abgelehnt. Da-
gegen erhob der Kläger Klage auf Feststellung, dass sein Lehrvertrag noch rechtsgültig ist. Das Gericht 
führt dazu aus, dass sein Lehrverhältnis noch besteht. Denn die Einberufung zum langfristigen Not-
dienst sei der Einberufung zum Wehrdienst gleichzusetzen. Die Eintragung der Beendigung in das Ar-
beitsbuch des Klägers sei eine einseitige Willenserklärung der Beklagten, die allerdings zu ihrer Wirk-
samkeit der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters des Lehrlings benötigt hätte. Im Übrigen hätte es 
auch der Zustimmung des Arbeitsamtes und einer Mitteilung an die Industrie- und Handelskammer be-
durft. Gesetze wurden allerdings weder in Tatbestand noch den Gründen genannt.
461  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 08.03.1949, S. 82 f.
462  Vgl. ArbG Hanau vom 19.07.1949, S. 84 und ArbG Offenbach vom 20.11.1947, S. 80 ff.
463  Siehe hierzu S. 77 ff.
464  Zeitler, Heimkehrer und alter Arbeitsplatz, RdA 1949, 447. Der Autor Zeitler war der Angabe entspre-
chend Rechtsanwalt in Augsburg. 
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b. Entnazifizierung
Dieser Abschnitt befasst sich mit der inhaltlichen Seite der ArbÄndVO. Erörtet wird 
dabei insbesondere, ob und welche Folgen sich für die Anwendbarkeit aus dem natio-
nalsozialistischen Ursprung der Verordnung als Kriegsverordnung ergeben und wie vor 
diesem historischen Kontext die weitere Sinn- und Zweckmäßigkeit der Verordnung zu 
bewerten ist. Nicht zuletzt erfolgt eine Prüfung auf den nationalsozialistischen Gehalt 
und die Vereinbarkeit mit den Kontrollrats- und Militärregierungsgesetzen.
aa. Wegfall wegen Sinn- und Zweckerfüllung nach Kriegsende
Denkbar wäre zunächst, dass die Verordnung mit dem Kriegsende automatisch ihre 
Wirksamkeit verloren hat. Vertretbar wäre die Argumentation, da es sich bei ihr um eine 
Kriegsverordnung handelt, könne sie auch nur während des Krieges Geltung beanspru-
chen.465 Ebenso ließe sich vertreten, dass die Verordnung aufgrund des Kriegsendes sinn-
entleert wäre und von daher kein Anwendungsbereich mehr bestünde.466 
Durch eine Auslegung von §§ 1 und 2 ArbÄndVO anhand ihres Schutzzwecks, kommt 
man allerdings zu dem Ergebnis, dass die VO ihre Anwendungszweck nicht mit Kriegs-
ende verloren haben kann.467 Gerade unter Berücksichtigung des Regelungsgehalts er-
scheint es sachfremd von einem automatischen Erlöschen mit Kriegsende auszugehen. 
Der historische (hier folglich nationalsozialistische) Gesetzgeber hätte bei Kenntnis des 
Kriegsendes kein automatisches Außerkrafttreten der Verordnung geregelt. Auch wenn 
eines der Urteile dies durchaus in Frage stellt, da der historische Gesetzgeber von einem 
Obsiegen und damit von anderen Verhältnissen, als sie in der Nachkriegszeit in Deutsch-
land tatsächlich herrschten, ausgegangen sei.468 Die Aufgabe der Wiedereingliederung 
der Heimkehrer stellte sich aber unabhängig vom Kriegsausgang. Für die hier vertrete-
ne Ansicht lässt sich auch ein historisches Argument fruchtbar machen. Die vergleichen-
de Heranziehung der Gesetzgebung der Demobilmachungsverordnungen, die gewisser-
maßen Vorgängerregelungen der ArbÄndVO darstellten, wurden sogar erst nach Ende 
des (verlorenen) Ersten Weltkriegs erlassen. Der gesellschaftliche und arbeitspolitische 
Zweck dieser Regelungen konnte zwar bereits während des fortdauernden Krieges grei-
fen, da auch hier im Einzelfall eine Entlassung eines Eingezogenen in Betracht kam, des-
sen Integration in den Arbeitsmarkt wieder zu organisieren war, aber erst mit dem Ende 
des Krieges und den dadurch bedingten Umwälzungen von einem System der Kriegs- 
in eine Friedenswirtschaft stellte die Integration von Heimkehrern ein Massenproblem 
dar. Die Verordnung war damit gerade auf die Lösung eines Problems gerichtet, das erst 
465  Vgl. o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, Nr. 13, S. 16.
466  Vgl. o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, Nr. 13, S. 16; siehe auch LAG Frankfurt a.M. vom 
18.08.1949, WA 1949, Nr. 295.
467  Lediglich § 2 S. 1 ArbÄndVO, der dem Gefolgsmann das Recht zugestand nach Rückkehr aus der Wehr-
macht zu kündigen, war wegen Kontrollratsbefehl Nr. 3 bzw. der APlWVO obsolet, da damit alle Kündi-
gungen unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Arbeitsamtes standen.
468  LAG Frankfurt a.M. vom 18.08.1949, WA 1949, Nr. 295.
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durch das Kriegsende seine volle Dimension entfaltete.469 Die Demobilmachungsverord-
nungen, die einen ähnlichen Regelungsinhalt wie die ArbÄndVO hatten, wurden so-
gar teilweise noch weiter verlängert.470 Ihren Sinn hat eine Vorschrift wie die ArbÄndVO 
demgemäß erst dann erfüllt, wenn alle Einberufenen (Soldaten) wieder in ihre Heimat-
orte zurückgekehrt sind und ihre Reintegration in die Gesellschaft wieder erfolgt ist. 
Freilich steht dahinter der Gedanke durch eine erfolgreiche Wiedereingliederung in 
Wirtschaft und Gesellschaft, Massenarbeitslosigkeit und daraus resultierende Unruhen 
zu verhindern.471 Dieses Ziel gilt natürlich unabhängig vom Kriegsausgang, also eben-
falls im Falle einer Niederlage, wenn durch Betriebszerstörungen, Rohstoffmangel und 
Demontagen eine Reintegration zusätzlich erschwert wird. Außerdem ergibt sich auch 
aus dem bereits früh nach Kriegsende erfolgten Erlass des Heimkehrergesetzes, dass sich 
der Anwendungszweck der ArbÄndVO nicht erledigt hatte. Die Aufgabe der Wiederein-
gliederung der Heimkehrer war in der Nachkriegszeit vielmehr eine der bestimmenden 
gesellschaftspolitischen Herausforderungen. Im Bereich des Arbeitsrechts lässt sich un-
ter Anderem gerade daran erkennen, dass es als Notwendigkeit gesehen wurde den Re-
gelungsinhalt der Verordnung in einer Gesetzesform zu konkretisieren und sogar zu er-
weitern. Insbesondere aber auch weil die letzten Heimkehrer, die sog. Spätestheimkehrer 
aus sowjetischer Gefangenschaft erst Mitte der 1950er entlassen wurden und von daher 
für einen - wenn auch beschränkten - Personenkreis die Regelungsnotwendigkeit auch 
über die Gründung der Bundesrepublik fortbestand. 
bb. Nationalsozialistischer Inhalt und Vereinbarkeit mit den Kontrollrats- und Militärre-
gierungsgesetzen
Im Hinblick auf die Kontrollrats- und Militärgesetze stellt sich zunächst die Frage, ob 
Teil I der ArbÄndVO einen nationalsozialistischen Gehalt beziehungsweise Inhalt auf-
weist und soweit dies zu bejahen ist, wie dann die Vereinbarkeit der ArbÄndVO zu den 
Kontrollrats- und Militärregierungsgesetzen zu beurteilen ist. Bei einer Prüfung des na-
tionalsozialistischen Inhalts ist zunächst der Wortlaut der Verordnung in den Blick zu 
nehmen. Der Wortlaut der §§ 1 und 2 ArbÄndVO kann als „unauffällig“ umschrieben 
werden. § 2 S. 1 erläutert, dass dem Gefolgschaftsmitglied das Recht zur Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses nach Einberufung zum Wehrdienst erhalten bleibt. Die Bezeich-
nung „Gefolgschaftsmitglied“ verweist allerdings auf die Gemeinschaftsideologie und 
das Führerprinzip im AOG.472 Die Verordnung war nach dem Willen des historischen 
Gesetzgebers durch diesen Verweis von ihrem persönlichen Anwendungsbereich her auf 
diejenigen beschränkt, die zugleich Mitglied der Gefolgschaft sein konnten, also über die 
erforderlichen persönlichen Voraussetzungen verfügten. Umfasst waren hiervon nur so-
469  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 40 ff., 44 f.
470  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 40 ff.
471  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 40.
472  Vgl. dazu auch Hachtmann, Arbeitsverfassung, in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozialstaat-
lichkeit, S. 27 ff.
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genannte Volksangehörige.473 Daher erscheint dieser Teil der Verordnung durch die Ver-
wendung des Gefolgschaftsbegriffes auf den ersten Blick grundsätzlich als eine natio-
nalsozialistische Regelung. Aufgrund der von den Allierten getroffenen Anordnung in 
Art. III Ziff. 6 MRG Nr. 1 musste eine Auslegung aber anhand des reinen Wortlauts er-
folgen. Der Begriff „Gefolgsleute“ ist für sich nicht zwingend im Sinne der völkischen 
Gemeinschaftsideologie zu verstehen. Der Begriff erlaubt vielmehr auch ein Verständ-
nis im Sinne einer Einbeziehung aller in einem Betrieb Beschäftigten; in diesem Sinne 
ist das Merkmal auch nationalsozialistisch. Der Rechtsprechung in Bayern und Hessen 
ist jedenfalls auch keine einschränkende Anwendung im Sinne des ursprünglichen per-
sönlichen Anwendungsbereichs zu entnehmen. Vielmehr ist eine extensive Auslegung 
dieser Verordnung durch die Einbeziehung weiterer vom Wortlaut her nicht direkt um-
fasster Personen, wie z.B. den Zivilinternierten, in den Schutzbereich zu beobachten.474 
Lediglich ehemaligen NSDAP-Mitgliedern wurde zum Teil kein Schutz gewährt, was 
sich aber regelmäßig damit begründete, dass der Weiterbeschäftigung dieses Heimkeh-
reres ein Kontrollratsgesetz oder ein Entnazifizierungsgesetz entgegenstand. 
Des Weiteren wird in § 2 ArbÄndVO die entscheidende Institution für den Erlass von 
Genehmigungen für eine Kündigung bestimmt. Die Zuständigkeit wurde ausdrück-
lich dem Reichstreuhänder übertragen. Die Institution des Reichstreuhänders wurde 
aber nach der bedingungslosen Kapitulation von den Allierten abgeschafft. Daher lässt 
sich annehmen, dass entweder § 2 S. 2 HS 2 ArbÄndVO gänzlich weggefallen, mit der 
Rechtsfolge, dass eine Genehmigungsmöglichkeit nicht mehr existierte, oder aber, dass 
die Genehmigungszuständigkeit auf eine andere Institution übergegangen ist. In der 
Praxis wurde die entstandene Lücke jedenfalls auch durch die Landesarbeitsämter ge-
schlossen, auf die einige, ursprüngliche Befugnisse der Reichstreuhänder übergegangen 
sind. Die Zuständigkeit für die Zustimmung zur Kündigung eines Wehrmachtheimkeh-
rers war sogar schon vor 1945 von den Reichstreuhändern an die Arbeitsämter delegiert 
worden.475 Denn im Jahr 1939 wurden die Leiter der Arbeitsämter Beauftragte der Reich-
streuhänder und die zwei eigentlich separaten Institutionen wieder angenähert.476 Als 
Beauftragte wurden diesen inbesondere die Übernahme aller Aufgaben aus dem AOG, 
die Zustimmung zu Kündigungen entsprechend der ArbÄndVO und MuSchG übertra-
gen.477 Wie sich aus dem Urteil des LAG Münchens478 ersehen lässt, wurde diese Zustän-
digkeit der Arbeitsämter in Bayern im Hinblick auf die ArbÄndVO beibehalten. Dies be-
deutet, dass der Wegfall dieser Institution in der Praxis gar nicht zu einer Lücke führte, 
473  Vgl. Hachtmann, Arbeitsverfassung, in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozialstaatlichkeit, S. 28 
ff.
474  Siehe hierzu mit weiteren Nachweisen, S. 98.
475  Vgl. Vergin, Die nationalsozialistische Arbeitseinsatzverwaltung und ihre Funktionen beim 
Fremdarbeiter(innen)einsatz während des Zweiten Weltkriegs, S. 151.
476  Vgl. Vergin, Die nationalsozialistische Arbeitseinsatzverwaltung und ihre Funktionen beim 
Fremdarbeiter(innen)einsatz während des Zweiten Weltkriegs, S. 149 f.
477  Vgl. Vergin, Die nationalsozialistische Arbeitseinsatzverwaltung und ihre Funktionen beim 
Fremdarbeiter(innen)einsatz während des Zweiten Weltkriegs, S. 151.
478  Siehe hierzu LAG München vom 01.06.1949, S. 73 f.
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da die Aufgaben bereits vor 1945 übertragen waren bzw. nach Auflösung der Treuhänder 
den Landesarbeitsämtern deren Aufgaben übertragen wurden.
Allein durch die Verwendung des Begriffes „Gefolgsmann“ und Nennung der Insti-
tution des Reichtreuhänders kann aber nicht auf eine typisch nationalsozialistische Re-
gelung geschlossen werden. Auch bei einer eingehenderen Betrachtung bestätigt sich 
eine nationalsozialistische Wertung der Verordnung nicht. Ein spezifisch rassisch be-
ziehungsweise ideologischer Hintergrund ist zumindest dem Wortlaut nicht zu entneh-
men. Gerade durch die Existenz vergleichbarer Vorgängerregelungen, wie beispielsweise 
den Demobilmachungsverordnungen mit ähnlichen Regelungen, ist sie nicht eine spezi-
fisch nationalsozialistische Regelung. Die ArbÄndVO ist eine von vielen Verordnungen, 
die vor und während des zweiten Weltkrieges aus arbeitspolitischen Gründen ergingen, 
um wirtschaftspolitischen Zielen zu dienen und im besonderen die Aufrüstung voranzu-
bringen.479 Dass heißt, die Verordnung war zweifelsohne ein Instrument des NS-Staates, 
sie selbst war aber nicht weltanschaulich geprägt.
Die bereits erwähnten historischen Vorgänger der ArbÄndVO waren unter anderem 
die Verordnung über die Einstellung, Entlassung und Entlohnung gewerblicher Arbei-
ter während der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 04.01.1919480, die Ver-
ordnung über die Einstellung, Entlassung und Entlohnung der Angestellten während der 
Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 24.02.1919481 und die Verordnung über 
die Einstellung, Entlassung und Entlohnung von Arbeitern und Angestellten während 
der Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung vom 03.09.1919482.483 In diesen Verord-
nungen war ebenfalls ein Kündigungsschutz als „soziales Schutzrecht“ für die Heimkeh-
rer normiert, da dieser als zwingend, unabdingbar und unverzichtbar angesehen wur-
de.484 
In Bezug auf die ArbÄndVO wurde zudem rechtsvergleichend argumentiert. Da in 
anderen Ländern bereits ähnliche Vorschriften existierten, könne die Regelung nicht als 
nationalsozialistische Regelung eingeordnet werden.485 In der britischen Besatzungszone 
wurde daher folgendermaßen argumentiert: „Man kann den angeführten Bestimmungen 
auch nicht entgegenhalten, sie seien nationalsozialistisch und daher außer Kraft gesetzt. 
Die Bestimmungen entsprechen dem einfachsten natürlichen Rechtsgefühl und werden 
in allen Kulturstaaten noch heute in gleicher oder ähnlicher Weise gehandhabt.“486 Der 
Regelungsgehalt eines bei Einberufung ruhenden Arbeitsverhältnisses, war bezogen auf 
479  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 155.
480  RGBl. 1919, S. 8.
481  RGBl. 1919, S. 100. Erweitert durch die VO vom 30.05.1919, RGBl. 1919, S. 493.
482  RGBl. 1919, S. 1500. 
483  Eingehend dazu Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, 
S. 41 ff.
484  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 42.
485  Vgl. o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, Nr. 13, S. 16.
486  LAG Mainz vom 19.01.1949, RdA 1949, S. 347.
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die Einberufung in die Bundeswehr auch im Arbeitsplatzschutzgesetz vom 30.03.1957487 
angeordnet. Die ArbÄndVO stellte demzufolge abgesehen vom zeitlichen Erlass und der 
Bezugnahme auf die Gefolgschaftsbegrifflichkeit m. E. keine spezifisch nationalsoziali-
stische Regelung dar. 
Weiterhin stellt sich die Frage nach der Vereinbarkeit der Verordnung mit dem KRG 
Nr. 34. Teilweise wurde vertreten, dass §§ 1, 2 ArbÄndVO nicht mit KRG Nr. 34 verein-
bar seien, da durch die Anwendung dieser Vorschrift Wehrmachtsoldaten Vorrechte ein-
geräumt würden.488 In Bayern vertrat das Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und 
Soziale Fürsorge im Jahr 1948 diese Auffassung. Deutlich wurde diese Auffassung in an 
die Präsidenten der Landesarbeitsämter und Leiter der Arbeitsämter gerichtete Schrei-
ben vom 20.07.1948, mit der inhaltlichen Aussage, dass die ArbÄndVO durch Art. III 
KRG Nr. 34 aufgehoben wurde.489 Allerdings sollte die Aufhebung die geltende Rechts-
lage nicht verändern. Faktisch sollte also der Regelungsgehalt der ArbÄndVO angewen-
det werden, ohne die Rechtsgrundlage allerdings tatsächlich zu benennen. An ihre Stelle 
trat in Bayern eine Dienstanweisung für die Arbeitsämter.490 In Hessen wurde zur Gültig-
keit der Verordnung ausgeführt: „Unbestritten hat diese Verordnung noch volle Rechts-
kraft und ist, da in ihr keine Ausnahmebestimmungen enthalten sind, für alle Heim-
kehrer gleich anwendbar.“491 Hinsichtlich des KRG Nr. 34 wurde nur in einem Urteil des 
LAG Frankfurt a.M. vom 15.03.1950492 explizit ausgeführt, dass die ArbÄndVO weiter-
gelte, da in ihr kein typisch nationalsozialistisches Gedankengut enthalten sei und diese 
nicht gegen KRG Nr. 34 verstoße. In dem Berufungsurteil erfolgte aber keine ausführli-
chere Begründung dieser Rechtsansicht. Andere zeitgenössische Rechtsprechung führte 
dazu aus, dass das Ruhen und Wiederaufleben des Arbeitsverhältnisses nach der Rück-
kehr des Einberufenen der Wehrmacht selbst keine Vorteile gewähre, sondern lediglich 
den individuellen Arbeitnehmern diene.493 Außerdem wurde ehemaligen Parteimitglie-
dern beispielsweise durch das Befreiungsgesetz, das Kontrollratsgesetz Nr. 24 der Schutz 
der ArbÄndVO nicht gewährt. Darüberhinaus konnte die ArbÄndVO den ehemaligen 
Wehrmachtsoffizieren beziehungsweise Berufssoldaten keinen Vorteil gewähren, da die-
se nach der Auflösung der Wehrmacht bereits mangels eines ruhenden früheren Berufes 
in der Wirtschaft beziehungsweise Verwaltung nicht an diesen zurückkehren konnten.
487  BGBl. 1957 I, S. 293.
488  Siehe hierzu auch S. 69 f. Vgl. auch a.A. Erlass vom 01.08.1947, betreffend Auslegung des Kontrollrats-
gesetzes Nr. 34, ArbBlBrZ 1947, S. 303.
489  BayHStA MArb 2147.
490  Siehe hierzu S. 79 f.
491  ArbG Hanau vom 08.03.1949, siehe S. 82 f.
492  Siehe hierzu bereits S. 86 f.
493  Vgl. o.V., Die Rechtslage der Heimkehrer, BB 1946, Nr. 13, S. 16. Das LAG Hamburg entschied ähnlich 
am 04.09.1948, dass die ArbÄndVO den Einberufenen keinen Vorteil gewähre, sondern nur den Nach-
teil der Einberufung ausgleichen wolle, siehe WA 1948, Nr. 274.
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c.  Art und Weise der Anwendung
Gegenstand des vorliegenden Kapitels ist die Art und Weise der Anwendung der Ar-
bÄndVO, wobei eine Gesamtschau der bayerischen und hessischen Urteile vorgenom-
men wird. Bei dieser Betrachtung liegt der Fokus zunächst konkret auf dem Tatbestand, 
in einem zweiten Schritt allgemein auf die Auseinandersetzung mit einem potentiellen 
nationalsozialistischen Charakter der Verordnung. 
aa. Auslegung “in den Wehrdienst Einberufene”
Allgemein lässt sich eine sehr weite Auslegung der ArbÄndVO beobachten. Als zum 
Wehrdienst Einberufene i.S.d. § 1 ArbÄndVO wurden nicht nur eingezogene, sondern 
auch solche, die sich freiwillig zum Wehrdienst gemeldet hatten betrachtet. Darüberhin-
aus wurden auch Zivilinternierte in den Anwendungsbereich der VO aufgenommen,494 
obgleich dem Wortlaut dies nicht zu entnehmen war.495 Ebenfalls wurde die Einberufung 
zum langfristigen Notdienst der Einberufung zum Wehrdienst gleichgesetzt.496 Weiterhin 
wurden die kriegsgefangenen Wehrmachtsoldaten vom Schutzbereich als erfasst angese-
hen, die sich während der Gefangenschaft freiwillig als Zivilarbeiter meldeten mit dem 
Ziel so früher aus der Kriegsgefangenschaft wieder heimkehren zu können. Die Gleich-
stellung der Zivilarbeiter mit den sonstigen Heimkehrern erfolgte allerdings nicht über-
all, aber zumindest in einigen Ländern der US-Zone, wie beispielsweise Bayern, Hessen 
und Württemberg-Baden.497 Nach Ableistung dieses einjährigen Verpflichtungsjahres 
wurden diese „Zivilarbeiter“ allerdings ebenso wie die gewöhnlichen Kriegsgefangenen 
mit einem offiziellen Entlassungsschein in die Heimat entlassen.498
bb. Meldung beim Arbeitgeber – Auslegung „Ruhen für die Dauer der Einberufung“
Wie aufgezeigt, wurde sowohl in Bayern, als auch in Hessen grundsätzlich verlangt, dass 
sich die Heimkehrer unverzüglich nach ihrer Rückkehr aus dem Krieg beziehungsweise 
der Kriegsgefangenschaft bei ihren Arbeitgebern melden mussten, damit das Arbeitsver-
hältnis wiederauflebte.499 Die Meldepflicht als solche und auch der hierfür gesetzte zeitli-
che Rahmen waren in der ArbÄndVO allerdings selbst nicht normiert. Hinsichtlich des 
Zeitpunkts und der Voraussetzungen des Wiederauflebens des alten Beschäftigungsver-
hältnisses war man zum damaligen Zeitpunkt in Literatur und Rechtsprechung unter-
494  Vgl. o.V., Arbeitsrechtliche Fragen der Auslands-Internierten, BB 1947, S. 267; Draeger, Das Heimkeh-
rergesetz, RdA 1950, S. 217; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 
265.
495  Vgl. Galland, Zur Sicherung des früheren Arbeitsverhältnisses nach dem neuen Heimkehrergesetz vom 
27.4.1950, BB 1950, S. 456.
496  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 27.02.1947, S. 92.
497  Vgl. Galland, Zur Sicherung des früheren Arbeitsverhältnisses nach dem neuen Heimkehrergesetz vom 
27.4.1950, BB 1950, S. 456.
498  Vgl. hierzu auch ArbG Hanau vom 08.03.1949, S. 82 f.
499  Im Falle der Arbeitsunfähigkeit wurde die Erklärung des Vorbehalts der Rückkehr für ausreichend er-
achtet um keine Verwirkung anzunehmen, siehe hierzu ArbG Marburg vom 09.04.1948, S. 90. Dort 
wurde ausgeführt, dass es grds. keine Verwirkung des Arbeitsverhältnisses geben kann.
99
Anwendung der ArbÄndVO vom 01.09.1939
schiedlicher Ansicht.500 So gab es beispielsweise die Ansicht, dass das Arbeitsverhältnis 
auch ohne Meldung beim Arbeitgeber mit der Rückkehr aus der Gefangenschaft wie-
derauflebte.501 In Bayern wurde die Auffassung der Notwendigkeit einer Rückmeldung 
durch einen Entschluss des Bayerischen Arbeitsministeriums vom 06.08.1948 bestätigt, 
der eine Willenserklärung des Heimkehrers, sein Arbeitsverhältnis fortsetzen zu wollen, 
gegenüber seinem Arbeitgeber forderte.502
Es ist aufgrund der erfolgten Auswertung anzunehmen, dass sowohl in Bayern als 
auch in Hessen Einigkeit dahingehend bestand, dass eine Meldung erforderlich war, um 
das Arbeitsverhältnis wieder aufleben zu lassen. In einem hessischen Urteil wurde die-
se in zeitlicher Hinsicht ausdrücklich auf einen Zeitraum von 14 Tagen nach der Rück-
kehr beschränkt.503 Ebenso in den oben dargestellten Schreiben des Bayerischen Arbeits-
ministeriums. Eine zeitliche Komponente und damit auch die 14-Tagesfrist lässt sich der 
ArbÄndVO, wie bereits festgestellt, selbst nicht entnehmen. Das Erfordernis einer als-
baldigen Rückmeldung nach der Entlassung in dem früheren Betrieb, um das Beschäfti-
gungsverhältnis des Heimkehrers wieder aufleben zu lassen, war in den Richtlinien über 
Berufsfürsorge für entlassene Soldaten vom 18.09.1940 und Erlassen des RAM angeord-
net, die auch in der Besatzungszeit zur Auslegung der ArbÄndVO herangezogen werden 
konnten.504 Historisch betrachtet war der Zeitraum der Meldepflicht beim Unternehmer 
in § 1 der Demobilmachungsverordnung, Verordnung Nr. 6620 vom 04.01.1919505 und 
§ 2 der Verordnung Nr. 6668 vom 24.01.1919506 ausdrücklich auf zwei Wochen nach der 
Wiederkehr festgelegt. 
cc. Begründung der Anwendung
Die Anwendbarkeit der ArbÄndVO wurde in den Urteilsgründen zumeist weder ein-
gehend erläutert noch wurde sich mit dem nationalsozialistischen Ursprung der Vor-
schriften auseinandergesetzt. Sofern allerdings in Ausnahmefällen dennoch eine derarti-
ge Auseinandersetzung erfolgte, wurde regelmäßig auf die fortdauernde Notwendigkeit 
dieser Norm abgestellt.507 Weiterhin wurde auch ohne weitergehende Auseinanderset-
zungen festgestellt, dass die ArbÄndVO keinen nationalsozialistischen Inhalt aufweise 
und insbesondere nicht mit KRG Nr. 34 in Widerspruch stehe.508 Teilweise wurde die 
500  Vgl. Zeitler, Heimkehrer und alter Arbeitsplatz, RdA 1949, S. 446.
501  Vgl. Neumann-Duesberg, Anmerkung zu Nr. 85, RdA 1949, S. 346; Zeitler, Heimkehrer und alter Ar-
beitsplatz, RdA 1949, S. 446 f.
502  Zeitler, Heimkehrer und alter Arbeitsplatz, RdA 1949, S. 447.
503  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 10.08.1949, S. 84 f.
504  Zeitler, Heimkehrer und alter Arbeitsplatz, RdA 1949, S. 446 f.
505  Verordnung über die Einstellung, Entlassung und Entlohnung gewerblicher Arbeiter während der Zeit 
der wirtschaftlichen Demobilmachung, RGBl. 1919, S. 8.
506  Verordnung über die Einstellung, Entlassung und Entlohnung der Angestellten während der Zeit der 
wirtschaftlichen Demobilmachung, RGBl. 1919, S. 100.
507  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 08.03.1949, S. 82 f.; ArbG Hanau vom 06.10.1949, S. 87 f.
508  Siehe hierzu LAG Frankfurt a.M. vom 15.03.1950, S. 86 f.; ArbG Marburg vom 09.04.1948, S. 90 f.; 
ArbG Offenbach vom 20.11.1947, S. 80 ff. m.w.N.
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Weitergeltung auch mit der ausdrücklichen Bestätigung der weiteren Anwendbarkeit 
durch die amerikanische Militärregierung509 oder durch die Nichtaufhebung oder Gel-
tung der Norm begründet.510 Überdies wurden das Anstandsgefühl und darausfolgend 
die Sittenwidrigkeit der Kündigung eines Kriegsheimkehrers als Argumente bemüht.511 
Darüber hinaus behalf man sich teilweise512 auch mit einem Bezug auf die Geschichte. 
Insbesondere mit der Argumentation, dass die Verordnung kein Novum darstelle, son-
dern mit Regelungen aus der Zeit des ersten Weltkriegs vergleichbar sei: „Die übrigens 
wenn auch von der nationalsozialistischen Regierung erlassen, doch nur eine Wiederho-
lung von ähnlichen Vorschriften darstellen, die dem deutschen Volke schon seit dem er-
sten Weltkrieg bzw. den Demobilmachungsverordnungen nach demselben her bekannt 
sind.“513
d. Historische Umstände
Auch betreffend die ArbÄndVO waren nur relativ wenige Urteile auffindbar. Dies steht 
im Widerspruch zum Erwartungshorizont. In der Tat hätte man aufgrund der großen 
Anzahl der Heimkehrer ein anderes Ergebnis erwartet. Erst ab dem Jahr 1948 lässt sich 
eine Zunahme solcher Streitigkeiten nachweisen.514 Dies könnte durch den zeitlichen Ab-
lauf der Rückkehrerwellen der Heimkehrer und ihrer körperlichen Verfassung bedingt 
sein, überdies in dem schlechten Zustand der Wirtschaft und Betriebe, durch die Mit-
te 1948 durchgeführten Währungsreform sowie auch durch die bereits frühzeitig begon-
nenen Bemühungen um eine soziale und wirtschaftliche Wiedereingliederung durch die 
Arbeitsverwaltung begründet sein. 
Zum besseren Verständnis der ergangenen Rechtsprechung und dem geringen Um-
fang an Entscheidungen hilft ein näherer Blick auf die historischen Gesamtumstände, 
die daher in Kürze skizziert werden.
aa. Rückkehr der Kriegsgefangenen und Situation der Heimkehrer im Nachkriegsdeutsch-
land
Die Zahl der deutschen Soldaten, die von den Alliierten in Gefangenschaft genommen 
wurden, wuchs bis zum Kriegsende auf über elf Millionen an.515 In Hessen und auch 
509  Siehe hierzu ArbG Offenbach vom 20.11.1947, S. 80 ff. m.w.N.
510  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 30.09.1948, S. 81 und ArbG Hanau vom 06.10.1949, S. 87 f., ArbG 
Hanau vom 29.11.1949, S. 88 f.
511  Siehe hierzu LAG München vom 10.11.1948, S. 74.
512  Anders LAG Frankfurt a.M. vom 18.08.1949, WA 1949, Nr. 295. Siehe hierzu auch, S. 91 f.
513  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 10.08.1949, S. 84 f.
514  Aber auch allgemein betrachtet erhöhte sich die Tätigkeit der Arbeitsgerichte ab dem Jahr 1948 beträcht-
lich. Vgl. Fotokopie von o.V., Die Tätigkeit der Arbeitsgerichte in den Jahren 1947 bis 1951, in: Hessi-
sches Statistisches Landesamt (Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilungen, 1952, S. 
182 ff. in HHStaW Abt. 634 Nr. 129. 
515  Wengst, Rahmenbedingungen, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 52; Goltermann, Kriegsheimkehrer in der westdeutschen Gesellschaft, APuZ Bd. 36-37, 
2009, S. 35.
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in den anderen beiden Ländern der amerikanischen Besatzungszone erfolgte vom 20. - 
30.06.1947 eine amtliche Registrierung, in der die endgültigen Zahlen, der noch nicht 
heimgekehrten Kriegsgefangenen ermittelt wurden.516 Demnach wurden für die gesam-
te US-Zone noch 400.586 Kriegsgefangene und 427.470 Wehrmachtsvermisste517 festge-
stellt.518 In Hessen befanden sich zu diesem Zeitpunkt lediglich 2,3 % (entspricht in Zah-
len 93.508) bezogen auf die Gesamtbevölkerung noch in Kriegsgefangenschaft und ca. 
2,5 % (entspricht in Zahlen 99.753) waren Wehrmachtsvermisste.519 Im Jahr 1947 war 
bereits die weit überwiegende Zahl der Kriegsgefangenen wieder heimgekehrt, ledig-
lich die in sowjetischer Gefangenschaft Befindlichen stellten hiervon eine Ausnahme 
dar.520 Nach der im Jahr 1948 durchgeführten Währungsreform wurden insgesamt noch 
625.000 Kriegsgefangene, bezogen auf alle Zonen, zurückerwartet, wobei allein ein An-
teil von 34 % auf die britische Zone entfiel.521 Ende des Jahres 1948 gab es im Verei-
nigten Wirtschaftsgebiet (ohne Nordrhein-Westfalen) ca. 26.000 Heimkehrer, die in ein 
Beschäftigungsverhältnis vermittelt werden mussten.522 Zusammenfassend ist also fest-
zuhalten, dass in den ersten beiden Nachkriegsjahren bereits der Großteil der kriegsge-
fangenen ehemaligen Wehrmachtsoldaten zurückkehren konnte. 
Die Heimkehrer aus der Kriegsgefangenschaft waren weit überwiegend in einer kör-
perlich sehr schlechten Verfassung, die eine Wiedereingliederung in das Berufsleben zu-
sätzlich erschwerte.523 Dabei bestanden durchaus Unterschiede. Die Kriegsgefangenen, 
die sich in Lagern der westlichen Alliierten befunden hatten, waren durchweg in einem 
besseren Ernährungs- und Gesundheitszustand, als diejenigen, welche in russische Ge-
fangenschaft geraten waren, wobei auch hier deutliche Unterschiede feststellbar waren.524 
Aus Gründen der Zweckdienlichkeit legten daher einige Arbeitsämter im Vereinigten 
516  O.V., Kriegsgefangene und Wehrmachtsvermisste aus Hessen, in: Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen – Statistische Mitteilungen, 1948, S. 20.
517  Nach Definition des Statistisches Landesamtes Hessen handelt es sich dabei um alle Angehörigen der 
ehemaligen deutschen Wehrmacht und des Wehrmachtgefolges, die während des Krieges als vermisst 
gemeldet wurden oder die von einem bestimmten Zeitpunkt an keine Nachricht mehr gegeben haben, 
ohne daß eine amtliche Todesnachricht oder Todeserklärung vorliegt. Entsprechend o.V., Kriegsgefan-
gene und Wehrmachtsvermisste aus Hessen, in: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg), Staat und 
Wirtschaft in Hessen – Statistische Mitteilungen, 1948, S. 20.
518  O.V., Kriegsgefangene und Wehrmachtsvermisste aus Hessen, in: Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen – Statistische Mitteilungen, 1948, S. 20.
519  O.V., Kriegsgefangene und Wehrmachtsvermisste aus Hessen, in: Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen – Statistische Mitteilungen, 1948, S. 20.
520  So auch Goltermann, Kriegsheimkehrer in der westdeutschen Gesellschaft, APuZ Bd. 36-37, 2009, S. 35; 
Kaminsky, Die Betreuung der Heimkehrer durch Kirchen und Parteien, in: Kaminsky (Hrsg.), Heimkehr 
1948 – Geschichte und Schicksale deutscher Kriegsgefangener, 1998, S. 141. 
521  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 9.
522  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 3.
523  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 6 f.
524  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 6 f.
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Wirtschaftsgebiet ihre Beratungsstellen für die Heimkehrer mit den Vermittlungsstellen 
für Schwerbeschädigte zusammen.525 
Da zusätzlich viele Betriebe, sei es aufgrund von Zerstörungen beziehungsweise De-
montagen, Umstrukturierungen, Betriebsverkleinerungen und Betriebsstilllegungen 
oder auch nur Materialmangel, nicht mehr in dem Vorkriegsumfang tätig waren, konn-
ten die Heimkehrer schon aus faktischen Gründen oftmals ihren früheren Arbeitsplatz 
nicht mehr beanspruchen, da es ihn nicht mehr gab. In einer Sonderbeilage des Arbeits-
blattes der Doppelzone aus dem Jahr 1949, die sich mit der Situation der Heimkehrer 
befasste, wird ausgeführt, dass bis zur Währungsreform häufig eine Vermittlung der 
Heimkehrer mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung auf ihren alten Arbeitsplatz be-
ziehungsweise zumindest in ihren erlernten Beruf gelang, danach allerdings meist eine 
außerberufliche Vermittlung erfolgen musste.526 Tatsächlich war vor der Durchführung 
der Währungsreform zudem eine Betätigung auf dem Schwarzmarkt für die Betroffenen 
unter Umständen lukrativer, da der Wert des Arbeitslohns in Anbetracht der inflationä-
ren Kosten gering war.527 Einige der Kriegsheimkehrer hatten aufgrund ihres Alters kei-
nen früheren Arbeitsplatz beziehungsweise noch nicht einmal einen Ausbildungsplatz 
inne gehabt an den eine Rückkehr möglich gewesen wäre. Die jüngeren Kriegsheimkeh-
rer mussten folglich von den Arbeitsämtern zunächst in ein Ausbildungsverhältnis ver-
mittelt werden.528 Als Heimkehrer genossen sie bei der Vermittlung der Ausbildungsplät-
ze Priorität vor Jugendlichen.529 Auch war für viele der Büroangestellten eine Rückkehr 
an ihren alten Arbeitsplatz aus Bedarfsgründen nur selten möglich.530 Viele Heimkehrer 
waren daher auch zu einer Umschulung auf einen der Mangelberufe z.B. im Baugewer-
be bereit bzw. gezwungen.531
bb. Intensive Wiedereingliederungsbemühungen und Bevorzugung der Heimkehrer durch 
die Arbeitsverwaltung.
[1]. Bevorzugung der Heimkehrer durch die Arbeitsverwaltung 
Nach der Währungsreform im Jahr 1948 war eine Berufstätigkeit aufgrund der Geldauf-
wertung wieder lukrativ. Dagegen war die Arbeitsplatzsituation sehr schlecht. Es man-
gelte an Arbeitsplätzen, die man den Heimkehrern anbieten konnte. Wohl nicht aus-
525  Das Arbeitsamt München fügte diese Beratungsstelle in das Sachgebiet „Flüchtlingswesen und Umschu-
lung“ ein. Siehe hierzu o.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und 
Vorschläge, Sonderbeilage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 4. 
526  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 8.
527  Smith, Heimkehr aus dem Zweiten Weltkrieg, S. 111.
528  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 3. 
529  Vgl. hierzu auch die Ausführungen zur Anwendung des Jugendschutzgesetzes in Kapitel 4.
530  O.V., Kriegsgefangene und Wehrmachtsvermisste aus Hessen, in: Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen – Statistische Mitteilungen, 1948, S. 25.
531  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 8.
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schließlich um die Kriegsheimkehrer wieder in die Berufstätigkeit zu bringen, sondern 
Männer allgemein, insbesondere die Schwerbeschädigten, wurde daher das Verbot des 
Doppelverdienertums erlassen.532 Damit sollte sichergestellt werden, dass jede Familie 
über ein Einkommen verfügte; hinsichtlich der Verteilung der Arbeit zwischen den Ge-
schlechtern begünstigte dies die traditionelle Rollenverteilung, nach der die Erwerbs-
arbeit, wenn möglich, vom Mann ausgeführt wurde, während die Ehefrau die Hausar-
beit übernahm. Dieses Verbot und die Sichtweise des Doppelverdienertums als unsozial, 
war bereits nach dem 1. Weltkrieg und vor und zu Beginn der Machtergreifung durch 
die Nationalsozialisten ein bewährtes Mittel um der Arbeitslosigkeit zu begegnen.533 Ge-
rade ab dem Zeitpunkt der Währungsreform wird berichtet, dass viele Frauen aus ihren 
Arbeitsplätzen gedrängt wurden, um diese für die Männer freizumachen.534 In Bayern 
wurde speziell zugunsten von Schwerbeschädigten durch einen Erlaß vom 21.05.1946 
davon Gebrauch gemacht.535 Obgleich das Verbot des Doppelverdienertums eigentlich 
nicht ausschließlich auf mitverdienende Ehefrauen abzielte, wurden oftmals Arbeitsplät-
ze durch die Arbeitsverwaltung und Arbeitgeber, zugunsten einer als schützenswerter 
eingestuften Gruppe, nämlich der Gruppe arbeitsloser Männer, zu der unter anderem 
die Heimkehrer, oder auch Schwerbeschädigte zählten, freigemacht.536 Daneben wurden 
die Heimkehrer von der Arbeitsverwaltung auch zulasten Jugendlicher bei der Verga-
be von Ausbildungsplätzen begünstigt. Die Bevorzugung der Heimkehrer war teilweise 
ausdrücklich angeordnet und sollte deren Eingliederung in das wirtschaftliche und sozi-
ale Leben nachdrücklich fördern.537 Die Begünstigung der Heimkehrer ging sogar soweit, 
dass ihre Beratungen vorgezogen und Wartezeiten vermieden werden sollten.538 
[2]. Moralische und steuerliche Gründe für Wiedereinstellung 
Die Wiedereinstellung von Kriegsheimkehrern wurde öffentlich als moralische Ver-
pflichtung und Ehrenpflicht propagiert.539 Die Arbeitsverwaltung bemühte sich inten-
siv Heimkehrer wieder an ihre alten Arbeitsstellen zurückzubringen. Dafür suchten die 
Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung die Betriebe zum Teil sogar auf, um im persönlichen 
Gespräch den Betriebsinhaber zu überzeugen. Außerdem wurde, auch um die Öffent-
532  Vgl. Bulla, Doppelverdienst als soziales Problem, RdA 1949, S. 133 ff.
533  Bulla, Doppelverdienst als soziales Problem, RdA 1949, S. 133.
534  Vgl. hierzu auch die Ausführungen zum Mutterschutzgesetz im Kapitel 4; siehe auch Bulla, Doppelver-
dienst als soziales Problem, RdA 1949, S. 133 ff. insb. S. 134; dieser führt aus, dass oftmals bei dem Dop-
pelverdienertum als soziales Problem nur an die mitverdienende Ehefrau gedacht wurde und andere 
Fallgestaltungen wie z.B. der Doppelverdienst von Männern nicht vergleichbar berücksichtigt wurde.
535  Vgl. Bulla, Doppelverdienst als soziales Problem, RdA 1949, S. 135.
536  Vgl. Bulla, Doppelverdienst als soziales Problem, RdA 1949, S. 135. 
537  Im Folgenden aus o.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vor-
schläge, Sonderbeilage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 4 ff.
538  Die Aufgaben der Beratungsstellen siehe o.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – 
Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbeilage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 5.
539  O.V., Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonderbei-
lage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 4 f.
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lichkeit mit dem Thema Heimkehrer zu sensibilisieren, Werbung in Rundfunk und Zei-
tungen geschaltet. 
Die Wiedereinstellung, die gute Behandlung und Aufnahme von Heimkehrern wurde 
als moralische Verpflichtung dargestellt.540 Neben den moralischen Aspekten wurden al-
lerdings auch finanzielle Anreize, etwa in Form von steuerlichen Vorteilen gesetzt: „Stel-
len Unternehmer ihre früheren Gefolgsleute wieder ein, was sie gerade unter den heuti-
gen Verhältnissen alle als ihre selbstverständliche Ehrenpflicht ansehen werden, so sind 
diese Aufwendungen auf jeden Fall Betriebsausgaben, mindern also den steuerpflich-
tigen Gewinn. Das gilt auch, wenn diese Heimkehrer noch nicht wieder voll arbeitsfä-
hig sein werden, […]. Diese Aufwendungen, die z. T. noch nicht unmittelbar produktiv 
sein mögen, sind abzugsfähige Aufwendungen für Gefolgschaftsfürsorge.“541 Des Weite-
ren konnten die Betriebe auch bei Neueinstellung von Heimkehrern Aufwendungen als 
Betriebsausgaben ansetzen.542 
cc.  Fazit
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass den Heimkehrern zum einen bereits aus fak-
tischen Gründen eine Wiederaufnahme ihres alten Arbeitsplatzes oftmals nicht mehr 
möglich gewesen seien dürfte. Als Gründe hierfür sind die kriegsbedingte Zerstörung 
der Betriebe, der Zusammenbruch und nur langsam einsetzende Wiederaufbau der Ver-
waltung, die Arbeitsunfähigkeit beziehungsweise die politischer Belastung des Heim-
kehrers und nicht zuletzt auch die Vertreibung aus der Heimat zu nennen543. Plausibel er-
scheint weiterhin, dass aufgrund der intensiven Bemühungen in der Arbeitsverwaltung 
und Öffentlichkeit um eine Wiedereingliederung der Anwendungsbereich der ArbÄnd-
VO für die Arbeitsgerichte gering war. Im Anwendungsfalle waren diese aber ebenfalls 
um eine Wiedereingliederung der Heimkehrer bemüht, wie den Urteilsbegründungen 
entnehmbar ist. Mit der Anwendung der ArbÄndVO über das Kriegsende hinaus konnte 
so einem der gesellschaftlichen Hauptanliegen dieser Zeit begegnet werden.
540  Vgl. o.V. Die Betreuung der Heimkehrer durch die Arbeitsämter – Erfahrungen und Vorschläge, Sonder-
beilage zum Arbeitsblatt der Doppelzone, 1949, S. 3. Siehe hierzu auch LAG München vom 10.11.1948, 
S. 74 f.
541  O.V., Steuerliche Auswirkung der Aufwendungen für heimkehrende Kriegsgefangene, BB 1948, S. 100.
542  O.V., Steuerliche Auswirkung der Aufwendungen für heimkehrende Kriegsgefangene, BB 1948, S. 100.
543  In der amerikanischen Besatzungszone wurden ca. 60% der wohl 3,5 Millionen Flüchtlinge und Ver-
triebene aufgenommen. Der Bevölkerungsanteil der Flüchtlinge betrug dort ca. 24%. Angaben sie-
he Wengst, Rahmenbedingungen, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 51.
III. Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung 
(APlWVO) vom 01.09.1939544
In diesem Abschnitt wird näher erörtert, wie die APlWVO und ihre Durchführungsver-
ordnungen in der Rechtspraxis der erstinstanzlichen Arbeitsgerichte in Bayern und Hes-
sen Anwendung fanden. Hinführend wird der Darstellung eine kurze Schilderung der 
Normgeschichte mit einer Zusammenfassung des wesentlichen Inhalts der Verordnung 
samt ihrer Durchführungsverordnungen vorangestellt. Des Weiteren wird ein Ausblick 
auf das Schicksal dieser Rechtsgrundlage nach 1945 in den Ländern der verschiedenen 
Besatzungszonen gegeben. Im Anschluss daran werden im Hauptteil dieses Abschnitts 
zunächst die unveröffentlichten Entscheidungen, gefolgt von einer Auswahl veröffent-
lichter bzw. zweitinstanzlicher Entscheidungen dargestellt und zuletzt, soweit vorhan-
den, Rechtsansichten hinsichtlich der Weitergeltung und Anwendung der Verordnung 
und ihrer Durchführungsverordnungen referiert. Im letzten Unterabschnitt des Kapi-
tels wird schließlich Stellung zur Anwendung des Gesetzes genommen, wobei zuerst ein 
Vergleich zwischen beiden Ländern vorgenommen, so dann auf einen möglichen natio-
nalsozialistischen Gehalt der Verordnungen eingegangen und zuletzt die Art und Weise 
der Anwendung bei der Rechtsfindung aufgezeigt wird.
1. Normgeschichte
a. Inhalt der Verordnung und Durchführungsverordnungen
Die Verordnung über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels vom 01.09.1939 ist, wie 
die zuvor behandelte ArbÄndVO, Teil der nationalsozialistischen Kriegsarbeitsrechtsge-
setzgebung.545 Ihr Ziel war die Wirtschaftslenkung und Lenkung des Arbeitseinsatzes zur 
Verwirklichung der Rüstungs- und Kriegsziele.546 Durch sie wurde die Möglichkeit einer 
freien Arbeitsplatzwahl vollständig abgeschafft, nachdem zuvor der Arbeitsplatzwechsel 
bereits in bestimmten Gebieten verboten und durch die Einführung eines Arbeitsbuches 
deutlich erschwert worden war.547 Die Verordnung sollte keinen Kündigungsschutz im 
engeren Sinne gewähren, was bereits daran erkennbar ist, dass eine materielle Prüfung 
der Kündigung vom Arbeitsamt nicht durchzuführen war.548 Lediglich arbeitseinsatzpo-
litische respektive staatspolitische Aspekte und soziale Gesichtspunkte sowie die beruf-
544  RGBl. 1939 I, S. 1685.
545  Vgl. Wahsner, Arbeitsrecht unterm Hakenkreuz, S. 91 ff., insb. 96 ff.; Gescher, Die arbeitsgerichtliche 
Rechtsprechung in den Westzonen, S. 109; Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 89; 
Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 162.
546  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 162.
547  Wahsner, Arbeitsrecht unterm Hakenkreuz, S. 96. Siehe hierzu auch Wüllenweber, Die Entwicklung des 
Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 157 ff. Vgl. auch Maier, Anfänge und Brüche der 
Arbeitsverwaltung bis 1952, S. 103 ff. 
548  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 1 Rn. 191. Vgl. auch Richardi, Arbeitsrecht als Teil 
freiheitlicher Ordnung, S. 54. Ein Kündigungsschutz ergab sich nur insoweit, als aus Arbeitseinsatzgrün-
den eine Entlassung nicht zugelassen werden konnte.
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liche Entwicklung der Arbeiter und Richtlinien der Berufsnachwuchslenkung waren für 
die Gewährung oder Verweigerung der Zustimmung ausschlaggebend.549
Die APlWVO ordnete ein Verbot einseitiger Kündigungen ohne Zustimmung des Ar-
beitsamtes gem. §§ 1 Abs. 1, 2 Nr. 1 APlWVO an. § 1 APlWVO beschränkte das Kündi-
gungsrecht des Betriebsführers wie auch des Arbeitnehmers, indem es eine vorherige Zu-
stimmung des Arbeitsamtes zur Voraussetzung machte. Eine ohne Zustimmung erklärte 
Kündigung war unwirksam, wenn nicht das Arbeitsamt in Ausnahmefällen nachträglich 
genehmigte.550 § 2 APlWVO regelte, dass in Ausnahme von diesem Grundprinzip bei Ei-
nigkeit der Parteien über die Lösung des Arbeitsverhältnisses, einem Arbeitsverhältnis 
auf Probe und bei Betriebsstilllegung eine behördliche Zustimmung nicht erforderlich 
sei. Eine Meldepflicht des Arbeitnehmers beim Arbeitsamt war hier gleichwohl vorgese-
hen, § 3 APlWVO. In § 4 APlWVO war weiterhin geregelt, dass auch die Einstellung von 
Arbeitern von der Zustimmung des Arbeitsamtes abhängig war.
In der ersten Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Arbeitsplatzwech-
sel vom 06.09.1939551 waren zum einen Ausnahmetatbestände für das Zustimmungser-
fordernis und zum anderen die Art und Weise der Meldung nach § 3 APlWVO festgelegt. 
Ausnahmen gab es demnach gem. § 1 der 1. DVO der APlWVO bei Arbeitsverhältnis-
sen, in Form von lediglich gelegentlichen oder nur gegen geringfügiges Entgelt erbrach-
ten Dienstleitungen, die nicht der Krankenversicherungspflicht unterlagen. Gem. § 2 der 
1. DVO der APlWVO bedurfte weiterhin auch die Einstellung in Betriebe des Bergbaus 
und Haushaltungen mit Kindern unter 14 Jahren nicht der vorherigen Zustimmung des 
Arbeitsamtes.
Die 2. DVO der APlWVO vom 07.03.1941552 regelte eine weitere Ausnahme vom Zu-
stimmungserfordernis, die für Behörden und öffentliche Verwaltungen galt. Die 3. DVO 
der APlWVO vom 10.07.1941553 fasste die 1. DVO der APlWVO neu und ergänzte sie um 
nähere Ausführungen zu Haushaltungen. Des Weiteren drohte die 4. DVO der APlWVO 
vom 28.10.1941554 eine Strafe für diejenigen an, die bereits vor der rechtmäßigen Lösung 
des Arbeitsverhältnisses ihre Beschäftigung aufgaben und eine Ausnahme des Zustim-
mungserfordernisses zur Einstellung oder Kündigung von gesetzlichen Vertretern von 
Handelsgesellschaften. In der 5. DVO der APlWVO vom 10.04.1942555 wurde festgelegt, 
dass die NSDAP für Einstellung und Kündigung von Beschäftigten ebenfalls nicht der 
Zustimmung des Arbeitsamtes bedurfte. Sofern jedoch die bei der NSDAP Beschäftig-
ten kündigten, benötigten diese der Zustimmung des Reichsschatzministers der NSDAP 
bzw. einer von diesem benannten Stelle. Die durch § 2 APlWVO zunächst mögliche ein-
549  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 165; siehe 
auch Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 1 Rn. 171 ff.
550  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 1 Rn. 201 ff.
551  RGBl. 1939 I, S. 1690.
552  RGBl. 1941 I, S. 126.
553  RGBl. 1941 I, S. 381.
554  RGBl. 1941 I, S. 664.
555  RGBl. 1942 I, S. 172.
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vernehmliche Lösung eines Arbeitsverhältnisses bzw. Lehrverhältnisses wurde schließ-
lich durch die 6. DVO der APlWVO vom 29.09.1942556 wieder eingeschränkt.557 Eine ein-
vernehmliche Lösung des Arbeitsverhältnisses konnte danach nur noch in den privaten 
Betrieben erfolgen, die nicht den kriegsrelevanten Kategorien unterfielen. Als kriegsre-
levant galten unter anderem der Bergbau, die Eisen- und Stahlgewinnung, Betriebe wie 
Metallhütten und –halbwerkzeuge, Betriebe der Herstellung von Eisen-, Stahl-, und Me-
tallwaren, Maschinen-, Stahl-, und Fahrzeugbau, Elektrotechnik, Optik und Feinme-
chanik, die Chemische Industrie, und das Nachrichten- und Verkehrswesen.558 In der 
7. DVO der APlWVO vom 23.02.1943559 wurden Einschränkungen und Anzeigepflich-
ten für Haushaltungen angeordnet. Mit der 8. DVO vom 11.08.1944560 wurden schließ-
lich auch die wenigen noch bestehenden Ausnahmen vom Zustimmungserfordernis im 
Falle einer einvernehmlichen Lösung des Arbeitsverhältnisses beseitigt, indem die Zu-
stimmung generell, also auch bei Einvernehmlichkeit gefordert wurde.561 Damit wur-
de die 6. DVOder APlWVO gem. § 2 der 8. DVO der APlWVO offiziell aufgehoben. 
Als Geltungsdauer der 8. DVO der APlWVO waren zunächst 6 Monate nach Verkün-
dung bestimmt.562 Diese Geltungdauer wurde aber durch die 9. DVO der APlWVO vom 
22.02.1945563 bis zum 31.12.1945 verlängert.
Mit Erlass der Arbeitsplatzwechselverordnung und ihrer sämtlichen Durchführungs-
verordnungen war die Basis des nationalsozialistischen Kriegsarbeitsrechts geschaffen.564 
b. Nach 1945
Die Arbeitsplatzwechselverordnung und ihre Durchführungsverordnungen wurden 
vom Kontrollrat beziehungsweise der Militärregierung nach der Kapitulation nicht aus-
drücklich aufgehoben. Die Weitergeltung war aber durchaus umstritten,565 zum Teil wur-
556  RGBl. 1942 I, S. 565.
557  Vgl. auch Kranig, Lockung und Zwang, S. 131.
558  Nicht zulässig war die einvernehmliche Lösung demnach gem. § 1 der 6. DVO der APlWVO im Berg-
bau, der Eisen- und Stahlgewinnung, Betrieben wie Metallhütten und –halbwerkzeuge, Betrieben der 
Herstellung von Eisen-, Stahl-, und Metallwaren, Maschinen-, Stahl-, und Fahrzeugbau, Elektrotechnik, 
Optik und Feinmechanik, Chemische Industrie, und Nachrichten- und Verkehrswesen.
559  RGBl. 1943 I, S. 114.
560  RGBl. 1944 I, S. 176.
561  Vgl. auch Günther Müller, Entlassungsschutz und Arbeitsamt, Arbeit und Sozialfürsorge, 1946, S. 369.
562  § 2: „Diese Verordnung gilt zunächst auf die Dauer von sechs Monaten. Sie tritt mit dem Tage der Ver-
kündung in Kraft. Mit dem gleichen Tage tritt die Sechste Durchführungsverordnung zur Verordnung 
über die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels vom 29. September 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 565) au-
ßer Kraft.“
563  RGBl. 1945 I, S. 31.
564  Vgl. auch Wahsner, Arbeitsrecht unterm Hakenkreuz, S. 97; Rieg, Entwicklung und Entstehung des Kün-
digungsgesetzes und des Betriebsverfassungsgesetzes unter Konrad Adenauer, S. 50; Becker, Arbeitsver-
trag und Arbeitsverhältnis in Deutschland, S. 409.
565  Vgl. Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 216 mit weiteren Hin-
weisen. Hinsichtlich der Zweifel der weiteren Anwendbarkeit der 2. DVO der APlWVO vgl. Richardi, 
Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 190; ders., Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 89.
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de vertreten, dass sie aufgrund des Kriegsendes automatisch außer Kraft getreten sei.566 
Zum Teil wurde angenommen, dass die APlWVO nach Erlass des Kontrollratsbefehls 
Nr. 3 vom 17.01.1946567 von diesem abgelöst und aufgehoben sei.568 Dessen Ziff. 16 ord-
nete an, dass der Wechsel des Arbeitsplatzes verboten ist, soweit der Wechsel nicht über 
das Arbeitsamt erfolgte. In den westlichen Besatzungszonen wurde die APlWVO grund-
sätzlich angewendet.569 In der amerikanischen Besatzungszone wurde die APlWVO und 
ihre Durchführungsverordnungen beispielsweise durch eine Richtlinie zu Kontrollrats-
befehl Nr. 3 ausdrücklich aufrechterhalten.570 In Württemberg-Baden wurde die Weiter-
geltung der APlWVO durch einen Runderlass des Landesarbeitsamtes vom 08.01.1947 
ebenfalls bestätigt.571 In der britischen Besatzungszone ging man ebenfalls davon aus, 
dass die APlWVO durch den Kontrollratsbefehl aufrechterhalten und in einzelnen Re-
gelungen sogar erheblich verschärft wurde.572 Der Kontrollratsbefehl Nr. 3 wurde wei-
terhin in Baden, das zur französischen Besatzungszone gehörte, durch eine Anordnung 
der Landesregierung über den Arbeitseinsatz vom 03.08.1946573 ausgeführt.574 Eine Kün-
digung war dort demnach auch bei Einvernehmen beider Vertragsteile lediglich mit Zu-
stimmung des Arbeitsamtes zulässig.575 Neben der Anordnung der Landesregierung und 
dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 sollten die Grundsätze der Arbeitplatzwechselverordnun-
gen anwendbar bleiben, sofern diese nicht nationalsozialistischer Art oder im Wider-
spruch zu den vorgenannten Regelungen standen.576 Die weitere Anwendbarkeit wurde 
auch in der übrigen französischen Besatzungszone bejaht.577
Dagegen fand die APlWVO in (Groß-)Berlin abweichend von den drei Westzonen 
nach Kriegsende keine weitere Anwendung.578 Dort regelte man den Arbeitsplatzwechsel 
über eine Bekanntmachung der Abteilung für Arbeit vom 03.06.1946579 in Durchführung 
des Kontrollratsbefehls Nr. 3.580 Diese Regelung wurde schließlich um Schwierigkeiten 
bei arbeitsgerichtlichen Streitigkeiten zu vermeiden und der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
566  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 165 f. mit wei-
teren Nachweisen. 
567  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 131.
568  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 166. 
569  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 110.
570  Brennert, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung in der amerikanischen Zone, ARiSt Bd. 1, S. 70 f.; Wie-
senecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 36. 
571  O.V., Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, BB 1947, S. 86.
572  Maus, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Kontrollrats, ARiSt Bd. 1, S. 6.
573  AmtsBl. der Landesverwaltung Baden, S. 57.
574  Citron, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Landes Baden, ARiSt Bd. 1, S. 210.
575  Citron, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Landes Baden, ARiSt Bd. 1, S. 210.
576  Citron, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung des Landes Baden, ARiSt Bd. 1, S. 210.
577  Leydecker, Entlassungen und Kündigungsschutz, BlStSozAr 1948, S. 14.
578  Einhorn, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung in Berlin, ARiSt Bd. 1, S. 214; Ringhandt, Groß-Berlin, 
RdA 1948, S. 27.
579  Bekanntmachung über die Durchführung des Arbeitsplatzwechsels auf Grund der Bestimmungen des 
Kontrollratsbefehls Nr. 3 vom 03.06.1946, GVOBl. 1946, S. 191.
580  Einhorn, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung in Berlin, ARiSt Bd. 1, S. 214.
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mehr Möglichkeiten zu eröffnen durch die Bekanntmachung über die Durchführung 
des Arbeitsplatzwechsels auf Grund der Bestimmungen des Kontrollratsbefehls Nr.  3 
vom 24.05.1948581 abgelöst.582 Diese Aufweichung der Arbeitsplatzwechselbeschränkun-
gen wurde nach der Währungsreform durch die Anordnung vom 24.06.1948 aufgeho-
ben, so dass auch dort wieder jede Kündigung der vorherigen Zustimmung des Arbeits-
amts bedurfte.583
In der sowjetischen Besatzungszone war die APlWVO ebenfalls nicht ausdrücklich 
aufgehoben, ihre Bestimmungen wurden aber sehr kritisch betrachtet und sogar als ty-
pisch nationalsozialistisch eingeschätzt.584 Vorherrschend war dort die Ansicht, dass die 
APlWVO auch ohne ausdrückliche Aufhebung nicht mehr anwendbar war.585 Schließ-
lich sollte bei einer Nichtbeachtung der Vorschriften der APlWVO nur ein öffentlich-
rechtlicher Anspruch erwachsen, für den Arbeitsgerichtsprozess aber keine Relevanz ha-
ben, d.h. keine Anwendung finden.586 Zudem wurde die Arbeitslenkung bis zum Erlass 
des Kontrollratsbefehls Nr. 3 am 17.01.1946 bereits durch zwei Befehle587 der SMAD ge-
regelt.588 Inhalt des Befehls Nr. 65 vom 15.09.1945589 war neben der Registrierungsver-
pflichtung der arbeitenden Bevölkerung und arbeitsfähigen Arbeitslosen bei den Ar-
beitsämtern, das Verbot der Einstellung und Arbeitsvermittlung ohne Mitwirkung des 
Arbeitsamts.590 Diese zwei SMAD Befehle wurden schließlich im Wesentlichen durch 
den Kontrollratsbefehl ersetzt.591
Nach Erlass des Grundgesetzes wurde vertreten, dass aufgrund des Art.  12 GG die 
APlWVO und ihre Durchführungsverordnungen nicht mehr anzuwenden seien.592 Die-
581  GVOBl. 1948 Nr. 23, S. 310.
582  Eingehend Einhorn, Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung in Berlin, ARiSt Bd. 1, S. 214. Siehe hierzu auch 
Ringhandt, Groß-Berlin, RdA 1948, S. 27 f. Vgl. auch Haas, Neue Stellungnahme zur Ausführung des 
Kontrollratsbefehls Nr. 3, BlStSozAr 1948, S. 96.
583  Ringhandt, Groß-Berlin, RdA 1948, S. 28.
584  Ehmke, Probleme der Arbeitslenkung, ArbBlBrZ 1947, S. 316; Holling, Kündigungsbeschränkungen 
(Kündigungsschutz), AuS 1948, S. 81; Heilmann, Das Arbeitsrecht der sowjetischen Besatzungszone 
(1945-1949), S. 231. Vgl. auch Günther Müller, Entlassungsschutz und Arbeitsamt, Arbeit und Sozialfür-
sorge 1946, S. 369 ff.
585  Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 216; Heilmann, Das Ar-
beitsrecht der sowjetischen Besatzungszone (1945-1949), S. 231; Holling , Kündigungsbeschränkungen 
(Kündigungsschutz), AuS 1948, S. 81. Vgl. auch Günther Müller, Entlassungsschutz und Arbeitsamt, Ar-
beit und Sozialfürsorge, 1946, S. 369.
586  Ehmke, Probleme der Arbeitslenkung, ArbBlBrZ 1947, S. 316; Günther Müller, Entlassungsschutz und 
Arbeitsamt, Arbeit und Sozialfürsorge, 1946, S. 370.
587  Befehl Nr. 65 vom 15.09.1945 und Befehl Nr. 153 vom 29.11.1945.
588  Nikisch, Sowjetische Zone (Berichtszeit von 1945 bis 1.8.1948), RdA 1948, S. 66. Hoffmann, Im Labora-
torium der Planwirtschaft, VfZ 2000, S. 633.
589  Arbeit und Sozialfürsorge 1946, S. 3. 
590  Nikisch, Sowjetische Zone (Berichtszeit von 1945 bis 1.8.1948), RdA 1948, S. 66; Hoffmann, Im Labora-
torium der Planwirtschaft, VfZ 2000, S. 633.
591  Nikisch, Sowjetische Zone (Berichtszeit von 1945 bis 1.8.1948), RdA 1948, S. 66.
592  Siehe Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 130 ff. Vgl. auch die Be-
gründung Kündigungsschutzgesetz BayHStA 2124. 
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se Ansicht wurde aber nicht einhellig geteilt.593 Eine Gegenauffassung war der Ansicht, 
die APlWVO sei nur dann nicht mit Art.  12 GG zu vereinbaren und demnach nicht 
mehr anzuwenden, sofern dadurch die Kündigung des Arbeitnehmers und seine Ein-
stellung beschränkt sei.594 Offiziell aufgehoben wurde die APlWVO und ihre Durchfüh-
rungsverordnungen aber erst mit dem Inkrafttreten des Kündigungsschutzgesetzes vom 
10.08.1951595 gem. §§ 25, 26 Abs. 1 KSchG mit Wirkung zum 14.08.1951.596 
2. Bayern
Dieser Unterabschnitt zeichnet die Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung und 
ihrer Durchführungsverordnungen in der erstinstanzlichen Rechtsprechung der bayeri-
schen Arbeitsgerichte anhand der Entscheidungen des Arbeitsgerichts Münchens nach. 
Begonnen wird dazu mit dem eigentlichen Untersuchungsgegenstand, den unveröffent-
lichten Entscheidungen aus der Urteilssammlung, ergänzend werden im Folgenden eini-
ge veröffentlichte zweitinstanzliche Entscheidungen des LAG München vorgestellt. An-
schließend werden die Ergebnisse des ausgewerteten einschlägigen Archivmaterials des 
Arbeitsministeriums referiert.
a. Unveröffentlichte Entscheidungen
aa. Az. 5 Ca 79/44 ArbG München vom 04.03.1948597
Diese Entscheidung in dem Verfahren mit dem Az. 5 Ca 79/44 wurde bereits in Kapi-
tel 1 hinsichtlich der Anwendung des AOG eingehend dargestellt.598 Daher beschränken 
sich die Ausführungen an dieser Stelle auf die Anwendung der APlWVO. Das Fehlen ei-
ner Zustimmung des Arbeitsamtes zu einer ordentlichen Lösung des Arbeitsverhältnis-
ses war vorliegend nicht streitentscheidend. Denn die Zustimmung wurde von der Be-
klagten beantragt und unzutreffenderweise nicht erteilt, da das Arbeitsamt auf Grund 
der 2. DVO zur APlWVO eine Zustimmung für nicht erforderlich erachtete. Die 2. DVO 
der APlWVO war allerdings nicht anwendbar, da der Kläger nicht in der Hoheitsverwal-
tung beschäftigt war. Das Gericht stellte klar, dass sich ein falscher Bescheid des Arbeits-
amtes nicht nachteilig für die Beklagte auswirken dürfe, da diese sich auf die Richtigkeit 
des behördlichen Handelns verlassen können müsse. Daher und aufgrund des Mangels 
der formellen Voraussetzungen der §§ 56 ff. AOG wurde die Klage abgewiesen. 
593  Siehe Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 130 ff. und Sonnenschein, 
Entnazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, S. 103 f.
594  Bulla, Anmerkung zu Nr. 5, RdA 1950, S. 40.
595  BGBl. 1951 I, S. 499.
596  Vgl. auch Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 165.
597  StaM ArbG München Nr. 48.
598  Siehe hierzu auch S. 40 f.
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bb. Az. 4 Ca 7/45 ArbG München vom 03.03.1948599
Der Kläger in der folgenden Entscheidung mit dem Az. 4 Ca 7/45 war bei der Beklagten 
bis zu seiner Kündigung am 15.11.1944 mit Wirkung zum 31.12.1944 als Finanzbuch-
halter beschäftigt. Die Kündigung am 15.11.1944 erging unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung des Arbeitsamtes. Zeitgleich wurde der Kläger beurlaubt und der Arbeitsplatz 
dem Arbeitsamt als frei verfügbar gemeldet. Der Kläger widersprach der Möglichkeit 
einer Kündigung unter Vorbehalt und kündigte anschließend selbst mit Wirkung zum 
31.03.1945. Das Arbeitsamt München stimmte mit Bescheid vom 30.01.1945 dem An-
trag der Beklagten vom 11.11.1944 unter der Auflage: “Im beiderseitigen Einverständ-
nis” nachträglich zum 31.12.1944 zu. Diese Auflage wurde aber lediglich handschriftlich 
in den Bescheid eingefügt. Ab dem 01.01.1945 wurde eine Gehaltszahlung von der Be-
klagten verweigert. Die Arbeitspapiere wurden dem Kläger am 31.01.1945 zurückgege-
ben. Daher erhob der Kläger mit Schriftsatz vom 13.02.1945 Klage auf Zahlung des aus-
stehenden Gehalts bis Ende März 1945 beim ArbG München. Mangels Erscheinens des 
Klägers im Termin am 09.02.1948 erging zunächst ein abweisendes Versäumnisurteil. 
Nach dem Einspruch des Klägers gegen das Versäumnisurteil erfolgte am 03.03.1948 
eine erneute mündliche Verhandlung. In den Entscheidungsgründen führte das Gericht 
aus, dass die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses gem. § 1 Ziff. 1 APlWVO erst nach 
Zustimmung des Arbeitsamtes ausgesprochen werden dürfe. Die Zustimmung wurde 
vorliegend aber erst zum 30.01.1945 mit der Auflage des beiderseitigen Einverständnis-
ses erteilt. Ein Einverständnis sei im Kündigungszeitpunkt allerdings nicht vorhanden 
gewesen, vielmehr habe der Kläger selbst zum 31.03.1945 gekündigt. Demgemäß sei die 
Kündigung zum 31.12.1944 rechtsunwirksam. Auf die nachträgliche Zustimmung kön-
ne sich die Beklagte nicht berufen, weil es zum einen fraglich sei, ob ein solcher hand-
schriftlicher Vermerk überhaupt zulässig und zum anderen die Voraussetzung des bei-
derseitigen Einverständnisses nicht gegeben sei. Nachdem das Arbeitsverhältnis auch 
nach dem 31.12.1944 fortbestanden habe, sei die Beklagte zur Weiterbeschäftigung, 
Fortzahlung des Gehalts und Schadenersatz verpflichtet. 
cc. Az. 4 Ca 30/47 ArbG München vom 07.07.1948600
In der Entscheidung des Verfahrens mit dem Az. 4 Ca 30/47 klagte ein als Lagerverwal-
ter Beschäftigter gegen seine fristlose Entlassung. Der Kläger war seit 15.11.1946 bei der 
Beklagten tätig. Am 17.05.1947 wurde er fristlos entlassen. Eine Zustimmung des Ar-
beitsamtes zu dieser Entlassung lag nicht vor. Der Kläger war nicht mit der fristlosen Lö-
sung des Arbeitsverhältnisses einverstanden, sondern verlangte die Einhaltung der ge-
setzlichen Kündigungsfristen. Mit einer Lösung zum 30.09.1947 erklärte er sich deshalb 
einverstanden. Die Weiterbeschäftigung und Gehaltszahlung bis zu diesem Zeitpunkt 
wurde von der Beklagten aber abgelehnt. Daher erhob der Kläger am 09.07.1947 Klage 
auf Zahlung des Gehalts bis Ende September. Im Rahmen der Prüfung der Rechtswirk-
samkeit der fristlosen Kündigung prüfte das Gericht zunächst die Voraussetzungen der 
599  StaM ArbG München Nr. 49.
600  StaM ArbG München Nr. 51.
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APlWVO. Hierzu führte es zunächst lehrbuchartig aus: „Eine Kündigung des Arbeits-
verhältnisses darf nach §  1 der Verordnung über die Beschränkung des Arbeitsplatz-
wechsels vom 1.9.1939 (RGBL. I S.1685) erst dann ausgesprochen werden, wenn das Ar-
beitsamt der Lösung des Arbeitsverhältnisses zugestimmt hat. Eine Kündigung ohne 
vorherige Zustimmung ist rechtsunwirksam, wenn nicht in besonderen Ausnahmefäl-
len, z.B. bei der fristlosen Kündigung, das Arbeitsamt nachträglich zustimmt.” Dem-
entsprechend sei Voraussetzung für die Rechtsgültigkeit einer Kündigung die Zustim-
mung des Arbeitsamtes. Eine solche habe für die ausgesprochene fristlose Kündigung 
aber nicht vorgelegen, worauf im Bescheid des Arbeitsamtes vom 12.06.1947 auch aus-
drücklich hingewiesen worden sei. Die fristlose Kündigung sei daher bereits aus diesem 
Grund rechtsunwirksam. Daneben wurde ausgeführt, dass die Kündigung auch nicht 
sachlich gerechtfertigt sei, da die vorgebrachten Kündigungsgründe nicht nachgewie-
sen worden seien.  
dd. Az. 4 Ca 41/47 ArbG München vom 21.03.1949601
Der Kläger in der arbeitsgerichtlichen Streitigkeit Az. 4 CA 41/47 war seit dem 16.09.1945 
bei der Beklagten als Bezirksdirektor beschäftigt. Am 05.09.1946 wurde er bei gleichzeiti-
ger Einstellung aller Dienstbezüge wegen vermeintlicher Zugehörigkeit zur NSDAP vom 
Dienst enthoben. Mit Schreiben vom 10.02.1947 wurde die Enthebung rückwirkend als 
Entlassung deklariert und die Zahlung von bereits verdienten Provisionen und sonstigen 
vertraglichen Ansprüchen abgelehnt. Daraufhin erhob der Kläger gegen die Beklagte mit 
Schriftsatz vom 25.07.1947 Klage beim ArbG München auf Zahlung der ausstehenden 
Provisionen und Lohn bis zum 31.12.1948. Das ArbG prüfte daher, ob das Dienstver-
hältnis bis zu diesem Zeitpunkt fortbestand. Die Zugehörigkeit des Klägers als Mitglied 
und nicht nur Anwärter der NSDAP zwischen 1939 bis 1945 wurde vom Gericht als Tat-
sache festgestellt. Daher waren die Bestimmungen des Art. 58 des Gesetzes zur Befrei-
ung von Nationalsozialismus und Militarismus vom 05.03.1946 (Befreiungsgesetz) auf 
ihn anwendbar. Außerdem wurde die im Januar 1945 erteilte Beschäftigungsgenehmi-
gung mit Wirkung ab 01.07. beziehungsweise 01.08.1946 widerrufen. Die Zuweisung des 
Klägers als Bezirksdirektor durch das Arbeitsamt konnte damit nicht als rechtsverbind-
lich anerkannt werden, da diese noch in der Annahme erging, der Kläger wäre lediglich 
Anwärter gewesen. Da der Kläger aber in leitender Stellung tätig war, wurde er im Sep-
tember 1946 von seinem Dienstposten entfernt. Nachdem er durch die Entscheidung der 
Spruchkammer als Mitläufer eingestuft wurde, konnte er gem. Art. 64 Befreiungsgesetz 
keine Ansprüche auf Wiedereinstellung oder Schadenersatz gegen die Beklagte geltend 
machen. Die Kündigung seines Dienstvertrages erfolgte somit gem. Art. 58 Befreiungs-
gesetz mit Wirkung zum 23.09.1946. Bei einem solchen Sachverhalt wurde eine Zustim-
mung des Arbeitsamts zur Kündigung gem. § 1 APlWVO nicht für erforderlich gehalten, 
da die Kündigung aufgrund einer zwingenden Gesetzesvorschrift auszusprechen war.
601  StaM ArbG München Nr. 51.
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ee. Az. 5 Ca 55/47 ArbG München vom 02.02.1948602
Die Klägerin in dem Verfahren mit dem Az. 5 Ca 55/47 war vom 17.08.1933 bis 31.12.1945 
bei einer sogenannten Wirtschaftsgruppe als Angestellte beschäftigt. Diese Wirtschafts-
gruppe war auf Anordnung des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft vom 
25.10.1945 aufgelöst worden. Ehemalige Mitglieder der Wirtschaftsgruppe gründeten 
daraufhin am 08.12.1945 einen entsprechenden Landesverein der später in “Landesver-
band” umbenannt wurde. Der Vorstand des Landesvereins beschloss in den Sitzungen 
vom 15.12.1945 und 16.01.1946 die Übernahme der vormals bei der Wirtschaftsgrup-
pe beschäftigten Angestellten. Zu diesen übernommenen Mitarbeitern gehörte auch die 
Klägerin. Am 21.05.1946 wurde die Klägerin vom Vorstand des Landesverbands fristlos 
entlassen. Als Kündigungsgründe wurden neben Unzuverlässigkeit unter anderem Un-
regelmäßigkeit, Vertrauensbruch und Indiskretion angegeben. Nach eingehender Prü-
fung wurde der Kündigung nachträglich durch Bescheid des Präsidenten des Landes-
arbeitsamtes Oberbayern-Schwaben vom 20.08.1946 gem. der APlWVO mit Wirkung 
zum 01.06.1946 die Zustimmung zur Kündigung zum nächstmöglichen Zeitpunkt er-
teilt. Im Bescheid wurde ein erhöhter Kündigungsschutz von 6 Monaten zum Viertel-
jahresschluss wegen der längjährigen Betriebszugehörigkeit der Klägerin festgestellt. 
Das Dienstverhältnis wäre demnach frühestens am 31.12.1946 erloschen. Der Vorstand 
des Beklagten lehnte die Anerkennung der sechsmonatigen Kündigungsfrist ab und 
verweigerte die Gehaltsfortzahlung. Daraufhin erhob die Klägerin mit Schriftsatz vom 
28.07.1947 Klage wegen Nichteinhaltung der Kündigungsfrist und Zahlung des ausste-
henden Gehalts. Zunächst prüfte das Gericht die vorgebrachten Kündigungsgründe und 
stellte fest, dass die erhobenen Anschuldigungen entweder unbegründet, nicht erwiesen 
oder aber nicht ausreichend zur Rechtfertigung einer fristlosen Kündigung seien. Der 
Landesverband sei darüberhinaus Rechtsnachfolger der Wirtschaftsgruppe im Sinne des 
Kündigungsschutzgesetzes, mit der Folge, dass die Beschäftigungsdauer der Klägerin bei 
dem Beklagten entsprechend § 2 KSchG ca. 11 Jahre betrage, nachdem sie vom Jahr 1933 
bis 1945 bei der Wirtschaftsgruppe und anschließend bis Mai 1946 beim Landesverband 
beschäftigt gewesen sei und im Jahr 1934 bereits das 25. Lebensjahr vollendet habe. Wei-
tere Ausführungen zur APlWVO finden sich nicht in den Entscheidungsgründen
ff. Az. 5 Ca 82/47 ArbG München vom 05.05.1948603
In diesem unter dem Az. 5 Ca 82/47 geführten Verfahren war der Kläger bei der Beklag-
ten ab dem 01.04.1946 als juristischer Sachbearbeiter zur Probe eingestellt. Vertraglich 
war vereinbart, dass während der sechsmonatigen Probezeit das Dienstverhältnis jeder-
zeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden konnte. Eine endgültige Ver-
tragsregelung sollte erst vor Ablauf der Probezeit erfolgen. Am 27.08.1946 wurde der 
Kläger mit sofortiger Wirkung vom Dienst suspendiert und der Abschluss eines end-
gültigen Dienstvertrages abgelehnt. Daraufhin erhob der Kläger am 15.09.1947 Klage 
602  StaM ArbG München Nr. 52.
603  StaM ArbG München Nr. 52. Entscheidung hinsichtlich Anwendung des AOG bereits oben auf S. 41 
dargestellt.
Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung (APlWVO) vom 01.09.1939
114
beim ArbG München auf Widerruf der Kündigung bzw. Schadenersatz. Die Kündigung 
sei unter anderem unwirksam, da eine Zustimmung des Arbeitsamtes entsprechend § 1 
Ziff. 2 APlWVO nicht eingeholt worden sei. Das Gericht stellte fest, dass die Kündigung 
rechtswirksam ergangen sei. Die erforderliche Zustimmung zur Lösung des Dienstver-
hältnisses sei nachträglich vom Landesarbeitsamt erteilt worden. Durch die behördli-
che Zustimmung seien die Vorschriften der APlWVO hinreichend beachtet. Der Kläger 
könne sich nicht darauf berufen, dass das Landesarbeitsamt und nicht das Arbeitsamt 
zugestimmt habe, auch wenn dieses zuständig gewesen wäre. Denn es würde der Ab-
sicht des Gesetzgebers widersprechen, wenn man dem Landesarbeitsamt, das für die Re-
gelung des Arbeitseinsatzes in seinem Bezirk zuständig sei, das Recht absprechen wolle, 
eine Zustimmung zur Lösung eines Dienstverhältnisses zu erteilen. Die Klage war daher 
nach Auffassung des Gerichts abzuweisen.
gg. Az. W I 52/48 ArbG München vom 27.09.1948604
Die Klägerin in dieser arbeitsgerichtlichen Streitigkeit mit dem Az. W I 52/48 war be-
reits in dem Zeitraum vom 15.09.1940 bis 15.03.1941 beim Beklagten als Verkäuferin tä-
tig und wurde am 15.04.1948 erneut eingestellt. Am 02.06.1948 wurde ihr fristlos gekün-
digt. Die Klägerin widersprach der Kündigung, die ohne Zustimmung des Arbeitsamtes 
erfolgte, sofort. Das Gericht stellte daraufhin fest, dass die Kündigung ohne Zustimmung 
des Arbeitsamtes nach den Vorschriften der APlWVO rechtsunwirksam sei. Im Übrigen 
sei auch Grund zur fristlosen Kündigung gegeben. Daher sei die Klage abzuweisen und 
der Klägerin bis zum nächstzulässigen Kündigungstermin Gehalt zu zahlen. 
hh. Az. I 184/48 ArbG München vom 24.05.1948605
Der Kläger im Verfahren mit dem Az. I 184/48 war bei der Beklagten seit etwa 10 Jah-
ren als Verwaltungsangestellter beschäftigt. Während des Krieges war der Kläger in 
Gefangenschaft geraten, nach seiner Rückkehr wieder eingestellt und zunächst in der 
Hauptstelle in München beschäftigt worden. Am 08.08.1947 ordnete die Beklagte sei-
ne Versetzung nach Nürnberg an. Dieser Anordnung kam der Kläger trotz mehrfa-
cher Aufforderung nicht nach, so dass die Beklagte das Dienstverhältnis des Klä-
gers am 29.10.1947 mit Zustimmung des Arbeitsamtes München vom 21.10.1948 zum 
31.03.1948 kündigte. Nachdem die Zustimmung entsprechend der APlWVO ordnungs-
gemäß erteilt und im Übrigen, die dem Kläger nach dem Kündigungsschutzgesetz vom 
09.07.1926 zustehende Kündigungsfrist beachtet worden waren, blieb die Klage in der 
Sache ohne Erfolg und wurde abgewiesen.
ii. Az. I 231/48 ArbG München vom 26.05.1948606
In dem unter dem Az. I 231/48 geführten Verfahren war die Klägerin vom 03.06.1943 
bis 15.03.1948 als Kassiererin bei der Beklagten beschäftigt. Am 12.03.1948 wurde der 
604  StaM ArbG München Nr. 54.
605  StaM ArbG München Nr. 55.
606  StaM ArbG München Nr. 55. Später bezeichnet als Az. I 195/48.
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Klägerin durch das Büro für Buch- und Steuerrevision mitgeteilt, dass ihr mangels Be-
reitschaft zur Rückzahlung von vorverauslagten Lohnsteuer- und Sozialversicherungs-
beiträgen zum 15.03.1948 fristlos gekündigt werde. Gegen die Kündigung erhob die 
Klägerin am 11.04.1948 Klage beim ArbG München auf Zahlung des Gehalts bis zur or-
dentlichen Kündigungsfrist. Mangels Zustimmung zur Kündigung vom 12.03.1948 gem. 
§ 1 APlWVO sei die Kündigung nicht rechtswirksam. In dem vorliegenden Falle aber 
auch nicht sachlich gerechtfertigt, da für die Klägerin keine Verpflichtung bestehe die 
Forderung auf Nachzahlung zu erfüllen. 
jj. Az. I 241/48 ArbG München vom 10.11.1948607
Die Klägerin dieser arbeitsgerichtlichen Streitigkeit, Az. I 241/48, war seit dem 06.03.1947 
als Schwesternhelferin bei der Beklagten beschäftigt. Am 02.04.1948 kündigte die Be-
klagte das Dienstverhältnis im Einvernehmen mit dem Betriebsrat und Zustimmung des 
Arbeitsamtes zum 30.06.1948. Als Kündigungsgründe wurden Diebstahlsverdacht und 
Streit mit Patienten und Personal vorgetragen. Am 23.04.1948 erhob die Klägerin Kla-
ge beim ArbG Augsburg mit dem Antrag die Kündigung für unzulässig zu erklären und 
begehrte Weiterbeschäftigung, hilfsweise Zahlung einer Entschädigung nach dem Kün-
digungsschutzgesetz. Das ArbG Augsburg leitete die Klage zuständigkeitshalber an das 
ArbG München weiter. Das Gericht stellte zunächst fest, dass für die Lösung des Dienst-
verhältnisses die Bestimmungen des § 16 TO A Anwendung finden. Danach betrage die 
Kündigungsfrist bei einem auf unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsverhältnis sechs 
Wochen zum Kalendervierteljahr, wenn eine Dienstzeit von einem Jahr vollendet sei. 
Dienstzeit i.S.v. §  7 ATO sei die Zeit, die das Gefolgschaftsmitglied nach Vollendung 
des 18.  Lebensjahres im nichtmilitärischen Dienst in der öffentlichen Verwaltung zu-
gebracht habe. Als anrechnungsfähige Dienstzeit wurden der Klägerin zwei Jahre zu-
erkannt. Die Kündigungsfrist des §  16 TO  A sei demnach gewahrt. Weiterhin sei die 
Kündigung mit Zustimmung des Arbeitsamtes unter Beachtung der APlWVO und im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat ausgesprochen worden. Die nach Art. 3 S. 2 KSchG 
erforderliche Bescheinigung des Betriebsrats sei zudem nicht beigefügt. Trotz fristge-
rechter Erhebung der Klage seien die formalen Voraussetzungen des Kündigungsschutz-
gesetzes nicht erfüllt gewesen. Zudem kam das Gericht aufgrund der Zeugenaussagen 
zum Ergebnis, dass die Klägerin durch ihr Verhalten Anlass zur fristgemäßen Kündi-
gung ihres Dienstverhältnisses gegeben habe. Die Klage wurde daher abgewiesen.
kk. Az. I 275/48 ArbG München vom 12.07.1948608
Der Kläger in dem Verfahren mit dem Az. I 275/48 war Schwerbeschädigter und ab Sep-
tember des Jahres 1946 bei der Beklagten als Bilanzbuchhalter beschäfigt. Am 20.04.1948 
kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 30.06.1948 mit dem Zu-
satz, dass dieser auch nach Ablauf der Kündigungsfrist weiterbeschäftigt werde, solange 
dies für den Betrieb noch tragbar sei und er nachweislich trotz Bemühungen keine neue 
607  StaM ArbG München Nr. 55.
608  StaM ArbG München Nr. 62.
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Anstellung gefunden habe. Als Kündigungsgrund wurde eine nicht ausreichende Befä-
higung des Klägers zur Unterstützung des Betriebsführers und dementsprechender Be-
darf einer neuen Kraft zu diesem Zweck genannt. Eine vorherige Zustimmung des Ar-
beitsamtes gem. § 1 APLWVO wurde nicht eingeholt. Mit Schreiben vom 14.05.1948 
wurde dem Kläger zudem fristlos gekündigt. Am 18.05.1948 erteilte das Arbeitsamt die 
Zustimmung zu einer Kündigung zum nächstmöglichen Zeitpunkt. Der Betriebsrat be-
stätigte mit Schreiben vom 25.05.1948, dass er einer Kündigung nicht zustimme. Die Zu-
stimmung der Hauptfürsorgestelle wurde von der Beklagten nicht eingeholt. Der Kläger 
erhob am 01.06.1948 Klage die beiden Kündigungen für rechtsunwirkam zu erklären. 
Das Gericht stellte fest, dass eine Kündigung einer vorherigen Zustimmung entspre-
chend der APlWVO beziehungsweise einer nachträglichen Zustimmung des Arbeits-
amts bedürfe. Die erteilte Zustimmung galt nur für nach dem 18.05.1948 ausgesproche-
ne Kündigungen, damit seien die vorangegangenen Kündigungen ohne die erforderliche 
Zustimmung ergangen. Nachdem zudem die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle we-
der beantragt noch erteilt worden sei, seien die Kündigungen auch aus diesem Grund 
rechtsunwirksam. 
ll. Az. I 277/48 ArbG München vom 07.07.1948609
In der unter dem I 277/48 geführten arbeitsgerichtlichen Streitigkeit wurde die Kläge-
rin, eine Stenotypistin, mit Schreiben vom 02.04.1948 mit sofortiger Wirkung gekün-
digt. Dieser Kündigung widersprach die Klägerin umgehend. Am 13.04.1948 stellte die 
Beklagte den Antrag auf Zustimmung zur Lösung des Arbeitsverhältnisses. Das Arbeits-
amt München erteilte daraufhin am 19.04.1948 die Zustimmung für eine Kündigung 
nach Erlass dieses Bescheides. Mit Schreiben vom 13.05.1948 kündigte die Beklagte der 
Klägerin zum 30.06.1948 und verweigerte die Gehaltszahlung für die Monate April bis 
Juni und rückstehende Spesenzuschüsse aus der ersten Hälfte des Monats Januar. Die-
ser Kündigung wurde nicht widersprochen. Das Gericht prüfte zunächst die Wirksam-
keit der fristlosen Kündigung vom 02.04.1948. Hierbei führte es lehrbuchartig aus, dass 
nach § 1 der APlWVO eine Kündigung erst ausgesprochen werden dürfe, wenn das Ar-
beitsamt der Lösung des Arbeitsverhältnisses zugestimmt habe. Ohne eine solche vor-
herige Zustimmung sei eine Kündigung rechtsunwirksam, wenn nicht in besonderen 
Ausnahmefällen, z.B. bei einer fristlosen Kündigung, das Arbeitsamt nachträglich zu-
stimme. Im vorliegenden Fall wurde weder eine vorherige noch eine nachträgliche Zu-
stimmung erteilt, sondern lediglich eine Zustimmung zu einer Kündigung nach Zugang 
des Zustimmungsbescheides. Die fristlose Kündigung sei aber zudem auch nicht sach-
lich gerechtfertigt, da der Klägerin keine erhebliche Ehrverletzung vorzuwerfen sei. Das 
Arbeitsverhältnis und damit auch der Gehaltsanspruch der Klägerin bestand daher bis 
zum 30.06.1948. 
609  StaM ArbG München Nr. 62.
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mm. Az. I 347/48 ArbG München vom 26.07.1948610
Der Kläger in der Entscheidung in dem Verfahren mit dem Az. I 347/48 war bei der Be-
klagten seit dem 12.02.1946 als Angestellter beschäftigt. Am 24.05.1948 wurde er zum 
30.06.1948 gekündigt und bis zum Ablauf der Kündigungsfrist beurlaubt. Die Industrie-
gewerkschaft erhob am 24.06.1948 namens des Klägers beim ArbG München Klage auf 
Widerruf der Kündigung. Die Beklagte beantragte Abweisung der Klage wegen Fristver-
säumnis gem. Art. 3 Kündigungsschutzgesetz vom 01.08.1947. Nach glaubhafter Versi-
cherung des Klägers nicht schuldhaft die Frist zur Klageerhebung versäumt zu haben, 
wurde ihm Wiedereinsetzung gewährt. Da die Beklagte, die gem. § 1 APlWVO erforder-
liche vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes nicht eingeholt habe und kein Ausnah-
mefall der nachträglichen Zustimmung vorgelegen habe, war die Kündigung nach An-
sicht des Gerichts rechtsunwirksam.
nn. Az. I 466/48 ArbG München vom 20.07.1948611
Der Kläger des Verfahrens mit dem Az. I 466/48 wurde am 15.06.1948 als Kraftfahrer 
bei der Beklagten eingestellt. Am 09.07.1948 wurde ihm fristlos gekündigt. Die Zustim-
mung des Arbeitsamtes wurde nicht eingeholt. Nachdem die Klage trotz Widerspruchs 
nicht zurückgenommen wurde, erhob der Kläger am 12.07.1948 Klage beim ArbG Mün-
chen auf Feststellung der Unwirksamkeit der fristlosen Kündigung und Einhaltung der 
gesetzlichen Kündigungsfrist mit Gehaltszahlung bis zu diesem Datum. Nachdem der 
Beklagte, die gem. der APlWVO erforderliche Zustimmung des Arbeitsamtes zur Kün-
digung nicht eingeholt hatte, wurde dem klägerischen Antrag stattgegeben. 
oo. Az. I 617/48 ArbG München vom 06.07.1949612
In der unter dem Az. I 617/48 geführten arbeitsgerichtlichen Streitigkeit wurde der Klä-
ger, ein Angestellter im Öffentlichen Dienst, von seinem Arbeitgeber mit Schreiben vom 
30.06.1948 mit Wirkung zum 30.09.1948 ohne vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes 
gekündigt. Im Tatbestand der Entscheidung wurde aus einem Schriftsatz der Beklagten 
zitiert, wonach die Verwaltung entsprechend der 2. DVO der APlWVO keiner Genehmi-
gung der Kündigung durch das Arbeitsamt bedürfe. In den Entscheidungsgründen wur-
de auf diesen Aspekt des Sachverhalts nicht mehr eingegangen, sondern festgestellt, dass 
die Kündigung wegen Unkündbarkeit des Klägers und mangels eines wichtigen Grundes 
rechtsunwirksam sei.
pp. Az. I 700/48 ArbG München vom 09.12.1948613
Der Kläger in der unter dem Az. I 700/48 geführten arbeitsgerichtlichen Streitigkeit war 
bei der Beklagten seit dem 24.05.1945 als Mechaniker beschäftigt. Am 24.04.1948 wurde 
610  StaM ArbG München Nr. 56.
611  StaM ArbG München Nr. 56.
612  StaM ArbG München Nr. 57.
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er wegen Diebstahlsverdachts fristlos zum 30.04.1948 entlassen. Der Kläger widersprach 
der Kündigung sofort. Nachdem eine Rücknahme nicht erfolgte, erhob er am 21.07.1948 
Klage beim ArbG München auf Widerruf der Kündigung und hilfsweise Zahlung ei-
ner Entschädigung. Im Verhandlungstermin vom 26.08.1948 änderte der Kläger die Kla-
ge zunächst auf eine Feststellungsklage und im Verhandlungstermin vom 09.12.1948 
schließlich auf Zahlung von Verdienstausfall. Die Beklagte wurde zur Zahlung des Ver-
dienstausfalls verurteilt, da sie zur Überzeugung des Gerichts weder den Kündigungs-
grund beweisen konnte, noch die gem. § 1 APlWVO erforderliche Zustimmung des Ar-
beitsamtes eingeholt hatte.
qq. Az. I 784/48 ArbG München vom 27.09.1948614
In der Entscheidung Az. I 784/48 wurde der Kläger am 15.07.1948 ohne vorherige Zu-
stimmung des Arbeitsamtes gekündigt. Nach Ansicht des Gerichts sei gem. § 1 Abs. 2 
APlWVO eine Kündigung ohne die vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes unwirk-
sam, wenn dieses nicht nachträglich zustimme. Eine solche habe hier vorgelegen, da für 
die Erteilung der Zustimmungserklärung nicht das übliche Formular verwendet wur-
de mit der ausdrücklichen Bestimmung, dass die Zustimmung nur für eine Kündigung 
gilt, die nach Erlass des Bescheides ausgesprochen werde. Nachdem das Arbeitsamt die 
Zustimmung zur Kündigung folglich nachträglich erteilte, war die Kündigung damit 
rechtswirksam.
rr. Az. I 2275/48 ArbG München vom 12.01.1949615
In der unter dem Az. I 2275/48 ergangenen Entscheidung stellte das Gericht fest, dass die 
Kündigung des Klägers ohne Zustimmung des Arbeitsamtes entsprechend § 1 APlWVO 
rechtsunwirksam war: “Es ist unbestritten, dass die gem. § 1 der VO über die Beschrän-
kung des Arbeitsplatzwechsels vom 1.9.39 zur Lösung des Arbeitsverhältnisses erfor-
derliche Zustimmung des Arbeitsamtes nicht vorliegt. Damit ist die am 12.11.48 ausge-
sprochene Kündigung rechtsunwirksam (§ 1 Ziff. 2 APlWVO).” Daneben sei der Kläger 
mit der Lösung des Arbeitsverhältnisses nicht einverstanden gewesen, und zudem seien 
auch die Bestimmungen des Kündigungsschutzgesetzes von 1926 nicht beachtet worden.
ss. Az. I 2370/48 ArbG München vom 18.08.1949616
Dem Kläger in der Entscheidung des Verfahrens Az. I 2370/48 war bei der Beklagten seit 
dem 01.01.1948 als Geschäftsführer beschäftigt. Am 10.06.1948 wurde ihm rückwirkend 
zum 01.05.1948 ohne vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes fristlos gekündigt. Nach-
dem weder Kündigungsgründe vorlagen, noch eine rückwirkende Kündigung gerichts-
bekannt sei, urteilte das Gericht daraufhin, dass die Kündigung, die zudem auch ohne 
vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes gem. § 1 APlWVO erging, rechtsunwirksam 
sei. Nachdem der Kläger mit der Lösung des Arbeitsverhältnisses zum 30.06.1948 ein-
614  StaM ArbG München Nr. 57.
615  StaM ArbG München Nr. 55.
616  StaM ArbG München Nr. 63.
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verstanden war, erhielt er einen Anspruch auf Zahlung des Gehalts bis zu diesem Zeit-
punkt.
tt. Az. II 15/49 ArbG München vom 23.02.1949617
Dieser arbeitsrechtlichen Streitigkeit in dem Verfahren mit dem Az. II 15/49 lag eine 
Klage gegen eine fristlose Kündigung zugrunde. Der Kläger war bei dem Beklagten vom 
12.10.1945 bis 12.12.1948 als Spenglergehilfe tätig. Am 12.12.1948 wurde ihm fristlos ge-
kündigt. Die Zustimmung des Arbeitsamts zur Kündigung entsprechend der APlWVO 
war nicht eingeholt worden. Nach Überzeugung des Gerichts war neben dem Verstoß 
gegen die APlWVO zudem kein Kündigungsgrund erwiesen, der eine fristlose Kündi-
gung rechtfertigen würde. Nachdem der Kläger allerdings mit einer fristgemäßen Kün-
digung einverstanden war, wurde diesem die Zahlung des ausstehenden Gehalts bis zum 
Ende des Arbeitsverhältnisses aufgrund der fristgemäßen Kündigung zugesprochen.
uu. Az. II 31/49 ArbG München vom 12.08.1949618
Dem Verfahren mit dem Az. II 31/49 lag folgender Kündigungssachverhalt zugrun-
de: Dem bei der Beklagten seit 1948 in einem vermeintlichen Aushilfsarbeitsverhält-
nis beschäftigten Kläger war, am 08.02.1949 ohne Zustimmung des Arbeitsamts zum 
12.02.1949 gekündigt worden. Das Gericht führte in seiner Entscheidung aus, nachdem 
das Arbeitsverhältnis tatsächlich kein Aushilfsarbeitsverhältnis darstellte und ein frist-
loser Grund im Sinne von § 123 GO nicht vorgelegen haben, die Kündigung daher un-
ter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist und nach Zustimmung des Arbeitsamts 
hätte erfolgen müssen. Das Einholen der Zustimmung sei entsprechend der APlWVO 
lediglich bei einem Einverständnis der Parteien entbehrlich.619 Da eine einverständliche 
Lösung aber nicht vorläge, wäre die Kündigung vom 12.02.1949 unwirksam. Dies gelte 
insbesondere, da auf die am 04.04.1949 aufgrund des ersten Gerichtstermins beantrag-
te Zustimmung des Arbeitsamtes zur Kündigung, nachträglich erteilte Zustimmung des 
Arbeitsamts vom 07.04.1949 keine weitere Kündigung der Beklagten mehr erfolgt sei. 
Als Rechtsfolge wurde dem Kläger gem. § 615 BGB ein Vergütungsanspruch bis zur end-
gültigen Lösung des Arbeitsverhältnisses, durch Eingehen eines neuen Arbeitsverhält-
nisses zuerkannt.
vv. Fazit
Festzustellen ist, dass die APlWVO grundsätzlich angewendet und für wirksam be-
funden wurde. Die Anwendung wurde in keinem der Fälle ausführlich begründet. Als 
Begründung der Anwendbarkeit wurde lediglich auf das Tatbestandsmerkmal des Er-
fordernisses der Einholung der Zustimmung des Arbeitsamtes gemäß § 1 APlWVO ver-
wiesen.620 Außerdem wurde eine nachträglich erklärte Zustimmung des Arbeitsamtes für 
617  StaM ArbG München Nr. 66.
618  StaM ArbG München Nr. 66.
619  Bezug auf § 2 Ziff. 1 APlWVO.
620  Siehe hierzu ArbG München vom 26.07.1948, S. 117; ArbG München vom 20.07.1948, S. 117; ArbG 
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zulässig erachtet.621 Der Kontrollratsbefehl Nr.  3 wurde allerdings in keinem der Fälle 
im Hinblick auf das Zustimmungserfordernis des Arbeitsamtes vor der Kündigung er-
wähnt. In zwei Verfahren wurde die 2. DVO der APlWVO zitiert.622 Deren Anwendung 
wurde in einer Entscheidung vom ArbG nur abgelehnt, da dessen Voraussetzungen nicht 
erfüllt waren.623 In der anderen Entscheidung ist die 2. DVO zwar nicht entscheidungser-
heblich, aus dem Tatbestand erschließt sich aber, dass das Arbeitsamt die 2. DVO für an-
wendbar erachtete.624 Nachdem die 2. DVO der APlWVO vom ArbG nicht weiter kom-
mentiert beziehungsweise abgelehnt wurde, ist anzunehmen, dass hier keine Bedenken 
gegen eine weitere Anwendbarkeit bestanden.
b. Veröffentlichte bzw. zweitinstanzliche Entscheidungen
Dieser Unterabschnitt befasst sich mit den veröffentlichten Entscheidungen. Ihre Dar-
stellung ermöglicht einen umfassenden Einblick in den Umgang der Rechtsprechung mit 
der APlWVO sowie ihren Durchführungsverordnungen. Vom LAG München wurden 
zahlreiche Entscheidungen zum namentlichen Thema veröffentlicht, weshalb an dieser 
Stelle eine Beschränkung auf einige ausgewählte, zu bedeutsamen Fragestellungen, wie 
beispielsweise hinsichtlich der Auseinandersetzung mit dem nationalsozialistischen Ur-
sprung der Norm oder auch der Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3, erfolgte. 
aa. Anwendbarkeit der APlWVO und DVOs, insbesondere ihr Verhältnis zu Kontrollrats-
befehl Nr. 3 
Im folgenden werden zunächst exemplarisch solche Entscheidungen des LAG Münchens 
dargestellt, die sich in ihren Gründen mit dem Verhältnis und der Auslegung des Kon-
trollratsbefehls Nr. 3 im Verhältnis zur APlWVO und der 2. DVO der APlWVO ausein-
andersetzen. 
[1]. Ber.-Reg.-Nr. 64/48 LAG München vom 14.07.1948625
Zur Veranschaulichung der Argumentation der Gerichte erscheint zunächst die im Ver-
fahren 64/48 ergangene Entscheidung des LAG München vom 14.07.1948 als geeig-
net. Mit der Klage hatte sich der Kläger gegen die von der Beklagten, einen Landkreis, 
am 12.02.1948 mit Wirkung zum 31.03.1948 erklärten Kündigung gewendet. Das er-
stinstanzliche Gericht stellte die Rechtsunwirksamkeit der Kündigung fest und stützte 
dies damit, dass die erforderliche vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes nicht einge-
holt worden sei. Inhaltlich behandelte diese Entscheidung, die zu diesem Zeitpunkt sehr 
München vom 09.12.1948, S. 118. 
621  Siehe hierzu ArbG München vom 26.07.1948, S. 117.
622  Siehe hierzu ArbG München vom 04.03.1948, S. 110 und ArbG München vom 06.07.1949, S. 117.
623  Siehe hierzu ArbG München vom 04.03.1948, S. 110.
624  Siehe hierzu ArbG München vom 06.07.1949, S. 117.
625  LAG München vom 14.07.1948, RdA 1948, S. 100. Siehe auch Anmerkung des Herausgebers zu LAG 
München vom 10.11.1948, WA 1949, Nr. 92 und Anmerkung des Herausgebers zu LAG Stuttgart vom 
10.06.1948, WA 1948, Nr. 264; a.A. LAG Frankfurt a.M. vom 23.09.1947, WA 1948, Nr. 13.
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umstrittene Rechtsfrage, ob die 2. DVO der APlWVO noch in Geltung war. Wie bereits 
dargestellt, ordnete diese Durchführungsverordnung zugunsten von Kündigungen durch 
Verwaltungen des Staates und der Gemeinden eine Ausnahme vom Zustimmungserfor-
dernis an. Zur Beurteilung der Frage der Geltung der 2. DVO wurde zunächst die Fra-
ge der Weitergeltung von § 1 APlWVO geprüft. Diesbezüglich stellte das Gericht fest, 
dass die APlWVO weder durch KRG Nr. 1 oder MRG Nr. 1 und seine Durchführungsbe-
stimmungen über die Aufhebung nationalsozialistischen Rechts außer Kraft getreten sei 
und sich ein Außerkrafttreten auch nicht durch sonstige Proklamationen des Konrollrats 
oder der amerikanischen Militärregierung ergebe. Die Verfassung des Freistaates Bayern 
beeinträchtige die weitere Wirksamkeit der APlWVO ebenfalls nicht. Zu klärende Frage 
war daher die Vereinbarkeit von § 1 APlWVO und § 1 der 2. DVO APlWVO626 mit dem 
Kontrollratsbefehl Nr. 3. Daher wurde der Wortlaut von Ziff. 19627 des Kontrollratsbefehls 
und ihrer amtlichen deutschen Übersetzung auf einen Widerspruch im Hinblick auf § 1 
APlWVO überprüft und als Ergebnis festgehalten, dass die Ziff. 19 dessen Weitergeltung 
vielmehr bestätige. Weiterhin wurde der Wortlaut der Ziff. 16628 auf eine Vereinbarkeit 
hin überprüft. Dessen amtliche deutsche Übersetzung lautete: “Die Beschäftigung von 
Arbeitslosen oder der Wechsel des Arbeitsamtes ist verboten, wenn er nicht über das Ar-
beitsamt geschieht.” Das LAG Bayern war der Überzeugung, dass die amtliche Überset-
zung einen Übersetzungsfehler aufwies, da der Ausdruck „transfer of employees from 
one place of work to another“ richtigerweise mit Versetzung von Arbeitnehmern von ei-
nem Arbeitsplatz zu einem anderen zu übersetzen sei. Erfasst vom Zustimmungserfor-
dernis der Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 wären daher Konstellationen, in denen 
ein Arbeitgeber mehrere Betriebe besitze und einen Arbeitnehmer in einen anderen Be-
trieb versetze beziehungsweise in denen ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer ausleihe. 
In den Ausführungen offen gelassen wurde die Frage der Versetzung eines Arbeitneh-
mers innerhalb eines Beschäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst. Der Aspekt 
der Kündigung durch den Arbeitgeber sei vielmehr nicht von Kontrollratsbefehl Nr. 3 
erfasst. Damit könne dieser auch nicht mit dem Regelungsinhalt von § 1 APlWVO kol-
lidieren. Daraus folge schließlich auch, dass § 1 der 2. DVO APlWVO noch in Kraft sei. 
Das Gericht stützte seine Auffassung zusätzlich auf die in dieser Sache ergangene gutach-
terliche Äußerung des Amtes der Militärregierung für Bayern vom 14.06.1948, in wel-
cher der Übersetzungsfehler nach Aussagen des Gerichts eingeräumt werde. 
[2]. Ber.-Reg.-Nr. 8/48 LAG München vom 10.11.1948629
In einer weiteren Entscheidung des LAG München mit dem Az. 8/48 vom 10.11.1948 
bestätigte das LAG seine Rechtsprechung, dass sich der Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht 
626  Es wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, dass weitere Bestimmungen der APlWVO und ihrer Durch-
führungsverordnungen nicht auf ihre Vereinbarkeit mit Kontrollratsbefehl Nr. 3 geprüft wurden. 
627  „Employees who transfer from one place of work to anoher without the permission of the Labor Office 
will be liable to punishment as provided in this order and to loss of the right to obtain food ration cards.“
628  „The employment of unemployed persons or transfer of employees from one place of work to another is 
forbidden unless done through the Labor Office.“
629  LAG München vom 10.11.1948, RdA 1949, S. 351 f. = WA 1949, Nr. 68 = WA 1949, Nr. 92. Siehe hierzu 
auch S. 74.
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auf das Anwendungsgebiet der APlWVO beziehe und diese noch unverändert fortbeste-
he. Hinzuweisen ist darauf, dass in dieser Entscheidung von einer “feststehenden Recht-
sprechung” des LAG die Rede ist, obgleich diese Rechtsfrage soweit man der Anmer-
kung von Hueck im Anschluss an diese abgedruckten Besprechung glauben kann, in der 
Rechtspraxis zu diesem Zeitpunkt noch immer streitig gewesen ist.630
[3]. Ber.-Reg.-Nr. 230/48 LAG München vom 15.11.1948631
Im Sinne einer ständigen Rechtsprechung stellte das LAG München im Verfahren 230/48 
fest, dass Behörden zur Kündigung nicht der Zustimmung des Arbeitsamtes bedurften, 
sondern dass allein die Beachtung der 2. DVO erforderlich sei. Damit wurde die Ent-
scheidung des LAG München vom 14.07.1948, die die grundsätzliche Vereinbarkeit der 
2. DVO und Kontrollratsbefehl Nr. 3 erklärte, bestätigt. Hinzuweisen ist aber auf den 
Umstand, dass die Anwendbarkeit der 2. DVO der APlWVO auf in der Hoheitsverwal-
tung tätige Arbeitnehmer beschränkt war.632 Nicht anwendbar war diese hingegen auf öf-
fentliche Betriebe, die im Eigentum eines Hoheitsträgers wie beispielsweise einer Ge-
meinde standen 
bb. Anwendung der APlWVO 
Das LAG stellte in der Entscheidung Ber.-Reg.-Nr. 3/48 LAG München vom 12.10.1948633 
fest, dass sich die Kündigung bis zur Entscheidung über die Zustimmung des Arbeitsam-
tes in einem Schwebezustand befand. Bis zur Entscheidung des Arbeitsamts sei die Kün-
digungserklärung demgemäß schwebend rechtsunwirksam. Durch die Erklärung des 
Arbeitsamtes werde dieser Schwebezustand mit rückwirkender Kraft beendet. Im Fal-
le der vorherigen Zustimmung zur Kündigung werde die Kündigung im Zeitpunkt der 
Kündigungserklärung rechtswirksam. Bei nachträglicher Antragstellung und Genehmi-
gung oder Ablehnung werde die Kündigung dementsprechend rückwirkend entweder 
endgültig rechtswirksam oder endgültig rechtsunwirksam. Außerdem betonte das Ge-
richt, dass die zu einer fristgemäßen Kündigung erklärte Zustimmung nicht auch die 
Zustimmung zu einer fristlosen Kündigung umfasse. In einer weiteren Entscheidung des 
LAG München Ber.-Reg.-Nr. 214/48 LAG München vom 20.10.1948634 wurde festgestellt, 
dass die Einstellung eines Betriebes an einem Ort und Verlegung von Neueinrichtungen 
an einen anderen Ort eine Betriebsstilllegung nicht ausschließen. Im Falle einer im Rah-
men einer Betriebsstilllegung erfolgenden Kündigung war dem Gericht zufolge entspre-
chend § 2 Ziff. 2 APlWVO eine Zustimmung des Arbeitsamtes nicht erforderlich.
630  Hueck, Anmerkung zu Nr. 92, RdA 1949, S. 352.
631  Im Folgenden aus WA 1949, Nr. 118 und Nr. 163.
632  LAG München vom 15.11.1948, WA 1949, Nr. 118; LAG München vom 17.12.1948, RdA 1949, S. 472 ff. 
= WA 1949, Nr. 200.
633  LAG München vom 12.10.1948, RdA 1949, S. 397 ff. = WA 1949, Nr. 82.
634  Im Folgenden aus LAG München vom 20.10.1948, WA 1949, Nr. 117.
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c. Bericht der Unterkommission zur Feststellung der gegenwärtigen Rechtslage auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts vom 4. September 1945635
Wie bereits in Kapitel 2 dargestellt,636 wurden in der ersten Sitzung der Unterkommission 
zur Feststellung der gegenwärtigen Rechtslage auf dem Gebiet des Arbeitsrechts, beste-
hend aus zwei Vertretern des Landesarbeitsamts München, zwei Vertretern des Arbeits-
amtes München und einem des Arbeitsministeriums, am 4. September 1945 über die 
noch geltenden Vorschriften auf dem Gebiet des Arbeitsrechts gesprochen. Als Diskus-
sions- und Prüfgrundlage wurde den Teilnehmern eine Aufstellung von Gesetzen und 
Verordnungen aus der NS-Zeit zum Zwecke der Prüfung auf nationalsozialistische In-
halte übergeben. Die APlWVO und ihre Durchführungsverordnungen waren in dieser 
Auflistung nicht enthalten. Hieraus ist zu schließen, dass seitens der Unterkommissi-
on keine Bedenken hinsichtlich der Weitergeltung bestanden und die namentliche Ver-
ordnung einschließlich der zugehörigen Durchführungsbestimmungen offenbar nicht 
zu den potentiell nationalsozialistischen Gesetzen und Verordnungen gezählt wurden.
3. Hessen
Im Folgenden wird die Anwendung der APlWVO in der erstinstanzlichen Recht-
sprechung der hessischen Arbeitsgerichte, beginnend mit den unveröffentlichten er-
stinstanzlichen Entscheidungen aus den Urteilssammlungen dargestellt. Hierauf folgt 
eine Erörterung von einigen zweitinstanzlichen und veröffentlichten Entscheidungen. 
Im Anschluss daran wird der zeitgenössische Rechtsdiskurs zur APlWVO anhand archi-
vierter Schreiben, Referatsmanuskripte und Gutachten aus dem Bestand des Landesar-
beitsgerichts aufgezeigt. 
a. Unveröffentlichte Entscheidungen
aa. Az. A 27/46 ArbG Limburg vom 11.04.1947 und Az. II LA 68/47 LAG Frankfurt a.M. 
vom 19.08.1947637
[1]. Az. A 27/46 ArbG Limburg vom 11.04.1947 
In der arbeitsrechtlichen Streitigkeit mit dem Az. A 27/46 klagte ein bei der Reichspost als 
Postjunge Beschäftigter gegen seine fristlose Entlassung mit Schreiben vom 09.11.1946. 
Begründet wurde das klägerischen Begehren mit der Unwirksamkeit der Kündigung, 
die daraus folge, dass weder die Postdirektion die Entlassung genehmigt, noch das Ar-
beitsamt seine Zustimmung entsprechend dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 erteilt habe. Er 
beantragte daher, die Kündigung für rechtsunwirksam zu erklären und Zahlung einer 
Entschädigung für die Zeit seiner Arbeitslosigkeit. In dem Kündigungsschreiben vom 
09.11.1946 wurde die Entlassung vorbehaltlich der Genehmigung der Postdirektion aus-
gesprochen. Dieser stand bei jeder Entlassung ein Nachprüfungsrecht hinsichtlich der 
Entlassungsgründe zu. Die Kündigung konnte demnach erst wirksam werden, wenn die 
635  BayHStA MArb 2148.
636  Siehe hierzu S. 77.
637  HHStAW Abt. 906 Nr. 17.
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Postdirektion die Entlassungsgründe für gerechtfertigt erachtete. Deren Genehmigung 
wurde dem zuständigen Postamtsleiter zwar kurzfristig erteilt, allerdings wurde der Klä-
ger davon nicht in Kenntnis gesetzt. Demgemäß sei die Entlassung als nicht zugegangen 
i.S.v. § 130 BGB zu betrachten. Auch die Wiederholung der fristlosen Kündigung im Gü-
tetermin, konnte mangels Zustimmung des Arbeitsamtes nicht rechtswirksam werden. 
Das ArbG war der Ansicht, dass aufgrund Ziff. 16 und 19 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 
jede Entlassung durch das Arbeitsamt genehmigungspflichtig sei, unabhängig, ob in Pri-
vatwirtschaft oder öffentlichen Betrieben. Des Weiteren führte das Gericht aus, dass sich 
die gleiche Rechtslage aus der Anwendung der APlWVO samt der 1. DVO der APlWVO 
ergebe, da diese nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen des Kontrollratsbefehls 
Nr. 3 stehe und nach dieser Verordnung jede Kündigung ohne Zustimmung des Arbeits-
amtes nichtig sei.638 Nachdem die Entlassung als rechtsunwirksam erachtet wurde, wur-
de dem Kläger zudem ein Anspruch auf Entschädigung für die Zeit der Arbeitslosigkeit 
zuerkannt.
[2]. Berufung Az. II LA 68/47 LAG Frankfurt a.M. vom 19.08.1947 
Im Ergebnis schloss sich das LAG in der Entscheidung mit dem Az. II LA 68/47 dem an-
gegriffenen erstinstanzlichen Urteil an. In seiner Begründung wich das Berufungsgericht 
allerdings deutlich von der Vorgängerentscheidung ab. Die fehlende Zustimmung des 
Arbeitsamtes sei vom Kläger zu Unrecht gerügt worden. Denn wie die Kammer bereits 
in dem Urteil Az. II LA 45/47 vom 10.06.1947 mit eingehender Begründung ausgeführt 
hatte, sei die APlWVO samt Ausführungsverordnungen in Hessen nach wie vor in Kraft 
und gerade nicht durch Kontrollratsbefehl Nr. 3 abgeändert oder aufgehoben. Damit sei 
weiterhin gemäß der 2. DVO vom 07.06.1941 die Zustimmung des Arbeitsamtes nicht 
erforderlich für die Kündigung seitens Behörden. Daran hätte auch Ziff. 16 Kontrollrats-
befehl Nr. 3 nichts geändert, da der Entschluss zur Kündigung durch eine Behörde nicht 
der Nachprüfung durch das Arbeitsamt für bedürftig erachtet werde. Außerdem sei im 
vorliegenden Fall die vom Kontrollratsbefehl erforderliche Anzeige der Kündigung am 
Arbeitsamt ordnungsgemäß erfolgt. Die Kündigung vom 30.06.1946 war aber aufgrund 
des Zusatzes einer Bedingung unwirksam. Erst die Kündigung im Gütetermin habe eine 
wirksame Kündigungserklärung dargestellt. Das Lehrverhältnis des Klägers sei als Lehr-
verhältnis nach den Vorschriften über die Dienstverhältnisse von Postjungboten nur aus 
wichtigem Grund kündbar. Diese Vorschrift sei mit § 127 b GewO vergleichbar. Dem-
entsprechend könne ein Lehrverhältnis nach Ablauf der Probezeit nur aus wichtigem 
Grund innerhalb von 2 Wochen ab Kenntnis des wichtigen Grundes gekündigt wer-
den. Bei seiner Prüfung kam das Berufungsgericht zu der Überzeugung, dass ein sol-
cher wichtiger Grund nicht gegeben, die Kündigung dementsprechend unwirksam war. 
Die Beklagte und Berufungsklägerin hatte demnach grundsätzlich bis Ende April, dem 
Ende der Lehrzeit, dem Kläger die Unterhaltsbeihilfe zu zahlen. Da dieser allerdings be-
reits am 26.03.1947 ein neues Dienstverhältnis angetreten hatte, wurde die Zahlungsfrist 
auf diesen Zeitpunkt begrenzt.
638  Die Ausnahmebestimmungen sowohl in der APlWVO als auch der 1. DVO wurden nicht erwähnt.
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bb. Az. A 97/47 ArbG Offenbach vom 20.11.1947639
Die Urteilsdarstellung siehe bereits auf S. 80 ff.
cc. Az. A 122/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948640
In diesem unter dem Az. A 122/47 geführten Verfahren klagte ein Arbeiter auf Heraus-
gabe seiner Arbeitspapiere. Das Arbeitsverhältnis wurde am 06.11.1947 fristlos ohne Zu-
stimmung des Arbeitsamtes gekündigt. Das Gericht führte in den Gründen aus, dass 
grundsätzlich an dem Rechtsgrundsatz festgehalten werden müsse, dass eine Kündigung 
ohne Zustimmung des Arbeitsamtes unwirksam sei, denn die APlWVO sei eine zwin-
gende Vorschrift, die vorliegend nicht beachtet worden sei. Im streitgegenständlichen 
Fall sei die fehlende Zustimmung des Arbeitsamtes durch das Gericht allerdings aus-
nahmsweise zu ersetzen, um eine der Parteien vor einem unersetzlichem Schaden zu be-
wahren. 
dd. Az. A 123/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948641
Der Kläger im Verfahren mit dem Az. A 123/47 war von Beruf Mechaniker und wurde 
im September 1947 dem Beklagten als Dreher zugewiesen. Am 22.10.1947 beantragte er 
beim Arbeitsamt Hanau, Nebenstelle Langenselbold, die Zustimmung zur Lösung des 
Arbeitsverhältnisses entsprechend Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 und der APlWVO. 
Zur Begründung gab er an, eine Beschäftigung in dem von ihm erlernten Beruf fortset-
zen zu wollen. Nachdem sein Gesuch abgelehnt wurde, erhob er am 21.11.1947 Klage 
beim ArbG Hanau auf Herausgabe der Arbeitspapiere und Ersetzung der Zustimmung 
des Arbeitsamt durch Urteil. Die Beklagte selbst hatte keine Einwände gegen die Lösung 
des Arbeitsverhältnisses, konnte den Kläger ohne behördliche Zustimmung aber nicht 
freigeben, da sonst das Arbeitsamt eine weitere Zuweisung von Arbeitskräften ableh-
nen würde. In den Entscheidungsgründen stellte das Gericht fest, dass nach den gesetz-
lichen Bestimmungen des Kontrollratsbefehls Nr. 3 und der Arbeitsplatzwechselverord-
nung die Lösung eines Arbeitsverhältnisses erst dann wirksam ist, wenn das zuständige 
Arbeitsamt seine Zustimmung erteilt habe. Da entsprechend § 1 Ziff. 3 APlWVO mit 
der Zustimmung des Arbeitsamtes nicht über die Berechtigung der Kündigung entschie-
den werde, herrsche die Rechtsauffassung, dass beim Versagen der Zustimmung durch 
das Arbeitsamt, die Gründe bei Klageantrag einer Prüfung durch das ArbG unterlägen. 
Weiter wurde ausgeführt, dass nicht in jedem Fall die fehlende Zustimmung des Arbeits-
amtes durch das ArbG ersetzt werden könne, da dieses seine Entscheidung unter dem 
Gesichtspunkt des Arbeitseinsatzes, der Arbeitslenkung und der wirtschaftlichen Not-
wendigkeit treffe. Vorliegend würde es sich um eine solche Ausnahme handeln. Sowohl 
mangels Eignung für die Tätigkeit als Dreher als auch, um einem jüngeren Menschen die 
weitere Ausbildung im erlernten Beruf nicht unmöglich zu machen und aufgrund des 
639  HStAD H 16 Offenbach Nr. 2.
640  HHStAW Abt. 905 Nr. 32.
641  HHStAW Abt. 905 Nr. 32.
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Einverständnisses der Beklagten mit der Lösung des Arbeitsverhältnisses wurde das Ar-
beitsverhältnis vom Arbeitsgericht für aufgelöst erklärt. 
ee. Az. A 121/47 ArbG Hanau vom 20.01.1948642
In dem Verfahren mit dem Az. A 121/47 klagte ein Ladengeschäft gegen seinen als Ver-
käufer angestellten Mitarbeiter. Mit Schreiben vom 01.11.1947 kündigte die Klägerin 
dem Beklagten fristlos, wogegen der Beklagte am 03.11.1947 Einspruch beim Betriebsrat 
erhob. Infolgedessen erhob die Klägerin mit Schreiben vom 12.11.1947 Klage auf Fest-
stellung der Wirksamkeit der Kündigung. Die Klägerin beantragte am 21.10.1947 nach 
vorheriger Erörterung mit dem Betriebsrat beim Arbeitsamt Hanau die Zustimmung zur 
fristgemäßen Kündigung des Arbeitsverhältnisses. Das Arbeitsamt erteilte daraufhin sei-
ne Zustimmung unter der Bedingung, dass die Fürsorgestelle für Schwerbeschädigten-
fürsorge ihr Einverständnis erteilt. Daraufhin wurde am 27.10.1947 die Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses zum 30.11.1947 ausgesprochen. Nachdem die Kündigungsschrei-
ben mehrfach zurückgesandt wurden, erfolgte am 01.11.1947 die fristlose Entlassung des 
Beklagten. Nach Überzeugung des Gerichts hatte die Beweisaufnahme ergeben, dass der 
Beklagte unter anderem ein Schwarzhandelsgeschäft geführt hatte und für ein Kassen-
defizit verantwortlich war. Die Klägerin sei daher berechtigt das Arbeitsverhältnis zu lö-
sen. Zunächst habe die Klägerin zugunsten des beruflichen Fortkommens des Beklagten 
das Arbeitsverhältnis lediglich fristgemäß lösen wollen, wozu sie auch entsprechend der 
Verordnung vom 01.09.1939 die Zustimmung des Arbeitsamtes beantragt habe, welcher 
ihr unter oben genannter Auflage auch gewährt worden sei. Der Klage wurde schließlich 
stattgegeben, da ein wichtiger Grund i.S.d. § 71 Abs. 1 HGB und § 626 BGB gegeben sei 
und die Klägerin darüber hinaus auch für die fristlose Kündigung die nachträgliche Zu-
stimmung des Arbeitsamtes erhalten habe. 
ff. Az. A 127/47 ArbG Hanau vom 27.01.1948643
In der folgenden Entscheidung mit dem Az. A 127/47 war die Klägerin ab dem 15.10.1947 
bei der Beklagten als Stenotypistin beschäftigt. Am 18.11.1947 wurde sie von der Be-
klagten des Diebstahls bezichtigt. In der darauffolgenden Auseinandersetzung äußerte 
die Klägerin, unter solchen Umständen nicht länger mit der Beklagten zusammenarbei-
ten zu können. Am folgenden Tag, es handelte sich um den Buß- und Bettag, erschien 
die Klägerin nicht zur Arbeit. Die Äußerung der Klägerin legte die Beklagte als Kündi-
gungserklärung aus und erklärte mit Schreiben vom 19.11.1947 das Einverständnis mit 
der Beendigung der Zusammenarbeit. Dieses Schreiben wurde von der Klägerin wie-
derum als fristlose Kündigung durch die Beklagte aufgefasst. Gegen diese Kündigung 
wendete sich die Klägerin mit ihrer Klage. Das Gericht stellte in den Urteilsgründen 
fest, dass gem. § 626 BGB ein Arbeitsverhältnis nur bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden könne. Diesbezüglich seien 
die Gründe in § 72 HGB aufgeführt. Entsprechend § 72 Ziff. 1 HGB reiche ein bloßer 
642  HHStAW Abt. 905 Nr. 32.
643  HHStAW Abt. 905 Nr. 32.
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Diebstahlsverdacht allerdings nicht um eine fristlose Kündigung zu rechtfertigen. Auch 
könne die Äußerung der Klägerin, ohne Auflösung des Diebstahlsverdachts die Zusam-
menarbeit nicht mehr fortsetzen zu wollen, nicht als erhebliche Ehrverletzung i.S.v. § 72 
Ziff. 4 HGB ausgelegt werden. Denn eine Kündigung müsse in einer für den Vertrags-
partner erkennbaren Art und Weise ausgesprochen werden. Dagegen stelle aber die Mit-
teilung der Annahme der Kündigung vom 19.11.1947, gefolgt von der Zustellung der 
Arbeitspapiere am 21.11.1947 eine fristlose Entlassung durch die Beklagte dar. Da nach 
dem klaren Wortlaut der Arbeitsplatzwechselverordnung auch bei einer fristlosen Kün-
digung die Zustimmung des Arbeitsamts einzuholen sei und der Beklagten gem. § 618 
BGB die Verpflichtung obliege, für die Sicherheit des Büros Sorge zu tragen, entschied 
das Gericht, dass die Beklagte, die Lösung des Arbeitsverhältnisses schuldhaft veranlasst 
hatte. Nachdem die Klägerin zwischenzeitlich ein neues Arbeitsverhältnis eingegangen 
war, wurde die Beklagte zur Zahlung eines Monatsgehalts verurteilt.
gg. Az. A 12/48 ArbG Hanau vom 29.01.1948644
Der Kläger in der arbeitsgerichtlichen Streitigkeit mit dem Az. A 12/48 war seit 1920 bei 
der Beklagten als Angestellter beschäftigt. Seit dem 1. Weltkrieg war er zudem Kriegs-
beschädigter. Aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit hatte er Aufsichtsfunktionen und 
die Schlüsselgewalt im Werk der Beklagten inne. Am 24.10.1947 wurde dem Kläger vom 
Betriebsrat mitgeteilt, dass er bis auf weiteres beurlaubt sei und die Arbeitsstelle nicht 
mehr betreten dürfe. Mit Einschreiben vom 18.12.1947 wurde er fristlos entlassen. Kün-
digungsgrund war der Verdacht eines Zementdiebstahls. Das Gericht prüfte zunächst 
den Sachverhalt des Diebstahls. Ein Diebstahl war nach Ansicht des ArbG zwar nicht 
nachweisbar, aber der Verdacht sei durchaus gerechtfertigt. Dementsprechend habe die 
Beklagte den Kläger fristlos entlassen können. Die Beklagte hatte die Zustimmung zur 
Kündigung sowohl von Arbeitsamt als auch Fürsorgestelle beantragt, wobei sie seitens 
der Fürsorgestelle verweigert worden war. Im Falle einer fristlosen Kündigung sei aller-
dings eine Zustimmung der Fürsorgestelle, so das Gericht, nicht erforderlich. Das Ar-
beitsamt erteilte am 01.11.1947 ausdrücklich seine Zustimmung zur fristlosen Kündi-
gung. Nachdem die Beklagte erst am 18.12.1947 von der Möglichkeit zur Kündigung 
Gebrauch machte und diese nicht bereits umgehend nach Erhalt der Zustimmung des 
Arbeitsamts erklärte, kam das Gericht allerdings zu der Auffassung, dass die Beklagte 
eine fristlose Entlassung nicht vornehmen wollte. Zudem könne eine einmalige, gering-
fügige Fahrlässigkeit eines derart langjährigen Angestellten nach Treu und Glauben eine 
fristlose Entlassung nicht rechtfertigen. Die fristlose Kündigung sei daher unwirksam. 
Das Gericht führte aber weiter aus, dass die Beklagte aufgrund des beeinträchtigten Ver-
trauens unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen wie z.B. Kündigungsschutz-
gesetz, Arbeitsplatzwechselverordnung oder auch Schwerbeschädigtengesetz kündigen 
könne.
644  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
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hh. Az. A 33/48 ArbG Hanau vom 13.04.1948645
In dem unter dem Az. A 33/48 geführten Verfahren klagte eine Keramikerin gegen 
die Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses vom 27.02.1948. Die Klägerin war seit dem 
01.06.1938 bei der Beklagten beschäftigt. Aufgrund von Kohlenmangel wurde das Werk 
am 15.03.1945 vorübergehend stillgelegt. Daher vereinbarten die Parteien für diese Zeit 
ein Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis. Am 26.02.1948 bean-
tragte die Beklagte beim Arbeitsamt die Zustimmung zur Kündigung. Mit Schreiben 
vom 25.03.1948 wurde die Zustimmung zur Kündigung zum nächstmöglichen Zeit-
punkt erteilt. Das ArbG führte aus, dass nach der APlWVO Ziffer 2646 eine Kündigung 
ohne vorherige Zustimmung des Arbeitsamtes rechtsunwirksam sei. Eine nachträgliche 
Zustimmung zur Lösung des Arbeitsverhältnisses gem. § 1 Ziff. 2 HS 2 APlWVO sei we-
der beantragt noch erteilt worden. Nachdem das Kündigungsgesetz vom 09.07.1926 an-
wendbar sei, sei das Arbeitsverhältnis mit Ablauf der 3-monatigen Kündigungszeit zum 
30.06.1948 rechtswirksam gelöst worden. Für die Zeit des ruhenden Arbeitsverhältnisses 
stünden der Klägerin zwar keine Gehaltsansprüche zu, dafür aber für den Zeitraum der 
theoretischen Beschäftigungsmöglichkeit bis zum Ende der ordentlichen Kündigungs-
frist. 
ii. Az. A 26/48 ArbG Limburg vom 14.04.1948647
In diesem Verfahren mit dem Az. A 26/48 wendete sich der Kläger gegen seine fristlose 
Kündigung. Der Kläger war ab dem 01.09.1947 bei dem Beklagten als Beifahrer beschäf-
tigt. Nachdem er einer Anweisung des Beklagten nicht nachkam, wurde ihm seine Ent-
lassung mitgeteilt. Eine Zustimmung des Arbeitsamtes zur Lösung des Arbeitsverhält-
nisses wurde vom Beklagten nicht eingeholt. Zunächst prüfte das ArbG das Vorliegen 
eines wichtigen Grundes und verneint dies, da der Beklagte den Kläger zu einer unge-
setzlichen Handlung aufgefordert habe, die der Kläger berechtigterweise habe verwei-
gern dürfen. Ein wichtiger Grund, der zur fristlosen Kündigung berechtigen würde, lie-
ge damit nicht vor. Der Beklagte hätte demgemäß lediglich fristgerecht mit Zustimmung 
des Arbeitsamtes kündigen können. Das Gericht führte dazu weitergehend aus, dass das 
Kündigungsrecht des Arbeitgebers bereits seit Beendigung des Ersten Weltkrieges einge-
schränkt und seit dem 01.09.1939 die Freizügigkeit bezüglich der Arbeitsverträge voll-
kommen aufgehoben sei. Seit dieser Zeit sei die Lenkung der Arbeitskräfte dem freien 
Spiel des Wirtschaftslebens entzogen und Arbeitsverhältnisse könnten nur noch unter 
Mitwirkung des Arbeitsamtes geschlossen oder gelöst werden. Hinsichtlich der gelten-
den Rechtslage führte das Gericht aus, dass durch Kontrollratsbefehls Nr. 3 die APlWVO 
aufrechterhalten, auf Behörden und Beamte ausgedehnt und verschärft worden sei.
645  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
646  So im Urteil zitiert.
647  HHStAW Abt. 906 Nr. 19.
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jj. Az. A 72/48 ArbG Limburg vom 01.07.1948648
In diesem arbeitsgerichtlichen Verfahren mit dem Az. A 72/48 wurde auf Zahlung von 
Schadenersatz geklagt. Der Kläger war bei dem Beklagten ab April 1948 als Kraftfahrer 
beschäftigt. Am 17.06.1948 wurde er aufgrund von Zweifeln an seiner Ehrlichkeit und 
Zuverlässigkeit fristlos gekündigt. Der Kündigung hatte der Kläger nicht widersprochen, 
sondern sich sofort um einen neuen Arbeitsplatz bemüht. Ein neues Arbeitsverhältnis 
konnte allerdings nicht eingegangen werden, da dem Arbeitsamt weder die fristlose Ent-
lassung des Klägers mitgeteilt, noch die Zustimmung zur fristlosen Entlassung bean-
tragt worden sei. Der Kläger begründete den geltend gemachten Anspruch, dass ihm 
durch das schuldhafte Verhalten des Beklagten ein Lohnausfall entstanden sei. Das Ge-
richt stellte fest, dass der für die geltend gemachte Schadenersatzforderung erforderliche 
Lohnausfalls nicht bewiesen sei. Da der Beklagte aber erst mit Schreiben vom 24.06.1948 
die Zustimmung zur Entlassung beantragt hatte, konnte die Zustimmung frühestens am 
25.06.1948 erfolgen und die fristlose Kündigung, entsprechend dem Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 in Verbindung mit der APlWVO und der herrschenden Rechtsprechung, erst mit 
der Zustimmung des Arbeitsamtes rechtswirksam werden. Das Gericht gelangte dem-
entsprechend zu der Überzeugung, dass die Entlassung am 24.06.1948 rechtswirksam 
geworden sei, da nach der Übung der Arbeitsämter diese im Falle einer fristlosen Entlas-
sung grundsätzlich immer ihre Zustimmung geben und zwar im Regelfalle rückwirkend 
auf den Tag der Antragstellung. Nachdem der Kläger bis einschließlich 19.06.1948 Lohn 
empfangen habe, stünde ihm nur noch ein Lohnanspruch für die Zeit bis einschließlich 
23.06.1948 zu.
kk. Az. A 101/48 ArbG Limburg vom 02.08.1948 und Az. II LA 118/48 LAG Frankfurt 
a.M. vom 05.09.1948649
[1]. Az. A 101/48 ArbG Limburg vom 02.08.1948 
Bei dem Verfahren mit dem Az. A 101/48 klagte ein Stadtsekretär auf Feststellung, der 
Unwirksamkeit der ihm am 15.12.1947 zum 31.08.1948 erklärten Kündigung und Fest-
stellung des Fortbestands des Dienstverhältnisses. Der Kläger war ab dem 17.11.1947 
bei der Beklagten, einer Stadtverwaltung, angestellt. Die Zustimmung zur Lösung des 
Arbeitsverhältnisses wurde nicht eingeholt. Das Gericht prüfte vorab, ob die gesetzli-
chen Bestimmungen hinsichtlich der APlWVO bzw. des Kontrollratsbefehls Nr. 3 vom 
17.01.1946 bei der Kündigung beachtet worden waren. Es führte aus, dass die APlWVO 
in Verbindung mit Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 zweifelsfrei auch auf Angestell-
te und Beamte der Behörden und öffentlich-rechtlichen Körperschaften Anwendung fin-
de, wie dies bereits wiederholt vom LAG festgestellt worden sei. Nachdem die Beklagte 
plante an Stelle des Klägers eine andere Person neu einzustellen, beabsichtigte sie einen 
Arbeitsplatzwechsel im Rechtssinne. Ein solcher Arbeitsplatzwechsel hätte der Zustim-
648  HHStAW Abt. 906 Nr. 19.
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mung des Arbeitsamtes entsprechend § 16 Kontrollratsbefehls Nr. 3650 bedurft. Die ohne 
Zustimmung des Arbeitsamtes erklärte Kündigung verstoße daher gegen ein gesetzliches 
Verbot und sei bereits aus diesem Grund rechtsunwirksam. Zusätzlich prüfte das Gericht 
noch die sachliche Berechtigung der Kündigung. Diesbezüglich gelangte das Gericht zu 
der Einschätzung, dass die Kündigung einen Willkürakt darstelle und zudem gegen Treu 
und Glauben §§ 157, 242 BGB verstoße.
[2]. Az. II LA 118/48 LAG Frankfurt a.M. vom 05.10.1948 
Das Berufungsurteil mit dem Az. II LA 118/48 änderte das erstinstanzliche Urteil dahin-
gehend ab, dass festgestellt wurde, dass das streitgegenständliche Arbeitsverhältnis auch 
nach dem 31.08.1948 fortbestehe. Im übrigen wurde die Klage abgewiesen. Das LAG kri-
tisierte die Begründung des Arbeitsgerichts unter anderem dahingehend, dass dieses ne-
ben dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 auch die APlWVO anwendete, obwohl es sich bei der 
Beklagten um eine Stadtgemeinde handele. Die Kammer vertrete in ständiger Recht-
sprechung, dass der Kontrollratsbefehl Nr. 3 die APlWVO nicht aufgehoben habe, son-
dern, dass beide Regelungen das gleiche Ziel verfolgen würden, wenn auch auf unter-
schiedlichem Wege: „Die Arbeitsplatzwechselverordnung sucht dieses Ziel dadurch zu 
erreichen, dass es die Zustimmung des Arbeitsamtes knüpft an die rechtliche Willens-
erklärung der Lösung des Arbeitsvertrages, während der Kontrollratbefehl Nr. 3 diese 
Planung herbeiführt, indem er anknüpft an einen tatsächlichen Vorgang, nämlich den 
Arbeitsplatzwechsel.“ Nach Auffassung der Kammer sei für Gemeinden die Einholung 
einer Zustimmung des Arbeitsamtes bei der Lösung von Arbeitsverhältnissen entspre-
chend der 2. DVO der APlWVO vom 07.03.1941 nicht erforderlich, dieses Erfordernis 
ergebe sich vorliegens aber aufgrund des Kontrollratsbefehls Nr. 3.
ll. Az. A 209/48 ArbG Hanau vom 28.09.1948651
In diesem Verfahren mit dem Az. A 209/48 klagte ein Betonarbeiter auf Kündigungswi-
derruf gegen die fristlose Kündigung vom 09.09.1948. Eine Zustimmung des Arbeitsam-
tes wurde bis zur mündlichen Verhandlung nicht erteilt. Das ArbG führte hier aus, dass 
entsprechend §  1 Ziff.  1 APlWVO eine Kündigung nur ausgesprochen werden dürfe, 
wenn das Arbeitsamt der Lösung des Arbeitsverhältnisses zugestimmt habe. Denn eine 
Kündigung ohne Zustimmung des Arbeitsamtes sei gem. § 1 Ziff 2 APlWVO unwirksam, 
wenn nicht in Ausnahmefällen das Arbeitsamt nachträglich zustimmt. Zur Geltung der 
APlWVO wurde ausgeführt, dass diese Vorschrift zwingend und in der Arbeitsrechts-
sprechung fest verankert sei. Da der Kläger auf eine Weiterbeschäftigung verzichtete, 
wurde die Beklagte zur Zahlung des Gehalts bis zur Aufnahme der neuen Beschäftigung 
verurteilt, da die gesetzlichen Vorschriften bei der Kündigung nicht beachtet wurden. 
650  So im Urteil zitiert.
651  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
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mm. Az. A 221/48 ArbG Hanau vom 21.10.1948652
In dieser arbeitsrechtlichen unter dem Az. A 221/48 geführten Streitigkeit klagte ein 
Strickmeister gegen seine Kündigung. Mit Schreiben vom 16.07.1948 wurde diesem 
zum 30.09.1948 gekündigt. Die Zustimmungserklärung des Arbeitsamts wurde erst am 
27.08.1948 erteilt. Das Gericht legte dar, dass nach dem klaren Wortlaut der APlWVO 
und nach der bisherigen Rechtsprechung eine Kündigung erst dann rechtswirksam wer-
de, wenn die Zustimmung des Arbeitsamtes tatsächlich vorliege. In diesem Falle wurde 
die Klage im Ergebnis gleichwohl abgewiesen, was vom Gericht damit begründet wur-
de, dass es sich um ein nicht ordnungsgemäß eingegangenes Arbeitsverhältnis gehandelt 
habe und dies bei der Lösung zu Verspätungen geführt habe. 
nn. Az. A 256/48 ArbG Hanau vom 02.12.1948653
Der Kläger in dem Verfahren mit dem Az. A 256/48 war bei der Beklagten seit dem 
04.09.1945 als Schlosser und Schleifer beschäftigt. In der Betriebsratsperiode 1947/48 
gehörte er dem Betriebsrat an. Neuwahlen für die nächste Betriebsratsperiode hatten 
noch nicht stattgefunden. Die Zustimmung des Arbeitsamtes wurde von der Beklag-
ten am 28.07.1948 beantragt und auf telefonische Rückfrage zunächst mündlich er-
teilt. Die schriftliche Zustimmung wurde am 29.07.1948 übersandt. Mit Schreiben vom 
28.07.1948 wurde dem Kläger und acht weiteren Mitarbeitern mit 14-tägiger Frist mit 
Wirkung zum 11.08.1948 die Kündigung erklärt. Im Wesentlichen prüfte das Gericht, ob 
der Kläger zum Zeitpunkt der Kündigung noch Betriebsrat war und dementsprechend 
der spezielle Kündigungsschutz aus Art. IX KRG Nr. 22 und § 29 Betriebsrätegesetz zu 
beachten wäre. Hinsichtlich der APlWVO wurde schlicht festgestellt, dass die Kündi-
gung nach telefonischer Zustimmung des Arbeitsamtes vom 28.07.1948 ausgesprochen 
wurde und die schriftliche Zustimmung gemäß der APlWVO am 29.07.1948 erfolgte. Im 
Übrigen wurde die Betriebsratseigenschaft bejaht und der Klage auf Kündigungswider-
ruf stattgegeben.654 
oo. Az. A 415/48 ArbG Hanau vom 20.01.1949655
In dem vorliegenden Verfahren mit dem Az. A 435/48 war der schwerkriegsbeschädig-
te Kläger seit dem 25.06.1947 als Schreiner bei der Beklagten beschäftigt. Bei seiner Ein-
stellung wurde eine bestimmte Arbeitszeit aufgrund seiner Beschädigung vereinbart. 
Am 19.11.1948 wurde ihm fristlos wegen häufiger unerlaubter Abwesenheit vom Ar-
beitsplatz, ungenehmigter Urlaubsnahme und einer 3-wöchigen Krankheitsabwesenheit 
ohne Krankmeldung gekündigt. 
652  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
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654  Gegen dieses Urteil wurde von der Beklagten Berufung beim LAG Frankfurt a.M. eingelegt. Das Beru-
fungsurteil, Az. II LA 3/49 vom 09.02.1949 (HHStAW Abt. 905 Nr. 33) bestätigte die erste Instanz. Hin-
sichtlich einer Unwirksamkeit der Kündigung aufgrund der lediglich mündlich erteilten Zustimmung 
des Arbeitsamtes vor Ausspruch der Kündigung bzw. schriftlichen Zustimmung nach Kündigungsaus-
spruch wurden keine Ausführungen angestellt.
655  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
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Gegen diese fristlose Entlassung erhob der Kläger zunächst Einspruch. Nachdem die-
sem nicht abgeholfen wurde, erhob er Klage, dass die fristlose Entlassung willkürlich, 
nicht betriebsbedingt und unbillig hart sei. Vom Arbeitsgericht wurde geprüft, ob ein 
wichtiger Grund zur fristlosen Kündigung vorlag. Nach dem Ergebnis der Beweisauf-
nahme wurde keiner der Kündigungsgründe für stichhaltig befunden. Zudem seien die, 
der Entlassung zu Grunde liegenden Tatsachen dem Arbeitgeber vor Ausspruch der 
Kündigung länger als eine Woche bekannt gem. § 123 GO, so dass die fristlose Kündi-
gung nicht mehr darauf habe gestützt werden können. Außerdem sei eine Zustimmung 
des Arbeitsamts nicht entsprechend der APlWVO vor Ausspruch der Kündigung bean-
tragt, sondern erst am 23.11.1948. Der Klage wurde daher stattgegeben.
pp. Az. A 446/48 ArbG Hanau vom 08.02.1949656
Der Kläger in dem Verfahren mit dem Az. A 446/48 war gelernter Dachdecker und wur-
de von der Beklagten am 08.12.1948 als Bauhilfsarbeiter eingestellt. In diese Tätigkeit 
wurde der Kläger durch das Arbeitsamt eingewiesen. Bereits am 10.12.1948 wurde er 
wegen Arbeitsunlust fristlos entlassen. Die Zustimmung des Arbeitsamtes wurde erst 
nachträglich am 16.12.1948 beantragt und mit Schreiben vom 22.12.1948 als Zustim-
mung zur fristgemäßen Kündigung erteilt. Das Gericht prüfte daraufhin das Vorliegen 
eines Grundes zur fristlosen Entlassung gem. § 123 GO sowie die Einhaltung der gesetz-
lichen Bestimmungen der APlWVO für die fristlose Entlassung. Die Beweisaufnahme 
konnte keine beharrliche Arbeitsverweigerung i.S.v. § 123 Ziff. 3 GO feststellen. Daher 
habe die Beklagte unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist kündigen müs-
sen. Zudem habe die Beklagte, da kein Probearbeitsverhältnis vereinbart gewesen sei, 
vor Aussprache der fristlosen Kündigung die Zustimmung gem. § 1 APlWVO einholen 
müssen. Nachdem das Arbeitsamt die Zustimmung zur fristgemäßen Kündigung erteilt 
hatte, konnte die Beklagte frühestens zum 19.12.1948 das Arbeitsverhältnis lösen. Das 
Gericht stellte klar, dass es zur Abänderung dieser Entscheidung nicht berechtigt sei. Das 
Arbeitsverhältnis ende damit am 18.12.1948. 
qq. Az. A 113/49 ArbG Limburg vom 21.02.1949657
In dem Verfahren mit dem Az. A 113/49 klagte der Kläger auf entgangenen Verdienst. 
Am 29.12.1948 wurde das Arbeitsverhältnis fristlos gekündigt und am 30.12.1948 beim 
zuständigen Arbeitsamt die Zustimmung zur Entlassung beantragt. Diese wurde am 
04.04.1949 mit Wirkung ab dem 31.12.1948 zum nächstmöglichen Zeitpunkt erteilt. Da 
eine Zustimmung zur fristlosen Entlassung des Klägers nicht vorläge, sei die Entlassung 
entsprechend der herrschenden Rechtsprechung zu § 1 APlWVO und Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 Ziff. 16 nichtig. Weiter führte es aus, es sei unerheblich, wenn das Arbeitsamt ver-
sehentlich eine Zustimmung zur fristgerechten Kündigung erteilt habe, da die Beklag-
te sich um eine Abänderung der Zustimmung habe bemühen müssen. Nachdem dies 
nicht erfolgt sei, sei die Beklagte nur zur fristgerechten Kündigung berechtigt gewesen. 
656  HHStAW Abt. 905 Nr. 33.
657  HHStAW Abt. 906 Nr. 20.
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Darüber hinaus sei eine fristlose Kündigung auch nicht berechtigt gewesen. Die Beklag-
te wurde daher zur Zahlung des Gehalts bis zum Ende der Kündigungsfrist verurteilt. 
rr. Az. 1 A 2007/49 ArbG Wiesbaden vom 16.12.1949658 
In der Entscheidung mit dem Az. 1 A 2007/49 wurde dem Kläger ohne Zustimmung 
des Arbeitsamtes mit Schreiben vom 02.02.1949 gekündigt. Das Gericht stellte die Un-
wirksamkeit der Kündigung fest und begründete dies damit, dass im Februar 1949 die 
APlWVO noch uneingeschränkt in Kraft gewesen sei und daher anzuwendenes Recht 
dargestellt habe. 
ss. Az. 1 A 2245/49 ArbG Wiesbaden vom 18.11.1949659 
In der unter dem Az. 1 A 2245/49 geführten arbeitsgerichtlichen Streitigkeit wurde dem 
Kläger mit Schreiben vom 15.08.1949 zum 15.09.1949 gekündigt. Der Kläger war seit 
dem Jahr 1946 bei dem Stammunternehmen in Wiesbaden und ab dem 01.04.1949 in 
einer Außenstelle des Unternehmens als kaufmännischer Angestellter beschäftigt. Der 
Kläger brachte vor, dass er erst mit Wirkung zum 30.09.1949 gekündigt werden könne. 
Nachdem er die Möglichkeit bekam ein neues Arbeitsverhältnis zum 15.09.1949 anzu-
treten, erklärte er sich unter Verzicht auf die Kündigungsfrist mit dem Ausscheiden zu 
diesem Zeitpunkt einverstanden. Klagegegenstand war daher lediglich, die Zahlung des 
bis zum 15.09.1949 ausstehenden Gehalts, da die Beklagte aufgrund vermeintlich zuviel 
gewährten Urlaubs nicht das volle Gehalt ausbezahlt hatte. Die Beklagte war der Ansicht, 
dass das Arbeitsverhältnis noch keine sechs Monate bestanden habe und daher die An-
wartschaft für eine Urlaubsgewährung noch nicht erfüllt gewesen sei. Das Gericht führ-
te aus, dass zur Lösung des Arbeitsverhältnisses mit dem Wiesbadener Stammunterneh-
men die Zustimmung des Arbeitsamtes entsprechend den Vorschriften der APlWVO 
und für die Zuweisung zu dem neuen Arbeitsverhältnis in Frankfurt a.M. eine Zuwei-
sung des Arbeitsamtes gem. Kontrollratsbefehl Nr. 3 erforderlich gewesen wäre. Eine 
Kündigung wäre vor dem Wechsel des Beschäftigungsortes allerdings nicht erfolgt, son-
dern nur eine Vereinbarung zwischen dem Leiter des Stammunternehmens und dem 
Leiter der Zweigstelle. Rechtlich bestehe das Arbeitsverhältnis folglich fort, auch wenn 
die Lohnzahlung ab dem 01.04.1949 durch die Zweigstelle erfolgt sei. Überdies sei das 
Kündigungsschreiben auf einem Briefbogen des Stammunternehmens verfasst worden. 
Der Urlaub sei folglich zu Recht gewährt worden und der erfolgte Lohnabzug somit un-
zulässig, weshalb der Klage stattzugeben sei. 
658  HHStAW Abt. 908 Nr. 272.
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tt. Az. 2 A 1224/48 ArbG Wiesbaden vom 08.02.1949660 
[1]. Az. 2 A 1224/48 ArbG Wiesbaden vom 08.02.1948
Der Kläger in der folgenden arbeitsgerichtlichen Streitigkeit mit dem Az. 2 A 1224/48 
wurde am 01.08.1947 als Klägergehilfe bei der Geschäftstelle des ersten öffentlichen 
Klägers der Kammer Frankfurt a.M. eingestellt und mit Benennungsurkunde vom 
18.11.1947 zum öffentlichen Kläger berufen. Mit Schreiben vom 12.08.1948 wurde er 
aufgrund der zum 30.09.1948 angeordneten Auflösung der Spruchkammern mit Wir-
kung zum 30.09.1948 von seinem Amt abberufen. Daraufhin erhob er Feststellungsklage 
mit dem Antrag festzustellen, dass der Widerruf der Ernennung als öffentlicher Kläger 
keine Kündigung seines Arbeitsverhältnisses darstelle. Mit einem weiteren begehrte er 
Zahlung von Übergangsgeld. Die Zustimmung des Arbeitsamtes sei nach den Vorschrif-
ten der APlWVO und des Kontrollratsbefehls Nr. 3 nur dann erforderlich, wenn ein Ar-
beitsplatzwechsel vorliege. In diesem Falle handele es sich bei der Beendigung der Tätig-
keit des Klägers aber nicht um einen Arbeitsplatzwechsel. Das Arbeitsgericht entschied, 
dass der Kläger als Beamter auf Widerruf beschäftigt gewesen sei und das Beamtenver-
hältnis jederzeit habe widerrufen werden konnte, weshalb die Klage in vollem Umfang 
abzuweisen sei.
[2]. Az. III LA 102/49 LAG Frankfurt a.M. vom 19.05.1949
Die Berufungsinstanz in dem Rechtsstreit mit dem Az. III LA 102/49 kam dagegen nach 
eingehender Prüfung zu dem Ergebnis, dass der Kläger kein Beamter, sondern Vertrag-
sangestellter gewesen sei. Entsprechend § 16 Abs. 2 TO A habe er daher nur zum Schluss 
eines Kalendervierteljahrs und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wo-
chen gekündigt werden können. Die Abberufung als öffentlicher Kläger sei zudem als 
Kündigungsschreiben auszulegen. Zur Kündigung des Klägers sei die Zustimmung des 
Arbeitsamtes aber nicht erforderlich gewesen, “[…] da nach der ausdrücklichen Vor-
schrift der 2. Durchführungsverordnung zur Arbeitsplatzwechselverordnung vom 7. 
März 1941 RGBl. 1 S. 126 zur Kündigung von Behördenangestellten die Zustimmung 
des Arbeitsamtes nicht einzuholen ist.” Inwieweit eine Zustimmung entsprechend Kon-
trollratsbefehl Nr.  3 erforderlich gewesen sei, war nach Ansicht des Gerichts zweifel-
haft. Zur Rechtshandlung der Kündigung jedenfalls sei keine Zustimmung notwendig 
gewesen und ein Arbeitsplatzwechsel i.S.v. Kontrollratsbefehl Nr. 3 habe bislang noch 
nicht stattgefunden, da der Kläger noch keinen neuen Arbeitsplatz gefunden habe.661 Der 
Sachverhalt beurteile sich vorliegend aber nach der ersten Sparverordnung. Diese Ver-
ordnung gelte ausdrücklich für die Fälle der Personaleinschränkungen bei allen Behör-
den, deren Aufgabengebiete ganz oder teilweise weggefallen seien. Der Kläger unterfalle 
vorliegend aufgrund seiner politischen Inhaftierung während der NS-Zeit dem Kündi-
gungsschutztatbestand des § 14 Abs. 2 der ersten Sparverordnung, so dass die an sich zu-
660  HHStAW Abt. 908 Nr. 423.
661  Hier wurde vom LAG auf die vorangegangenen Entscheidungen vom 23.09.1947 und vom 06.04.1948 in 
WA Nr. 13 und Nr. 194 verwiesen.
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lässige Kündigung rechtlich als unzulässig und unwirksam einzustufen sei und damit 
nicht zu einer Beendigung des Dienstverhältnisses geführt habe.
uu. Fazit 
In allen dargestellten erstinstanzlichen Urteilen wurde die APlWVO für wirksam be-
funden und angewendet, soweit ihre Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt waren. Eine 
ausführliche Begründung der Anwendung und Auseinandersetzung mit dem national-
sozialistischen Ursprung der Norm erfolgte in keinem der Fälle. Als Begründung der 
Anwendbarkeit wurde zumeist lediglich geäußert, dass die Einholung der Zustimmung 
des Arbeitsamtes gemäß § 1 APlWVO eine zwingende Vorschrift662 sei oder es der herr-
schenden Rechtsprechung663 entspreche. In einer Entscheidung wurde zudem betont, 
dass die APlWVO noch in Kraft sei, da sie in keinem Widerspruch zu Kontrollratsbe-
fehl Nr.  3 stehe.664 Gleiches wurde in einer Entscheidung hinsichtlich der 1.  DVO der 
APlWVO geäußert.665 Ebenso wurde dementsprechend teilweise begründungslos die 
APlWVO zusammen mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 zur Urteilsbegründung herange-
zogen.666 Ein Urteil äußerte sich etwas ausführlicher zum Verhältnis der beiden Gesetze 
dahingehend, dass der Kontrollratsbefehl zu einer Verschärfung der Rechtslage hinsicht-
lich des Arbeitsplatzwechsels geführt habe, da das Zustimmungserfordernis nunmehr 
auch auf die Behörden und Beamten ausgedehnt und damit verschärft wurde.667 In dieser 
Entscheidung wurde daneben die Weitergeltung der APlWVO noch mit einer histori-
schen Argumentation begründet, dass unter anderem das Kündigungsrecht des Arbeit-
gebers bereits seit dem Ersten Weltkrieg eingeschränkt sei.668 
Für eine Anwendung der 2. DVO der APlWVO in der ersten Instanz ließ sich in den 
Urteilssammlungen der hessischen Arbeitsgerichte enthaltenen Entscheidungen kein 
Beleg finden. Einige Entscheidungen handeln von Kündigungen eines Angestellten im 
Öffentlichen Dienst.669 Diese Entscheidungen setzten jeweils eine Zustimmungserklä-
rung für die Kündigung voraus, ohne auf eine potentielle Anwendbarkeit der 2. DVO der 
APlWVO einzugehen.670 Damit zeigt sich, dass die 2. DVO der APlWVO von den Rich-
tern der 1. Instanz offenbar nicht angewendet wurde. Die Handhabung durch die Beru-
662  Siehe hierzu Az. A 122/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948, S. 125; ArbG Hanau vom 28.09.1948, S. 130 f.
663  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 01.07.1948, S. 129 f.; ArbG Hanau vom 28.09.1948, S. 130 f.; ArbG 
Hanau vom 21.10.1948, S. 131. 
664  „Außerdem ist die Arbeitsplatzwechselverordnung vom 1.9.39 RGBl. 1685 nebst erster Durchführungs-
verordnung vom 6.9.39 RGBl. 1690 noch in Kraft, da sie nicht im Widerspruch steht zu den Bestimmun-
gen des Kontrollratsbefehls Nr. 3. Nach dieser Verordnung ist aber jede Kündigung ohne Zustimmung 
des Arbeitsamtes nichtig.“, ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f.
665  Siehe hierzu ArbG Limburg, vom 11.04.1947, S. 123 f.
666  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 01.07.1948, S. 129 f.; ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128; Az. A 
123/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948, S. 125 f.; ArbG Limburg vom 21.02.1949, S. 132. 
667  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128.
668  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128.
669  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f.; ArbG Limburg vom 02.08.1948, S. 129 f.
670  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f. 
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fungsinstanzen erscheint weniger einheitlich. Während das zeitlich früher ergangene Be-
rufungsurteil, Az. II LA 68/47 vom 19.08.1947 die 2. DVO anwendete, befand das ca. ein 
Jahr später ergangene, Az. II LA 118/48 vom 05.09.1948 die Zustimmung des Arbeits-
amtes zwar nicht nach der 2. DVO der APlWVO für erforderlich, sondern stützte dies 
auf eine Regelung des Kontrollratsbefehls. Demgemäß wurde die 2. DVO der APlWVO 
zwar nicht für unanwendbar, aber durch die Vorschrift des Kontrollratsbefehls für über-
holt befunden.
Weiterhin ist den Urteilen zu entnehmen, dass eine nachträgliche Zustimmung gem. 
§ 1 Abs. 2 APlWVO mit rückwirkender Wirkung des Arbeitsamtes für zulässig erach-
tet wurde.671 Nicht möglich, wenn dies auch von den Gerichten nicht ausdrücklich er-
klärt wurde, war die Umdeutung einer Zustimmungserklärung zu einer fristgemäßen 
Kündigung in eine Zustimmung zu einer fristlosen bzw. umgekehrt.672 In einem einzel-
nen Fall ersetzte das Gericht die fehlende Zustimmung des Arbeitsamtes; hierbei beton-
te es aber den Ausnahmecharakter, da das Arbeitsamt seine Entscheidung unter dem 
Gesichtspunkt des Arbeitseinsatzes, der Arbeitslenkung und der wirtschaftlichen Not-
wendigkeit treffe.673 
b. Veröffentlichte beziehungweise zweitinstanzliche Entscheidungen
In diesem Unterabschnitt folgt die Darstellung von zweitinstanzlichen und veröffentlich-
ten hessischen Entscheidungen. Dies ermöglicht einen noch umfassenderen Einblick in 
den Umgang der Rechtsprechung mit der APlWVO sowie ihrer Durchführungsverord-
nungen zu. Gerade das LAG Frankfurt a.M. veröffentlichte zahlreiche Entscheidungen, 
in denen dieser Themenkomplex neben weiteren Rechtsfragen behandelt wird. Die Er-
örterung der Urteile beschränkt sich auf die für diese Studie maßgeblichen Fragestellun-
gen der Anwendung der APlWVO oder etwa den nationalsozialistischen Ursprung der 
Norm und der Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3.
aa. Weitergeltung der APlWVO und DVOs und ihr Verhältnis zu Kontrollratsbefehl Nr. 3 
Die Frage und Begründung der Weitergeltung der APlWVO und ihrer DVOs insbeson-
dere hinsichtlich ihres Verhältnisses zu Kontrollratsbefehl Nr. 3 wird im Folgenden man-
gels ausführlich begründeter erstinstanzlicher Entscheidungen anhand einiger detailli-
iert begründeter zweitinstanzlicher (und) veröffentlichter Entscheidungen in den Blick 
genommen.
671  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 13.04.1948, S. 128 f.; ArbG Limburg vom 01.07.1948, S. 129 f.
672  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 29.01.1948, S. 127 f.
673  Siehe hierzu Az. A 122/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948, S. 125.
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[1]. Zweitinstanzliche Entscheidungen aus den Urteilssammlungen 
Die veröffentlichten Entscheidungen Az. II LA 42/47 LAG Frankfurt a.M. vom 
20.05.1947674 und Az. II LA 45/47 LAG Frankfurt a.M. vom 10.06.1947675 gaben den An-
lass, die zugehörigen Originalentscheidungen in der Urteilssammlung des LAG hin-
sichtlich der konkreten Argumentationsweise in Bezug auf die weitere Anwendbarkeit 
der APlWVO und Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 einzusehen und in die 
vorliegende Untersuchung einzubeziehen. 676
Nachdem die erstinstanzlichen Entscheidungen in ihren Gründen im Wesentlichen 
auf eine Begründung der Anwendung verzichten, werden im Folgenden Entscheidun-
gen des LAG Frankfurt a.M. dargestellt, die die Anwendung der APlWVO bzw. einer ih-
rer DVOs inhaltlich begründen, obgleich die Urteilssammlung des LAG Frankfurt a.M. 
nicht mehr vom Untersuchungsgegenstand umfasst ist. 
[a]. Weitergeltung der APlWVO 
Bereits in der Urteilsbegründung im Rechtsstreit Az. II LA 41/47 vom 20.05.1947677 und 
der veröffentlichten Entscheidung in dem Verfahren Az. II LA 42/47 vom 20.05.1947678 
setzte sich das LAG Frankfurt a.M. mit der Frage der Wirksamkeit der APlWVO aus-
einander.679 Ausgangspunkt der Ausführungen ist die Feststellung, dass zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt die Weitergeltung der APlWVO in Schrifttum und bei den zuständi-
gen Ämtern strittig gewesen sei. Anschließend wurden die verschiedenen Auffassungen 
skizziert. Es wurde ausgeführt, dass zum Teil die Ansicht vertreten worden sei, dass das 
Zustimmungsverfahren nach der APlWVO als typisch kriegswirtschaftliche Maßnahme 
seine Anwendungsgrundlage verloren habe und damit beim Arbeitsplatzwechsel nicht 
mehr anwendbar und zudem für die Rechtswirksamkeit einer Kündigung bedeutungs-
los sei, da ihre Nichtbeachtung lediglich einen hoheitlichen Anspruch gewähre.680 Aller-
dings gehe die überwiegende Auffassung davon aus, dass immer noch die Zustimmung 
des Arbeitsames zur rechtswirksamen Kündigung erforderlich sei. Die Verordnung sei 
nicht ausdrücklich von der Militärregierung außer Kraft gesetzt worden und auch nicht 
durch KRG Nr. 1 oder MRG Nr. 1 wegen ihres nationalsozialistischen Inhalts als aufge-
hoben anzusehen, da sie nicht typisch nationalsozialistisches Gedankengut enthalte. Die 
Ansicht, die die Aufhebung der APlWVO vertrete, stütze sich hauptsächlich darauf, dass 
es sich dabei um eine kriegsarbeitsrechtliche Vorschrift handele, die mit dem Kriegs-
ende ihre Bedeutung verloren hätte. Dieser Ansicht hätten sich auch einige Arbeitsäm-
674  LAG Frankfurt a.M. vom 20.05.1947, WA 1948, Nr. 12.
675  ARiSt Bd. 1, S. 7.
676  Die Urteilssammlungen des LAG Frankfurt a.M. ab Wiederaufnahme der Tätigkeit sind archiviert in 
HHStAW Abt. 634 Nr. 79 ff.
677  HHStAW Abt. 634 Nr. 79. 
678  HHStAW Abt. 634 Nr. 79. 
679  Siehe hierzu auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 110 f.; Wie-
senecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 30.
680  Siehe hierzu auch Günther Müller, Entlassungsschutz und Arbeitsamt, Arbeit und Sozialfürsorge, 1946, 
S. 370. 
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ter nach dem Zusammenbruch angeschlossen und das Erfordernis der Zustimmung da-
her verneint. Nach Ansicht des Gerichts konnte diese Auffassung nicht überzeugen, da 
mit Abschluss des Waffenstillstands noch nicht die Umstellung auf eine friedensmäßige 
Wirtschaft eingetreten sei und die Aufrechterhaltung kriegswirtschaftlicher Bestimmun-
gen auf anderen Gebieten, beispielsweise der Ernährung und Versorgung außer Zwei-
fel stehe. Denn niemand könne ernstlich behaupten, dass auf dem Gebiet des Arbeits-
einsatzes eine friedensmäßige Lage bestehe, die eine Planung erübrige. Daher müsse die 
Weitergeltung der angeführten Verordnung, als dem “Ordre public” entsprechend aner-
kannt werden. Hinsichtlich Kontrollratsbefehl Nr. 3 wurde weiter ausgeführt, dass man-
che davon ausgingen, dass dieser nun den Arbeitseinsatz erschöpfend regele. Demnach 
bedürfe nur noch der Arbeitnehmer der Zustimmung des Arbeitsamtes zur Lösung des 
Arbeitsverhältnisses, weil gem. Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 nur diesem ein Wechsel 
möglich sei. Anstelle der amtlichen deutschen Übersetzung in Ziff. 16 Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 mit „Wechsel des Arbeitsplatzes“ sei diese Passage mit „der Wechsel von Arbeit-
nehmern von einem Arbeitsplatz zu einem anderen“ zu übersetzen. Der Kontrollrats-
befehl stelle keine verschärfende Kodifikation der Vorschriften über die Beschränkung 
des Arbeitsplatzwechsels dar, so dass mit seinem Erlass die APlWVO nicht habe aufge-
hoben werden sollen. Sofern dies gewollt gewesen sei, hätten die Besatzungsmächte die 
Aufhebung der Verordnung ausgesprochen. Des Weiteren wurde vorgebracht, dass un-
mittelbar nach dem Zusammenbruch in einigen Arbeitsamtsbezirken die Zustimmung 
zu Kündigungen nicht mehr eingeholt worden sei. Dieses Verhalten sei aber lediglich 
auf ein Versagen der Behörden zurückzuführen, die zunächst praktisch stillgelegt und 
ein Großteil der Beamten aufgrund politischer Belastung entlassen worden seien. Davon 
zeuge auch das, von der Beklagten beigebrachte Gutachten des Arbeitsamtes Wiesbaden 
vom 21.01.1947, mit dem grds. anerkannt worden sei, dass bis zum 30.05.1945, sowohl 
von Arbeitgeber oder Arbeitnehmer ausgesprochene Kündigungen, als gegeben hinge-
nommen worden seien, auch wenn die Wirksamkeit nach dem 01.06.1945 eingetreten 
sei. Die Beklagte könne sich aber nicht darauf berufen, da nach § 7 Abs. 1 APlWVO aus-
schließlich das Arbeitsamt durch Verwaltungsakt entscheide, ob eine Zustimmung er-
forderlich sei. Sofern eine solche Entscheidung beigebracht werden könne, sei das ArbG 
daran gebunden. Die Rechtsauffassung dieser Arbeitsämter, dass eine Entscheidung 
nach APlWVO nicht erforderlich sei, binde das Gericht aber nicht und sei auch nicht zu-
treffend. Es entspreche vielmehr dem Bedürfnis der Zeit, zur Regelung des Arbeitsplatz-
wechsels, die Kündigung des Arbeitgebers ebenfalls von der Zustimmung des Arbeits-
amtes abhängig zu machen, wie man anhand der Bejahung der APlWVO in den anderen 
Ländern der amerikanischen Besatzungszone erkennen könne, z.B. durch die Bejahung 
der APlWVO durch das Landesarbeitsamt Stuttgart oder auch den Erlass vergleichbarer 
Regelungen durch die Militärregierungen in der englischen und amerikanischen Zone. 
Daneben gebe es eine Bekanntmachung der Militärregierung, die für eine Auflockerung 
der APlWVO sprechen könne. Diese Bekanntmachung überschrieben mit “Militärregie-
rung/Deutschland Kontrollgebiet des obersten Befehlshabers” sei in einigen Orten durch 
Aushang unmittelbar nach der Besetzung bekanntgemacht worden und richtete sich an 
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alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Im Wesentlichen betreffe diese, die Meldepflicht re-
gelnde Bestimmungen. 
Ziffer 8 der Bekanntmachung habe angeordnet: “Die vorstehenden Anordnungen ha-
ben nicht den Zweck, bestehende Gesetze, Verordnungen oder Bestimmungen betr. die 
Eintragung von Arbeitern aufzuheben oder zu ersetzen. Die letzteren bleiben als Not-
massnahmen weiter bestehen, jedoch mit der Massgabe, dass es Arbeitnehmern frei-
steht, sich von ihnen gewünschte Arbeit zu suchen unter der Voraussetzung, dass sowohl 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer den Arbeitsämtern jede Änderung in dem Arbeits-
verhältnis mitteilen.” 
Diese Bestimmung habe beim Landesarbeitsamt die Auffassung begründet, dass die 
amerikanische Militärregierung eine Freizügigkeit im Arbeitsleben herbeiführen wollte. 
Das Gericht könne aus dem Wortlaut jedoch keine Beseitigung des Zustimmungserfor-
dernisses bei Kündigung durch den Arbeitgeber erkennen. Vielmehr sei diese Bestim-
mung dahingehend auszulegen, dass sich nur die Arbeitnehmer, die keine anderweitigen 
Bindungen hätten, unter der Voraussetzung der Einhaltung der Meldepflicht selbständig 
Arbeit suchen dürften.
Abschließend wurde noch vorgebracht, dass für den Bezirk des Arbeitsamtes Wiesba-
den eine Verordnung des Regierungspräsidenten vom 01.09.1945 unter Ziffer 1 die Ent-
lassung von Arbeitnehmern regele: “Um wieder geordnete Arbeitsverhältnisse zu schaf-
fen, wird mit sofortiger Wirkung angeordnet: kein Arbeitgeber darf Arbeitnehmer ohne 
Genehmigung des Arbeitamtes entlassen.” 
Deren Rechtsgrundlage sei zwar fraglich, allerdings sei das Landesarbeitsamt Frank-
furt a.M. durch eine spätere Regelung betreffend den Arbeitseinsatz vom 01.10.1945 
durch die Militärregierung ermächtigt worden, Bestimmungen über den Einsatz von Ar-
beitskräften zu erlassen, in denen ein Verbot, sowohl für Arbeitnehmer, als auch Arbeit-
geber normiert wurde, ohne Zustimmung des Arbeitsamtes eine Arbeit aufzugeben oder 
Arbeitnehmer zu entlassen. Damit sei im Ergebnis die APlWVO inhaltlich bestätigt und 
für den Arbeitsamtsbezirk Wiesbaden außer Frage gestellt worden.
[b]. Begründung hinsichtlich der Vereinbarkeit von Kontrollratsbefehl Nr. 3 und der 
2. DVO der APlWVO681
In mehreren Entscheidungen setzte sich das LAG mit der Frage der Weitergeltung der 
2. DVO der APlWVO und der Frage der Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 
auseinander. In dem Rechtsstreit Az. II 45/47 des LAG Frankfurt a.M. vom 10.06.1947682 
war die Frage der Wirksamkeit der 2. DVO der APlWVO Gegenstand der Entscheidung. 
In der ersten Instanz wurde die beklagte Behörde zur Weiterbeschäftigung des Klägers 
verurteilt, da vor der Kündigung keine Zustimmung des Arbeitsamtes eingeholt wur-
de. Das LAG nahm daher in seiner Begründung zunächst Bezug auf seine Entscheidung 
hinsichtlich der Weitergeltung der APlWVO in dem Rechtsstreit Az. II LA 42/47 vom 
681  Vgl. u.a. LAG Frankfurt a.M. vom 10.06.1947, HHStAW Abt. 634 Nr. 79 = ARiSt Bd. 1, S. 7. 
682  HHStAW Abt. 634 Nr. 79. Erste Instanz ArbG Limburg vom 17.12.1946, ARiSt Bd. 1, S. 7.
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20.05.1947683. In dem vorliegenden Fall der Kündigung durch einen Arbeitgeber des Öf-
fentlichen Dienstes musste das Gericht sich dabei mit der Frage auseinandersetzen, ob 
der Sachverhalt unter eine der Ausnahmen der APlWVO und der 2. DVO der APlWVO 
fällt und damit eine Befreiung vom Zustimmungserfordernis bestand. Hinsichtlich der 
Weitergeltung der APlWVO selbst wiederholte das Berufungsgericht im Wesentlichen 
die bereits in Az. II LA 41/45 vorgebrachte Begründung. Zudem wurde die Frage der 
Vereinbarkeit von Kontrollratsbefehl Nr. 3 mit der 2. DVO der APlWVO geprüft und 
damit die Frage der Erforderlichkeit der Zustimmung des Arbeitsamtes im Falle einer 
solchen Kündigung. Voraussetzung dafür sei, so das Gericht, zunächst eine Auslegung 
des Kontrollratsbefehls. Dies sei auch möglich ohne Einholung einer Genehmigung der 
Militärregierung, denn die nach dem Gesetz Nr.  2 Art.  IV Nr.  10 zuvor erforderliche 
Genehmigung sei durch das 2. Gesetz zur Änderung des Gesetzes Nr. 2 der Militärre-
gierung vom 15.10.1946 für eine Auslegung hinsichtlich der Tragweite des Kontrollrats-
befehls Nr. 3 nicht mehr erforderlich. 
Die Übersetzung der Ziff. 16 laute: 
“Jeder Arbeitgeber, der Arbeitskräfte benötigt, muß sich ausschließlich an das zustän-
dige Arbeitsamt wenden. Die Beschäftigung von Arbeitslosen oder der Wechsel des Ar-
beitsplatzes ist verboten, wenn dies nicht über das Arbeitsamt geschieht.”
Das Gericht sah es als verfehlt an, daraus abzuleiten, dass der Arbeitgeber demnach 
der Zustimmung des Arbeitsamtes zur Kündigung bedürfe. Denn ein Arbeitsplatzwech-
sel könne nur durch den Arbeitnehmer erfolgen. Das LAG habe in einer früheren Ent-
scheidung bereits durch wörtliche Übertragung des englischen Textes klargestellt, dass 
anstelle der amtlichen deutschen Übersetzung in Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 
statt “Wechsel des Arbeitsplatzes” es eigentlich “der Wechsel von Arbeitnehmern von ei-
nem Arbeitsplatz zu einem anderen” lauten müsste. Damit sei klargestellt, dass der Ar-
beitgeber keinesfalls der Zustimmung des Arbeitsamtes bedürfe. Für dieses Verständnis 
spreche auch die Strafandrohung in Ziff. 19 des Kontrollratsbefehls Nr. 3, die sich nur ge-
gen den Arbeitnehmer im Fall des Arbeitsplatzwechsels ohne Zustimmung des Arbeits-
amtes richte. 
Das Arbeitsgericht Limburg habe dieses Ergebnis für falsch gehalten, da es den Grund-
satz der Gleichheit aller vor dem Gesetz verletzt habe. Daher sei es der Ansicht gewesen, 
dass der Arbeitsplatzwechsel, soweit er von Seiten des Arbeitgebers vorgenommen wer-
de, in der gleichen Weise unter ähnlichen Strafandrohungen als genehmigungspflichtig 
durch das Arbeitsamt erklärt werden müsse. Gegen diese Sichtweise wurde vom LAG 
eingewendet, dass die durch Kontrollratsbefehl Nr. 3 gesetzte Genehmigungspflicht kein 
Schutzgesetz zugunsten der Arbeitnehmer darstelle, sondern es sich lediglich um eine 
Vorschrift zur Überwachung des Arbeitseinsatzes handele. Der soziale Kündigungs-
schutz sei davon unabhängig durch Arbeitsvertrag und Betriebsrisiko gegeben. Dem-
selben Irrtum unterliege das LAG Hamburg vom 19.02.1947 in dem Rechtsstreit 20 SA 
126/46. Dieses Urteil ginge von der Erwägung aus, dass rechtlich gesehen ein “Wech-
683  Siehe hierzu, S. 137 ff.
141
Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung (APlWVO) vom 01.09.1939
sel des Arbeitsplatzes” in der Lösung des alten und Begründung eines neuen Arbeits-
vertrages bestehe. Dem Sinn des Ausdrucks “der Wechsel” sei aber zu entnehmen, dass 
die Lösung des alten Arbeitsverhältnisses nur dann gegeben sei, wenn diese im Zusam-
menhang mit der Begründung eines neues Vertrages stehe, sondern auch ohne einen 
solchen Zusammenhang, weil diese rechtlich betrachtet einen integrierenden Bestand-
teil jeden Wechsels im Arbeitsplatz sei. Zudem wies dieses Urteil auf die Begriffe “Ar-
beitsplatzwechsel” in der Überschrift der APlWVO, sowie auf die Überschriften “Lösung 
des Arbeitsverhältnisses” im 1. Abschnitt und “Einstellung” (Anm. des Verf. eigentlich 
Einstellungsbeschränkungen) im 3.  Abschnitt der Verordnung hin. Nach Ansicht des 
LAG Frankfurt a.M. war eine solche Auslegung verfehlt, da sie zu sehr an der deutschen 
Ausdrucks- und Denkweise haften bleibe. Entscheidend sei vielmehr, dass die APlWVO 
und auch der Kontrollratsbefehl Nr. 3 mit der Regelung und Planung des Arbeitseinsat-
zes das gleiche Ziel verfolgten. Dieses Ziel sei sowohl während des Krieges aber auch im 
Übergang zur Friedenswirtschaft immer noch erforderlich. Wie bereits dargestellt, kön-
ne der Gesetzgeber sowohl an der rechtlichen, dem Arbeitsvertrag, als auch der wirt-
schaftlichen Seite, dem Beschäftigungsverhältnis dafür ansetzen. Entscheidend für den 
Kontrollratsbefehl sei demnach nur die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 
und der Wechsel desselben an einen bestimmten Arbeitsplatz. Damit werde nicht, wie in 
der deutschen Vorschrift die Lösung eines Arbeitsverhältnisses seitens des Arbeitgebers 
an die Zustimmung des Arbeitsamtes geknüpft, da es beispielsweise auch Kündigungen 
zum Zwecke der Änderung der Arbeitsbedingungen ohne Änderung des Arbeitsplatzes 
gebe oder auch Änderungen des Arbeitsplatzes ohne rechtswirksame Begründung ei-
nes neuen Arbeitsvertrags. Der Regelungsbereich der APlWVO decke sich somit nicht 
mit dem Regelungsbereich des Kontrollratsbefehls Nr.  3, auch wenn beide Vorschrif-
ten die Regelung und Planung des Arbeitseinsatzes bezweckten. Dementsprechend sei 
die APlWVO und ihre DVOs nicht von Kontrollratsbefehl Nr. 3 aufgehoben und ersetzt 
worden. Beide Gesetze würden sich nicht decken, sondern sich vielmehr überschneiden. 
Die 2. DVO der APlWVO sei infolgedessen ebenfalls in Kraft geblieben. Eine Behörde 
benötige somit keine Zustimmung des Arbeitsamtes. Der Zweck der Arbeitsplanung sei 
zudem durch die Meldepflicht der Beklagten gem. Ziff. 17 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 
gewahrt.
[c].  Nichtanwendung der 8. DVO der APlWVO 
Hinsichtlich des Erfordernisses einer Zustimmungserklärung des Arbeitsamtes im Falle 
der einvernehmlichen Lösung eines Arbeitsverhältnisses setzte sich das LAG Frankfurt 
a.M. in dem Rechtstreit Az. II LA 49/47 vom 10.06.1947684 mit der Frage der Weitergel-
tung der 8. DVO der APlWVO auseinander. Das Arbeitsverhältnis in der zugrundelie-
genden arbeitsrechtlichen Streitigkeit wurde einvernehmlich am 15.03.1945 gelöst. Nach 
§ 1 der 8. DVO der APlWVO war auch bei Einvernehmlichkeit beider Vertragspartei-
en das Zustimmungserfordernis gegeben. Diese Vorschrift habe allerdings nur für 6 Mo-
nate nach ihrer Verkündung gegolten. Die Geltungsdauer der Verordnung begann dem-
684  LAG Frankfurt a.M. vom 10.06.1947, ARiSt Bd. 1, S. 8 f. Im Archiv siehe unter HHStAW Abt. 634 Nr. 79.
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zufolge am 25.08.1944 und endete am 24.02.1945. Eine Anwendung der 8. DVO der 
APlWVO kam daher nach Ansicht des Gerichts aufgrund von Zeitablauf nicht mehr in 
Betracht.685 Eine Zustimmung des Arbeitsamtes wurde somit im Falle der einvernehmli-
chen Lösung für nicht notwendig befunden.
[2]. Veröffentlichte Entscheidungen
Im Folgenden werden noch weitere veröffentlichte, zumeist zweitinstanzliche Entschei-
dungen aus Hessen gezeigt, die sich mit der Art und Weise der Anwendung, der Weiter-
geltung und Vereinbarkeit der 2. DVO der APlWVO insbesondere mit dem Kontroll-
ratsbefehl Nr. 3 und der Nichtanwendung der APlWVO befassen.
[a]. Art und Weise der Anwendung der APlWVO 
Zunächst werden nunmehr zu einigen Themenkomplexen rund um die Art und Weise 
der Anwendung der Regelungen der APlWVO veröffentlichte Urteile dargestellt.
[aa]. Keine Umdeutung der Zustimmungserklärung des Arbeitsamtes686
Die Möglichkeit der Umdeutung der behördlichen Zustimmungserklärung zu einer frist-
losen Kündigung in eine solche zu einer fristgemäßen und umgekehrt, wurde kontrovers 
diskutiert. Im Ergebnis bestand dabei weithin Einigkeit mit der auch vom LAG Frank-
furt a.M. vertretenen Auffassung, dass eine Umdeutung grds. nicht möglich sei. Das Ge-
richt argumentierte, der Sachverhalt und die Voraussetzungen unter denen ein Arbeits-
amt seine Zustimmung zu einer fristgemäßen Kündigung erteile, seien andere, als die 
Abwägungsaspekte bei der Prüfung der Zustimmungserteilung bei einer fristlosen und 
umgekehrt (vgl. dazu u.a. Az. II LA 101/48 LAG Frankfurt a.M. vom 31.08.1948;687 Az. II 
LA 109/48 LAG Frankfurt a.M. vom 21.09.1948;688 Az. II LA 111/48 LAG Frankfurt a.M. 
vom 21.09.1948;689 Az. II LA 59/49 LAG Frankfurt a.M. vom 30.03.1949690). 
[bb]. Nachträgliche Zustimmung des Arbeitsamtes691
In ständiger Rechtsprechung entschied das LAG Frankfurt, dass zur Wirksamkeit einer 
Kündigung grundsätzlich eine nachträgliche Zustimmung des Arbeitsamtes ausreichend 
sei und diese auf den Zeitpunkt der Aussprache der Kündigung zurückwirke.692 Die Kün-
685  Die Entscheidung nimmt allerdings nicht Bezug zur 9. DVO der APlWVO mit der die 8. DVO bis Ende 
des Jahres 1945 verlängert wurde, sondern äußert sich lediglich dahingehend, dass keine Verlängerung 
erfolgte. In dem Zeitraum der Kündigung hätte man die 8. DVO i.V.m. der 9. DVO noch anwenden kön-
nen.
686  Siehe auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 119.
687  LAG Frankfurt a.M. vom 31.08.1948, WA 1948, Nr. 263.
688  LAG Frankfurt a.M. vom 21.09.1948, RdA 1949, S. 34 = WA 1949, Nr. 14.
689  LAG Frankfurt a.M. vom 21.09.1948, RdA 1949, S. 35 f. = WA 1949, Nr. 13.
690  LAG Frankfurt a.M. vom 30.03.1949 LAG Frankfurt a.M. vom 30.03.1949, WA 1949, Nr. 227.
691  LAG Frankfurt a.M. vom 26.01.1949, WA 1949, Nr. 162; siehe auch LAG Frankfurt a.M. vom 20.04.1948, 
WA 1948, Nr. 204.
692  LAG Frankfurt a.M. vom 03.02.1948, WA 1948, Nr. 156. Vgl. auch LAG Frankfurt a.M. vom 13.07.1948, 
WA 1948, Nr. 241; Anmerkung des Herausgebers zu LAG Hannover vom 11.05.1948, WA 1948 Nr. 203; 
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digungsfrist beginne allerdings bereits mit Zugang der Kündigung zu laufen und nicht 
erst mit dem Zeitpunkt der Zustimmung des Arbeitsamtes.693 In der Entscheidung Az. II 
LA 219/49 LAG Frankfurt a.M. vom 26.01.1949694 stellte das LAG Frankfurt a.M. zudem 
fest, dass anders als erstinstanzlich entschieden, das Datum des Zustimmungsbescheids 
des Arbeitsamts unerheblich sei, es vielmehr darauf ankomme ob das Arbeitsamt in sei-
nem Zustimmungsbescheid einer bestimmten Kündigung nachträglich zustimme oder 
einer erst noch auszusprechenden Kündigung seine Zustimmung erteile. Die nachträg-
liche Zustimmung des Arbeitsamtes wirke damit auf den Kündigungstag zurück. Mit ei-
ner weiteren Entscheidung Az. III LA 58/49 vom 07.04.1949695 urteilte das LAG dahin-
gehend, dass das Arbeitsamt trotz vorheriger Zustimmungsversagung zur Kündigung, 
diese nachträglich mit Rückwirkung genehmigen könne, da die Versagung keine rechts-
gestaltende Wirkung habe. Denn auch vor der Versagung sei die Kündigung entspre-
chend der APlWVO unwirksam. 
[b]. Vereinbarkeit mit Kontrollratsbefehl Nr. 3, insb. Anwendbarkeit der 2. DVO der 
APlWVO
In den Entscheidungen des LAG Frankfurt a.M. vom 20.01.1948 und vom 13.01.1948 
nahm das Gericht zum Verhältnis der APlWVO und Kontrollratsbefehl Nr. 3 Stellung. In 
den Gründen führte das Gericht aus, die APlWVO sei in ihrer Weitergeltung durch den 
Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht beeinträchtigt, da dieser die Verordnung weder ausdrück-
lich aufhebe, noch inhaltlich “überhole”.696 Vielmehr gelte für alle Arbeitsplatzwechsel, 
auch bei der einvernehmlichen Lösung eines Arbeitsverhältnisses,697 das Erfordernis ei-
ner Zustimmungserklärung des Arbeitsamtes. Nach Ansicht des Gerichts war demnach 
offensichtlich die Regelung des § 2 Nr. 1 APlWVO, die einen Ausnahmetatbestand vom 
Zustimmungserfordernis bei Einvernehmlichkeit anordnete nicht mehr anwendbar.698 
Den veröffentlichten Entscheidungen lässt sich des Weiteren entnehmen, dass das Ver-
hältnis der 2. DVO der APlWVO zum Kontrollratsbefehl Nr. 3 und insbesondere ihre 
LAG Frankfurt a.M. vom 09.12.1948, WA 1949, Nr. 62.
693  LAG Frankfurt a.M. vom 20.04.1948, WA 1948, Nr. 204.
694  LAG Frankfurt a.M. vom 26.01.1949, WA 1949, Nr. 162.
695  LAG Frankfurt a.M. vom 07.04.1949,WA 1949, Nr. 250. Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung 
in den Westzonen, S. 127 f.
696  LAG Frankfurt a.M. vom 13.01.1948, WA 1948, Nr. 111; LAG Frankfurt a.M. vom 20.01.1948, WA 1948, 
Nr. 110. Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 113; Sonnenschein, Ent-
nazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, S. 101.
697  LAG Frankfurt a.M. vom 20.01.1948, WA 1948, Nr. 110. Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtspre-
chung in den Westzonen, S. 113; Sonnenschein, Entnazifizierung nationalsozialistischen Arbeitsrechts, 
S. 101.
698  Durch die 6. DVO der APlWVO war diese Ausnahme ursprünglich bereits beseitigt. Diese wurde aller-
dings durch die 8. DVO aufgehoben, mit der Folge, dass die Zustimmung bei Einvernehmlichkeit wieder 
notwendig war. Die 9. DVO verlängerte die Geltungsdauer der 8. DVO bis zum Ende des Jahres 1945. 
Mit Ablauf des Jahres 1945 wäre – rein formaljuristisch betrachtet – folglich dieser Ausnahmetatbestand 
ohne Berücksichtigung von Kontrollratsbefehl Nr. 3 wieder anwendbar gewesen. Nachdem Kontrollrats-
befehl Nr. 3 aber den Arbeitsplatzwechsel unter das Zustimmungserfordernis stellte, war die Anwend-
barkeit nicht mehr möglich.
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weitere Anwendung vom LAG während der Besatzungszeit unterschiedlich beurteilt 
wurde. 
Wie bereits oben dargestellt war das LAG in den Entscheidungen Az. II LA 45/47 
vom 10.06.1947 und Az. II LA 54/47 vom 01.07.1947 der Ansicht, dass die 2. DVO der 
APlWVO mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 vereinbar und noch weiter anwendbar sei. In 
der Entscheidung Az. II LA 72/47 vom 23.09.1947699 führte das LAG dagegen aus, dass 
der Wechsel des Arbeitsplatzes in der Öffentlichen Verwaltung nunmehr entgegen der 
2. DVO nun ebenfalls entsprechend Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls der Zustimmung des 
Arbeitsamtes bedurfte und damit die 2. DVO durch den Kontrollratsbefehl beeinflusst 
sei.700 Mit den Entscheidungen Az. II LA 119/47 vom 03.02.1948701 und Az. II LA 15/48 
vom 06.04.1948702 wurde nochmals das Erfordernis einer Zustimmung des Arbeitsamtes 
bei Kündigungen durch eine Behörde bestätigt. 
Die Entscheidung des LAG Frankfurt a.M. Az. II LA 165/48 vom 26.01.1949703 stellte 
in Übereinstimmung mit dem vorher genannten Urteil fest, dass die seitens einer Stadt-
gemeinde ausgesprochene Kündigung erst zulässig werde, wenn die Zustimmung des 
Arbeitsamtes erklärt werde. Eine Entlassung könne daher aufgrund des Kontrollratsbe-
fehls Nr. 3 nur mit Zustimmung des Arbeitsamtes durchgeführt werden, ohne aber die 
Rechtswirksamkeit der Kündigung dadurch zu berühren.
Mit der Entscheidung Az. II LA 105/49 vom 01.06.1949704 befand sich das LAG in fast 
einhelliger Übereinstimmung mit den anderen LAGs dahingehend, dass in Ziff. 17 des 
Kontrollratsbefehls die Verpflichtungen des Arbeitgebers bei Entlassungen aufgezählt 
seien. Die Zustimmung des Arbeitsamtes sei nach ihrer Auslegung des Kontrollratsbe-
fehls dementsprechend nicht erforderlich. Diese Auslegung würde durch den Bescheid 
der amerikanischen Militärregierung vom 02.03.1949 bestätigt. Auch die britische Mili-
tärregierung des Landes Schleswig-Holstein habe dem dortigen Arbeitsministerium mit 
Bescheid vom 28.03.1949 diese Rechtsansicht mitgeteilt. Im Hinblick auf diese Klarstel-
lung bestünde nunmehr kein Erfordernis für die Behörden vor jeder Kündigung die Zu-
stimmung des Arbeitsamtes einzuholen. 
Die Entscheidung des LAG Frankfurt a.M. Az. III LA 220/48 vom 27.11.1949705 äußer-
te sich dagegen dahingehend, dass der Kontrollratsbefehl Nr. 3 umfassendere Vorschriff-
ten enthalte als die APlWVO. Dementsprechend seien zwar Fälle denkbar, in denen nach 
699  LAG Frankfurt a.M. vom 23.09.1947, WA 1948 Nr. 13. Vgl. auch Anmerkung des Herausgebers zu LAG 
Düsseldorf vom 25.04.1947, WA 1948, Nr. 113. 
700  Damit hat das LAG Frankfurt seine bisherige Rechtsprechung verlassen (Az. II LA 45/47 vom 10.06.1947 
und Az. II LA 54/47 vom 01.07.1947), so die Anmerkung des Herausgebers zu LAG Frankfurt a.M. vom 
23.09.1947, WA 1948 Nr. 13, vgl. auch S. 137.
701  LAG Frankfurt a.M. vom 03.02.1948, WA 1948, Nr. 156.
702  LAG Frankfurt a.M. vom 06.04.1948, WA 1948, Nr. 205.
703  LAG Frankfurt a.M. vom 26.01.1949, WA 1949, Nr. 116. Ebenso LAG Frankfurt a.M. vom 30.03.1949, 
WA 1949, Nr. 227.
704  LAG Frankfurt a.M. vom 01.06.1949, WA 1949, Nr. 201.
705  LAG Frankfurt a.M. vom 27.11.1949, WA 1949, Nr. 145.
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der APlWVO zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses die Zustimmung des Arbeitsam-
tes nicht erforderlich, eine Zustimmung aber dennoch nach dem Kontrollratsbefehl er-
forderlich sei. Indirekt wurde damit die Geltung der 2. DVO zwar bestätigt, aber auf sel-
tene nicht benannte Ausnahmefälle beschränkt. Ein solches Beispiel liege insbesondere 
bei der Kündigung von Behördenangestellten vor. Ständige Rechtsansicht des LAG sei 
daher die Erforderlichkeit der Zustimmung in solchen Fällen nach dem Kontrollratsbe-
fehl Nr. 3. Als Begründung wurde dafür vorgebracht, dass das Wort transfer sowohl im 
transitiven, als auch intransitiven Sinne gebraucht werde und sich daher sowohl an den 
Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer wende. Weiter wurde auch kritisiert, dass man, wenn 
sich Ziff. 16 des Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht mit der Kündigung des Arbeitgebers be-
fasse, sondern nur mit der Umsetzung von Arbeitnehmern, dem Arbeitsamt Befugnisse 
einräume, die dem Direktionsrecht des Arbeitgebers ähnlich seien.
[c]. Nichtanwendung der APlWVO 
Im Folgenden werden zudem noch veröffentlichte Entscheidungen dargestellt, die die 
Anwendbarkeit der APlWVO nicht bzw. nicht mehr teilten.
[aa]. Unvereinbarkeit von § 7 Abs. 2 APlWVO mit Kontrollrats- bzw. Militärregierungs-
gesetzen, Az. II A 102/1947 ArbG Wiesbaden vom 14.08.1947706
In diesem Urteil mit dem Az. II A 102/47 entschied das ArbG Wiesbaden auf die Be-
rufung des Arbeitgebers hin, dass die Kündigung des Arbeitnehmers der Zustimmung 
des Arbeitsamtes bedurft hätte, gegen Treu und Glauben verstoße und eine unzulässi-
ge Rechtsausübung darstelle. Im Hinblick auf eine Anwendbarkeit der APlWVO führ-
te das Gericht aus, dass diese durch den Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht aufgehoben wor-
den sei. Allerdings hatte es Zweifel an der Anwendbarkeit von § 7 Abs. 2 APlWVO unter 
Berücksichtigung von Art. III Ziff. 4 Militärregierungsgesetz Nr. 1. Nach Meinung des 
Arbeitsgerichts war diese Vorschrift nicht mehr anwendbar, da dadurch der Rechts-
weg ausgeschlossen beziehungsweise eingeschränkt werde, was nationalsozialistischen 
Grundsätzen entspreche und auf das Führerprinzip zurückgehe. 
Das Urteil wurde in der anschließenden Urteilsbesprechung deutlich kritisiert. Gerade 
die Feststellung der Unanwendbarkeit von § 7 Abs. 2 APlWVO habe das Arbeitsgericht 
Wiesbaden zu schnell getroffen. Die Begründung des Gerichts, dass diese Regelung NS-
Grundsätze verkörpere, weil sie auf das Führerprinzip zurückgehe wurde als nicht aus-
reichend erachtet. § 7 Abs. 2 APlWVO bedeute zwar eine Einschränkung der gerichtli-
chen Zuständigkeit zugunsten der Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden, aber diese 
Bevorzugung allein könne nicht als nazistisch bezeichnet werden. Zur weiteren Begrün-
dung wurde vom Verfasser noch historisch dahingehend argumentiert, dass es bereits 
vor 1933 ähnliche Regelungen über den Vorrang von Verwaltungsentscheidungen gab. 
Zudem habe das Arbeitsgericht das Ausmaß der tatsächlichen Einschränkung der Ar-
706  Im Folgenden aus ArbG Wiesbaden vom 14.08.1947, BB 1948 Nr. 1058, S. 434 ff. = WA 1948, Nr. 63. Sie-
he auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 110. Originalurteil nicht 
archiviert. 
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beitsgerichte durch diese Regelung prüfen müssen, denn selbst im Dritten Reich habe 
man den § 7 Abs. 2 deutlich zu ungunsten der Verwaltungsgerichte und zugunsten der 
Arbeitsgerichte ausgelegt. Unbestritten sei beispielweise in diesem Zusammenhang ge-
wesen, dass die Arbeitsgerichte das Erfordernis einer Zustimmung des Arbeitsamtes im-
mer prüfen konnten, wenn diese eine rechtliche Vorfrage für die Entscheidung darstellte. 
Zudem habe die Vorschrift ihren nationalsozialistischen beziehungsweise rechtsstaats-
feindlichen Charakter zumindest größtenteils spätestens 1945 verloren, da es seitdem 
unter anderem durch die Schaffung der Verwaltungsgerichtsbarkeit Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen des Arbeitsamtes gegeben habe und damit keine Schutzlosigkeit gegen-
über Verwaltungsentscheidungen bestanden habe.707
[bb]. Anwendung der APlWVO nach Erlass des Grundgesetzes, Az. III LA 200/49 LAG 
Frankfurt a.M. vom 01.09.1949708 
Nach Inkrafttreten der in Art.  12 GG garantierten Arbeitnehmerfreizügigkeit am 
24.05.1949 war das LAG Frankfurt a.M. der Ansicht, dass damit die Arbeitswechsel-
beschränkungen der APlWVO aufgehoben seien.709 Als ausdrücklich aufgehoben seien 
demnach die Regelungen in §§ 3 und 4 und die in §§ 1 und 2 der APlWVO anzusehen, 
soweit es sich um die Kündigungen von Arbeitnehmern handelte.710 Damit war in Über-
einstimmung mit der überwiegenden Ansicht in Literatur und Rechtsprechung in den 
westlichen Besatzungszonen711 ab diesem Zeitpunkt das Zustimmungserfordernis für die 
Begründung eines Arbeitsverhältnisses oder Kündigungen der Arbeitnehmerseite be-
seitigt.712 Für vom Arbeitgeber erklärte Kündigungen sollte das Zustimmungserforder-
nis dagegen nach Auffassung der Literatur und auch des Landesarbeitsamts Hessen er-
forderlich sein, soweit dies nicht durch eine Ausnahmevorschrift ausgeschlossen war. 
Diese Rechtsansicht wurde aber vom LAG wiederum nicht geteilt. Es begründete die 
Ablehnung dieser Auffassung damit, dass zum einen das System der Arbeitsplatzwech-
selkontrolle rechtshistorisch aus Zeiten der Aufrüstung und der Kriegswirtschaft stam-
me und die Wirtschaft zum Zwecke des totalen Krieges habe lenken sollen und zum an-
deren die Notwendigkeit dieser Kontrolle durch die Einführung der freien Wirtschaft 
nicht mehr erforderlich sei. Darüber hinaus sei ein Fortbestehen des Zustimmungser-
fordernisses nur für den Arbeitgeber sinnlos, da auf diese Weise der Sinn und Zweck der 
APlWVO nicht erreicht werden könne und dies eine grundrechtliche Ungleichbehand-
lung bedeuten würde.
707  Die Darstellung des Urteils LAG Frankfurt vom 09.03.1948 zeigt keine Bedenken hinsichtlich einer wei-
teren Anwendbarkeit von § 7 Abs. 2 APlWVO, WA 1948, Nr. 168.
708  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479 f. Erste Instanz ArbG Wetzlar. Das erstinstanzli-
che Urteil ist nicht im Archivbestand des ArbG Wetzlar enthalten. Vgl. auch o.V., Arbeitsplatzwechsel-
verordung und Art. 12 des Grundgesetzes (freie Wahl des Arbeitsplatzes), BB 1949, S. 557.
709  Vgl. o.V., Arbeitsplatzwechselverordung und Art. 12 des Grundgesetzes (freie Wahl des Arbeitsplatzes), 
BB 1949, S. 557.
710  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479.
711  O.V., ArbPlWVO und Art. 12 GG, RdA 1949, S. 410.
712  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479.
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bb. Fazit
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass auf Basis der Begründungen der zweitinstanzli-
chen und veröffentlichten Entscheidungen festgestellt werden kann, dass zumindest bis 
zum Inkrafttreten des Art. 12 GG eine Weitergeltung der APlWVO und ihrer Regelun-
gen grundsätzlich angenommen wurde. Dieser Einschätzung steht die einzelne anders 
argumentierende Entscheidung nicht entgegen, bei der es sich augenscheinlich um eine 
Einzelfallentscheidung handelt. Das LAG begründete die weitere Anwendbarkeit der 
Verordnung in einigen Grundsatzentscheidungen sehr ausführlich und ging dabei ins-
besondere auch auf die Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 ein, die sie - mit 
ausführlicher Begründung - für gegeben erachtete. Eine fundierte Auseinandersetzung 
mit dem nationalsozialistischen Ursprung und Inhalt der Verordnung fand dagegen so-
weit ersichtlich weder in der Literatur noch durch die Rechtspraxis statt. Der Fokus der 
ausführlichen Auseinandersetzungen lag stets auf der Frage der Vereinbarkeit mit dem 
Kontrollratsbefehl. 
Hinsichtlich der weiteren Anwendbarkeit der 2. DVO der APlWVO zeigt sich ein un-
einheitliches Bild. Zum Teil wurde vertreten, dass eine Zustimmung des Arbeitsamtes 
auch bei Kündigungen von Angestellten im Öffentlichen Dienst grundsätzlich erforder-
lich sei. In anderen Entscheidungen wurde dagegen von einer generellen Anwendbarkeit 
der 2. DVO ausgegangen.
c. Überblick über die Rechtsansichten aus den archivierten Unterlagen des LAG 
Frankfurt
In diesem Abschnitt wird der aus den Archivalien ermittelbare rechtliche Diskurs in 
Hessen referiert. Hierfür wurden Schriftstücke wie beispielsweise (interne) Schreiben, 
Gutachten, Vermerke und Referatsmanuskripte, ergänzt um sonstige Archivunterlagen 
des LAG Frankfurt a.M. ausgewertet.
aa. Niederschrift über eine Besprechung zwischen den Arbeitsgerichtsräten Fröhlich, Grzi-
wotz, Lehn und Pfaff in Gießen am 26.03.1947713
Gegenstand der internen Besprechung zwischen den Arbeitsgerichtsräten war unter 
Tagesordnungspunkt 1 die Frage der Mitwirkung des Arbeitsamtes bei der Entlassung 
durch den Arbeitgeber im Zusammenhang mit der Rundverfügung Nr. 17/47 des Präsi-
denten des LAG Frankfurt a.M. Als Ergebnis wurde festgehalten, dass aufgrund Ziff. 16 
Kontrollratsbefehl Nr. 3 jede Lösung eines Arbeitsverhältnisses von Seiten des Arbeit-
gebers der Zustimmung des Arbeitsamtes bedürfe. Festgehalten wurde, dass nach über-
einstimmender Ansicht der Besprechungsteilnehmer die Ziff.  16 nicht nur wörtlich, 
sondern auch sinngemäß auszulegen sei. Sinngemäße Auslegung bedeutete für die Be-
teiligten dabei, eine Auslegung des englischen Urtextes nach deutschen Auslegungsre-
geln. Demnach müsse davon ausgegangen werden, dass die Regelung das Ziel verfolge, 
dass frei werdende und freie Arbeitskräfte so gelenkt werden, dass sie für die dringlich-
713  HHStAW Abt. 634 Nr. 21.
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sten Aufgaben des wirtschaftlichen Wiederaufbaus fachgemäß eingesetzt werden. Die-
ses Ziel könne lediglich mit einer Auslegung von Ziff. 19 erreicht werden, die zu einer 
Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und Arbeitgebern führe und damit beide Seiten 
der Anwendung der zwingenden Vorschriften des Kontrollratsbefehls unterstehen. Auch 
die wörtliche Auslegung von Ziff. 16 führe zu demselben Ergebnis wie die sinngemäße. 
Dies ergebe sich auch aus dem Zusammenhang mit Ziff. 17, die eine Meldung des ent-
lassenen Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber verlange, unabhängig davon, ob das Ar-
beitsamt seine Zustimmung erteilt habe. 
bb. Referat von LAG Präsident Dr. Gerhard Müller am 25.06.1947 auf der Vollversamm-
lung der Betriebsräte des Freien Gewerkschaftsbundes Hessen, Bezirk Offenbach, mit dem 
Titel „Aktuelle arbeitsrechtliche Fragen“714
In diesem Referat wurden vor der Betriebsräte-Vollversammlung (ca. 900 Personen) 
grundsätzliche arbeitsrechtliche Fragen und ihre Behandlung durch das LAG Frankfurt 
a.M. vorgestellt. Zu den Vortragsthemen zählte neben dem allgemeinen Kündigungs-
schutz, die Frage der Zustimmung des Arbeitsamtes zu Einstellungen und Entlassun-
gen von Arbeitnehmern und die Frage des Kündigungsschutzes von Betriebsratsmitglie-
dern. Hinsichtlich der Frage der Notwendigkeit der Zustimmung des Arbeitsamtes im 
Fall der Kündigung des Arbeitnehmers wurde ausgeführt, dass diese nach dem Kontroll-
ratsbefehl Nr. 3 unstreitig erforderlich sei. Dagegen sei die Zustimmung des Arbeitsam-
tes entsprechend Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht erforderlich, wenn der Arbeitgeber die 
Kündigung erkläre. Die wörtliche Übersetzung der Ziff. 16 laute, dass der Wechsel des 
Arbeitnehmers von einem Arbeitsplatz zu einem anderen verboten sei, soweit der Wech-
sel nicht über das Arbeitsamt erfolge. Entsprechend dem Kontrollratsbefehl Nr.  3 sei 
demnach lediglich die Aufgabe des Arbeitsplatzes durch den Arbeitnehmer von der Mit-
wirkung des Arbeitsamtes abhängig. Dies verletze aber nicht den Gleichheitsgrundsatz, 
da der Kontrollratsbefehl Nr. 3 kein sozialpolitisches Gesetz, sondern eine Regelung zur 
Durchführung eines im Interesse der Allgemeinheit liegenden Arbeitseinsatzes sei. Die 
APlWVO erfordere dagegen grundsätzlich die Mitwirkung des Arbeitsamtes. Der Refe-
rent wies darauf hin, dass seines Wissen nach die Frage nach der Weitergeltung dieser 
Verordnung in der Ostzone abgelehnt werde, während sie in der Westzone durchgängig 
angenommen würde. Mil.Gov.Reg. Nr. 15 Teil 3 besage zudem ausdrücklich, dass grund-
sätzlich die bestehenden Arbeitsvorschriften über die Einstellung, Entlassung und das 
Verlassen von Arbeitsplätzen in Kraft bleiben sollen. Die 2. Kammer des LAG Frankfurt 
a.M. sehe daher eine Überschneidung der APlWVO mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3. 
Der Kontrollratsbefehl Nr. 3 setze die Kontrolle bei der wirtschaftlichen Seite, dem tat-
sächlichen Beschäftigungsverhältnis an, während die APlWVO bei der rechtlichen Seite, 
dem Arbeitsvertrag, ansetze. Nachdem unmittelbar nach dem Zusammenbruch die Fra-
ge der Weitergeltung der APlWVO in den Erklärungen der örtlichen Militärregierung 
in Hessen auf eine Aufhebung hindeutete, sei mittlerweile eindeutig eine Tendenz in der 
Rechtsprechung im Sinne der Fortgeltung auszumachen. 
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cc. Referat von LAG Präsident Dr. Gerhard Müller am 26./27.11.1947 auf der Tagung der 
Arbeitsgerichtsvorsitzenden in Limburg mit dem Titel „Überblick über die Rechtsprechung 
der Arbeitsgerichte wie sie nach der Neuerrichtung dieser Gerichte bisher zu grundsätzli-
chen Fragen ergangen ist“ 715
In diesem Referat wurden aktuelle Fragen der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte in 
Form einer Zusammenfassung der länderübergreifenden veröffentlichten Rechtspre-
chung erörtert. Behandelt wurden der allgemeinen Kündigungsschutz, die Frage der Zu-
stimmung des Arbeitsamtes zu Einstellungen und Entlassungen von Arbeitnehmern und 
das Betriebsrisiko. Eine der grundlegenden Fragestellungen war, ob sich die APlWVO 
und die 2. DVO der APlWVO neben dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 noch in Geltung be-
fanden. Grundsätzlich sei eindeutig und unbestritten, dass der Kontrollratsbefehl Nr. 3 
die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern von der Zustimmung des Arbeits-
amtes abhängig mache. Fraglich sei dagegen, ob daneben noch die deutschen Vorschrif-
ten aus der Kriegszeit gelten würden. Zur Klärung dieser Rechtsfrage wurden Entschei-
dungen aus verschiedenen Ländern und deren Umgang mit der APlWVO vorgestellt. 
Demnach sah man in Schleswig-Holstein beispielsweise die APlWVO nicht als nazisti-
sches Recht an, da sie eine aus der Notlage des Krieges geschaffene Maßnahme der Wirt-
schaftlenkung darstelle, deren Voraussetzungen zu dieser Zeit noch unvermindert, wenn 
nicht verstärkt fortbestünden und sie von Kontrollratsbefehl Nr. 3 nicht außer Kraft ge-
setzt, sondern nur in ihrem Anwendungsbereich erweitert werde. Auch das LAG Düs-
seldorf und LAG Hamburg gehe von einer Weitergeltung der APlWVO aus. Der Ansicht 
der Weitergeltung der APlWVO habe sich auch das LAG Frankfurt a.M. angeschlos-
sen. Dieses vertrete hinsichtlich des Verhältnisses der Verordnung zu Kontrollratsbefehl 
Nr. 3, dass sich die jeweiligen Bestimmungen nicht deckten, wenngleich beide Normen-
komplexe die Regelung und Planung des Arbeitseinsatzes zum Ziel haben würden. Die 
APlWVO setze dabei an der rechtlichen Seite des Arbeitsverhältnisses an und verbie-
te die freie Begründung und Lösung eines Arbeitsverhältnisses, während die Kontrolle 
nach dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 bei der wirtschaftlichen Seite, dem tatsächlichen Be-
schäftigungsverhältnis ansetze, ohne Rücksicht auf die rechtliche Bildung oder Lösung 
eines Arbeitsvertrages. Demzufolge sei die APlWVO vom Kontrollratsbefehl Nr. 3 weder 
aufgehoben noch ersetzt worden. 
Den Entscheidungen der verschiedenen Landesarbeitsgerichte ließe sich eine Über-
einstimmung hinsichtlich der Vereinbarkeit von APlWVO und Kontrollratsbefehl Nr. 3 
entnehmen. Diese Rechtsansicht habe aber nach Angabe des Referenten nicht von vorn-
eherein bestanden, so habe sich in einer vor dem LAG Frankfurt a.M. durchgeführ-
ten Beweisaufnahme (Az. I LA 7/46, beendet durch Vergleich) ergeben, dass die Pra-
xis der Arbeitsämter hinsichtlich ihrer Mitwirkung bei Einstellungen und Entlassungen 
von Arbeitnehmern unmittelbar nach dem Zusammenbruch zumindest in Hessen nicht 
eindeutig gewesen sei. Gleiches gelte für die Stellungnahmen der örtlichen Militärre-
gierungen hinsichtlich des Weiterbestehens der Arbeitslenkungsvorschriften. In seiner 
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Entscheidung habe das LAG festgestellt, dass eine ausdrückliche allgemein geltende Vor-
schrift der Amerikanischen Militärregierung im Augenblick des Einmarsches in Kraft 
getreten sei, nach der grundsätzlich die bestehenden Vorschriften über die Einstellung, 
Entlassung und das Verlassen von Arbeitsplätzen in Kraft geblieben seien. Der Referent 
äußerte sich erfreut über die Übereinstimmung der LAGs in dieser Frage, da dies einer 
Rechtszersplitterung entgegenwirke. Wünschenswert sei aber eine eingehendere Prü-
fung und Auseinandersetzung der anderen LAGs ähnlich der des LAG Frankfurts a.M. 
zum Verhältnis des Kontrollratsbefehls Nr. 3 und der deutschen Kriegsgesetzgebung in 
den Entscheidungsgründen, im Gegensatz zu den schlichten Feststellungen dieser Ge-
richte. Weiter führte der Referent aus, dass die Frage der Fortgeltung der 2. DVO der 
APlWVO lange streitig gewesen sei, insbesondere ob die Ausnahme vom Zustimmungs-
erfordernis bei Entlassungen von Arbeitnehmern der öffenlichen Verwaltungen neben 
dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 noch in Kraft sei. Entscheidungen der LAGs aus Schles-
wig-Holstein, Hamburg und Düsseldorf aus dem Jahr 1947 seien der Ansicht, dass durch 
Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 die 2. DVO nicht mehr in Kraft sei. Demgegenüber ver-
trete das LAG Frankfurt a.M. die Ansicht, dass eine Zustimmung des Arbeitsamtes bei 
der Entlassung eines Arbeitsnehmers aus dem öffentlichen Dienst nicht erforderlich sei, 
da sich Ziff. 16 lediglich auf Fälle der Kündigung des Arbeitnehmers beziehe. Wenn die 
deutschen Vorschriften also eine Zustimmung für die Kündigung durch den Arbeitge-
ber nicht vorsähen, so seien diese nach wie vor in Kraft. Diese Rechtsprechung habe das 
LAG Frankfurt a.M. aber in seiner Unbedingtheit aufgegeben. Nunmehr stehe es auf 
dem Standpunkt, dass die 2. DVO der APlWVO lediglich in besonderen Fällen ange-
wandt werden könne. Sie sei nur noch auf Fälle beschränkt in denen eine Kündigung 
durch die Behörde erfolge, ohne dass der Bedienstete wieder eine Arbeit aufnehme. Die-
se Rechtsprechung zur 2. DVO der APlWVO zeige deutlich die Schwierigkeiten der Ent-
scheidungsfindung angesichts der gegenwärtigen Rechtslage. Betont wurde, dass bei der 
Frage der Anwendung von Militärregierungs- bzw. Kontrollratsgesetzen nicht von de-
ren deutschen Text auszugehen sei, sondern nur von den alliierten Übersetzungstexten. 
Für eine einheitliche Rechtsprechung sei die Anwendung einwandfrei übersetzter alli-
ierter Texte erste Voraussetzung. Nachdem sowohl der Kontrollratsbefehl Nr. 3 als auch 
die APlWVO und ihre DVOs lediglich eine Lenkung der Arbeitskräfte bezweckten, wäre 
es nach der persönlichen Meinung des Referenten “[…] innerlich gerechtfertigt, wenn 
ein Arbeitgeber ohne Zustimmung des Arbeitsamtes die Kündigung aussprechen könn-
te, da er ja in erster Linie darüber im Bilde sein muss, ob der Betrieb die betreffende Ar-
beitskraft abgeben kann oder nicht. Bei einer Kündigung durch den Arbeitnehmer [lä-
gen] die Verhältnisse, wie ohne weiteres ersichtlich, anders. Trotzdem [erschien ihm] die 
Feststellung, dass im Allgemeinen in jedem Falle das Arbeitsamt auch bei einer Entlas-
sung und zwar auch wenn sie von einer Behörde ausgesprochen wird, mitwirken muss, 
insofern von Bedeutung, als optisch eine Gleichbehandlung von Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern durchgeführt [würde].”716
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dd. Schreiben des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen an die Arbeitsämter im Be-
zirk Hessen vom 23.09.1947 zum Thema „Rechtsvorschriften hinsichtlich Arbeitsplatz-
wechsel“ (Az. III 5551/195)717 
Dieses an die Arbeitsämter im Bezirk Hessen gerichtete Schreiben des Präsidenten des 
Landesarbeitsamtes Hessen vom 23.09.1947 befasste sich unter anderem mit der Ansicht 
des Landesarbeitsamtes Hessen zu den gegenwärtig geltenden Rechtsvorschriften zum 
Arbeitsplatzwechsel. Als Grundlage wurde der Kontrollratsbefehl Nr. 3 vom 17.01.1946 
genannt. Daneben würde in den übrigen Ländern der amerikanischen und britischen 
Zone wie bisher die APlWVO angewendet, soweit ihre Bestimmungen und die zu ihr er-
gangenen Durchführungsverordnungen nicht durch den Kontrollratsbefehl Nr. 3 prak-
tisch außer Kraft gesetzt worden seien. Im Sinne der Herstellung einer Rechtsgleich-
heit in der amerikanisch-britischen Doppelzone habe sich der hessische Arbeitsminister 
auf Anraten des Verfassers entschlossen, mit Erlass vom 14.08.1947 Az. I 5551/4119 bis 
zum Erlass neuer Bestimmungen die APlWVO auch in Hessen weiter anwenden zu las-
sen, soweit ihre Bestimmungen nicht aufgehoben seien. Weiter führte er aus, dass durch 
die Richtlinien der amerikanischen Militärregierung vom 15.03.1946 bestätigt werde, 
dass die APlWVO als solche nicht aufgehoben worden sei. In der Anlage des Schreibens 
war zudem eine neue deutsche Übersetzung des Kontrollratsbefehls Nr. 3 (Art. 15-20) 
und eine Zusammenstellung der noch geltenden Regelungen der APlWVO enthalten. 
Durch den Kontrollratsbefehl seien die Paragrafen §§ 2, 3, 4 Abs. 2, 10 und 13 Abs. 2 der 
APlWVO außer Kraft und die Befugnisse des Reichsarbeitsministers gem. § 12 APlWVO 
seien durch die Verordnung des Hessischen Staatsministeriums vom 10.01.1946 auf den 
Hessischen Arbeitsminister übergegangen.
Daneben erging die Aufforderung, dass in Schriftwechseln zukünftig anstelle der Be-
zeichnungen “Betriebsführer” und “Arbeitseinsatz” die Bezeichnungen “Betriebsleiter” 
und “Arbeitslenkung” zu verwenden seien. Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass 
durch den Kontrollratsbefehl Nr. 3 praktisch alle Einschränkungen der Kontrolle des Ar-
beitsplatzwechsels beseitigt worden seien. Demnach seien unter anderem die Durchfüh-
rungsverordnungen zur APlWVO außer Kraft gesetzt beziehungsweise praktisch nicht 
mehr anwendbar. Konsequenz davon sei, dass alle Einstellungen und Kündigungen der 
vorherigen Zustimmung des Arbeitsamtes bedürfen. Dies gelte auch für Behörden, Ver-
waltungen, landwirtschaftliche Betriebe und Haushaltungen. Bei Entscheidungen des 
Arbeitsamtes zum Arbeitsplatzwechsel seien in erster Linie Aspekte der Arbeitslenkung 
zu Grunde zu legen und § 6 APlWVO zu beachten. Betont wurde, dass das Arbeitsamt 
nicht über die Berechtigung der Kündigung entscheidet. Anträgen auf fristlose Kündi-
gung sei stets stattzugeben. Vor allem aber hätten die Arbeitsämter darauf zu achten, 
dass sie bei ihren Entscheidungen nicht in die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte ein-
griffen. Abdrucke dieses Schreibens wurden dem LAG Frankfurt a.M., allen hessischen 
Arbeitsgerichten, dem Freien Gewerkschaftsbund Hessen und diversen Berufskammern 
zugeleitet.
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ee. Schreiben des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen vom 07.08.1948 an Herrn 
Dr. Gerhard Müller zum Thema Kontrollratsbefehl Nr. 3 und Zweite Durchführungsver-
ordnung zur Arbeitsplatzwechselverordnung (Az. III A 5551)718
In diesem auf den 07.08.1948 datierten Schreiben des Präsidenten des Landesarbeits-
amtes legte dieser gegenüber dem Adressaten, Herrn Dr. Gerhard Müller, dar, dass die 
Rechtsansicht des Beschlusses des Württemberg-Badischen Verwaltungsgerichtsho-
fes vom 02.07.1948 hinsichtlich einer Anwendbarkeit der 2. Durchführungsverordnung 
zur APlWVO weder vom Verfasser desselben, dem Präsidenten des Landesarbeitsamtes 
Hessen noch vom Präsidenten des LAG Frankfurt a.M. geteilt werde. Diese Rechtsan-
sicht sei von beiden bereits in einer gemeinsamen Besprechung vom 23.09.1947 überein-
stimmend festgestellt worden. Die in der Entscheidung vertretene Ansicht stütze sich auf 
einen Aufsatz von Fitting, der in der Zeitschrift Betriebs-Berater erschienen sei.719 Dort 
sei, so der Verfasser aber eine falsche Interpretation des Wortes “transfer” verwendet 
worden. Aufgrunddessen bestünde kein Anlass für den Präsidenten des Landesarbeits-
amtes Hessen zu einer Änderung des Standpunktes, dass die Zweite Durchführungsver-
ordnung zur APlWVO durch den Kontrollratsbefehl Nr. 3 außer Kraft gesetzt worden 
sei, sofern es sich nicht um den Ausnahmefall handele, dass ein Behördenangestellter 
wegen Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand versetzt werden solle. 
ff. Schreiben von Dr. Gerhard Müller an den Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen 
zum Thema Kontrollratsbefehl Nr. 3 und der 2. DVO zur APlWVO vom 17.09.1948720
Bevor das oben genannte Schreiben von Herrn Dr. Gerhard Müller vom 17.09.1948 be-
handelt wird, muss zunächst der Hintergrund des Schreibens betrachtet werden. Dabei 
handelte es sich in erster Linie zwar um ein Urteil des Landesarbeitsgerichts Stuttgart 
mit dem Az. Sa 46/48 vom 21.06.1948, in dem das LAG Stuttgart die Geltung des § 1 der 
2. DVO der APlWVO bejahte. Dieses stützte seine Argumentation aber maßgeblich auf 
eine Aufsatz von Fitting zur Auslegung des Kontrollratsbefehls Nr. 3, der nun in zusam-
mengefasster Weise dargestellt wird.
[1]. Fitting,721 Zur Auslegung des Kontrollratsbefehls Nr. 3722
In seinem Aufsatz stellte Fitting klar, dass die damals herrschende Ansicht, dass die Zu-
stimmung des Arbeitsamtes zur Kündigung eines Arbeitsverhältnisses erforderlich sei, 
auf einem der Auslegung des Wortlauts (“Wechsel”) der offiziellen Übersetzung der 
Ziff. 16 S. 2 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 zurückzuführen sei. Aus dieser Regelung wer-
de gefolgert, dass dem Arbeitsgeber jede Maßnahme untersagt sei, die zu einem Wech-
sel des Arbeitsplatzes führen kann. Diese Auslegung erschien dem Verfasser gerade im 
Hinblick auf Ziff. 17 S. 1 Kontrollratsbefehl Nr. 3, welche die Pflichten des Arbeitgebers 
718  HHStAW Abt. 634 Nr. 275.
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bei Entlassungen regelt, jedoch widersinnig. Denn es mache keinen Sinn, wenn Ziff. 17 
S. 1 die Pflichten des Arbeitgebers bei Entlassungen beinhalte, Ziff 16 S. 2 ihm aber die 
Kündigung ohne Zustimmung des Arbeitsamtes verbiete. Für die Auslegung der Gesetze 
der Besatzungsmacht seien zudem die fremdsprachigen Texte maßgebend, weshalb die-
se in englischer und französischer Sprache zu Rate gezogen würden. Demnach bedeu-
te Transfer und le transfert nicht Wechsel, sondern Versetzung von Arbeitnehmern von 
einem Arbeitsplatz zu einem anderen. Dazu zählten Versetzungen von einem Betrieb 
zu einem anderen desselben Unternehmens oder die Überlassung von Arbeitskräften 
im Sinne eines Ausleihens an einen anderen Arbeitgeber, ohne dass das Arbeitsverhält-
nis zu dem Arbeitgeber gelöst würde. Eine Kündigung mit Auflösung der Arbeitsver-
hältnisses stelle dagegen keine Versetzung dar. Dementsprechend werde durch den Kon-
trollratsbefehl Nr. 3 kein Zustimmungserfordernis bei Entlassungen für den Arbeitgeber 
angeordnet. Das Zustimmungserfordernis und etwaige Ausnahmen ergäben sich allein 
aus der APlWVO und ihren DVOs, die neben dem Kontrollratsbefehl noch in Kraft sei-
en. Öffentliche Verwaltungen und Behörden bedürften demnach gem. der 2. DVO der 
APlWVO keiner Zustimmung zur Kündigung von Arbeitnehmern. 
[2]. Inhalt des diesbezüglichen Schreibens von Dr. Gerhard Müller
Hintergrund des Schreibens war, wie bereits ausgeführt, eine Entscheidung des LAG 
Stuttgart vom 21.06.1948, in dem die Geltung von § 1 der 2. DVO der APlWVO bejaht 
wurde. Die dort dargestellte Auffassung zur Vereinbarkeit des Kontrollratsbefehls Nr. 3 
mit der 2. DVO der APlWVO, basierend auf den Darlegungen Fittings im Betriebs-Be-
rater 1948, wurde vom Präsidenten des LAG Frankfurt a.M. nicht geteilt. Herr Dr. Mül-
ler, der Verfasser des Schreibens betonte in diesem an den Präsidenten des Landesar-
beitsamtes Hessen gerichteten Schreiben, dass die Rechtsansicht dieses Aufsatzes auch 
von anderen, etwa dem Präsidenten des LAG Düsseldorf abgelehnt werde. Nach An-
sicht Müllers sei durch Ziff.  16 Kontrollratsbefehl Nr.  3 jeder Arbeitsplatzwechsel ge-
nehmigungspflichtig. Denn im Falle einer unterschiedlichen Behandlung von Behörden 
und sonstigen Arbeitgebern bei der Lösung von Arbeitsverhältnissen stelle sich das Pro-
blem der Verletzung des verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatzes. Einschränkend 
gab er aber zu, dass der Gleichheitsgrundsatz seiner Ansicht nach bei einer Lösung ei-
nes Arbeitverhältnisses von Bediensteten einer Behörde ohne Genehmigung nicht ver-
letzt sei. Vom Gesichtspunkt des Gleichheitsgrundsatzes mache es keinen Unterschied, 
ob der Staat einer Behörde, die aus Gründen der Arbeitslenkung vorgesehene Genehmi-
gung zur Lösung durch das Arbeitsamt erteile oder ob er lediglich durch den Lösungsakt 
der Behörde tätig werde, da der Staat eine Einheit darstelle. Seiner Ansicht nach biete die 
durch die Entscheidung des LAG Stuttgart eintretende Rechtszersplitterung Anlass die 
Arbeitslenkungsvorschriften in ihrer jetztigen Form aufzuheben. Denn nach allgemei-
ner Ansicht seien diese Bestimmungen auf Dauer nicht zu vertreten. 
Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung (APlWVO) vom 01.09.1939
154
gg. Vermerk von Dr. Gerhard Müller vom 24.01.1949 zur Tragweite des Kontrollratsbe-
fehls Nr. 3723
In diesem auf den 24.01.1949 datierten Vermerk wird eine Erörterung der drei Kam-
mervorsitzenden des LAG Frankfurt a.M. vom 14.01.1949 zum Thema der Tragweite der 
Ziff. 16 des Kontrollratsbefehls Nr. 3 zusammengefasst. An dieser Besprechung nahmen 
der Präsident Herr Dr. Müller, Herr LAGDir. Kauffmann und Herr LAGDir. Dr. Kraft 
mit Herrn Dr. Siebrecht, dem Leiter des Referates Arbeitseinsatz des LAA Hessen und 
ein Dolmetscher des LAA teil. Hinsichtlich der Ergebnisse bestand nach dem Vermerk 
offenbar Übereinstimmung zwischen allen Beteiligten:
Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 betreffe den Tatbestand des Ausscheidens aus einem 
in sich geschlossenen Betrieb, unabhängig davon auf wessen Veranlassung dieses erfol-
ge. Dies ergebe sich aus dem Sinn der Vorschrift, auch wenn das Wort transfer, trans-
fert bzw. pjerjewod mehrdeutig sei. Es könne somit Versetzung, Wechsel, Übergang oder 
auch Übertritt im Sinne eines Ausscheidens aus dem Betrieb beziehungsweise in die je-
weiligen Tätigkeitsformen bedeuten. Die Einschlägigkeit von Wechsel beziehungsweise 
Übertritt ergebe sich im Hinblick auf Ziff. 19 Kontrollratsbefehl Nr. 3, nachdem der Ar-
beitnehmer bestraft wird, wenn er ohne Zustimmung des Arbeitsamtes einen Wechsel 
vornimmt. Diese Bestrafung sei unverständlich, wenn lediglich eine Versetzung in Frage 
stünde. Auch aus der Reihenfolge der Vorschriften des Kontrollratsbefehls könne keine 
gegenteilige Rechtsansicht abgeleitet werden. Denn in Anbetracht der verschiedenen po-
litischen und weltanschaulichen Zielsetzungen der Besatzungsmächte sei eine Systema-
tik in ihren Anordnungen nicht vorauszusetzen. Im Übrigen wäre die Abfolge von Ziff. 
16 auf Ziff. 17 Kontrollratsbefehl Nr. 3 aber auch sinnvoll, da nach dem Ausscheiden, das 
Arbeitsamt zusätzlich darauf hingewiesen werden solle, dass eine Arbeitskraft zur weite-
ren Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehe.
Die Einschaltung des Arbeitsamtes in innerbetriebliche Vorgänge, wie sie aus einer 
anderen Auslegung der Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 folge, wäre dem deutschen Ar-
beitsrecht fremd. Die Einführung einer solchen Institution müsse zur Voraussetzung 
haben, dass eine eindeutig formulierte Gesetzesvorschrift vorliege. Der weitere Punkt 
betreffe ebenfalls die Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 und ihr Verhältnis zu der Freistel-
lungsbestimmung der 2. DVO der APlWVO und sonstigen Freistellungen von der Ge-
nehmigungspflicht im deutschen Arbeitsplatzwechselrecht. Die Regelung des Kontroll-
ratsbefehls lasse die deutschen Vorschriften zum Arbeitsplatzwechsel unberührt. Denn 
Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 knüpfe an den Vorgang des Ausscheidens an während 
die deutschen Bestimmungen zum Arbeitsplatzwechsel an die Kündigung anknüpften. 
Die 2.  DVO der APlWVO mit ihrer Regelung der Zustimmungsfreiheit im Falle der 
Kündigung einer Behörde werde daher vom Kontrollratsbefehl nicht berührt. Eine da-
nach ausgesprochene Kündigung sei daher auch ohne Entscheidung des Arbeitsamtes 
nach Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3 rechtswirksam.
723  HHStAW Abt. 634 Nr. 275.
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hh. Schreiben des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen an die Arbeitsämter im Be-
zirk Hessen vom 17.06.1949 zum Thema „Änderung der Rechtsvorschriften auf dem Ge-
biete der Arbeitslenkung“ (Az. III A 5551/141)724
Gegenstand dieses Schreibens des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen an die 
Arbeitsämter vom 17.06.1949 waren die Rechtsänderungen auf dem Gebiet der Arbeits-
lenkung aufgrund des Inkrafttretens von Art. 12 GG am 24.05.1949. Betont wurde darin, 
dass durch Art. 12 GG die Rechtsvorschriften der APlWVO betreffend der Einstellung 
von Arbeitskräften aufgehoben worden seien. Lediglich die entsprechenden Vorschriften 
des Kontrollratsbefehls Nr. 3 würden fortbestehen, da Besatzungsrecht erst durch den 
Widerruf durch die Besatzungsmächte außer Kraft treten könne. Ebenfalls seien durch 
Art. 12 GG die Vorschriften der APlWVO und ihre Durchführungsverordnungen, die 
sich auf Kündigungen durch den Arbeitnehmer bezögen, aufgehoben. Die Regelungen 
des Kontrollratsbefehls Nr. 3 könnten künftig nicht mehr auf Kündigungen durch Ar-
beitnehmer oder Arbeitgeber angewendet werden, da nach einer offiziellen Erklärung 
der amerikanischen Militärregierung für Deutschland (OMGUS) der Kontrollratsbe-
fehl keine Bestimmung enthielte, nach der die Zustimmung des Arbeitsamts bei Entlas-
sungen einzuholen sei. Demgemäß seien lediglich die deutschen weitergeltenden Vor-
schriften maßgebend. Daher bedürften lediglich Kündigungen durch den Arbeitgeber 
der vorherigen Zustimmung durch das Arbeitsamt, sofern nicht eine der Ausnahmebe-
stimmungen anzuwenden sei. Als weitergeltende Ausnahmebestimmungen oder -tatbe-
stände wurden § 2 APlWVO, § 1 der 1. DVO APlWVO, § 1 der 2. DVO APlWVO, § 2 
der 2. DVO APlWVO und § 2 der 4. DVO der APlWVO genannt.725 Die formelle Auf-
hebung der noch in Kraft befindlichen APlWVO und ihrer Durchführungsverordnun-
gen sei durch das in Vorbereitung befindliche Kündigungsschutzgesetz für das Vereinig-
te Wirtschaftsgebiet vorgesehen. Daher werde in naher Zukunft auch die Kündigung des 
Arbeitgebers nicht mehr der Zustimmung des Arbeitsamtes bedürfen. Hinsichtlich der 
Durchführung bei der Entscheidung über die Zustimmung zu einer Kündigung seien die 
bestehenden Grundsätze unverändert anzuwenden. Zudem wurde angewiesen, darauf 
zu achten, bei der Entscheidung lediglich die Aspekte der Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslenkung zu berücksichtigen, da die Frage nach der Berechtigung der Kündigung au-
ßerhalb der Zuständigkeit des Arbeitsamtes liege. Im Hinblick darauf, dass die Aufhe-
bung auch der letzten Beschränkungen über den Arbeitsplatzwechsel bevorstehe, sei von 
einer formalistischen Anwendung der Bestimmungen abzusehen. 
ii. Gutachten mit dem Titel Art. 12 Abs. 1 des Grundgesetzes und das bisherige Recht des 
Arbeitsplatzwechsels726 
In dem Rechtsgutachten beziehungsweise dem Aufsatzentwurf nimmt der Verfasser zur 
Frage des Arbeitsplatzwechsels vor dem Hintergrund des Inkrafttretens des Art. 12 GG 
724  HHStAW Abt. 634 Nr. 275. Siehe dazu auch LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479 f.
725  Vgl. dazu auch LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479.
726  HHStAW Abt. 634 Nr. 275. Der Autor des Gutachtens wurde nicht angegeben. Vermutlich handelte es 
sich dabei um Dr. Gerhard Müller. Ein Datum wurde ebenfalls nicht genannt. Durch die Bezugnahme 
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Stellung. Dabei wurde zunächst auf einen Aufsatz mit dem Titel “Arbeitsplatzwechsel 
und Grundgesetz”, der in der Zeitschrift “Der Betrieb” vom 28.06.1949 von Dr. Kaß-
mann veröffentlich wurde, Bezug genommen. In diesem wurden auf die Auswirkungen 
und Wechselwirkungen von Art. 12 GG auf die Arbeitsplatzwechselbestimmungen, vor 
allem dem Zustimmungserfordernis des Arbeitsamtes vor Kündigung entsprechend den 
Regelungen der APWVO hingewiesen, insbesondere auf die weitere Notwendigkeit bei 
Kündigungen des Arbeitgebers. Es sei aber darüber hinaus auch noch angezeigt, die Fra-
ge der Tragweite des Art. 12 Abs.1 GG für das gesamte Gebiet des Arbeitsplatzwech-
sels zu betrachten. Als erstes wurde in dem Gutachten daher das Verhältnis von Art. 12 
Abs. 1 GG zur APlWVO untersucht. Die Begründung eines Arbeitsverhältnisses unter-
liege demzufolge nicht mehr den bisherigen Beschränkungen nach §§  4, 5 APlWVO. 
Weiterhin unterliege der Arbeitnehmer bei der Kündigung seines Arbeitsverhältnis-
ses gem. § 1 APlWVO nicht mehr der Zustimmung des Arbeitsamtes. Eine Kündigung 
im Hinblick auf den Antritt eines neuen Arbeitsverhältnisses sei Teilakt des Gesamt-
vorgangs der Arbeitsplatzwahl. Aber auch eine Kündigung ohne den Zweck der Neu-
begründung eines Arbeitsverhältnisses bedürfe keiner Zustimmung, weil Art. 12 Abs. 1 
GG gerade die freie Bestimmung der Arbeitnehmer über die Wahl seiner Arbeitsstätte 
gewährleiste. Die Bindung eines Arbeitnehmers an einen Arbeitsplatz würde diese Frei-
heit beeinträchtigen. Der Verfasser legte daneben seine Rechtsansicht dar, dass auch für 
Kündigungen des Arbeitgebers nunmehr keine Zustimmung des Arbeitsamtes erforder-
lich sei. Das System der Arbeitsplatzwechselbestimmungen der APlWVO behandele bis 
auf wenige Ausnahmeregelungen beide Parteien eines Arbeitsvertrages gleich. Ratio le-
gis der APlWVO sei die totale Kontrolle des Arbeitsmarktes. Dieses Ziel der APlWVO 
sei aber nun rechtlich gegenstandslos und sogar missbilligt. Als Auswirkung des Art. 12 
Abs. 1 GG sei daher auch das Zustimmungserfordernis für Kündigungen des Arbeitge-
bers nicht mehr rechtswirksam. Die Aufrechterhaltung des Zustimmungserfordernisses 
für Kündigungen des Arbeitgebers sei nur noch sinnvoll, wenn das Arbeitsamt Funktio-
nen des Kündigungsschutzes zu erfüllen habe. Dieses Aufgabengebiet obliege allerdings 
nach dem Grundsatz der Gewaltentrennung den Arbeitsgerichten. Art. 12 Abs. 1 GG sei 
zudem mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 vereinbar, da dieser nach der nunmehr einhel-
ligen Ansicht eine Zustimmung des Arbeitgebers bei Kündigungen nicht vorsehe. Aber 
auch das Zustimmungserfordernis für Kündigungen des Arbeitnehmers nach dem Kon-
trollratsbefehl sei durch Art. 12 Abs. 1 GG nicht mehr anzuwenden. Durch die Zustim-
mung der Militärregierungen zur Verfassung und konkret zu Art. 12 Abs. 1 GG habe die 
Regelung des Kontrollratsbefehls keinen Vorrang mehr und sei gegenstandslos gewor-
den. Lediglich Ziff. 17 des Kontrollratsbefehls Nr. 3, die die Meldepflicht des Arbeitge-
bers bei Entlassungen normiere, sei demnach noch in Kraft.
jj. Fazit
Zusammenfassend ergibt sich aus den archivierten Schriftstücken, dass in Hessen an 
der Anwendung der APlWVO trotz ihres nationalsozialistischen Ursprungs selbst kei-
auf einen Aufsatz kann aber gesagt werden, dass es nach 28.06.1949 geschrieben wurde.
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ne grundsätzlichen Zweifel bestanden. Der Fokus hinsichtlich der weiteren Anwendbar-
keit der APlWVO lag vielmehr in der Frage der korrekten Auslegung und Übersetzung 
und schließlich Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3. Wie gezeigt wurde, va-
riierte die Ansicht darüber sowohl von LAG als auch Landesarbeitsamt gerade hinsicht-
lich der Anwendung und Vereinbarkeit der 2. DVO der APlWVO. Nach Erlass des GG 
war die weitere Anwendbarkeit und Vereinbarkeit der APlWVO und ihrer Durchfüh-
rungsverordnungen aufgrund der Regelung des Art. 12 GG erneut Gegenstand der Aus-
einandersetzung. 
4. Stellungnahme
Im Weiteren erfolgt zunächst ein Vergleich der erstinstanzlichen Entscheidungen der 
bayerischen und hessischen Arbeitsgerichte. So dann werden die APlWVO und ihre 
Durchführungsverordnungen inhaltlich dahingehend geprüft, ob es sich um spezifisch 
nationalsozialistisches Gedankengut handelt und ihre Vereinbarkeit mit Kontrollratsbe-
fehl Nr. 3 erörtert. Im Anschluss werden Art und Weise der Anwendung dargestellt. Der 
Abschnitt schließt mit einer, die gefundenen Ergebnisse zusammenfassenden Stellung-
nahme.
a. Vergleich
In der Rechtsprechung beider Länder bestand ein Konsens hinsichtlich der grundsätz-
lichen Anwendbarkeit der APlWVO und des grundsätzlichen Erfordernisses der Ein-
holung einer Zustimmung des Arbeitsamtes vor einer Kündigung. In Hessen wur-
de das Zustimmungserfordernis teilweise sogar durch eine gemeinsame Zitierung der 
APlWVO und dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 begründet. In Bayern wurde dagegen der 
Kontrollratsbefehl Nr. 3 nur in einem erstinstanzlichen Urteil im Zusammenhang mit 
dem Erfordernis der Zustimmung zur Einstellung und in den zweitinstanzlichen Ent-
scheidungen angewendet.727 Hinsichtlich der Anwendbarkeit der Durchführungsverord-
nungen der APlWVO wurde in Hessen in einem Urteil eine Weitergeltung der 1. DVO 
der APLWVO bestätigt. In Bayern lässt sich dagegen kein Beleg für eine Anwendung 
der 1. DVO der APlWVO finden. Ein anderes Bild zeigt sich hinsichtlich der Anwen-
dung der 2. DVO der APlWVO bei den erstinstanzlichen Entscheidungen beider Län-
der. In Bayern wurde die 2.  DVO der APlWVO in einem Urteil angewendet und le-
diglich deshalb verneint, da die Voraussetzung für die Anwendung in diesem Fall nicht 
vorlagen.728 In Hessen dagegen fand in den erstinstanzlichen Urteilen die 2.  DVO der 
APlWVO keine Anwendung. Daraus ist zu schlussfolgern, dass dort zumindest in der 
ersten Instanz wohl die Auffassung vorherrschend war, dass entsprechend den Regelun-
gen des Kontrollratsbefehls Nr. 3 jede Kündigung der Zustimmung des Arbeitsamtes be-
durfte.729 In der zweiten Instanz wurde die 2. DVO der APlWVO in Bayern für anwend-
727  Vgl. Az. W I 87/48 ArbG München vom 12.11.1948, StaM ArbG München Nr. 54. 
728  Siehe hierzu ArbG München vom 04.03.1948, S. 40 f., 110.
729  Vgl. hierzu ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f.; ArbG Limburg vom 02.08.1948, S. 129 f. Siehe 
auch ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128. Siehe hierzu auch das Schreiben des Landesarbeitsamtes 
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bar befunden, während in Hessen die 2. DVO der APlWVO nur teil- beziehungsweise 
zeitweise angewendet wurde und man in erster Linie aufgrund des Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 grundsätzlich eine Zustimmung des Arbeitsamtes vor Kündigungen für erforder-
lich hielt. Die sich im Laufe der Zeit verändernden Rechtsansichten hinsichtlich der An-
wendung der 2. DVO der APlWVO in Hessen lassen sich anhand der oben dargestellten 
zweitinstanzlichen und veröffentlichten Entscheidungen und der Referate und Schrei-
ben des Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen bzw. Präsidenten des LAG Frank-
furt a.M. nachvollziehen. Des Weiteren wurde die 8. DVO der APlWVO nur in einem 
zweitinstanzlichen Urteil in Hessen angewendet und dies eigentlich sogar unzutreffen-
derweise, da diese zum damaligen Zeitpunkt bereits nicht mehr in Kraft war. 
Die Möglichkeit einer nachträglichen Zustimmung des Arbeitsamtes gem. § 1 Abs. 2 
APlWVO mit rückwirkender Wirkung wurde in beiden Ländern für zulässig erachtet.730 
Des Weiteren wurde in beiden Ländern angenommen, dass eine Umdeutung einer Zu-
stimmungserklärung zu einer fristgemäßen Kündigung in eine Zustimmung zu einer 
fristlosen beziehungsweise umgekehrt nicht möglich war.731 In einem einzelnen Fall in 
Hessen wurde die fehlende Zustimmung des Arbeitsamtes durch das ArbG ersetzt, wo-
bei allerdings zu beachten ist, dass das Gericht dies selbst als Ausnahme einstufte.732
b. Entnazifizierung
Im Fokus dieses Unterabschnitts stehen inhaltliche Aspekte. Zunächst erfolgt eine Be-
trachtung der Anwendbarkeit der APlWVO hinsichtlich der Sinn- und der Zweckmäßig-
keit der Vorschrift nach Kriegsende. Darüber hinaus wird sie auf ihren nationalsozialisti-
schen Gehalt und ihre Vereinbarkeit mit den Kontrollrats- und Militärregierungsgesetzen 
geprüft.
aa. Wegfall wegen Sinn- und Zweckerfüllung nach Kriegsende
Wie bei der ArbÄndVO gab es auch hinsichtlich der APlWVO die Ansicht, dass die-
se mit Kriegsende weggefallen sei, da sie als Kriegsverordnung nur während des Krieges 
Geltung beanspruchen könne.733 Dieser Ansicht nach sollte sich ihre Wirksamkeit ent-
sprechend der vermeintlichen Intention des NS-Gesetzgebers, nicht auf die Zeit nach 
Kriegsende erstrecken.734 Für diese Einschätzung lässt sich allerdings kein historischer 
vom 23.09.1947 (Az. III 5551/195), S. 151 f. Dieses Schreiben wurde an alle Arbeitsgerichte versandt.
730  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 13.04.1948, S. 128 f.; ArbG Limburg vom 01.07.1948, S. 129 f. Vgl. 
oben ArbG München vom 26.07.1948, S. 117.
731  Siehe hierzu ArbG Hanau vom 29.01.1948, S. 127 f. Vgl. Ber.-Reg.-Nr. 214/48 LAG München vom 
20.10.1948, S. 122 m.w.N.
732  In einem Urteil des ArbG Münchens, Az. I 1884/48 vom 07.12.1950, das allerdings nicht mehr aus dem 
Untersuchungszeitraum stammt, wurde die verweigerte Zustimmung des Arbeitsamtes nicht ersetzt, mit 
der Begründung, dass das Gericht an die Entscheidung des Arbeitsamtes gebunden sei. Siehe StaM ArbG 
München Nr. 61.
733  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 166; Gün-
ther Müller, Entlassungsschutz und Arbeitsamt, Arbeit und Sozialfürsorge, 1946, S. 369.
734  Vgl. Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 166. A.A. 
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Beleg anführen. Im Gegenteil wurde vor 1945 selbst in der Annahme und im Falle eines 
siegreichen Kriegsausgangs erwartet, dass die APlWVO noch eine gewisse Zeit in Kraft 
bleiben müsse.735 
Der Regelungsgehalt der APlWVO war in tatsächlicher Hinsicht vielmehr auch nach 
Kriegsende von erheblicher Bedeutung. Ein Sinn- beziehungsweise Zweckverlust kann 
daher ebenfalls nicht angenommen werden.
Eine planmäßige Arbeitslenkung stellte gerade in der Nachkriegszeit eine der dring-
lichsten Aufgaben auf dem Weg zum Wiederaufbau dar. Entsprechend wurde auch in 
der Rechtspraxis argumentiert, dass diese Aufgabe aber erst bei einer Wiederherstellung 
der vor dem Krieg herrschenden Zustände erreicht wäre.736 Im Übrigen spricht auch der 
Erlass des Kontrollratsbefehls Nr. 3 für eine weitere Notwendigkeit der Arbeitslenkung.   
An der Anwendung der APlWVO in Bayern und Hessen lässt sich erkennen, dass eine 
Sinn- oder Zweckerfüllung der Arbeitslenkungsvorschriften von der Praxis nicht ange-
nommen wurde. 
bb. Nationalsozialistischer Inhalt bzw. Vereinbarkeit mit den Kontrollrats- und Militärre-
gierungsgesetzen, insb. Kontrollratsbefehl Nr. 3
Im weiteren wird die APlWVO und ihre Durchführungsverordnungen auf ihren natio-
nalsozialistischen Inhalt und auf ihre Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 hin 
untersucht.
[1]. Nationalsozialistischer Inhalt der APlWVO und ihrer Durchführungsverordnungen
Zunächst stellt sich die Frage der Vereinbarkeit der APlWVO und ihrer Durchführungs-
verordnungen mit Art. 2 KRG Nr. 1 und Art. II, III MRG Nr. 1 und damit die Frage nach 
dem nationalsozialistischen Gehalt beziehungsweise Inhalt. Der Wortlaut der APlWVO 
ist grundsätzlich nicht offensichtlich nationalsozialistisch. Eine Ausnahme stellt die Ver-
wendung der Bezeichnung „Betriebsführer“ dar. § 1 APlWVO ordnete an, dass der „Be-
triebsführer“ die Kündigung des Arbeitsverhältnisses erst nach Zustimmung des Ar-
beitsamtes aussprechen darf. Durch die Bezeichnung Betriebsführer wird auf das im 
AOG niedergelegte Führerprinzip Bezug genommen.737 Auch die Bezeichnung als Füh-
rer der Verwaltung, die in der 2. DVO der APlWVO verwendet wird, basiert auf dem 
Führerprinzip. Das Führerprinzip ist ein klar nationalsozialistisches Prinzip, welches ei-
nen Grundpfeiler des nationalsozialistischen Arbeitsrechts darstellte. Die Bezugnahme 
auf dieses Prinzip stellt insbesondere auch eine Diskriminierung dar, denn nach der zeit-
genössischen Ansicht konnten beziehungsweise durften beispielsweise Juden nicht Be-
triebsführer sein.738. Im Sinne der plain meaning rule durfte die historische, national-
Bulla, Anmerkung zu Nr. 99, RdA 1949, S. 397.
735  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, S. 21.
736  Vgl. ArbG Siegen vom 26.07.1949, RdA 1949, S. 394.
737  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 1 Rn. 4.
738  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 1 Rn. 7 a.
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sozialistische Auslegung aufgrund ihres diskriminierenden Charakters aber nicht mehr 
erfolgen; allein entscheidend sollte nur noch der reine Wortlaut sein. Die Bestimmung 
des § 6 Abs. 1 lit. a Var. 1 verwendet den Begriff staatspolitische Gesichtspunkte.739 Ur-
sprünglich waren dies staatspolitische Gesichtspunkte des NS-Gesetzgebers, d.h. Ar-
beitslenkung zum Zwecke der Aufrüstung und Kriegsführung. Entsprechend dem rei-
nen Wortlaut wären danach die aktuellen staatspolitischen Aspekte zugrundezulegen, 
also die geänderten Verhältnisse, die durch Anordnungen der Militärregierung der je-
weiligen Besatzungszone ihren Ausdruck fanden, maßgeblich. Diesbezüglich können in 
der vorliegenden Untersuchung allerdings keine Aussagen getroffen werden, da hierfür 
eine Auswertung der Verwaltungsakten der Arbeitsämter und Landesarbeitsämter erfor-
derlich wäre. 
In einem der obengenannten hessischen Urteile und der zeitgenössischen Literatur 
wurde zudem diskutiert, ob der Ausschluss des Rechtswegs in § 7 Abs. 2 APlWVO eine 
nationalssozialistische Regelung darstelle, da sie nationalsozialistischen Grundsätzen 
entspreche und ebenfalls auf das Führerprinzip zurückgehe. Im Ergebnis hat sich diese 
Ansicht allerdings nicht durchgesetzt und blieb damit eine Einzelfallentscheidung. Ins-
besondere wurde ihr entgegengehalten, dass durch die Verwaltungsgerichte eine Über-
prüfung der Entscheidung des Arbeitsamtes möglich und der Rechtsweg somit nicht 
mehr ausgeschlossen wäre.
§ 2 der 1. DVO der APlWVO wurde in der 3. DVO der APlWVO neugefasst und war 
damit bereits zu diesem Zeitpunkt nicht mehr anwendbar. In der 4. DVO der APlWVO 
war unter anderem eine Strafvorschrift für die ungenehmigte Lösung des Arbeitsverhält-
nisses durch einen Arbeitnehmer vorgesehen. Antragsberechtigt für die Sanktionierung 
des Arbeitgebers war demnach neben der in § 11 APlWVO geregelten Zuständigkeit des 
Leiters des Arbeitsamts, nach § 1 der 4. DVO der APlWVO damit auch der Reichstreu-
händer und der Sondertreuhänder der Arbeit. Die Reichstreuhänder der Arbeit waren 
eine nationalsozialistische Institution, die durch Schaffung des AOG eingerichtet wur-
de. Nachdem die Reichstreuhänder gem. Gesetz Nr.  77 der Militärregierung740 aufge-
löst wurden, müsste diese Regelung damit gegenstandslos geworden sein, insbesondere, 
da sich diesbezüglich auch keine Notwendigkeit der Überführung dieser Sanktionszu-
ständigkeit auf eine andere Institution aufdrängte. Zumeist gingen zwar die Zuständig-
keiten der Reichstreuhänder entweder auf die Leiter der Arbeitsämter beziehungswei-
se Landesarbeitsämter oder aber die Arbeitsminister über. Durch die Vorschrift in § 11 
APlWVO bestand aber bereits eine Sanktionsmöglichkeit durch den Leiter des Arbeits-
amtes. Daneben muss ebenfalls noch beachtet werden, dass auch der Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 in Ziff. 20 eine Sanktionsvorschrift bei Zuwiderhandeln beeinhaltete. 
Nicht mehr anwendbar beziehungsweise gegenstandslos wurde nach Kriegsende 
und Auflösung der NSDAP durch KRG Nr. 2 vom 10.10.1945741 auch die 5. DVO der 
739  Bulla, Die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, § 6 Rn. 7 ff.
740  Mili. Gov. gaz. Germany, United States Area of Control, 1946, p. 48.
741  Official Gazette of the Control Council for Germany, 1945, p. 19.
161
Anwendung der Arbeitsplatzwechselverordnung (APlWVO) vom 01.09.1939
APlWVO, nach der die NSDAP keine Zustimmung des Arbeitsamtes für die Kündigung 
ihrer Beschäftigten benötigte. 
Von Wüllenweber wird außerdem vorgetragen, dass die 7. DVO der APlWVO als na-
tionalsozialistisch eingeschätzt und daher nicht mehr angewendet worden sei.742 Diese 
Durchführungsverordnung erscheint allerdings bis auf § 4 mit den dort angeordneten 
Sanktionen bei einem Zuwiderhandeln eher unauffällig. 
Als nationalsozialistische Regelung erscheint vielmehr die 8. DVO der APlWVO. In 
ihrer Präambel wird sehr deutlich auf die Kriegssituation eingegangen:
„In einer Zeit in der das deutsche Volk alle seine Kräfte zur Erringung des Endsie-
ges bis zum letzten einsetzt, muß der Arbeitsplatzwechsel von Arbeitskräften mehr als 
bisher beschränkt werden, um jeden unnötigen Leistungsausfall zu vermeiden. Außer-
dem müssen die Arbeitsämter in die Lage versetzt werden, die danach noch verbleiben-
de Fluktuation an Arbeitskräften nach den zwingenden Erfordernissen der Kriegswirt-
schaft zu lenken. […]“743
Durch die Präambel mit ihrem Bezug zum Endsieg kann man hier deutlich auf einen 
nationalsozialistischen Charakter der Norm schließen. Die Präambel war dementspre-
chend nicht mit MRG Nr. 1 vereinbar. Mit der Folge, dass Gesetzeszweck und Ausle-
gungen, die in Vorsprüchen und anderen Erklärungen enthalten waren, bei der Ausle-
gung außer Betracht bleiben mussten und der Rest des Gesetzes nur noch entsprechend 
der plain meaning rule seinem einfachen Wortlaut gemäß angewendet werden durfte 
(Art. III Ziff. 6 MRG Nr. 1). Der eigentliche Regelungsgehalt der 8. DVO der APlWVO 
stellte zudem eine weitere Verschärfung der Arbeitslenkung dar, war aber vom reinen 
Wortlaut her betrachtet unauffällig. Mit der 8. DVO der APlWVO wurde, wie bereits 
oben ausgeführt, die 6. DVO der APlWVO außer Kraft gesetzt. Mit Ablauf des Jahres 
1945 war neben der 8. DVO der APlWVO, die 9. DVO der APlWVO ebenfalls außer 
Kraft beziehungsweise funktionslos, da ihr einziger Regelungsinhalt damit weggefallen 
war. Die 8. DVO der APlWVO galt gem. § 2 bei ihrem in Kraft treten am 11.08.1944 
ursprünglich lediglich für 6 Monate. Durch die 9. DVO der APlWVO wurde die Gel-
tungsdauer der 8. DVO der APlWVO bis zum Ende des Jahres 1945 verlängert. Formal 
juristisch betrachtet war diese Verordnung damit ab dem 01.01.1946 unanwendbar be-
ziehungsweise erloschen.744
Bei der Beurteilung, ob der Verordnung oder einer Regelung in ihren DVOs eine na-
tionalsozialistische Wertung immanent ist, kann eine solche zwar nicht von der Hand 
gewiesen werden, ein spezifisch rassistisch beziehungsweise ideologischer Hintergrund 
ist dem verwendeten Wortlaut aber, mit Ausnahme der Verwendung des Führerbe-
griffes und der Präambel der 8. DVO der APlWVO, die den Sinn und Zweck des NS-
Gesetzgebers der totalen Kontrolle des Arbeitsmarktes deutlich aufzeigt, nicht direkt 
zu entnehmen. Die APlWVO ist vielmehr eine von vielen Verordnungen, die ab 1934 
742  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 168.
743  RGBl. 1944 I, S. 176.
744  Vgl. Hueck, Anmerkung zu Nr. 33, RdA 1949, S. 119.
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und während des zweiten Weltkrieges aus arbeitspolitischen Gründen erging, um wirt-
schaftspolitischen Zielen zu dienen und im Besonderen durch Arbeitslenkung die Auf-
rüstung voranzubringen.745 Die APlWVO und ihre DVOs waren Instrumente des NS-
Staates mit dem dieser die Freiheit im Bereich des Arbeitslebens vollständig beseitigte. 
Bei einer isolierten Betrachtung des reinen Wortlauts erscheint diese inhaltlich, bis auf 
die Verwendung des Führerbegriffes und der Präambel der 8. DVO der APlWVO, nicht 
ideologisch geprägt. Trotz der erwähnten Ausnahmen stellt diese Verordnung, ähnlich 
wie die ArbÄndVO, bezogen auf die mit ihr verfolgte Zielsetzung keine spezifisch natio-
nalsozialistische Regelung, sondern eine auch zu anderen Zeiten beziehungsweise in an-
deren Ländern denkbare Kriegsregelung zum Zwecke der Aufrüstung oder Arbeitslen-
kungsvorschrift zum Zwecke der Arbeitslenkung in einer Nachkriegszeit dar.
[2]. Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3
Insbesondere stellte sich nach Erlass des Kontrollratsbefehls Nr. 3 die Frage der Verein-
barkeit mit der APlWVO und ihren Durchführungsverordnungen. Gemeinsam ist den 
beiden Vorschriften, dass ihr Regelungsgehalt und ihre Intention auf die Arbeitslenkung 
abzielte. Die Frage, die sich daher vor allem stellte, war die, ob nach Erlass des Kontroll-
ratsbefehls für die APlWVO und ihre Durchführungsverordnungen noch ein eigenstän-
diger Anwendungsbereich gegeben war, was für eine parallele Anwendbarkeit streiten 
könnte oder aber die vollständige Ersetzung beabsichtigt war, der Kontrollratsbefehl also 
nunmehr allein die Arbeitslenkung regeln und die APlWVO damit gegenstandslos wer-
den sollte. Einer der Hauptstreitpunkte in der Nachkriegszeit war die Frage der korrek-
ten Übersetzung und Auslegung von Ziff. 16 Kontrollratsbefehl Nr. 3. Ausgelöst wurde 
diese Kontroverse durch den oben bereits dargestellten Aufsatz von Fitting.746 Der Um-
stand, dass der Verfasser des Aufsatzes zum Zeitpunkt der Publikation Mitarbeiter des 
Bayerischen Arbeitsministerium war, legt die Vermutung nahe, dass die in der Veröffent-
lichung dargelegte Rechtsauffassung der in Bayern allgemeinen Ansicht entsprach. Diese 
Auslegung wurde in Hessen allerdings zumeist nicht geteilt.
Anhand der rechtlichen Ausführungen des LAG Hessens lassen sich die gravierenden 
Unterschiede zur Argumentation Fittings nachzeichnen. In Hessen wurde die Ziff. 16 
zweitinstanzlich zeitweise so ausgelegt, dass der Tatbestand des „Wechsel des Arbeits-
platzes“ nur für Arbeitnehmer einschlägig war und Arbeitgeber nach Ziff. 19 im Fal-
le einer Kündigung lediglich eine Meldeverpflichtung gegenüber dem Arbeitsamt hat-
ten. Demgemäß war die Zustimmung des Arbeitsamtes bei Kündigung des Arbeitgebers 
nur aufgrund der APlWVO und infolgedessen nicht bei Einschlägigkeit der 2. DVO der 
APlWVO bei Kündigung eines öffentlich-rechtlichen Arbeitgebers notwendig, da der 
Kontrollratsbefehl diese Fälle gerade nicht erfasste. Mit dem Ergebnis, der Anwendbar-
keit der 2. DVO der APlWVO stimmte die Ansicht Fittings zwar überein. Dieser jedoch 
begründete seine Ansicht mit einem Übersetzungsfehler bzw. -missverständnis hinsicht-
lich des Begriffes transfer. Dieser Begriff war nach Auffassung Fittings mit Versetzung 
745  Wüllenweber, Die Entwicklung des Kündigungsschutzrechts seit dem ersten Weltkrieg, S. 155.
746  Siehe hierzu S. 152 f.
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innerhalb eines Betriebes auszulegen. Anders legte das Landesarbeitsamt Hessen den 
Kontrollratsbefehl aus. Nach diesem sei in sämtlichen Fällen eine Zustimmung des Ar-
beitsamts erforderlich und lediglich die Ausnahmen des Zustimmungserfordernisses in 
APlWVO und ihren Durchführungsverordnungen seien nicht weiter anwendbar. Eine 
weitere Anwendung der 2. DVO der APlWVO kam nach Ansicht des hessischen Lan-
desarbeitsamtes nur im Falle der Versetzung eines Behördenangestellten in den Ruhe-
stand in Frage. 
Vorherrschende Ansicht in der amerikanischen Besatzungszone war, dass die 
APlWVO nicht durch Kontrollratsbefehl Nr. 3 aufgehoben wurde. Wie auch eben bereits 
aufgezeigt, war dies aber für die in der APlWVO und ihren Durchführungsverordnun-
gen geregelten Ausnahmebestimmungen umstritten. 
Den Richtlinien der Militärregierung der amerikanischen Zone zum Kontrollratsbe-
fehl Nr. 3 kann man eine Anordnung der Weitergeltung der APlWVO und ihrer Durch-
führungsverordnungen und damit Vereinbarkeit mit den Militärregierungsgesetzen ent-
nehmen: 
„Um in Verfolgung der Ziele der Alliierten den größtmöglichen Gebrauch von der 
deutschen Arbeitskraft zu machen, werden die Behörden der deutschen Arbeitsverwal-
tung angewiesen:
abgesehen von den hierunter erwähnten Ausnahmen das gegenwärtige System voll-
ständiger Kontrolle über die deutsche Arbeitskraft durch ihre Mobilisierung, Eintragung 
und Lenkung mit Hilfe der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter fortzusetzen, unter 
Ausschaltung aller früheren Bestimmungen, die wegen Abstammung, Glauben, Volks-
zugehörigkeit, politischer Überzeugung oder Zugehörigkeit eine unterschiedliche Be-
handlung vorsahen.“747
Die APlWVO wurde hier zwar nicht ausdrücklich genannt, aber als Arbeitslenkungs-
vorschrift wird auf diese mehr als deutlich Bezug genommen. Zur Herstellung und Auf-
rechterhaltung der Rechtsgleichheit in der amerikanisch-britischen Doppelzone ordnete 
der hessische Arbeitsminister mit Erlass vom 14.08.1947, Az. I 5551/4119 zudem an, bis 
zum Erlass neuer Bestimmungen auch in Hessen die APlWVO weiter anwenden zu las-
sen, soweit ihre Bestimmungen nicht ausdrücklich aufgehoben worden waren. 
In Bayern wurde nach Erlass des Kontrollratsbefehls Nr. 3 auch die Ansicht vertreten, 
dass mit dessen Ziff. 16 die Bestimmungen der APlWVO ausdrücklich bestätigt wurden 
und das Monopol der Arbeitsverwaltung auf dem Gebiet der Arbeitsvermittlung und 
Arbeitskräftelenkung anerkannt und verschärft worden sei, da demnach auch nicht zu-
stimmungsbedürftige Einstellungen in landwirtschaftliche Betriebe zustimmungspflich-
tig wurden.748
747  Mitteilungen des Arbeitsministeriums Württemberg-Baden, Meldepflicht und Arbeitslenkung. Richtli-
nien der Militärregierung (Amerikanische Zone) zur Verfügung Nr. 3 des Alliierten Kontrollrats, 1946, 
S. 5. Hinweis darauf aus Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 36.
748  Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 79. Vgl. Az. W I 87/48 ArbG München vom 
12.11.1948, StaM ArbG München Nr. 54.
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c.  Art und Weise der Anwendung
aa. Rolle und Vorgehensweise der Arbeitsämter und Landesarbeitsämter
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass sich vorrangig die Arbeitsämter und Landesarbeits-
ämter mit der Anwendung der APlWVO und ihren Durchführungsverordnungen be-
schäftigten und nur ein gewisser Teil davon überhaupt zur weiteren Prüfung im Rahmen 
der Wirksamkeit einer Kündigung an die Arbeitsgerichte gelangte. 
Gerade nach der Aufhebung des AOG diente die APlWVO in der Praxis der Arbeits-
ämter als eine Art einfacher Kündigungsschutz, indem bei Entscheidungen über die Zu-
stimmung zur Kündigung sozialpolitische Momente in die Entscheidungsfindung ein-
gestellt wurden.749 Nach insoweit plausibel erscheinenenden Angaben von Valentin 
Siebrecht750 haben nach dem offiziellen Wegfall des AOG viele Arbeitsämter als eine Art 
Ersatz-Arbeitsgericht unter Berufung auf § 6 Abs. 1 lit. a Var. 2 APlWVO fungiert.751 Die-
se Vorgehensweise der Arbeitsämter lässt sich auch einem Schreiben des Präsidenten des 
Landesarbeitsamtes Hessen vom 23.09.1947 zum Thema Arbeitsplatzwechsel entneh-
men, in dem dieser ausdrücklich darauf hinwies, dass über die Berechtigung der Kündi-
gung nicht entschieden werden dürfe und die Zuständigkeitsgrenze der Arbeitsgerichte 
bei der Prüfung nach § 6 APlWVO nicht zu übertreten sei.752 Die hier nicht vorangig un-
tersuchte Auslegung und Anwendung dieser Regelung durch die Arbeitsämter stellt von 
daher einen weiteren interessanten Forschungsgegenstand dar, der geeignet ist, das Bild 
der arbeitsrechtlichen Praxis der Besatzungszeit um einen weiteren Aspekt zu ergänzen 
und zu vervollständigen. Dies betrifft insbesondere die Frage, ob § 6 Abs. 1 lit. a Var. 1 
APlWVO noch angewendet wurde. Denn die Auslegung und Anwendung der staats-
politischen Gesichtspunkte gem. § 6 Abs. 1 lit. a Var. 1 APlWVO erfolgte vor Kriegsen-
de dahingehend, dass sie aus dem Kräftebedarf für staatspolitisch bedeutsame Vorhaben 
zu folgern wären, vor allem also bei von der Führung angeordneten Maßnahmen, d.h. 
bei Belangen der Kriegswirtschaft, insbesondere der Rüstungsindustrie und der kriegs-
wichtigen Wirtschaft.753 In Hessen wurden die Arbeitsämter nach 1945 angewiesen, statt 
dem Begriff des “Arbeitseinsatzes” aus § 6 Abs. 1 lit. b APlWVO nurmehr von “Arbeits-
lenkung” zu sprechen und den Begriff des “Betriebsführers” durch den Begriff des “Be-
triebsleiters” zu ersetzen. Nach Erlass des Grundgesetzes waren die Arbeitsämter in Bay-
ern und Hessen der Ansicht, dass eine Zustimmung des Arbeitsamtes entsprechend der 
749  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479 f.
750  Dieser war ab 1933 zunächst am Arbeitsamt in Darmstadt tätig, später am hessischen Landesarbeitsamt 
und zuletzt Präsident des Landesarbeitsamtes Südbayern.
751  Siebrecht, Vom Kontrollratsbefehl Nr. 3 bis zur Fünften Novelle, Blick zurück aus Anlaß eines „Jubilä-
ums“, Arbeit und Beruf 1979, S. 260.
752  Dieser Aspekt der Art und Weise der Anwendung der APlWVO und ihrer Durchführungsverordnun-
gen kann in der vorliegenden Arbeit nicht behandelt werden, da hierfür Auswertungen der Akten der 
Arbeitsämter und Landesarbeitsämter erforderlich wären, was aber außerhalb des gesetzten Untersu-
chungsrahmens liegt. Erkennbar liegt in dieser Fragestellung ein weiteres Forschungsinteresse hinsicht-
lich der Rolle und Tätigkeit der Arbeitsämter und Landesarbeitsämter in der Besatzungszeit. Hingewie-
sen werden soll an dieser Stelle noch darauf, dass bei fristlosen Kündigungen vom Arbeitsamt grds. die 
Zustimmung erteilt wurde.
753  Bulla, Die Beschränkung der Arbeitsplatzwechsels, § 6 Rn. 7 ff.
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APlWVO nur noch für von Seiten des Arbeitgebers erklärte Kündigungen erforderlich 
war.754 Um den Abbau der Beschränkungen bis zur offiziellen Aufhebung der APlWVO 
zu unterstützen, erging in Bayern zudem eine Anweisung des Arbeitsministeriums an 
die Arbeitsämter die Zustimmung in der Regel zu erteilen.755 Das LAG Hessen erachte-
te dagegen, abweichend von der Ansicht des Landesarbeitsamtes Hessen, ein Fortbeste-
hen eines auf den Arbeitgeber beschränkten Zustimmungserfordernisses für sinnlos, da 
auf diese Weise der Sinn und Zweck der APlWVO nicht erreicht werden könnte und dies 
überdies eine grundrechtlich unzulässige Ungleichbehandlung darstellen würde.756
bb. Begründung der Anwendung 
Eine ausführliche Begründung der Anwendung und Auseinandersetzung mit dem natio-
nalsozialistischen Ursprung der Norm erfolgte in den erstinstanzlichen, unveröffentlich-
ten Urteilen aus den Urteilssammlungen weder in Bayern noch in Hessen. Meist wurde 
die Anwendbarkeit nicht begründet, beziehungsweise sofern eine Begründung erfolgte, 
beschränkte sich diese auf eine Erörterung, dass die Einholung der Zustimmung des Ar-
beitsamtes erforderlich, oder aber zwingend, beziehungsweise ständige Rechtsprechung 
wäre. In Hessen wurde zudem betont, dass sich die APlWVO noch in Geltung befinde, 
da sie nicht in Widerspruch zu Kontrollratsbefehl Nr. 3 stehe.757 Der Kontrollratsbefehl 
Nr. 3 führte in Hessen im Ergebnis, wie sich den dargestellten erstinstanzlichen Entschei-
dungen entnehmen lässt, im Hinblick auf die rechtlichen Voraussetzungen des Arbeits-
platzwechsels zu einer Verschärfung der Rechtslage. Dem Kontrollratsbefehl wurde dort 
Vorrang eingeräumt, so dass stets eine Zustimmung des Arbeitsamtes für erforderlich 
gehalten wurde.758 Zudem erfolgte in den hessischen Entscheidungen die Begründung 
des Zustimmungserfordernisses häufig durch ein gemeinsames Zitieren der APlWVO 
mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3.759 Damit wurde ebenfalls zum Ausdruck gebracht, dass 
die APlWVO nicht in einem Widerspruch zur Kontrollratsgesetzgebung gesehen wurde. 
Dieses Vorgehen könnte aber ebenso Reaktion der erkennenden Arbeitsrichter auf eige-
ne Zweifel über die geltende Rechtslage gewesen sein. Soweit bei diesen also selbst eine 
gewisse Unsicherheit hinsichtlich des anzuwendenden Rechts bestanden hat, könnte das 
gemeinsame Zitieren auch eine Art „Absicherung“ dargestellt haben. In einer anderen 
hessischen Entscheidung wurde hinsichtlich der Anwendbarkeit der APlWVO zusätz-
754  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479; Thumser, Arbeitsrechtliche Rundschau, RdA 
1950, S. 73. A.A. das LAG Frankfurt a.M. in der genannten Entscheidung. 
755  Vgl. Bulla, Anmerkung zu Nr. 5, RdA 1950, S. 40.
756  LAG Frankfurt a.M. vom 01.09.1949, RdA 1949, S. 479 f.
757  „Außerdem ist die Arbeitsplatzwechselverordnung vom 1.9.39 RGBl. 1685 nebst erster Durchführungs-
verordnung vom 6.9.39 RGBl. 1690 noch in Kraft, da sie nicht im Widerspruch steht zu den Bestimmun-
gen des Kontrollratsbefehls Nr. 3. Nach dieser Verordnung ist aber jede Kündigung ohne Zustimmung 
des Arbeitsamtes nichtig.“ Zitiert aus ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f.
758  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128. 
759  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 01.07.1948, S. 129 f.; ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128; Az. A 
123/47 ArbG Hanau vom 05.01.1948, S. 125 f.; ArbG Limburg vom 21.02.1949, S. 132. 
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lich mit einem historischen Vergleich argumentiert; betont wurde, dass unter anderem 
das Kündigungsrecht des Arbeitgebers bereits seit dem 1. Weltkrieg eingeschränkt sei.760 
Die bayerischen erstinstanzlichen Gerichte begründeten in den auffindbaren Entschei-
dungen ihre Befassung mit der 2. DVO der APlWVO nicht. Dies aber einmal mangels 
Einschlägigkeit761 derselben und im anderen Falle, da ein weiteres Eingehen aufgrund der 
Unkündbarkeit der Klägers nicht erforderlich war.762 In Hessen wurde die 2. DVO der 
APlWVO erstinstanzlich nicht angewendet. In den zweitinstanzlichen Entscheidungen, 
die von einer Anwendbarkeit ausgingen, wurde, wie oben dargestellt, die Anwendbarkeit 
der 2. DVO der APlWVO aus der grundsätzlichen Vereinbarkeit der APlWVO und da-
mit auch ihrer Durchführungsverordnungen mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 geschlos-
sen. In anderen Fällen wurde in der ersten Instanz das Zustimmungserfordernis in Fäl-
len von Kündigungen durch Behörden aus dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 geschlossen.763 
d. Fazit
Für eine Anwendung der APlWVO in Bayern und Hessen lassen sich zahlreiche Bele-
ge, sowohl in den ausgewerteten erstinstanzlichen Urteilen, als auch in den Berufungs-
urteilen und den veröffentlichten Entscheidungen finden. Keine Klarheit können die 
auffindbaren Entscheidungen über die Anwendung ihrer Durchführungsverordnungen 
verschaffen; hier verbleibt auch nach Auswertung der Quellen eine Unbestimmtheit. In 
Bayern konnte die Anwendbarkeit der 2. DVO der APlWVO in den ausgewerteten er-
stinstanzlichen Urteilen nachgewiesen werden. In Hessen dagegen die Anwendung der 
1. und 8. DVO der APlWVO und zumindest teilweise zweitinstanzlich der 2. DVO der 
APlWVO. 
Wie bereits dargestellt wurde, befasste man sich in beiden Ländern mit der Fortgel-
tung der APlWVO, insbesondere vor dem Hintergrund der Vereinbarkeit mit dem Kon-
trollratsbefehl Nr. 3. In Bayern ist allerdings in den erstinstanzlichen Urteilen selbst kei-
ne Auseinandersetzung zu finden. Wie man aber der Entscheidung des LAG München 
vom 14.07.1948764 entnehmen kann, stützte sich dieses inhaltlich auf die Ausführungen 
Fittings zur Auslegung des Kontrollratsbefehls Nr. 3 und Vereinbarkeit mit der APlWVO 
und gerade der 2. DVO der APlWVO. In Hessen sind in den erstinstanzlichen Urteilen 
zwar ebenfalls, sofern überhaupt, nur knappe Ausführungen enthalten, allerdings wurde 
sich auch dort in den zweitinstanzlichen Entscheidungen des LAG Frankfurt a.M., diver-
sen Schriftwechseln mit dem Landesarbeitsamt, Vorträgen und Gutachten der Arbeits-
richter intensiv mit der Vereinbarkeit der APlWVO und insbesondere auch der 2. DVO 
der APlWVO befasst, zum Teil, wie aufgezeigt, mit unterschiedlichen Ergebnissen. Zu-
sammenfassend zeigt sich gerade bei der Frage der Vereinbarkeit der APlWVO mit dem 
Kontrollratsbefehl Nr. 3 und insbesondere der Anwendung der 2. DVO der APlWVO ein 
760  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 14.04.1948, S. 128.
761  Siehe hierzu ArbG München vom 04.03.1948, S. 110.
762  Siehe hierzu ArbG München vom 06.07.1949, S. 117.
763  Siehe hierzu ArbG Limburg vom 02.08.1948, S. 129 f. und ArbG Limburg vom 11.04.1947, S. 123 f.
764  Vgl. hierzu S. 120 f. 
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deutliches Bild der während der Besatzungszeit herrschenden Rechtsunsicherheit und 
-zersplitterung. Im Jahr 1949 konnte man diesbezüglich eine Main-Linie feststellen.765 
Nördlich des Mains galt die 2.  DVO der APlWVO als durch Kontrollratsbefehl Nr.  3 
aufgehoben, während man sie südlich des Mains weiter anwendete.766 Nach Erlass des 
Grundgesetzes gab es wiederum in Bayern und Hessen etwas abweichende Ansichten 
hinsichtlich der Erforderlichkeit der Zustimmung des Arbeitsamtes im Falle von Kün-
digungen des Arbeitgebers. Übereinstimmend lässt sich feststellen, dass man eine kon-
trollierte Arbeitslenkung grundsätzlich für erforderlich hielt, um die Wirtschaft in der 
Nachkriegszeit wieder aufzubauen.
765  Anmerkung des Herausgebers zu LAG Frankfurt a.M. vom 27.11.1949, WA 1949, Nr. 145.
766  Anmerkung des Herausgebers zu LAG Frankfurt a.M. vom 27.11.1949, WA 1949, Nr. 145.

IV. Anwendung nationalsozialistischer 
Arbeitsschutzgesetze (MuSchG und JugSchG)
Im folgenden Kapitel wird am Beispiel des Gesetzes zum Schutze der erwerbstäti-
gen Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 05.07.1942767 und des Gesetzes über Kinderar-
beit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutzgesetz) vom 30.04.1938768 
untersucht, auf welche Art und Weise nationalsozialistische Arbeitsschutzgesetze zwi-
schen 1945 und 1949 in der amerikanischen Besatzungszone Anwendung fanden. Um 
die Untersuchungsergebnisse nachvollziehbar zu machen, werden einführend zunächst 
die wesentlichen Regelungen der beiden Gesetze dargestellt. Danach erfolgt eine kur-
ze historische Einordnung. Die Schilderung der gesetzlichen Situation nach 1945 erläu-
tert dabei insbesondere die Versuche der Novellierung und die erfolgten Neuregelungen 
der Gesetze. Hieran schließt sich die Darstellung der Entscheidungen an, in denen die-
se Arbeitsschutzgesetze in Hessen und Bayern angewendet wurden. Auf der dargestell-
ten Quellgrundlage erfolgt dann ein Vergleich der praktischen Rechtsanwendung der 
jeweiligen Gesetze in den beiden untersuchten Gebieten. Zudem werden auch hier bei-
de Gesetze und ihre Anwendung vor dem Hintergrund ihres nationalsozialistischen Ur-
sprungs diskutiert. Abschließend wird noch einmal der historische Kontext der darge-
stellten Entscheidungen in den Blick genommen. In diesem Zusammenhang wird auch 
die Bedeutung des Arbeitsschutzes und damit auch seiner gesetzlichen Regelung in der 
Nachkriegszeit näher erörtert.
1. Anwendung des Mutterschutzgesetzes 
a. Normgeschichte
Das nationalsozialistische Mutterschutzgesetz vom 05.07.1942 ist eine Nachfolgeregelung 
des Gesetzes über die Beschäftigung vor und nach der Niederkunft vom 16.07.1927.769 
Mit der Umstellung der Wirtschaft auf Kriegswirtschaft im Jahr 1939, genügten die 
Regelungen des MuSchG von 1927 den steigenden Anforderungen und Belastungen, die 
auch an berufstätige Frauen gestellt wurden, nicht mehr.770 Hintergrund für die Gesetz-
gebung war, dass die Nationalsozialisten durch die Schaffung eines verbesserten Arbeits-
schutzes für Frauen versuchten, diese einerseits als Arbeitskräfte für die Industrie im 
Allgemeinen und im Speziellen für die Rüstungsindustrie zu gewinnen und dabei ande-
rerseits die Kriegsverluste und einen drohenden Geburtenausfall durch den verstärkten 
Arbeitseinsatz von Frauen zu vermeiden und speziell auch die außereheliche Schwan-
767  RGBl. 1942 I, S. 321 und Ausführungsverordnung vom 17.05.1942, RGBl. 1942 I, S. 324.
768  RGBl. 1938 I, S. 437.
769  RGBl. 1927 I, S. 184.
770  Begründung des Gesetzes zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz), RArbBl. 1942 
III, S. 159 ff., insb. S. 160; Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setz, 8. Aufl., 2008, Einf. Rn. 16.
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gerschaft zu fördern.771 Der Einsatz von Frauen als Arbeitskräfte in der Wirtschaft, stand 
eigentlich im Widerspruch zur offiziellen parteipolitischen Linie, die die Aufgaben der 
Frau in Familie und Haushalt verortete und gerade nicht in der Erwerbsarbeit sah.772 Of-
fiziel war Frauenerwerbsarbeit auch während des Krieges nicht wirklich erwünscht.773 Da 
der (Rüstungs-)Industrie infolge der Abwesenheit der Männer jedoch die Arbeitskräfte 
fehlten, wurde sie als notwendig erachtet.774 Der Arbeitsschutz durch das MuSchG wur-
de in dieser Zeit also nur scheinbar bzw. nicht ausschließlich aus sozialen Gründen ge-
währt. Tatsächlich standen bevölkerungspolitische und damit sogenannte volksbiologi-
sche Überlegungen im Vordergrund.775
aa. Vorspruch
Das Mutterschutzgesetz 1942 war aufgeteilt in einen sogenannten Vorspruch und vier-
zehn Paragrafen. Es wurde ergänzt durch eine Ausführungsverordnung zum Mutter-
schutzgesetz vom 17.05.1942.776 
Im Vorspruch des Gesetzes ist die nationalsozialistische Ideologie explizit formuliert:777
„Die deutsche Frau kann ihre größte Leistung für die Volksgemeinschaft, die Geburt 
gesunder Kinder, nur vollbringen, wenn sie vor allen Schäden und Nachteilen vor und 
nach der Niederkunft behütet wird. Die Sorge für einen ausreichenden Schutz gilt allen 
deutschen Frauen. Vordringlich ist jedoch ein besonderer Schutz für die im Erwerbsle-
ben stehende Mutter, die trotz erschwerter Lebensbedingungen dem Vaterlande Kinder 
schenkt. Damit sie die Pflichten ihrer Mutterschaft ungefährdet erfüllen kann, hat die 
Reichsregierung das folgende Gesetz beschlossen, (…).“
Die Präambel des MuSchG ist ein gutes Beispiel für den zu NS-Zeiten besonders ver-
breiteten Gebrauch von Gesetzesvorsprüchen.778 Weitere Beispiele hierfür sind z.B. das 
Reichsjagdgesetz vom 07.03.1934779 und das Reichserbhofgesetz vom 29.09.1933.780 Allein 
771  Vgl. Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S.  79; LAG Heidelberg vom 
25.08.1949, RdA 1950, S. 31.
772  Begründung des Gesetzes zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz), RABl. 1942 III, 
S. 160: „Ziel […], die während des Krieges ausgeweitete Berufstätigkeit der Frauen wieder einzuschrän-
ken und die Frauen […] wieder ganz ihrer Familie zuzuführen.“ Siehe auch die Diskussion zum Mutter-
schutzgesetz bei Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 79 ff. 
773  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 81 f.
774  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 81 f.
775  Vgl. Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S.  81; Schmidt/Bauer, Mutter-
schutzgesetz, 1944, S. 11.
776  RGBl. 1942 I, S. 324.
777  Vgl. König, Die Frau im Recht des Nationalsozialismus, S. 207; Schell, Das Arbeitsrecht der Westzonen 
und der jungen Bundesrepublik, S. 226.
778  Vgl. hierzu Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 115 f. Vgl. aus der 
zeitgenössischen Literatur dazu Dietze, Vom Wesen der Gesetzesvorsprüche, JW 1939, S. 1551; ders., 
Der Gesetzesvorspruch im geltenden deutschen Reichsrecht, 1939, S. 9 f.; Pracht, Der Gesetzesvor-
spruch, S. 1 f.
779  RGBl. 1934 I, S. 549.
780  RGBl. 1933 I, S. 685.
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in dem Zeitraum vom 30.01.1933 bis zum 28.03.1939 wurden mindestens 87 der neuent-
standenen Gesetzen mit derartigen Vorsprüchen versehen.781 In den Vorsprüchen wurde 
die nationalsozialistische Ideologie des jeweiligen Gesetzes dargelegt.782 Dem Vorspruch 
kam damit in der NS-Zeit zum einen eine erzieherische Funktion in Form der Vermitt-
lung nationalsozialistischer Werte (Propaganda) zu. Darüberhinaus hatte er die Aufga-
be einer Kurzbeschreibung des Inhalts des Gesetzes und diente dem Richter als Ausle-
gungshilfe.783 Je nach Gesetz wurde mindestens ein sog. „Rechts- bzw. Substanzwert“784 
verwendet. Darunter waren Begriffe, wie die „Reinheit des Blutes“ als völkischer Höchst-
wert, der „Wert des Bodens“, der Ehre, der Arbeit, der deutschen Kultur, der Natur oder 
die „Größe und Einheit des Reiches“ zu verstehen.785 
Im Vorspruch des Mutterschutzgesetzes werden vor allem völkische Aspekte betont. 
Als besondere Leistung der deutschen Frau für die Volksgemeinschaft wird das Gebä-
ren von Kindern hervorgehoben. Dieses Hervorheben der besonderen Bedeutung der 
Mutterschaft verweist auf die bevölkerungspolitische Intention des Gesetzgebers, Frauen 
trotz Erwerbstätigkeit zum Gebären von Kindern zu animieren.786 Außerdem wird in der 
Passage „trotz erschwerter Bedingungen“ auch der Hintergrund der Gesetzgebung deut-
lich. Damit wird Bezug genommen auf die Kriegslage, durch die gerade viele Frauen im 
Erwerbsleben stehen müssen.
Absichtlich verzichtete der nationalsozialistische Gesetzgeber bei den Vorsprüchen 
auf die Verwendung juristischer Fachsprache. Verfasst waren die Präambeln in der Re-
gel vielmehr in einer einfachen Sprache, meist unter Verzicht auf juristische Fachbegrif-
fe.787 Damit konnte die Ausgangslage und Zielrichtung des Gesetzes auch Laien vermit-
telt werden.788 Sie sollten das „geschriebene Lebensrecht des Volkes“ ausdrücken und im 
Rang noch über den jeweiligen Einzelbestimmungen des Gesetzes stehen.789 Recht sollte 
nach dem nationalsozialistischen Verständnis daher alles sein, was dem Nutzen des Vol-
kes dient und nicht nur das tatsächlich gesetzlich Normierte.790 
781  So Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S.  116. Siehe auch die Auf-
listung der Gesetze bis 1939 bei Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden deutschen Reichsrecht, 
S. 107 ff.; in einem Aufsatz aus demselben Jahr wird von nahezu 100 Gesetzen und Verordnungen mit ei-
nem Gesetzesvorspruch gesprochen, vgl. ders., Vom Wesen der Gesetzesvorsprüche, JW 1939, S. 1551.
782  Vgl. Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 117.
783  Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 118.
784  Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden deutschen Reichsrecht, 1939, S. 37 ff.; Pracht, Der Gesetzes-
vorspruch, S. 22 ff.
785  Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 117.
786  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S:  81; ähnlich auch LAG Heidelberg 
vom 25.08.1949, RdA 1950, S. 31.
787  Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden deutschen Reichsrecht, S. 57 ff.; Pracht, Der Gesetzesvor-
spruch, S. 100 ff.; Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 117.
788  Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 118.
789  Pracht, Der Gesetzesvorspruch, S. 114.
790  Vgl. Pracht, Der Gesetzesvorspruch, S. 112. Ähnlich bei Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden 
deutschen Reichsrecht, S. 80. Vgl. auch Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzge-
bung, S. 119.
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Wie die Vorsprüche rechtlich zu würdigen waren, war auch unter den Zeitgenos-
sen streitig. Teilweise wurde ihnen sogar Rechtskraft zugesprochen.791 Einigkeit bestand 
aber jedenfalls darin, dass der Vorspruch bei der Auslegung des Gesetzes heranzuziehen 
war.792 Nach Carl Schmitt waren die Vorsprüche konkrete Richtlinien mit dem Charakter 
einer echten Rechtsnorm, d.h. nicht nur eine „Rechtserkenntnisquelle“ zu Auslegungs-
zwecken.793 Festgehalten werden kann damit jedenfalls, dass dem Vorspruch damals eine 
große Bedeutung für das Gesetz bzw. Gesetze allgemein beigemessen wurde und diese 
nicht nur einen unbeachtlichen Einleitungssatz darstellten.
bb. Regelungsinhalt der einzelnen Bestimmungen
§ 1 regelte den Geltungsbereich des Mutterschutzgesetzes. Seine Vorschriften waren „für 
alle weiblichen Gefolgsleute anwendbar“, d.h. erfasst vom Schutzbereich waren gem. § 1 
Abs. 2 Frauen, die in Betrieben und Verwaltungen beschäftigt waren, Heimarbeiterin-
nen, Beschäftigte in Haus- und Landwirtschaft, nicht jedoch Bäuerinnen und mithelfen-
de Familienangehörige.794 Mit dem Begriff „Gefolgsleute“ wurde auf die Lehre von der 
Betriebsgemeinschaft mit der Gliederung in Führer und Gefolgsleute, wie sie schon im 
AOG seinen Ausdruck gefunden hatte, Bezug genommen.795 Teil der Betriebsgemein-
schaft konnte wiederum nur sein, wer auch Teil der Volksgemeinschaft war. Konkreti-
siert wurde der eingeschränkte Anwendungsbereich auf deutsche weibliche Gefolgsleu-
te zum einen durch die Zielvorgabe der Präambel („Die Sorge für einen ausreichenden 
Schutz gilt allen deutschen Frauen.“) und zum anderen durch die ausdrückliche Anord-
nung im Abschnitt I Ziff. 1 der Ausführungsverordnung zum MuSchG. Dieser lautete: 
„Die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes §§ 2-10 und die Abschnitte II bis VIII dieser 
Verordnung finden nur auf Frauen Anwendung die deutsche Staatsangehörige – ausge-
nommen Juden – oder deutsche Volkszugehörige sind […].“
Auf die Gesundheit deutscher Frauen wurde zwischen 1933-1944 zwar auch vorrangig 
aus machtpolitischen Gründen Rücksicht genommen.796 Bei Ausländerinnen dagegen, 
die ebenfalls verstärkt zum Arbeitseinsatz herangezogen wurden, sah man diese Not-
wendigkeit nicht, da diese für das Regime nicht bedeutend waren und sich überdies so-
wieso nicht wehren konnten.797
791  Siehe dazu Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 119 ff. mit weite-
ren Nachweisen zum damaligen Streitstand. Exemplarisch hierzu aus der zeitgenössischen Litera-
tur Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 13; Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden deutschen 
Reichsrecht, S. 80 ff., 85 ff., 105; ders., Vom Wesen der Gesetzesvorsprüche, S. 1555; siehe auch Pracht, 
Der Gesetzesvorspruch, S. 108 ff.
792  Vgl. Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 13.
793  Carl Schmitt, Kodifikation oder Novelle. Über die Aufgabe und Methode der heutigen Gesetzgebung, 
Deutsche Juristenzeitung, 1935, Sp. 919 ff.; so auch Dietze, Der Gesetzesvorspruch im geltenden deut-
schen Reichsrecht, S. 81.
794  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 15.
795  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 15.
796  Unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, ihre Entwicklung und ihre Auswirkungen, S. 91.
797  Vgl. unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, ihre Entwicklung und ihre Auswirkungen, 
S. 91.
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Für Nichtdeutsche, die gerade nicht als Teil der Gefolgschaft galten, bestand lediglich 
ein Mindestschutz, der aber noch hinter den Regelungen des MuSchG von 1927 zurück-
blieb.798 
Bestimmten Ausländerinnen wurde mittels Staatsverträgen aus den Jahren 1943 bzw. 
1944 ebenfalls der Vollschutz gewährt.799 Anfang 1943 wurde mit den Ländern Bulgarien, 
Kroatien, Italien, Slowakei, Spanien und Ungarn vereinbart, dass Staatsangehörige die-
ser Länder im Bereich des Arbeitsschutzes deutschen Arbeitern gleichgestellt sein sol-
len.800 Für Frauen dieser Länder, die im Deutschen Reich arbeiteten, wurde demnach an-
geordnet, dass diese denselben Schutz wie deutsche werdende Mütter erhalten sollen.801 
Ebenfalls aufgrund von Ziff. 1 S. 2 der AusfVO zum MuSchG 1942 wurde diese Aus-
weitung des Anwendungsbereiches im April 1943 noch auf weibliche Staatsangehöri-
ge aus den Ländern Dänemark, Niederlande, Norwegen, Rumänien, Schweden, Schweiz 
und flämische Volkszugehörige802 und durch Erlass des RAM vom 07.02.1944 auf solche 
aus Estland, Lettland und Finnland ausgeweitet.803 Am 07.02.1944 trat schließlich noch 
die Anordnung der Ausdehnung des Mutterschutzgesetzes auf das Protektorat Böhmen 
Mähren in Kraft. 804 Wie an der Auflistung der Länder zu erkennen, wurde der Vollschutz 
vor allem Frauen aus verbündeten oder neutralen Staaten gewährt.
Der (Voll-)Schutz von werdenden Müttern war demgemäß von nationalsozialistischen 
Kriterien wie der Rassezugehörigkeit und auch von machtpolitischen Faktoren abhän-
gig.805 
Im MuSchG wurden im Gegensatz zur Vorgängerregelung vermehrt Beschäftigungs-
verbote für werdende Mütter und Wöchnerinnen angeordnet (§§ 2, 3).806 Vor der Geburt 
durften keine schweren und anstrengenden Tätigkeiten mehr ausgeübt werden. Nach 
der Entbindung war die Aufnahme der Beschäftigung erst nach Ablauf einer Schutzfrist 
wieder möglich. Zu diesen Verboten trat auch noch ein Verbot von Nacht- und Feier-
tagsarbeit sowie von Überstunden (§ 4).
Der Kündigungsschutz war im § 6 MuSchG geregelt. Demnach durfte eine Frau aus 
Anlass ihrer Schwangerschaft nicht gegen ihren Willen entlassen werden. Die Kündi-
gung einer Schwangeren aus sonstigen Gründen war bis zu vier Wochen nach der Ge-
burt grundsätzlich ebenfalls unwirksam, sofern dem Arbeitgeber die Schwangerschaft 
bekannt war oder diese unverzüglich mittgeteilt wurde. Jedoch konnte sich die Frau auch 
798  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 23 ff. 
799  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94; Schmidt, Das neue Mutterschutzgesetz, RArbBl. 1942 
V, S. 253. Siehe auch Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
800  Erlass des GBA. vom 11.01.1943, RArbBl. 1943 II, S. 33; Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94.
801  Erlass des GBA. vom 11.01.1943, RArbBl. 1943 II, S. 33; Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94.
802  Erlass des GBA. vom 30.04.1943, RABl. 1943 II, S. 191; Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94.
803  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94.
804  Verordnung des RAM vom 07.02.1944, RGBl. 1944 I, S. 57.
805  A.A. Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S. 31 (Fn. 88).
806  Vgl. Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik. Entwicklung, Stand, Probleme. Eine sozialpolitische 
Studie, S. 20. 
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mit der Lösung des Arbeitsverhältnisses einverstanden erklären. Zudem war bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes die Zulassung einer Ausnahme vom Kündigungsverbot 
durch den Reichstreuhänder möglich. Diese Ausnahmegenehmigung war ein rechtsge-
staltender Verwaltungsakt, der grds. vor Ausspruch der Kündigung erteilt werden soll-
te.807 
Ein Anspruch auf Wochen- und Stillgeld, war im §  7 geregelt. Gesetzlich kranken-
versicherte Frauen konnten diese Zuwendung zusätzlich zu der Wochenhilfe aus der 
Reichsversicherungsordnung (RVO) und für einen längeren Zeitraum erhalten.808 Den 
Krankenkassen wurden ihre Mehrkosten gem. § 14 Abs. 3 und auf Erlass des RAM. vom 
31.08.1942 und 16.06.1943 vom Reich ersetzt.809
§ 8 behandelte die Berechnung der Schutzfrist und Mitteilungspflicht der Schwanger-
schaft gegenüber dem Betriebsführer. § 8 Abs. 1 konkretisierte den Lauf der Sechswo-
chenfrist vor der Niederkunft, die in § 2 Abs. 3 und § 7 erwähnt wird. Für die Berech-
nung dieser Frist war das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme entscheidend. Bei 
einem Irrtum über das Datum der Niederkunft sollte sich die Frist entsprechend verkür-
zen bzw. verlängern. § 8 Abs. 2 konkretisierte die Mitteilungspflicht der Schwangeren. 
Der Zustand der Schwangerschaft und auch der voraussichtliche Geburtstermin waren 
demnach ab Kenntnis der Schwangerschaft dem Betriebsführer mitzuteilen, auf Verlan-
gen war eine Bestätigung eines Arztes oder einer Hebamme vorzulegen, wobei die Ko-
sten dieser Bestätigung vom Betriebsführer zu tragen waren.
§ 9 ermächtigte den Reichsarbeitsminister zur Sicherstellung einer ausreichenden Be-
treuung von Kindern erwerbstätiger Mütter Betriebe und Verwaltungen zur finanziellen 
Beteiligung an den Kosten der Kindertagesstätten zu verpflichten.
Gemäß § 10 sollte das MuSchG 1942 auch in Betrieben zur Einsicht ausgelegt werden. 
§ 11 enthielt Strafvorschriften, die die Verletzung von Vorschriften des Gesetzes (aus-
genommen § 8 Abs. 2) sanktionierten. In normalen Fällen war die Strafandrohung eine 
Geldstrafe bis zu 120 Reichsmark oder Haft. Die Aufsicht über die Ausführung und Ein-
haltung der Vorschriften übertrug § 12 Abs. 1 grundsätzlich den Gewerbeaufsichtsäm-
tern.
Mit § 14 Abs. 1 wurde das Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der Nieder-
kunft vom 16.07/29.10.1927810 aufgehoben. § 14 Abs. 2 modifizierte die Arbeitszeitord-
nung vom 30.04.1938811 und § 14 Abs. 3 ermächtigte den Reichsarbeitsminister die RVO 
an den § 7 anzupassen. Die gem. § 7 Abs. 1 den Trägern der Krankenversicherung entste-
henden Mehrkosten wurden diesen vom Reich ersetzt. Das neue Mutterschutzgesetz trat 
am 01.07.1942 gem. § 15 in Kraft und galt auch in den Ostgebieten.
807  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 66 f.
808  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 71.
809  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 71.
810  RGBl. 1927 I, S. 184, 325.
811  RGBl. 1938 I, S. 447.
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cc. Nach 1945 - Aufhebung und Novellierungsvorhaben
Der Kontrollrat selbst hat das Mutterschutzgesetz nicht explizit aufgehoben. Er versag-
te sogar seine Genehmigung zu einer Neuregelung, da er diese dem Bundesgesetzgeber 
überlassen wollte.812 Eine Weitergeltung des Mutterschutzgesetzes von 1942 wurde von 
den Militärregierungen aber auch nicht speziell angeordnet.813 
In der Folge wurde das Mutterschutzgesetz vom 05.07.1942 in manchen Gebieten des 
besetzten Deutschlands ganz, in anderen teilweise aufgehoben.814 Konsequenz davon 
war eine große Unklarheit über die geltende Gesetzeslage. In den verschiedenen Besat-
zungszonen wurde die Frage der Anwendung des Mutterschutzgesetzes unterschiedlich 
gehandhabt.815 In der SBZ wurde z.B. die Ansicht vertreten, dass das Mutterschutzge-
setz vom 16.07.1927 (wieder) gelte.816 In der französischen Besatzungszone (Pfalz und 
Rheinhessen) herrschte ein etwas widersprüchlicher Rechtszustand, einerseits wurde 
das MuSchG durch eine Rundverfügung vom 15.11.1945 auf Veranlassung der französi-
schen Militärbehörde und im Einvernehmen mit dem damaligen Leiter der Landesversi-
cherungsanstalt zwar aufgehoben, andererseits sollte es in der Praxis weiterangewendet 
werden.817 Anhand der nun folgenden Darstellung der Diskussion um Änderungen und 
Aufhebungen einzelner Paragrafen des Mutterschutzgesetzes wird die komplizierte Ge-
samtsituation, mit der die verantwortlichen Richter umzugehen hatten, deutlich.
§ 7 MuSchG, der den Müttern ein erhöhtes, die Leistungen aus der Reichsversicherung 
übersteigendes Wochen- und Stillgeld gewährte fand nach der Besetzung 1945 keine An-
wendung mehr.818 Der Anspruch auf diese Barleistungen wurde in ganz Deutschland 
nicht mehr gewährt.819 In Bayern wurde § 7 und die §§ 8, 14 Abs. 3 durch die Verordnung 
Nr. 7 des Arbeitsministeriums vom 21.08.1945820 ausdrücklich für vorläufig nicht mehr 
anwendbar erklärt.821 Grund hierfür war aber nicht eine Einstufung der Paragrafen als ty-
pisch nationalsozialistisch, maßgeblich waren offenbar vielmehr rein finanzielle Erwä-
812  Çitak, Der Schutz der arbeitenden Frau im deutschen Recht, S. 12.
813  Siehe u.a. Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 74.
814  Çitak, Der Schutz der arbeitenden Frau im deutschen Recht, S. 12; Theuerkauf/Harmuth, Mutterschutz-
gesetz, 1952, S. 34; unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, ihre Entwicklung und ihre 
Auswirkungen, S. 105.
815  Gerade die Anwendbarkeit der nationalsozialistischen Sozialgesetzgebung wurde sehr verschieden ge-
handhabt. Vgl. dazu unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, ihre Entwicklung und ihre 
Auswirkungen, S. 105.
816  Holling, Kündigungsbeschränkungen (Kündigungsschutz), Arbeit und Sozialfürsorge 1948, S. 81.
817  Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte 1950, S. 283; so 
auch Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 281.
818  Çitak, Der Schutz der arbeitenden Frau im deutschen Recht, S. 12; Edel, Die Entwicklung des Mutter-
schutzrechtes in Deutschland, S. 87; Ruhl, Verordnete Unterordnung, S. 62. In Nordwürttemberg-Baden 
wies die Landesversicherungsanstalt die Krankenkassen an die Leistungen aus § 7 MuSchG nicht mehr 
zu gewähren, siehe LAG Heidelberg vom 25.08.1949, RdA 1950, S. 31.
819  Bulla, Das neue Mutterschutzgesetz (MSchG) des Bundes, RdA 1952, S. 10, 14.
820  GVOBl 1946, S. 12.
821  Vgl. auch LAG Heidelberg vom 25.08.1949, RdA 1950, S. 31.
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gungen. Nachdem die Krankenkassen nach dem Krieg die Kosten nicht mehr gem. § 14 
Abs. 3 von den Ländern erstattet bekamen, stellten sie die Mehrleistung aus § 7 ein.822 
In Hessen gab es zwar keine ausdrückliche Verordnung und auch keine Anordnung der 
Militärregierung, über die Aufhebung des § 7, aber auch hier stellten die Krankenkassen 
mangels Landeszuschusses die Zahlung ein und gewährten nur noch gem. §§ 195a, 205a 
RVO das einfache Versicherten-Wochen- und Stillgeld.823 Nicht-Versicherte erhielten da-
gegen das regelmäßige Arbeitsentgelt für sechs Wochen weitergezahlt. Der entsprechen-
de § 7 Abs. 1 S. 3 war nämlich, ohne ausdrückliche Klarstellung, angeblich nicht aufge-
hoben, weil die Aufhebung bzw. Nichtanwendung nur die Bestimmungen in Hinsicht 
auf die Sozialversicherung betreffen sollten.824 
[1]. Gesetzesentwurf vom 01.06.1948 des Stuttgarter Länderrats
Der Versuch der Wiedereinführung des §  7 MuSchG durch Gesetzentwurf vom 
01.06.1948 des Stuttgarter Länderrats, einer Konferenz aller Ministerpräsidenten der 
Länder der amerikanischen Besatzungszone zur Koordinierung der Ländergesetzge-
bung, scheiterte am 11.12.1948 mangels Zustimmung der US–Militärregierung: „Das 
vorliegende Gesetz scheint keine Angelegenheit zu betreffen, die z. Zt. so dringend gere-
gelt werden müsste, dass [ein] zoneneinheitlicher Erlass durch Verordnung gerechtfer-
tigt wäre.“825 
[2]. Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der erwerbstätigen Mutter (Mutter-
schutzgesetz) vom 17. Mai 1942 vom Wirtschaftsrat 29.07.1949
Am 29.07.1949 wurde dagegen erneut ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Schut-
ze der erwerbstätigen Mutter (Mutterschutzgesetz) vom 17. Mai 1942 vom Wirtschafts-
rat verabschiedet.826 Dieses modifizierte die Regelungen des Mutterschutzgesetzes von 
1942 im Hinblick auf den Kündigungsschutz.827 Der Gesetzesentwurf ergänzte unter fast 
822  Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik, Entwicklung, Stand, Probleme, Eine sozialpolitische Stu-
die, S. 21; LAG Heidelberg vom 25.08.1949, RdA 1950, S. 30; auch Ruhl belegt, dass dies in der briti-
schen Besatzungszone auf Anordnung der Manpower Division wegen Geldmangel erfolgte, Verordnete 
Unterordnung, S. 62; Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 87; Volmer, Pro-
bleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283. Anders wohl nur Nebe, Betrieblicher Mutterschutz 
ohne Diskriminierungen, S. 31. Diese führt aus, dass der beschränkte persönliche Geltungsbereich des 
MuSchG 1942 zur Unanwendbarkeit des § 7 geführt hätte. Mit dieser Argumentation wären aber auch 
alle übrigen Paragrafen, die ursprünglich nur denjenigen gewährt wurden, die den Vollschutz genossen 
weggefallen, unter anderem auch der Kündigungsschutz des § 6 MuSchG 1942. 
823  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283 f. 
824  Argument hierfür ist zumindest für Bayern die gleichzeitige Aufhebung des § 14 Abs. 3 der sich vor al-
lem auf die sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen bzgl. der Mehrkosten, die früher vom Reich 
erstattet wurden, bezieht. Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 102.
825  Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1949, S. 135.
826  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S.  95; Schmalz, Gesetzlicher Mutter-
schutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte 1950, S.  283; Thumser, Arbeitsrechtliche 
Rundschau, RdA 1950, S. 74. 
827  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 95.
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wortwörtlicher Beibehaltung des ersten Absatzes des § 6 MuSchG 1942, diesen um einen 
weiteren Absatz, der folgendermaßen lautete:
„(2) Das Recht des Arbeitgebers, das Beschäftigungsverhältnis aus einem Grunde zu 
kündigen, der wegen Verschuldens der Beschäftigten zur Kündigung des Beschäftigungs-
verhältnisses ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, bleibt unberührt. Kann 
der Arbeitgeber innerhalb des in Absatz 1 bezeichneten Zeitraums die Frau mangels jeg-
licher Verwendungsmöglichkeit auch an einem anderen Arbeitsplatz oder im Hinblick 
auf seine wirtschaftliche Lage selbst bei besonderer Berücksichtigung der Schutzbedürf-
tigkeit der Frau in der Zeit vor und nach der Niederkunft nicht mehr beschäftigen, so 
kann er das Beschäftigungsverhältnis mit Zustimmung des Arbeitsamtes mit einer Kün-
digungsfrist von mindestens vier Wochen auflösen.”828
Der § 6 a.F. lautete zum Vergleich dazu:
„Frauen dürfen aus Anlass ihrer Kündigung nicht gegen ihren Willen entlassen wer-
den. Während der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Nie-
derkunft sind Kündigungen auch aus sonstigem Anlass unwirksam, wenn dem Betriebs-
führer zur Zeit der Kündigung die Schwangerschaft oder Niederkunft bekannt war oder 
unverzüglich mitgeteilt wird. Dies gilt nicht, wenn sich die Frau mit der Lösung des Be-
schäftigungsverhältnisses einverstanden erklärt. Der Reichstreuhänder der Arbeit kann 
Ausnahmen zulassen, wenn ein wichtiger Grund die Lösung des Beschäftigungsverhält-
nisses erfordert.“
Bei der Gegenüberstellung der beiden Regelungen ist deutlich erkennbar, dass der neu 
eingefügte Abs.  2 des Änderungsgesetzes den Kündigungsschutz so beträchtlich ein-
grenzte, dass es fast eine völlige Aufhebung des Kündigungsschutzes für werdende Müt-
ter bedeutet hätte.829 Dem Kündigungsschutz des MuSchG wäre bei einer Umsetzung da-
mit sein zwingender Charakter genommen worden.
Der soziale Aspekt des Kündigungsschutzes trat bei dieser Regelung fast vollständig 
hinter den Interessen der Wirtschaft zugunsten einer Entlastung der Unternehmer von 
den Belastungen und Einschränkungen des MuSchG zurück.830 
In dem Änderungsgesetz vom 29. Juli 1949 wurde gleichfalls die Wiedereinsetzung des 
§ 7 beschlossen.831 Die Neuregelung des § 7 beinhaltete eine Aufbesserung des Wochen- 
und Stillgeldes und bestimmte wer die entstehenden Mehrkosten tragen sollte.832 Auf-
grund eines Einspruches des Länderrates wegen zu hoher Kosten dieser Maßnahme, der 
vom Wirtschaftsrat am 08.08.1949 zurückgewiesen wurde, wurde das Änderungsgesetz 
828  Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte 1950, S. 283 f.
829  Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte, 1950, S.  283; 
Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 95.
830  Vgl. Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 95 f.
831  Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte, 1950, S. 284.
832  Goldschmidt, Arbeitsrechtliche Rundschau (Berichtszeit vom April bis August 1949), RdA 1949, S. 339.
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schließlich aber mangels Genehmigung der Militärregierung, die dieses Gesetz der Re-
gelung durch den Bundesgesetzgeber überlassen wollte, nicht umgesetzt.833
Die Neuregelung des Mutterschutzes durch den Bundesgesetzgeber erfolgte schließ-
lich mit dem Mutterschutzgesetz vom 24.01.1952.834 Mit seinem Inkrafttreten wurden 
das MuSchG von 1942 und seine Ausführungsverordnung gem. § 26MuSchG n.F. auf-
hoben. 
b. Bayern
Im Folgenden werden alle gefundenen Entscheidungen, die sich mit dem Mutterschutz-
gesetz von 1942 beschäftigen, dargestellt, um anhand dieser die tatsächliche Rechtspra-
xis der erstinstanzlichen bayerischen Arbeitsgerichte mit diesem Gesetz aufzuzeigen.
aa. Veröffentlichte Entscheidungen 
In der Urteilssammlung des Arbeitsgerichts München selbst fand sich kein Urteil für den 
Untersuchungszeitraum, dass das MuSchG angewendet hat bzw. auch kein Sachverhalt, 
der den Schutz von schwangeren, berufstätigen Frauen zum Gegenstand gehabt hätte. 
Eine veröffentlichte Entscheidung des ArbG Rosenheim vom 08.04.1949835 und eine des 
LAG München vom 10.08.1949836 geben allerdings einen gewissen Einblick in die An-
wendungspraxis und werden daher im Folgenden dargestellt. 
[1]. ArbG Rosenheim vom 08.04.1949837
In dieser stichpunktartig zitierten Entscheidung wird dargestellt, dass das ArbG Rosen-
heim das MuSchG als gesetzliche Grundlage für sein Urteil ansah.838 Der schwangeren 
Klägerin wurde jedoch der besondere Kündigungsschutz des § 6 MuSchG versagt, da 
diese ihrer Mitteilungspflicht nicht rechtzeitig nachgekommen sei.839 
Um in den Schutzbereich des § 6 MuSchG einbezogen zu werden, musste dem Ar-
beitsgeber die Schwangerschaft entweder bekannt sein oder unverzüglich nach der Kün-
digung mitgeteilt werden. Unverzüglich in diesem Sinne bedeutete sofort, ohne schuld-
haftes Zögern, wobei „eine zu enge Auslegung mit dem […] Schutzzweck des § 6 nicht 
zu vereinbaren [sei]“ und daher „im Hinblick auf die weitgehende Unkenntnis der 
833 Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und heute, Gewerkschaftliche Monatshefte, 1950, S.  284; 
Goldschmidt, Arbeitsrechtliche Rundschau (Berichtszeit vom April bis August 1949), RdA 1949, S. 339.
834  BGBl. 1952 I, S. 69.
835  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154; siehe dazu auch Gescher, Die arbeitsgerichtli-
che Rechtsprechung in den Westzonen, S. 78 f. Die Schilderung des Urteils in der angegebenen Fundstel-
le beschränkt sich auf den wesentlichen rechtlichen Inhalt und Gesetzesanwendung. 
836  LAG München vom 10.08.1949, Amtsblatt des Ministeriums für Arbeit und Soziale Fürsorge, 1950, 
S. 327 ff.
837  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154. 
838  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154.
839  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154.
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Schutzbestimmungen […] eine nachsichtige Auslegung angebracht [sei].“840 Zur näheren 
Eingrenzung galt vor 1945 die Formel, dass der Mutter zumindest noch Zeit zu gewäh-
ren sei, um sich über die Ansprüche, die ihr aufgrund des MuSchG zustanden, bei einer 
Rechtsberatungsstelle informieren zu können.841 Der genaue Zeitraum zwischen Kündi-
gung und Mitteilung, wurde nicht näher ausgeführt.842 Auf Einlassung der Klägerin, die 
zugab weder vor, noch nach der Kündigung ihre Schwangerschaft dem Arbeitgeber mit-
geteilt zu haben, sondern dieser erst bei Zustellung der Klageschrift Kenntnis erlangte, 
wurde demnach die Unverzüglichkeit verneint.843 
[2]. LAG München vom 10.08.1949, § 6 S. 4844
Auch die Entscheidung des LAG München vom 10.08.1949 ging von der Weitergeltung 
des MuSchG aus und begründete dies ausführlich damit, dass der Gedanke des Mut-
terschutzes nicht erst in diesem Gesetz zum Ausdruck gebracht worden sei. Sein men-
schen- und sozialrechtlicher Grundgedanke sei, der werdenden und stillenden Mutter in 
den wichtigen Zeiten der Entwicklung und ersten Ernährung des Kindes seelische Auf-
regungen durch eine Kündigung und einen Verlust von Arbeitsplatz und Versorgung für 
bestimmte Schutzzeiten zu ersparen. Der Rechtsgrundgedanke dieses Mutterschutzes im 
Rahmen der sozialrechtlichen Arbeitsschutzgesetzgebung sei also alt.“
Die Klägerin war als Aushilfskraft im öffentlichen Schuldienst ab dem 03.12.1945 ein-
gestellt. Das Dienstverhältnis wurde der Klägerin durch Regierungsentschließung vom 
30.03.1948 mit Wirkung Ende April 1948 gekündigt. Mit Schreiben vom 23.04.1948 
wies die Klägerin auf ihre Schwangerschaft und Inanspruchnahme des Mutterschutzes 
hin und berief sich auf den Erlass vom 05.03.1948 des Staatsministeriums für Unter-
richt und Kultus Nr. IV 575 Abs. 3. Dieser besagte, dass verheirateten weiblichen Lehr-
kräften nur gekündigt werden kann, wenn die wirtschaftliche Versorgung ihrer Familien 
nicht gefährdet erscheint. Daraufhin erfolgte eine weitere Kündigung, dieses Mal unter 
Berücksichtigung des Ablaufs der Schutzfrist des Mutterschutzgesetzes zum Ende Sep-
tember 1948. Das ArbG erster Instanz wies die Klage auf Feststellung des Fortbestandes 
des Dienstverhältnisses mit Urteil vom 25.08.1948 ab. Das Berufungsgericht stellte da-
gegen das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses fest. Das Mutterschutzgesetz war für 
die Klägerin anwendbar, weil gem. „§ 1 MuSchG […] dieses Gesetz für alle weiblichen 
Belegschaftsmitglieder [galt], die in Betrieben und Verwaltungen beschäftigt sind. Auf 
die Einbeziehung in den [auf dem damaligen Grundgedanken des AOG beruhenden] 
Gefolgschaftsbegriff kommt es also an.“ Weiterhin war eine Kündigung aus wichtigem 
Grund gem. § 6 S. 4 nur bei Vorhandensein einer behördlichen Ausnahmegenehmigung 
840  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 65.
841  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 65.
842  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154; Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtspre-
chung in den Westzonen, S. 78 f.
843  ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154.
844  Im Folgenden Urteilsschilderung aus dem Amtsblatt des Ministeriums für Arbeit und Soziale Fürsorge, 
1950, S. 327 ff.; o.V., Zum Mutterschutzgesetz, BB 1950, S. 397.
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zulässig.845 Vor 1945 war hierfür der Reichstreuhänder der Arbeit zuständig gewesen. 
Das ArbG erster Instanz begründete mittels einer Analogie des Gesetzes Nr. 22 über den 
Erlass von Rechtsverordnungen aufgrund vormaligen Reichsrechts vom 08.05.1948846, 
dass nunmehr der jeweilige Fachminister an die Stelle des Reichstreuhänders getreten 
sei. Vorliegend war dies der Minister für Unterricht und Kultus. Der Kündigungsschutz 
aus § 6 wurde der Klägerin verwehrt, weil man in der Entschließung des Staatsministers 
für Unterricht und Kultus vom 10.09.1945 eine Ausnahmegenehmigung i.S.v. § 6 S. 4 
MuSchG sah. Das Ausgangsgericht wies hierauf verweisend ohne weitere Prüfung eines 
wichtigen Grundes die Klage ab. Dem trat die zweite Instanz ausdrücklich entgegen. § 1 
des Gesetzes Nr. 22 bestimme, dass sofern noch geltendes Reichsrecht die Ermächtigung 
zum Erlass von Rechtsverordnungen enthalte, an Stelle der Reichsregierung die Staatsre-
gierung, an Stelle des Reichsministers die entsprechenden Staatsminister, an Stelle son-
stiger nicht mehr vorhandener Behörden die Staatsminister, zu deren Geschäftsbereich 
die entsprechenden Behörden gehören, treten. Zuständige Behörde für die Erteilung der 
Ausnahmegenehmigung nach Wegfall der Reichstreuhänder war dem Berufungsurteil 
zufolge nun das Staatsministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge bzw. eine delegierte 
Stelle.847 Die zweite Kündigung sei ebenfalls unwirksam, da es zum einen an einem wich-
tigen Grund für die Kündigung mangele und zum anderen diese vom Sinn und Zweck 
des § 6 auch nicht innerhalb der Schutzfrist wirksam erklärt werden könne. Eine Kündi-
gung innerhalb der Schutzfrist zum Ende der Schutzfrist stünde im Widerspruch zu § 6 
S. 2, sie gelte „als unwirksam“, dementsprechend konnte in dieser Zeit keine wirksame 
Kündigung erklärt werden. Erst nach Ablauf der Frist sei eine neue Kündigung möglich. 
bb. Fazit
Trotz des Fehlens von Urteilen im Bestand des Arbeitsgerichtes München, kann aufgrund 
der veröffentlichten Entscheidungen davon ausgegangen werden, dass das MuSchG 
in Bayern Anwendung fand. Das Mutterschutzgesetz stand nach der Kapitulation auf-
grund seiner Entstehung im Nationalsozialismus im Blickpunkt der Prüfung seiner wei-
teren Anwendbarkeit. Die bayerische Unterkommission zur Einschätzung der aktuellen 
Rechtslage im Arbeitsrecht stand von Beginn an auf dem Standpunkt „einschneiden-
de Änderungen der bestehenden Rechtslage [im Arbeitsrecht] zu vermeiden“848 In der 
ersten Sitzung der Unterkommission vom 04.09.1945, an der Beschäftigte des Landes-
arbeitsamtes Bayern, des Arbeitsamtes München und des Arbeitsministeriums teilnah-
men, wurden Grundsatzregelungen über die Rechtslage aufgestellt.849 Zunächst sollten 
grundsätzlich alle Gesetze des nationalsozialistischen Staates, die „nicht ausdrücklich 
von der Militärregierung aufgehoben sind weitergelten und allen Entscheidungen zu-
845  LAG München vom 10.08.1949, siehe o.V., Zum Mutterschutzgesetz, BB 1950, S. 397.
846 Vermutlich Gesetz Nr. 122, in Bereinigte Sammlung des Bayerischen Landesrechts I 1948, S. 47. 
847  LAG München vom 10.08.1949, siehe o.V., Zum Mutterschutzgesetz, BB 1950, S. 397.
848  BayHStA MArb 2148.
849  BayHStA MArb 2148.
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grundegelegt werden müssen.“850 Eine Aufstellung der noch geltenden Gesetze wurde 
mit der Maßgabe besprochen, „rein nationalsozialistische Bestimmungen, die die Be-
nachteiligung eines Personenkreises aufgrund von Rasse, Geschlecht, politischer Über-
zeugung oder Nationalität beinhalten, festzustellen und auszumerzen.“851 In dieser Auf-
stellung war auch das Mutterschutzgesetz von 1942 samt seiner Ausführungsverordnung 
enthalten. 
Der weitgehende Mutterschutz des MuSchG 1942 wurde grds. als nationalsozialisti-
sches Gedankengut gesehen.852 Dies galt insbesondere für den Kündigungsschutz des § 6 
MuSchG der im Hinblick auf den Kündigungsschutz des MuSchG 1927 erheblich erwei-
tert wurde.853 
Am 21.08.1945 erging die bayerische VO Nr. 7.854 Diese ordnete an, dass die §§ 7, 8 
Abs. 1, 14 Abs. 3 MuSchG von 1942 vorläufig außer Kraft gesetzt werden. Da nur diese 
drei Paragrafen explizit und auch nur vorläufig aufgehoben wurden,855 beanspruchte der 
Rest des Gesetzes und auch die Ausführungsverordnung – zumindest in Bayern – damit 
offiziell Weitergeltung.856 
Ob die Trennung in Voll- und Mindestschutz gem. Ziff. 1-3 der AusfVO beibehalten 
wurde, kann den Urteilen nicht entnommen werden. Nur das Urteil des LAG München 
geht kurz auf den Anwendungsbereich ein. Hierfür wird § 1 MuSchG zitiert, die AusfVO 
aber nicht genannt. Es gab in diesem Fall allerdings auch kein Bedürfnis, da die Klägerin 
Deutsche war.857 Damit kann weder auf eine Beibehaltung noch eine Aufgabe der Tren-
nung in Voll- und Mindestschutz geschlossen werden.
Die Frage, wer nach Wegfall der Reichstreuhänder der Arbeit gem. MRG Nr. 77858 für 
die Erteilung von Ausnahmen des Kündigungsverbotes gem. § 6 S. 4 zuständig war, wur-
de in Bayern, wie im Urteil vom 10.08.1949 ersichtlich, ab diesem Zeitpunkt wohl zu-
gunsten des Arbeitsministers entschieden. Bis dahin bestand auch Unklarheit darüber, 
welche Behörde nach Wegfall der Treuhänder der Arbeit für die Ausnahmegenehmi-
gung zuständig war. Das nicht näher bezeichnete erstinstanzliche Gericht nahm offen-
sichtlich eine Zuständigkeit des jeweiligen Fachministers an. 
Die Auslegung von „unverzüglich“ wurde großzügig gehandhabt. Nach dem Urteil 
des LAG genügte die Klägerin ihrer Mitteilungspflicht dadurch, dass sie ihre Schwan-
gerschaft ihrem Arbeitgeber drei Wochen später mitteilte. Als verspätet wurde jedoch 
850  BayHStA MArb 2148.
851  BayHStA MArb 2148.
852  Amtsblatt des Min. für Arbeit und Soziale Fürsorge 1950, S. 329.
853  Amtsblatt des Min. für Arbeit und Soziale Fürsorge 1950, S. 329.
854  GVOBl. 1946, S. 12.
855  Diese Paragrafen traten allerdings nie mehr in Kraft, da die Novellierungsvorhaben scheiterten und 1952 
schließlich ein neues Mutterschutzgesetz erlassen wurde.
856  Vgl. LAG Heidelberg vom 25.08.1949, RdA 1950, S. 31; LAG München vom 10.08.1949, Amtsblatt des 
Min. für Arbeit und Soziale Fürsorge 1950, S. 329.
857  Geboren in Berlin-Steglitz, Lehrerin.
858  Mil. Gov. Gaz. Germany, US Zone Western Military District, 1944, p. 35.
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eine Mitteilung nach Klageerhebung angesehen.859 An der Rechtfertigung der Anwen-
dung des Mutterschutzgesetzes erkennt man deutlich, dass es von Seiten der zustän-
digen Richter der Nachkriegszeit als durchaus problematisch angesehen wurde, dieses 
aus nationalsozialistischer Feder stammende Gesetz anzuwenden. Daher wurde die An-
wendung – wohl zur Absicherung – um nicht gegen ein Kontrollrats- bzw. Militärregie-
rungsgesetz zu verstoßen, derart explizit begründet. 
c.  Hessen
Nachfolgend werden die hessischen Entscheidungen, in denen das Mutterschutzgesetz 
von 1942 angewendet wurde, geschildert, um auch für dieses Land einen Einblick in die 
tatsächliche Rechtspraxis der erstinstanzlichen Arbeitsgerichte zu geben. Bereits vorweg 
ist festzustellen, dass auch hier die Quellenlage eher als dürftig zu bezeichnen ist.
aa. Az. 1 A 2009/49 ArbG Wiesbaden vom 14.10.1949860 
Das einzige in den hessischen Urteilssammlungen gefundene Urteil, in dem das MuSchG 
angewendet wurde, ist das Urteil vom 14.10.1949 mit dem Aktenzeichen 1 A 2009/49861 
des Arbeitsgerichtes Wiesbaden. 
In dieser arbeitsgerichtlichen Streitigkeit wurde von der Klägerin am 21.09.1949 Kla-
ge auf Feststellung eingereicht, dass die ihr am 13.09.1949 erklärte Kündigung rechts-
unwirksam sei. Die Klägerin berief sich hierbei auf die Kündigungsschutzbestimmun-
gen des § 6 MuSchG von 1942 mit der Begründung, dass sie im 5. Monat schwanger sei 
und die Beklagten seit längerer Zeit von diesem Zustand unterrichtet gewesen seien. Die 
Beklagten erwiderten, dass die Klägerin aus wichtigem Grund entlassen worden sei, da 
diese am 24.08.1949 wegen des Verdachts einer Geschlechtskrankheit von der Militär-
polizei in ein Krankenhaus eingeliefert worden und dort bis zum 13.09.1949 in Beobach-
tung gewesen sei. Es sei daher für diese dringend geboten gewesen, die Klägerin nach der 
Rückkehr aus dem Krankenhaus mit sofortiger Wirkung aus dem Betrieb zu entfernen, 
da es sich um ein Nahrungsmittelgewerbe handele und eine Weiterbeschäftigung auf-
grund der Erkrankung nicht mehr möglich sei. Die Schwangerschaft solle dagegen nicht 
Grund zur fristlosen Entlassung gewesen sein.
Der zuständige Richter musste sich in diesem Verfahren zunächst mit der Frage aus-
einandersetzen, ob die Kündigungsschutzbestimmungen des MuSchG von 1942 noch 
bestanden und daran anschließend, ob im Falle der Fortgeltung das Vorliegen eines 
wichtigen Grundes eine Lösung des Arbeitsverhältnisses rechtfertigte. Darüber hinaus 
war zu klären, welche Behörde nach Wegfall des Reichstreuhänders der Arbeit über die 
Ausnahme des allgemeinen Kündigungsverbotes nach § 6 a.E. MuSchG zu entscheiden 
hatte.
859  Siehe hierzu ArbG Rosenheim vom 08.04.1949, ARiSt Bd. 3 Ziff. 154 und S. 178 f.
860  HHStAW Abt. 908 Nr. 272.
861  HHStAW Abt. 908 Nr. 272.
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Zur Lösung der Frage der Anwendbarkeit des MuSchG verwies der Richter im We-
sentlichen auf die herrschende Rechtsprechung und soziale Aspekte des Gesetzes: 
„Dass das Mutterschutzgesetz trotz seines Entstehens in der National-sozialistischen 
Ära keineswegs als NS-Gedankengut anzusehen ist, sondern auf allgemeinen sozialen 
Erwägungen beruht und nur eine Fortentwicklung bereits vor 1933 bestehender Schutz-
bestimmungen darstellt und es sich infolgedessen bei dem Gesetz als Ganzes um an-
wendbares Recht handelt, ist wohl herrschende Meinung und wird von der Rechtspre-
chung einhellig bejaht.“
Demgemäß wurde festgestellt, dass der §  6 MuSchG während der Schwangerschaft 
und bis zu vier Monate nach der Niederkunft ein gesetzliches Kündigungsverbot darstel-
le, sofern dem Arbeitgeber zum Zeitpunkt der Kündigung die Schwangerschaft bekannt 
sei oder unverzüglich danach mitgeteilt worden sei. 
Die Ausnahmeregelung des § 6 S. 4 MuSchG, die es dem Reichstreuhänder aus einem 
sonstigen wichtigen Grund ermöglichte die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses zu-
zulassen, wurde trotz Wegfall des Reichstreuhänders der Arbeit geprüft. 
Dem Urteil zufolge erachtete sich in diesem Fall das ArbG als zuständig für die Ertei-
lung dieser Genehmigung. Im Weiteren erfolgte eine Prüfung der Gründe für eine ge-
rechtfertigte fristlose Kündigung anhand der Ziffern des § 123 GewO, da es sich bei der 
Klägerin um eine gewerbliche Arbeitnehmerin handelte und demzufolge nur die GewO 
für die Rechtsfindung anzuwenden war.862 Im Anschluss daran stellte der Richter noch 
klar, dass eine Umdeutung der fristlosen Kündigung in eine ordentliche Kündigung auf-
grund des zwingenden Charakters des Kündigungsschutzes für Mütter nicht möglich sei. 
Nachdem auch die Unkenntnis der Beklagten bzgl. der Schwangerschaft nicht nach-
gewiesen werden konnte, sondern vielmehr Kenntnis durch persönliche Mitteilung den 
Beklagten gegenüber, als auch in Gesprächen mit Kolleginnen anzunehmen war, wur-
de die Unwirksamkeit der Kündigung und damit das Fortdauern des Arbeitsverhältnis-
ses festgestellt.
bb. ArbG Kassel, § 6 S. 4 MuSchG863
Einen weiteren kleinen Einblick in die Rechtspraxis der Anwendung des MuSchG im 
Arbeitsgerichtsbezirk Kassel ermöglicht ein Schreiben des LAG Frankfurt a.M. an den 
Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen vom 20.02.1948. Der Verfasser nahm Bezug 
auf eine bereits im Vorfeld stattgefundene Tagung der Vorsitzenden der Arbeitsgerichte 
862  Allein in Betracht kam hier § 123 Ziff. 8 GewO. Eine Anwendung der Ziffern 1-7 schied aus, da nach 
dem Vorfall schon mehr Zeit als eine Woche vergangen war. Die Ziffer 8 des § 123 GewO lässt eine frist-
lose Kündigung von solchen Arbeitnehmern zu, „wenn sie zur Fortsetzung der Arbeit unfähig oder mit 
einer abschreckenden Krankheit behaftet sind.“ Als derart wichtiger Grund wurden von der Beklagten-
seite die Arbeitsunfähigkeit während der Krankheit und die Krankheit selbst herangezogen. Für die Be-
urteilung dieses Punktes wurde ein Gutachten des Stadtgesundheitsamtes herangezogen. Nachdem die-
ses der Klägerin attestierte, dass gegen eine Weiterbeschäftigung keine Einwände gesundheitlicher Natur 
bestehen, wurde das Vorliegen eines wirksamen Grundes verneint, mit dem Ergebnis der Unwirksam-
keit der fristlosen Kündigung.
863  HHStAW Abt. 634 Nr. 275.
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des Landes, auf der die konkrete Anwendung des MuSchG bzw. von § 6 MuSchG bereits 
Gegenstand war. Besondere Aufmerksamkeit galt hierbei dem § 6 S. 4 MuSchG, nach 
dem der Reichstreuhänder der Arbeit bei Vorliegen eines wichtigen Kündigungsgrun-
des Ausnahmen vom Kündigungsschutz für Mütter gewähren konnte. Im Fokus stand 
diesbezüglich die Frage, ob diese Vorschrift nach Abschaffung der Institution des Reich-
streuhänders der Arbeit noch Anwendung finden konnte bzw. welche Stelle an diejeni-
ge des Reichstreuhänders trat. Anlass für die Diskussion war ein Fall am ArbG Kassel. 
Einer Frau, die vom Schutzbereich des Mutterschutzgesetzes erfasst war, war aus wichti-
gem Grund, nicht aus Anlass ihrer Schwangerschaft gekündigt worden. Nach Auskunft 
des Vorsitzenden des Arbeitsgerichtes Kassel wurde daher vom Arbeitgeber ein Antrag 
an den Präsidenten des Landesarbeitsamtes gestellt, seine Zustimmung zur Lösung des 
Beschäftigungsverhältnisses mit der Schwangeren zu geben. Das Landesarbeitsamt ver-
neinte allerdings seine Zuständigkeit für die Zustimmung nach § 6 Abs. 4 MuSchG. Der 
Autor des Schreibens, war dagegen der Ansicht, dass die Zuständigkeit zu bejahen gewe-
sen sei, da die Militärregierung die Aufgaben der Reichstreuhänder der Arbeit den Lan-
desarbeitsämtern übertragen hatte. In dem noch erhaltenen Antwortschreiben des Präsi-
denten des Landesarbeitsamtes ist die Frage zum Mutterschutz leider nicht beantwortet 
worden.864 Ob eine spätere schriftliche Stellungnahme erfolgte, ließ sich jedenfalls nicht 
nachweisen.
cc. Fazit
Wie das Urteil des ArbG Wiesbaden und das Schreiben des Arbeitsgerichtsdirektors be-
legt, fand das MuSchG in Hessen ebenfalls noch Anwendung. Auch hier lässt sich aus 
dem Urteil und dem Schreiben aber nicht ersehen, ob an der Trennung in Voll- und 
Mindestschutz festgehalten wurde. Allerdings besteht aufgrund der Ausführungen eines 
im hessischen Arbeitsministeriums beschäftigten Regierungsrats diesbezüglich Anlass 
zu Zweifeln. Noch im Jahr 1949 vertrat dieser in einem Aufsatz die Auffassung, dass das 
MuSchG grds. nur für Deutsche gelte.865
§ 7 wurde auch hier nicht mehr angewendet, obgleich diese Norm weder offiziell auf-
gehoben, noch von der Militärregierung eine Aufhebung derselben angeordnet wurde.866 
Infolge der kritischen Finanzlage der Krankenkassen und auf Grund der Tatsache, dass 
diese die durch die Wochenhilfe entstehenden Mehrkosten nicht mehr erstattet beka-
men, wurde schlicht bestimmt, dass der § 7 als aufgehoben gelte.867 Im Jahr 1949 gab es 
aber bereits Bestrebungen diese Gewährung von Leistungen nach § 7 wieder einzufüh-
ren.868 Nicht abschließend klären lässt sich - auch bei vollständiger Quellenauswertung - 
welche Behörde für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung gem. § 6 S. 4 vor 1949 zu-
864  HHStAW Abt. 634 Nr. 275, Schreiben vom 07.04.1948 an den Präsidenten des Landesarbeitsgerichtes.
865  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
866  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283 f.
867  Vgl. Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1949, Nr.193, S. 135; Volmer, Probleme des Mutterschutzgeset-
zes, RdA 1950, S. 284.
868  Vgl. Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1949, Nr.193, S. 135.
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ständig war. In dem Urteil von 1949 wird die Zuständigkeit dafür vom ArbG selbst in 
Anspruch genommen. Wie das obengenannten Schreiben aber zeigt, gab es auch die An-
sicht, dass der Präsident des Landesarbeitsamtes zuständig sei. 
Obwohl die Ausnahmegenehmigung ihrer Rechtsnatur nach ein rechtsgestaltender 
Verwaltungsakt und kein Rechtsetzungsakt war,869 wurde von der hessische Militärregie-
rung (OMGHE) angenommen, dass nur der hessischen Landesregierung die Befugnis-
se früherer Reichsminister zustehen würden.870 Demzufolge hätte über eine Ausnahme-
genehmigung vom Kündigungsverbot i.S.v. § 6 S. 4 MuSchG 1942 alleine das Kabinett 
entscheiden dürfen.871 Diese Lösung war aber ganz offensichtlich unzweckmäßig. Da-
her wurden die Befugnisse des Reichsarbeitsministers auf den Landesarbeitsminister 
durch die Verordnung zur Übertragung von Befugnissen des ehemaligen Reichsarbeits-
ministers aus Arbeitsschutzgesetzen auf den Minister für Arbeit und Wohlfahrt vom 
10.09.1949872 übertragen.873 Durch Bekanntmachung vom 01.12.1949874 wurde diese Zu-
ständigkeit des Arbeitsministers an den Präsidenten des Landesarbeitsamtes Hessen de-
legiert.875 In der Bekanntmachung wurde dieser ausdrücklich angewiesen, von der Befug-
nis nur in besonders begründeten Ausnahmefällen Gebrauch zu machen. Somit bestand 
in Hessen erst ab Ende 1949 wieder eine einheitlich im ganzen Land geltende eindeutige 
Regelung über die Zuständigkeit zur Erteilung der Genehmigung. 
d.  Stellungnahme
In diesem letzten Kapitel sollen die zuvor dargestellten Befunde zusammengetragen und 
verbunden werden um einmal mehr eine Rückbindung an die Leitfragen dieser Arbeit 
vorzunehmen. Eingangs werden hierzu zunächst die Unterschiede in der Rechtsanwen-
dung in Bayern und Hessen gegenübergestellt. In einem weiteren Schritt wird auf die 
Entnazifizierung des Gesetzes eingegangen, im Weiteren werden Art und Weise der An-
wendung in den Blick genommen. Zuletzt werden Ursachen für die seltene Anwendung 
des Gesetzes diskutiert.
aa. Vergleich
Eine Gegenüberstellung der Anwendungsfälle in Bayern und Hessen zeigt, dass das 
MuSchG in der amerikanischen Besatzungszone grundsätzlich angewendet wurde.876 In 
Bayern wurden allerdings drei Paragrafen (§§ 7, 8 I, 14 III) durch Verordnung Nr. 7 vom 
869  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 66.
870  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
871  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
872  HessGVBl. 1949, S. 131.
873  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
874  Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1949, Nr. 901, S. 520.
875  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
876  Siehe dazu auch Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 80 f.; Schell, Das 
Arbeitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 226. 
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21.08.1945877 für vorläufig nicht mehr anwendbar erklärt. In Hessen wurde der § 7 über 
die Gewährung eines Wochengeldes zwar nicht offiziell aufgehoben, Anwendung fand er 
aber auch dort nicht mehr, da die finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenkassen ohne 
einen Länderzuschuss für die durch § 7 MuSchG 1942 entstehenden Mehrkosten auch 
dort nicht gegeben war.878 Deshalb wurde in Hessen zur Lückenschließung der eigentlich 
durch das MuSchG 1942 aufgehobene § 13 TO A durch Erlass des hessischen Finanzmi-
nisters vom 21.10.1949879 wieder in Kraft gesetzt.880 In beiden Ländern wurde Wochen-
geld nach den §§ 195a, 205a RVO gewährt.881 
Ein auffälliger Unterschied zwischen den beiden Ländern war die Behandlung des 
§ 6 S. 4 MuSchG, konkret die Übertragung der Zuständigkeit zur Erteilung der Ausnah-
megenehmigung nach Wegfall der Reichstreuhänder der Arbeit. Die Meinungen reich-
ten diesbezüglich von einer Zuständigkeit der Arbeitsgerichte, der Landesarbeitsämter, 
des Staatsministers für Arbeit bis hin zum Kabinett. Die unterschiedlichen Auffassun-
gen führten durchaus auch zu einer divergierenden Rechtspraxis. Diese unterschiedli-
che Handhabung zeigt deutlich, die in der Besatzungszeit entstandene Rechtszersplitte-
rung und Uneinheitlichkeit der Rechtsanwendung allein bei einer Norm auf. Gerade die 
durch den Wegfall von Institutionen aus der NS-Zeit entstandenen Lücken waren selbst 
innerhalb eines Landes, wie man am Beispiel Hessens erkennt, lange Zeit nicht einheit-
lich geklärt. 
bb. Entnazifizierung des Gesetzes
Im Folgenden erfolgt eine Betrachtung des MuSchG und seiner Ausführungsverordnung 
im Hinblick auf einen nationalsozialistischen Inhalt und Vereinbarkeit mit den Kontroll-
rats- und Militärregierungsgesetzen.
[1]. Mutterschutzgesetz
Unter Beachtung der Kontrollrats- und Militärregierungsgesetze durfte der Gesetzes-
zweck, die Präambel und die amtliche Begründung nicht mehr zur Begründung eines 
Urteils herangezogen werden, da diese bereits am Wortlaut erkennbar stark national-
sozialistisch geprägt waren. Ebenfalls war § 1 Abs. 3, der das MuSchG für die NSDAP 
für anwendbar erklärte, nicht mehr anwendbar gem. Art. II Ziff. 3 lit. a MRG Nr. 1 und 
durch Auflösung der NSDAP gem. Art. I Ziff. 1 KRG Nr. 2.882 § 15 S. 2, der die Anwend-
barkeit auf die Ostgebiete erstreckte entfiel ebenfalls.883 Der § 6 S. 4, der eine Ausnahme-
möglichkeit vom Kündigungsverbot für Frauen vor und nach der Niederkunft gewährte, 
877  GVOBl. 1946, S. 12.
878  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283.
879  Staatsanzeiger für das Land Hessen, 1949, Nr. 902, S. 520. 
880  Vgl. Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283.
881  Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283 f.
882  Siehe auch Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 93.
883  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 108. Dort ist der entnazifizierte Gesetzestext inkl. Kom-
mentierung zum MuSchG von 1942 enthalten. Siehe a.a.O. S. 93 ff.
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wurde offensichtlich in Bayern und Hessen trotz Wegfall der Institution des Reichstreu-
händers der Arbeit als fortgeltend betrachtet. Die übrigen Paragrafen des Mutterschutz-
gesetzes waren zumindest vom Wortlaut und Inhalt her betrachtet nicht offensichtlich 
typisch nationalsozialistisch gefärbt und den Schutzvorschriften des Mutterschutzgeset-
zes von 1927 sehr ähnlich. 
[2]. Ausführungsverordnung
Deutlich komplizierter stellt sich die Situation bei der Ausführungsverordnung zum 
Mutterschutzgesetz dar. Diese wurde ebenfalls nicht komplett aufgehoben.884 Ihr Ab-
schnitt  I Ziff. 1-3 differenzierte für eine Anwendung des Mutterschutzes nach Rasse- 
und Staatsangehörigkeitskriterien. Für Nichtdeutsche und Jüdinnen, sog. „Sondergrup-
pe erwerbstätiger Frauen“, galt gemäß Abschnitt IX Ziff. 34-36 nur ein Mindestschutz. 
Für diese waren allein die §§ 11-15 MuSchG, die Beschäftigungsverbote der Abschnit-
te II und III der Ausführungsverordnung (entspricht den §§ 2, 3 MuSchG 1942) und die 
Abschnitte X und XI anwendbar.885 Weiterhin wurde ihnen, wie im MuSchG von 1927, 
lediglich ein Arbeitsverweigerungsrecht zwei Wochen vor bis sechs Wochen nach der 
Niederkunft gewährt.886 Den Vollschutz genossen nur deutsche Staatsangehörige und 
Volksdeutsche. Hierbei handelte es sich um eine Diskriminierung aufgrund der Staats-
angehörigkeit und auch der Rasse.
Nach 1945 hätte man bei einer einfachen Wortauslegung des § 1 MuSchG 1942 gem. 
den Vorgaben des MRG Nr. 1 und KRG Nr. 1 „weibliche Gefolgsleute“ eigentlich so aus-
legen müssen, dass vom Schutzbereich alle erwerbstätigen Frauen umfasst gewesen wä-
ren. Unklar ist, ob man an der Differenzierung zwischen Voll- und Mindestschutz nach 
der Staats- und Volkszugehörigkeit bis zur Neuregelung des MuSchG 1952 festhielt, denn 
die Abschnitte I und IX der Ausführungsverordnung wurden, wie bereits erwähnt, nicht 
offiziell aufgehoben.887 Es stellt sich daher die Frage, ob die Auslegung des § 1 MuSchG 
und damit auch der Anwendungsbereich tatsächlich weiterhin mittels der Ausführungs-
verordnung grds. auf erwerbstätige Deutsche beschränkt wurde und Ausländerinnen - 
wie zuvor - nur einbezogen wurden, soweit dies staatsvertraglich vereinbart war.888 
[a]. Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge
Wie und ob sich die Anwendungsbereichseinschränkung der Ausführungsverordnung 
in der Rechtspraxis geäußert hat, ist trotz intensiven Aktenstudiums nicht ersichtlich. In 
884  Offizielle Aufhebung erst durch § 26 Abs. 2 MuSchG 1952.
885  Abschnitt I Nr. 2 AusfVO zum MuSchG von 1942; Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109, 112; 
siehe auch Backendorf, Mutterschutzgesetz, S. 45.
886  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109, 112.
887  Vgl. Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282. Vgl. auch Peters, Wochenhilfe und 
Wochenfürsorge, S. 94. Die Differenzierung blieb jedenfalls entsprechend Peters im Hinblick auf Staa-
tenlose erhalten. Edel gibt an, dass die Unterscheidung in Geschützte und Nichtgeschützte aufgehoben 
wurde, siehe Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 95.
888  Siehe dazu auch Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
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der Entscheidung des LAG München vom 10.08.1949889 wurde auf den Anwendungsbe-
reich zwar kurz eingegangen, aber nur indem schlicht der Wortlaut des § 1 MuSchG, dass 
das MuSchG für weibliche Gefolgschaftsmitglieder anwendbar war, zitiert wurde. Auf 
die Anwendungseinschränkung durch die Ausführungsverordnung wurde nicht Bezug 
genommen. Ob dies nun aber grundsätzlich so gehandhabt wurde oder nur in diesem 
Fall ein näheres Eingehen unterblieb, da die Klägerin vermutlich Deutsche war, bleibt 
offen. Auch in der zeitgenössischen Literatur findet dieser Punkt in der Regel keine Be-
achtung.890 Aktuelle Untersuchungen, die sich mit dem Mutterschutzgesetz von 1942 be-
schäftigen, schreiben zumeist schlicht, dass die Unterteilung in Geschützte und Nichtge-
schützte aufgehoben wurde891 oder äußern sich nicht ausdrücklich zu diesem Thema.892 
Dabei besteht durchaus Bedarf für eine genauere Betrachtung. Aus der Zeit zwischen 
1945 und Erlass des neuen Mutterschutzgesetzes 1952 gibt es mit Peters, Wochenhil-
fe und Wochenfürsorge von 1949, lediglich einen Kommentar zum Mutterschutzgesetz 
von 1942, der Auskunft über eine mögliche Beibehaltung der Unterscheidung in Voll- 
und Mindestschutz geben kann.893 Dieser bezog sich hauptsächlich auf die Rechtslage in 
der britischen Zone. Da der Verfasser aber zusätzlich ausdrücklich auf Abweichungen in 
den anderen Zonen hinwies, lassen sich auch die wesentlichen Grundzüge der Rechtsla-
ge in der amerikanischen und französischen Zone erfassen.894 
Um die Frage der Beibehaltung der Unterscheidung zu klären, wird zunächst allge-
mein auf die dortige Darstellung der Rechtssituation der Ausführungsverordnung vor 
allem bzgl. des relevanten Abschnittes I gerade unter Beachtung der Entnazifizierungs-
problematik näher eingegangen. Bzgl. Abschnitt I Ziff. 1-3 der Ausführungsverordnung 
wurden keine Abweichungen zum Gesetzesstand in der amerikanischen Besatzungszone 
genannt. Im Weiteren wird sich bei der Analyse hierauf bezogen.
Der Abschnitt I der Ausführungsverordnung wurde nach Peters nicht komplett 
gestrichen,895 obgleich er allein schon durch das Anwendungsverbot auf jüdische Frauen 
und Nicht-volksdeutsche Ausländerinnen typisch nationalsozialistisch geprägt war. In 
der Ausführungsverordnung zum MuSchG wurde die Anwendungsausnahme für Jüdin-
nen, außerdem der Abschnitt I Ziff. 1 lit. a, der aufgrund der Verordnung über die deut-
sche Volksliste und die deutsche Staatszugehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten 
vom 04.03.1941896 bestimmte Personengruppen in den Anwendungsbereich mit auf-
889  Siehe hierzu S. 179 f.
890  Ausnahme Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
891  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 95.
892  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 81 differenziert nicht und sagt, 
dass „Frauen“ der Mutterschutz gewährt wurde. Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegs-
deutschland, S. 31, stellt in Abgrenzung zu Schell dar, dass der Schutz aus dem Gesetz gerade nicht von 
nationalsozialistischen Kriterien abhängig war. Die zu dem Gesetz gehörige Ausführungsverordnung 
machte allerdings die Art des zugeteilten Schutzes von nationalsozialistischen Kriterien abhängig. 
893  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 93 ff.
894  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 4.
895  Siehe Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109.
896  RGBl. 1941 I, S. 118.
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nahm, entfernt. Außerdem wurde im Abschnitt I Ziff. 1 lit. b die früher zuständige Be-
hörde für die Ausweisung als Volksdeutsche weggelassen.897 Dies war die Beratungsstelle 
für Einwanderer des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums, Haupt-
amt volksdeutsche Mittelstelle und die frühere Zuständigkeit des Reichsführers und des 
Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums.898 Diese Regelungen sind mit 
hoher Wahrscheinlichkeit bereits nach 1945 entfallen bzw. nicht mehr angewendet wor-
den, da sie zum einen typisch nationalsozialistische Einrichtungen benannten, die nicht 
mehr existierten899 und zum anderen in Verbindung mit der Anwendung von typisch na-
tionalsozialistischen Verordnungen und Motiven eine auf rassischen Motiven begründe-
te Anwendung darstellten. 
Der Text von Abschnitt I Geltungsbereich (zu § 1) lautete demnach in bereinigter bzw. 
entnazifizierter Form wie er 1949 festgehalten wurde:
„1. Die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes §§ 2 bis 10 und die Abschnitte II bis 
VIII dieser Verordnung finden nur auf Frauen Anwendung, die deutsche Staatsangehöri-
ge – entfallen- oder deutsche Volksangehörige sind oder folgenden Personenkreisen an-
gehören:
a)Entfallen. 
b)Ausländische Staatsangehörige, die sich durch einen Ausweis entfallen als Volks-
deutsche ausweisen.
Der Reichsarbeitsminister kann im Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern 
entfallen im Verwaltungswege ergänzende Bestimmungen treffen.
2. Abschnitt IX dieser Verordnung gilt für die nicht in Nr. 1 genannten Frauen, die in 
Betrieben und Verwaltungen Arbeiten aufgrund eines Beschäftigungsverhältnisses aus-
führen. Für diese Frauen gelten auch die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes §§ 11 bis 
15 und die Abschnitte X und XI dieser Verordnung.
3. (gleichlautend).“900
Vollkommen geglückt erscheint der „entnazifizierte“ Abschnitt  I Ziff. 1 der Ausfüh-
rungsverordnung jedoch trotzdem nicht. 
Es befremdet, dass der Punkt I Ziff. 1 lit. b „Ausländerinnen, die sich als Volksdeut-
sche ausweisen können“ erhalten blieb. Denn durch die Notwendigkeit sich als Volks-
deutsche ausweisen zu müssen, um den Vollschutz zu genießen, wird eindeutig auf die 
nationalsozialistische Rassenpolitik Bezug genommen.901 Unklar ist zudem, wie sich die-
897  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109.
898  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109. Im Bezug auf den Abschnitt I der Ausführungsord-
nung wurden keine Rechtsunterschiede dargestellt, daher ist von einer übereinstimmenden Rechtslage 
auszugehen.
899  Und deren Sinn auch nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches verlorenging, da diese eng verwo-
ben waren mit der nationalsozialistischen Ideologie.
900  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 109.
901  Weiterführend zum völkischen Begriff in der BRD siehe Hansen, Die Deutschmachung, Ethnizität und 
Ethnisierung im Prozess von Ein- und Ausgrenzungen, S.  103 ff. Demzufolge fanden die Volkslisten 
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se deutschen Volkszugehörigen hätten ausweisen sollen. Eine entsprechende amtliche 
Stelle, die die Funktion der Beratungsstelle für Einwanderer des Reichskommissars für 
die Festigung deutschen Volkstums, des Hauptamts volksdeutsche Mittelstelle und der 
früheren Zuständigkeit des Reichsführers und des Reichskommissars für die Festigung 
deutschen Volkstums übernommen hätte, existierte freilich nicht mehr. Im Übrigen 
wurde auch der entsprechende Abschnitt IX der AusfVO, der den Mindestschutz für die 
Sondergruppen regelte, nicht aufgehoben.902
Inwieweit das MuSchG aber dem zufolge auf andere Ausländerinnen, die gerade kei-
ne „Volksdeutschen“ waren, anwendbar war, ist allein aus der „entnazifizierten“ Aus-
führungsverordnung nicht ersichtlich. Theoretisch existierte bereits vor 1945 für vie-
le Ausländerinnen ein Vollschutz über die Erlässe des Reichsarbeitsministers von 1943 
und 1944. Diese garantierten vor allem Arbeitskräften aus verbündeten oder neutralen 
Staaten eine Einbeziehung in die für Deutsche geltenden Arbeitsbedingungen.903 Gro-
ße Gruppen von Arbeiterinnen waren aber trotz dieser Ausweitung immer noch offiziell 
vom Vollschutz ausgeschlossen, da sie nicht von den Staatsverträgen erfasst waren. Ge-
rade den sowjetischen und polnischen Zwangsarbeiterinnen, die ca. ein Viertel aller Ar-
beiterinnen ausmachten, wurde vor 1945 der Vollschutz verwehrt und nur der Mindest-
schutz gewährt.904 Gleichermaßen nicht erfasst waren Staatenlose.905
Peters Kommentar zu Folge bestand aber die Auffassung, dass alle Ausländerinnen 
über die Staatsverträge erfasst werden, mit Ausnahme der Staatenlosen.906 Diese Rechts-
ansicht wurde vermutlich konstruiert, um die Verordnung an sich nicht wesentlich ver-
ändern zu müssen, und gleichzeitig eine drohende Diskriminierung zu vermeiden. 
Es wurde argumentiert, dass über die Staatsverträge des Reichsarbeitsministers und 
das Washingtoner Übereinkommen von 1919 (WÜ), ratifiziert durch das Gesetz über 
das Washingtoner Übereinkommen vom 16.07.1927907 (GWÜ) alle Ausländerinnen er-
fasst sein sollten, die Differenzierung nach Voll- und Mindestschutz damit nur noch im 
Hinblick auf Staatenlose relevant sei.908 Die Staatsverträge mit Italien verloren aber ei-
gentlich schon Mitte des Jahres 1943 ihre Wirkung, da mit dem Sturz Mussolinis ihre 
Grundlage entfiel.909 
auch in der BRD noch Anwendung, wenn es um die Feststellung der Staatsangehörigkeit ging.
902  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 112.
903  So auch Kranig, Lockung und Zwang, S. 148. Frauen aus „befreundeten Staaten“ erhielten den gleichen 
Arbeitsschutz, Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 15.
904  Vögel, Entbindungsheim für Ostarbeiterinnen, S. 28.
905  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94; Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, 
S. 282.
906  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 94.
907  RGBl. 1927 II, S. 497.
908  Vgl. Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 19, 94.
909  Kranig, Lockung und Zwang, S. 148; vgl. auch Pfahlmann, Fremdarbeiter und Kriegsgefangene in der 
deutschen Kriegswirtschaft, S. 155, 159. 
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Die Geltung der Staatsverträge nach 1945 sollte weiterhin auch unberührt von der Ka-
pitulation sein. Diese Ansicht war damals aber überaus strittig. Streitpunkt war hier vor 
allem die Frage ob das Deutsche Reich noch existierte.910 Denn bei der Annahme eines 
Untergangs konnten dessen völkerrechtliche Übereinkommen gegenüber dem besetz-
ten Deutschland bzw. der Bundesrepublik naturgemäß keine Wirkung mehr haben. Die 
völkerrechtlichen Vereinbarungen des Deutschen Reiches wurden somit teilweise als 
suspendiert betrachtet.911 Durchgesetzt hat sich damals die Ansicht, dass das Deutsche 
Reich nach dem 08.05.1945 noch fortbestand.912 Infolgedessen kann man die Wirksam-
keit der Staatsverträge des Reichsarbeitsministers durchaus bejahen. Dies führt aller-
dings zu dem Ergebnis, dass immer noch formal nur den dort erwähnten Auslände-
rinnen Vollschutz gewährt worden wäre. Eine Ausweitung des Mutterschutzes auf alle 
ausländischen Frauen durch weitere Vereinbarungen auf Staatenebene wurde in dieser 
Zwischenzeit schon aufgrund des Fehlens einer deutschen Staatsgewalt ebenfalls nicht 
getroffen.913 Die Annahme, dass über die Erlässe des Reichsarbeitsministers praktisch alle 
Ausländerinnen erfasst waren, ist somit rechtlich betrachtet nicht zutreffend. Da dem-
gemäß nur manche Ausländerinnen den Vollschutz in Anspruch nehmen konnten, wäre 
nach der Rechtsansicht Peters faktisch immer noch eine theoretische Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit für die nicht durch die Erlässe erfassten Frauen vor-
gelegen. Es ist weiter fraglich, ob über das WÜ die übrigen Ausländerinnen in den Voll-
schutz einbezogen waren und ob durch die Gewährung des Mindestschutzes tatsächlich 
dem Übereinkommen genüge getan war.914 
Zunächst einmal differenzierte das WÜ nicht zwischen Voll- und Mindestschutz. Sinn 
des WÜ war es, weltweit einen Mindeststandard im Bereich des Mutterschutzes zu set-
zen, der für alle Frauen gilt. Eine Ausweitung des Vollschutzes über das WÜ zu konstru-
ieren ist abwegig, da das Übereinkommen nichts dergleichen regelte, sondern nur auf 
das Setzen und die Einhaltung von Mindeststandards abzielte.915 Die Ungleichbehand-
910  Siehe dazu Kirn, Verfassungsumsturz oder Rechtskontinuität?, S. 54 ff., 197 ff. Um den § 7 MuSchG 1942 
nicht mehr anzuwenden wurde argumentiert, dass das Reich untergegangen ist und die Länder nicht die 
Rechtsnachfolger seien, siehe bei Volmer, Probleme des Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 283. Wobei 
diese Argumentation vermutlich auf den staatsrechtlichen Untergang und nicht den völkerrechtlichen 
abzielte. 
911  Siehe Köhler/von Maydell, Internationale Sozialpolitik, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpoli-
tik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 964; Dobbernack, Internationale Zusammenarbeit in der Sozial-
versicherung, Bundesarbeitsblatt 1950, S. 108 bzgl. sozialversicherungsrechtlichen Staatsverträgen. Zum 
Weiterbestehen zwischenstaatlicher Verträge siehe auch, Baresel, Die heutige Anwendbarkeit zwischen-
staatlicher Abkommen in der deutschen Sozialversicherung, Die Berufsgenossenschaft 1949, S. 158 ff.
912  Vgl. Baresel, Die heutige Anwendbarkeit zwischenstaatlicher Abkommen in der deutschen Sozialversi-
cherung, Die Berufsgenossenschaft 1949, S. 159.
913  Vgl. dazu Köhler/von Maydell, Internationale Sozialpolitik, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpo-
litik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 964.
914  Vgl. Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 19, 94.
915  In den zeitgenössischen Kommentaren wird ganz im Gegenteil das WÜ nur noch im Rahmen der Ent-
stehungsgeschichte erwähnt bzw. überhaupt nicht mehr. Siehe Backendorf, Mutterschutzgesetz, S. 13 f.; 
Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 10 ff. 
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lung von ausländischen Frauen könnte aber rechtmäßig gewesen sein, sofern jedenfalls 
der gewährte Mindestschutz den Anforderungen des Übereinkommens entsprach. 
Der Mindestschutz des MuSchG von 1942, der allen Frauen gewährt wurde, entsprach 
teilweise den Vorgaben des WÜ bzw. des ratifizierten GWÜ mit der Ausnahme, dass 
das Kündigungsverbot des Art. 4 GWÜ nicht erfasst war.916 Außerdem wurde Art. 3 lit. c 
durch Aufhebung bzw. Nichtanwendung des § 7 MuSchG nicht mehr in dem vorgesehe-
nem Maße entsprochen.917 Die Wochenhilfe nach § 195 RVO war nämlich nur ein sehr 
geringer Betrag und konnte dem Anspruch eine Leistung zu sein, die ausreicht, um die 
Frau und ihr Kind „in guten gesundheitlichen Verhältnissen zu erhalten“ nicht mehr ge-
recht werden.918 Diese Abweichungen sind durchaus wesentlich, da sie Kernpunkte des 
Übereinkommens betreffen, so dass man von einem Genügen der gesetzlichen Regelung 
eigentlich nicht mehr sprechen kann.919
Im Übrigen ist auch nicht ganz klar, ob nach dem Austritt Deutschlands aus der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (IAO) am 26.10.1933, bzw. durch die Neufassung des 
Mutterschutzgesetzes 1942, das Gesetz über das WÜ außer Kraft gesetzt wurde.920 Das 
Übereinkommen wurde nicht offiziell gekündigt i.S.v. Art. 10 WÜ. 921 Nach Art. 10 WÜ 
darf ein Mitglied erst zehn Jahre nach Inkrafttreten durch eine Anzeige an den General-
sekretär des Völkerbundes kündigen. Die Kündigungswirkung tritt dann ein Jahr nach 
Eintragung der Kündigungsanzeige ein. Eine Verfassungsänderung der IAO 1946 mit 
rückwirkender Wirkung ordnete allerdings an, dass ein Austritt an dem Bestand der 
Übereinkommen nichts ändere, wobei die Rückwirkung für zuvor ausgetretene Mitglie-
der durchaus fraglich ist.922 Ganz so selbstverständlich war es folglich also nicht, dass die 
Übereinkommen für das besetzte Deutschland (bzw. im Folgenden für die Bundesrepu-
blik) noch in Kraft waren.923 Bis zum Neueintritt der BRD im Jahr 1951924 und der Abga-
916  Siehe Art. 3 Gesetz über das Washingtoner Übereinkommen.
917  Schregle, Die Bundesrepublik Deutschland und die Internationale Arbeitsorganisation, RdA 1950, S. 
205.
918  Schregle, Die Bundesrepublik Deutschland und die Internationale Arbeitsorganisation, RdA 1950, S. 
205.
919  Zweifelnd auch Schregle, Die Bundesrepublik Deutschland und die Internationale Arbeitsorganisation, 
RdA 1950, S. 205.
920  Schregle, Deutschland und die Internationale Arbeiterorganisation, Gewerkschaftliche Monatshefte, 
S. 257 f.; ders., Die Bundesrepublik Deutschland und die internationale Arbeitsorganisation, RdA 1950, 
S. 202 f.; Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 21. Siehe auch Dobbernack, Internationale Zu-
sammenarbeit in der Sozialversicherung, Bundesarbeitsblatt 1950, S. 106.
921  Peters, Wochenhilfe und Wochenfürsorge, S. 21.
922  Vgl. Dobbernack, Internationale Zusammenarbeit in der Sozialversicherung, Bundesarbeitsblatt 1950, 
S.  108; Schregle, Die Bundesrepublik Deutschland und die internationale Arbeitsorganisation, RdA 
1950, S. 203.
923  Vgl. Dobbernack, Internationale Zusammenarbeit in der Sozialversicherung, Bundesarbeitsblatt 1950, 
S. 108. Gerade im Ausland war demnach die Ansicht vorherrschend, dass das Deutsche Reich unterge-
gangen sei und seine internationalen Verträge erloschen seien.
924  Sengenberger, Die Entwicklung der Internationalen Arbeitsorganisation und der Beitrag Deutschlands, 
in: Bäcker/Lehndorff/Weinkopf (Hrsg.), Den Arbeitsmarkt verstehen, um ihn zu gestalten, Festschrift 
für Gerhard Bosch, 2016, S. 321. Siehe auch http://www.ilo.org/berlin/ILO-und-Deutschland/rolle/lang-
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be der Erklärung sich ausdrücklich an die früheren Übereinkommen gebunden zu füh-
len beanspruchte das GWÜ m.E. lediglich formaljuristische Geltung. 
Nach Peters bestand die Unterteilung in Voll- und Mindestschutz fort. Seine Argu-
mentation, dass praktisch bis auf Staatenlose alle Ausländerinnen erfasst seien, dürfte al-
lerdings auch die damalige Rechtslage nicht zutreffend erfassen. Weiterhin waren auch 
die Mindeststandards des WÜ im Falle des Mindestschutzes, wie oben gezeigt, nicht ein-
gehalten. Eine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit war demnach selbst in 
der entnazifizierten Ausführungsverordnung grds. immer noch enthalten. 
[b]. Andere Ansicht
Eine deutlich weitergehende Ansicht wurde von Neumann in einem Aufsatz aus dem 
Jahr 1948 geäußert. Er vertrat die Auffassung, dass neben dem Vorspruch des MuSchG, 
die Ziff. 1, 2, 34 bis 36 der AusfVO aufgehoben worden seien.925 Demnach wäre auch 
die Differenzierung in Voll- und Mindestschutz aufgehoben gewesen. Diese Lösung er-
scheint in rechtlicher Hinsicht konsequenter als der Versuch von Peters die AusfVO dis-
kriminierungsfrei zu reduzieren. Allerdings wird aus diesem Artikel nicht hinreichend 
klar, für welche Besatzungszone diese Rechtsansicht gelten sollte. Als Ortsangabe des 
Artikels wird Berlin genannt, weitere Angaben finden sich nicht. Da aber ausdrücklich 
auch auf die Rechtslage in der SBZ gesondert hingewiesen wurde, ist anzunehmen, dass 
sich der Autor entweder auf die Rechtslage in den Westzonen allgemein, möglicherweise 
aber auch auf die sog. Bi-Zone oder nur auf das westliche Berlin bezog.
[3]. Stellungnahme
Auch auf Grundlage des vorhandenen Quellenmaterials lässt sich heute kein eindeuti-
ges Bild mehr darüber gewinnen, ob die Aufteilung in Voll- und Mindestschutz nach 
der AusfVO des MuSchG 1942 noch Bestand hatte oder nicht. Die Urteile und die zeit-
genössische Literatur schweigen sich meist darüber aus. Sofern man die Rechtsansicht 
von Peters annimmt, sollte diese Aufteilung zwar noch gegeben, aber praktisch nur noch 
gegenüber Staatenlosen relevant sein. Beachten muss man allerdings auch, dass diese 
Rechtsansicht erst im Jahr 1949 veröffentlicht wurde. Ob diese mit der bis dahin prakti-
zierten Rechtspraxis übereinstimmte bleibt unklar.926 
cc. Art und Weise der Anwendung
Im Weiteren werden die Begründungen der Urteile für die Anwendung des Mutter-
schutzgesetzes von 1942 näher betrachtet. 
In den wenigen gefundenen Urteilen wurde gewissermaßen als eine Art „Standard-
satz“ zur Begründung der Anwendung die Entwicklung des Mutterschutzes schon in 
und vor der Weimarer Zeit als Argument herangezogen. Da das Gesetz auf sozialen Er-
-de/index.htm. Zuletzt abgerufen am 20.10.2017.
925  Neumann, Mutterschutz im Arbeitsrecht und in der Sozialversicherung, BlStSozAr 1948, S. 244.
926  Die Ansicht, dass das MuSchG grds. nur für Deutsche anwendbar war, teilte auch Volmer, Probleme des 
Mutterschutzgesetzes, RdA 1950, S. 282.
Anwendung nationalsozialistischer Arbeitsschutzgesetze (MuSchG und JugSchG)
194
wägungen beruhe und es zudem lediglich eine Fortentwicklung schon vor 1933 beste-
hender Schutzbestimmungen darstelle, gäbe es keine Bedenken gegen eine weitere An-
wendbarkeit des Gesetzes.927 Das MuSchG beinhalte nicht typisch nationalsozialistisches 
Gedankengut, sondern sei ein sog. Zeitgesetz928.
Im Wesentlichen wurden zwei Hauptargumente für die Anwendbarkeit des Gesetzes 
vorgebracht. Das Weiterentwicklungsargument und das Argument, dass das Gesetz kei-
nen nationalsozialistischen Inhalt aufweise, sondern lediglich ein soziales Gesetz sein. 
Beide Argumentationslinien sollen im Folgenden näher in den Blick genommen werden.
[1]. Weiterentwicklungsargument
Dass das MuSchG 1942 eine Weiterentwicklung der vorangegangenen Gesetzgebung 
zum Mutterschutz darstellt ist sicherlich nicht zu leugnen. Die Vorläufer des moderne-
nen rechtlichen Mutterschutzes reichen in das späte 19. Jahrhundert zurück: Erste Maß-
nahmen zum Mutterschutz wurden bereits im Jahr 1878 mit §  135 des Gesetzes, be-
treffend die Abänderung der Gewerbeordnung vom 17.07.1878929 ergriffen.930 Diese 
beschränkten sich aber noch auf ein dreiwöchiges Beschäftigungsverbot für (gewerb-
liche) Arbeiterinnen nach der Niederkunft.931 In den darauf folgenden Jahren wurden 
noch weitere Schutzvorschriften bzgl. Arbeitszeiten, Wochengeld und Beschäftigungs-
verboten erlassen.932 Eine alle Maßnahmen und Schutzvorschriften umfassende, einheit-
liche gesetzliche Regelung war damit aber noch nicht gegeben. 
Mit dem Washingtoner Übereinkommen Nr. 3 vom 29.10.1919 wurde der Mutter-
schutz auf internationaler Ebene durch die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 
und das internationale Arbeitsamt (IAA) in Zusammenhang mit dem Völkerbund auf 
einen internationalen Mindeststandard festgelegt.933 Deutschland stimmte dem Abkom-
men erst mit dem Gesetz über das Washingtoner Übereinkommen, betreffend die Be-
schäftigung der Frauen vor und nach der Niederkunft vom 16.07.1927934 zu.935 Der ar-
927  Siehe hierzu ArbG Wiesbaden vom 14.10.1949, S. 182 f.; weitere Nachweise zur Rechtsprechung siehe 
bei Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 74 ff.; anders Schell, Das Ar-
beitsrecht der Westzonen und der jungen Bundesrepublik, S. 226.
928  Mit Zeitgesetz ist ein Gesetz gemeint, dass nur für einen bestimmten Zeitraum gelten soll. Ausführliche 
Definition siehe Creifelds, Rechtswörterbuch, 18. Aufl. 2004, S. 1591. Beim Mutterschutzgesetz von 1942 
wäre dieser Zeitraum die Kriegszeit, wie die Präambel ausführt. Vgl. LAG Heidelberg vom 25.08.1949, 
RdA 1950, S. 31.
929  RGBl. 1878, S. 199.
930  Die Entwicklung des Mutterschutzes im 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart, siehe bei Schmitz, Mutter-
schutz und Mutterpflichten, S. 139 ff.; Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 
21 ff. 
931  Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8. Aufl., 2008, Einf. 
Rn. 7.
932  Siehe bei Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8. Aufl., 
2008, Einf. Rn. 7 ff.; Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S: 24 ff.
933  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 60.
934  RGBl. 1927 II, S. 497. 
935  Siehe auch Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 63.
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beitsschutzrechtliche Aspekt des Mutterschutzes im Washingtoner Übereinkommen 
wurde national im Gesetz über die Beschäftigung vor und nach der Niederkunft vom 
16.07.1927936 umgesetzt.937
Vor allem die Ausweitung des Anwendungsbereiches des Mutterschutzgesetzes von 
1942 auf Arbeiterinnen in landwirtschaftlichen Betrieben war ein großer Fortschritt ge-
genüber der Regelung des MuSchG 1927, die diese Beschäftigtengruppe gem. § 1 Abs. 
2 MuSchG 1927 noch ausnahm.938 Weiterhin galt das MuSchG 1927 nur für Frauen, die 
auch der Krankenversicherungspflicht unterlagen (§ 1 Abs. 1 MuSchG 1927). Auch das 
Kündigungsverbot wurde wesentlich erweitert. Während gem. § 4 Abs. 3 MuSchG 1927 
eine Kündigung aus einem wichtigen Grund noch zulässig erfolgen konnte, war dies im 
MuSchG 1942 nur noch bei Vorliegen einer Ausnahmegenehmigung möglich (§ 6 S. 4 
MuSchG 1942). Für Frauen kurz vor der Niederkunft gab es zuvor kein Beschäftigungs-
verbot, sondern nur ein Arbeitsverweigerungsrecht (§ 2 Abs. 1 MuSchG 1927). Eine gro-
ße Verbesserung war auch das Wochengeld gem. § 7 MuSchG 1942. Vorher wurden die 
Wochenhilfeleistungen nur über die RVO gewährt, die geringer als das Arbeitsentgelt 
waren.939 Zudem bestand die Möglichkeit, das Wochengeld der RVO in den letzten vier 
Wochen vor der Niederkunft auch neben dem Arbeitsentgelt zu beziehen.940 Nicht-Versi-
cherte erhielten nach dieser Vorschrift dagegen keinerlei Leistungen und auch kein Ar-
beitsentgelt, sofern sie vor der Geburt mit der Arbeit aussetzten (§ 2 Abs. 3 MuSchG 
1927).
Im Hinblick auf die Kontinuität der Entwicklung des Mutterschutzes allgemein be-
trachtet stellte das MuSchG 1942 tatsächlich lediglich eine Fortführung dar.941 Fast alle 
in dem Gesetz erreichten Verbesserungen lassen sich noch auf Vorschläge und Initiati-
ven der Gewerkschaften, des Zentrums und der SPD und damit auf die Weimarer Zeit 
zurückführen.942 Die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf landwirtschaftliche Ar-
beiterinnen ging auf die Empfehlung Nr. 12 der IAO von 1921 zurück.943 Der zeitgenös-
sischen Beurteilung, dass die Verbesserungen des Mutterschutzgesetzes von 1942 eine 
936  RGBl. 1927 I, S. 184, 325.
937  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 64 f.
938  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 15; Ruhl, Verordnete Unterordnung, S. 61. Jedoch galt der Mut-
terschutz nicht für Ehefrauen der Landwirte und mithelfende weibliche Familienangehörige, da der 
Reichsarbeitsminister von der Ermächtigung des § 1 Abs. 2 MuSchG 1942 keinen Gebrauch gemacht 
hat. Siehe dazu auch König, Die Frau im Recht des Nationalsozialismus, S. 211 f.
939  Çitak, Der Schutz der arbeitenden Frau im deutschen Recht, S. 7; Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz 
und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8. Auflage 2008, Einf. Rn. 16; Edel, Die Entwicklung des 
Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 66; Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und Heute, Ge-
werkschaftliche Monatshefte 1950, S. 283.
940  Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8. Aufl., 2008, Einf. 
Rn. 16; Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 66.
941  Vgl. Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 86; Kranig, Lockung und Zwang, 
S. 144.
942  Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und Heute, Gewerkschaftliche Monatshefte 1950, S. 283.
943  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 61.
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„konsequente Weiterentwicklung des bisherigen Rechtszustandes“ darstellten, ist daher 
insoweit durchaus zuzustimmen.944
Tatsächlich greift das Argument der Weiterentwicklung nach 1945 jedoch nur mit we-
sentlichen Einschränkungen und bedarf einer kritischen Hinterfragung. In allen Besat-
zungszonen wurde der § 7, der die mitunter wichtigste Neuerung zu dem Gesetz von 1927 
enthielt, aufgehoben bzw. nicht mehr angewendet. Die bedeutsamste und für den Schutz 
werdender Mütter und Wöchnerinnen grundlegendste Verbesserung der (Rechts-)Lage 
war die Gewährung dieses erhöhten Wochengeldes.945 Dadurch war es ohne finanzielle 
Nachteile möglich, für die Zeit der Schutzfristen vor und nach der Niederkunft die Ar-
beit niederzulegen. Das geringere Wochengeld, das nach 1945 gewährt wurde, konnte 
diesen Anreiz nicht mehr setzen. Im Gegenteil bestand damit für viele Frauen die gleiche 
Situation wie auf Grundlage des Gesetzes von 1927. Danach stand den gebärenden Frau-
en zwar ein Arbeitsverweigerungsrecht zu, es wurde aber aufgrund der beengten wirt-
schaftlichen Verhältnisse von einer weit überwiegenden Zahl der Frauen gar nicht oder 
nur kurz vor der Niederkunft in Anspruch genommen.946 Das hatte eine Nichtbeachtung 
bzw. Nichtinanspruchnahme der Beschäftigungsverbote der §§ 2 Abs. 3, 3 Abs. 1 zur Fol-
ge. Man kann also eigentlich von einer „effektiven Schlechterstellung der Frau“947 spre-
chen. Auch die geplanten Gesetzesnovellen aus der Besatzungszeit weisen eher darauf 
hin, dass man die sozialpolitischen Erwägungen nicht für mit dem wirtschaftlichen Wie-
deraufbau vereinbar hielt. Mit anderen Worten, mussten hier sozialpolitische hinter öko-
nomischen Erwägungen, wie dem Wiederaufbau zurückstehen.948 Im Übrigen ist auch 
die Differenzierung in Voll- und Mindestschutz ein Rückschritt, vor allem wenn man be-
trachtet, dass der Mindestschutz des MuSchG 1942 in bedeutenden Punkten hinter dem 
Schutz des MuSchG 1927 zurückblieb. Letztlich ist das Argument der Weiterentwick-
lung des Mutterschutzes durch das Gesetz von 1942 grds. durchaus zutreffend, wenn 
auch nur in einem geringen Ausmaß und nicht für alle Frauen.
[2]. Soziale Erwägungen
Auch der zweite Argumentationsstrang, dass der Mutterschutz auf sozialen Erwägun-
gen beruht, lässt sich nicht prinzipiell abstreiten. Hintergrund für die Mutterschutzge-
setzgebung ist der Schutz für Mutter und Kind vor Gefahren und Schädigungen auf-
grund der Erwerbstätigkeit der Mutter. Der Kündigungsschutz sichert den Frauen trotz 
einer schwangerschaftsbedingten Leistungseinschränkung ihre Existenzgrundlage und 
944  Kranig, Lockung und Zwang, S. 144.
945  König, Die Frau im Recht des Nationalsozialismus, S. 214.
946  Buchner/Becker, Mutterschutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8.  Aufl., 2008, 
Einf. Rn. 16; Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 66; König, Die Frau im 
Recht des Nationalsozialismus, S. 214. Vgl. auch Schmalz, Gesetzlicher Mutterschutz gestern und Heute, 
Gewerkschaftliche Monatshefte 1950, S. 283; Schulz, Soziale Sicherung von Frauen und Familien, S. 125, 
in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozialstaatlichkeit.
947  Heilmann, Kommentar zum Mutterschutzgesetz, 1. Aufl. 1984, Einl. Rn. 17.
948  Vgl. auch Guinand, Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) und die soziale Sicherheit in Europa 
(1942-1969), S. 87.
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schützt sie dadurch vor Belastungen.949 Dieser soziale Gedanke ist im MuSchG durch-
aus verwirklicht. Allerdings ist das Mutterschutzgesetz von 1942 nicht einfach nur ein 
soziales Gesetz, sondern eben auch ein nationalsozialistisches Gesetz. Das spezifisch 
nationalsozialistische daran ist gerade, dass es die sozialen Schutzmaßnahmen im vol-
len Ausmaß nur den deutschen Frauen, deutschen Volkszugehörigen und verbündeten 
Staatsangehörigen gewährte. Diese Maßnahmen müssen zudem im weiteren ideologi-
schen Zusammenhang des Nationalsozialismus gesehen werden. Hier standen die mut-
terschützenden Ziele im Dienst einer bevölkerungsbiologischen Politik.950 Gelöst von 
der Anwendungseinschränkung und wenn man den ideologischen Gesetzgebungshin-
tergrund und Gesetzeszweck beiseitelässt, bleibt tatsächlich ein soziales Gesetz übrig.951 
[3]. Fazit
Der gesetzliche Mutterschutz stellte eine wichtige Errungenschaft in der Arbeitsschutz-
gesetzgebung dar. Ein vollständiger Verzicht auf die Anwendung des Mutterschutzgeset-
zes von 1942 bis zu einer Neuregelung war auch aus zeitgenössischer Perspektive ganz 
offenbar keine Option. Die Erkenntnis, dass Frauen kurz vor und nach der Geburt be-
sonders schutzbedürftig sind und dass manche Tätigkeiten für das ungeborene Kind 
schädlich sind, war keine Erfindung der Nationalsozialisten, sondern Ergebnis einer lan-
gen Entwicklung seit dem 19. Jahrhundert. Diese Entwicklungslinie aufgrund der ideo-
logischen Vereinnahmung und Umdeutung durch die Nazis ganz aufzugeben wäre ein 
Rückschritt gewesen. Durch eine Aufhebung bzw. Nichtanwendung des MuSchG 1942 
wäre in diesem Bereich eine erhebliche Lücke entstanden. Da der Wortlaut des Gesetzes 
keine ausdrückliche NS-Ideologie enthielt und der Vorspruch gem. Art. 1 Abs. III MRG 
1 außer Betracht zu bleiben hatte, stellt die Beibehaltung der Regelungen eine pragma-
tische Lösung dar. Im Übrigen bestand in der Nachkriegszeit auch schon kein vorrangi-
ges Interesse an Arbeitsschutz bzw. neuen Arbeitsschutzgesetzen, da die Sicherung der 
Grundbedürfnisse im Vordergrund stand.952 Die Länder betrieben auf dem Gebiet des 
Arbeitsschutzes eine zurückhaltende Rechtsetzung, um die Rechtseinheit bis zur Neure-
gelung durch den Bundesgesetzgeber zu erhalten und auf diese Art eine Rechtszersplit-
terung zu vermeiden.953 Eine Anwendung des Gesetzes war folglich unumgänglich, da es 
eben keine Alternativen für die Richter gab, mit Ausnahme eines Rückgriffs auf die Ge-
neralklauseln des BGB. Bei der Anwendung hätte man sich allerdings intensiver mit dem 
nationalsozialistischen Gehalt des Gesetzes auseinandersetzen müssen. Dass dies unter-
949  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 66. So auch Buchner/Becker, Mutter-
schutzgesetz und Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 8. Aufl., 2008, Einf. Rn. 5.
950  Vgl. Heilmann, Kommentar zum Mutterschutzgesetz, 1. Aufl. 1984, Einl. Rn. 17.
951  Die Schutzmaßnahmen seien nach zeitgenössischer Ansicht im europäischen Vergleich führend gewe-
sen, siehe Rauecker, Die europäische Bedeutung des neuen deutschen Mutterschutzgesetzes, Die Orts-
krankenkasse 1942, S. 183 ff.
952  Vgl. Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland 
seit 1945, Bd. 2/1, S. 220, 235 f. 
953  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 236.
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blieben ist, scheint sich aber nicht darauf zurückführen zu lassen, dass der Bestand der 
Arbeitsrichter das schon bekannte Gesetz gerne weiter angewendet sehen wollte. Denn 
eine direkte personelle Kontinuität an den erstinstanzlichen Arbeitsgerichten war, wie 
bereits gezeigt, zum Großteil nicht gegeben. Vielmehr ist es der Rechtsunsicherheit über 
die Anwendbarkeit von zahlreichen Arbeitsgesetzen aus der nationalsozialistischen Zeit, 
der Alternativlosigkeit und einer hohen Arbeitsbelastung geschuldet. 
dd. Historische Umstände
Gerade im Hinblick auf den beträchtlichen Einsatz von Frauen in der Arbeitswelt nach 
1945 (mitunter auch auf Männerarbeitsplätzen), erscheint es sehr überraschend, dass in 
Bayern und Hessen zusammen nur eine Entscheidung in den Urteilssammlungen ge-
funden wurde, die das MuSchG anwendete. Ob es also, wie Gescher vorträgt, einen ge-
setzlichen und durchgehend angewandten Kündigungsschutz für Frauen vor und nach 
der Entbindung und damit eine sichere und verlässliche Rechtslage gab954 ist anhand der 
gefundenen Ergebnisse so nicht eindeutig zu bejahen. Deutlich tritt allerdings zu Tage, 
dass das MuSchG nur selten Anwendung fand. Zur weiteren Einordnung dieses Ergeb-
nisses ist daher die Betrachtung der historischen Umstände erforderlich.
[1]. Ernährungssicherung
Für die soziale Situation der Gesamtbevölkerung und damit auch der schwangeren und 
gebärenden Frauen in der Nachkriegszeit war vor allem die Ernährungssicherung von 
existentieller Bedeutung. Gemäß Ziff. 1 Kontrollratsbefehl Nr. 3 mussten sich alle weibli-
chen arbeitsfähigen Personen zwischen 15-50 bei den Arbeitsämtern registrieren lassen. 
Die Lebensmittelzuteilungen waren an die Vorlage dieses Registrierscheines geknüpft, so 
dass unbeschäftigte und nicht registrierte Personen den Anspruch auf Lebensmittelkar-
ten gem. Ziff. 9 KRB Nr. 3 verloren. Für diejenigen, die sich nicht selbst versorgen konn-
ten, bedeutete dies schlichtweg zu verhungern.955 Dennoch ging die Anzahl der weibli-
chen Erwerbstätigen in den Westzonen nach dem 2.  Weltkrieg auch zurück.956 Grund 
hierfür war, dass Frauen mit Familien sich meist ausschließlich mit der Ernährungs-
sicherung beschäftigten.957 Diese bestand vor allem in der Nahrungsmittelbeschaffung 
(Schwarzmarktgeschäfte, Hamsterfahrten, Schlange stehen für bestimmte Güter) und 
war in den ersten Nachkriegsjahren mit einem erheblichen Aufwand an Zeit verbun-
den.958 Zudem war in Anbetracht des Lohnstopps eine Erwerbstätigkeit wenig lukrativ 
und hatte zur Folge auf die wenigen auf Lebensmittelmarken verfügbaren Nahrungsmit-
954  Gescher, Die arbeitsgerichtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 81.
955  Vgl. Richardi, Arbeitsrecht als Teil freiheitlicher Ordnung, S. 51.
956  Vgl. Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 40; Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 47 f.; 
Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik, Entwicklung, Stand, Probleme, Eine sozialpolitische Studie, 
S. 23; unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, ihre Entwicklung und ihre Auswirkungen, 
S. 102ff.; Wagenführ/Brzosniowsky, Deutschland in Zahlen, S. 35. 
957  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 40; Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 48.
958  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 40.
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tel angewiesen zu sein.959 Verfügte man noch über Sachmittel, gab es aufgrund der Infla-
tion zudem keinen ausreichenden Anreiz eine Arbeit aufzunehmen.960 Teilweise flüchte-
ten sich Frauen in der unmittelbaren Nachkriegszeit bis zur Währungsreform 1948 wohl 
auch in eine Schwangerschaft, um auf diese Weise einer drohenden Arbeitsverpflichtung 
zu entgehen.961 
Die Anzahl erwerbstätiger Frauen nahm erst in den Jahren 1948 und 1949 wieder 
zu:962 Im Jahr 1948 stellten Frauen einen Anteil von 28,6 % der erwerbstätigen Personen 
dar und im Jahr 1949 sogar 29,4% mit steigender Tendenz in den darauf folgenden Jah-
ren.963 Akute Probleme der Nachkriegszeit waren zu diesem Zeitpunkt einigermaßen be-
hoben, die Währungsreform durchgeführt und bereits viele Männer aus der Kriegsge-
fangenschaft wieder nach Hause zurückgekehrt. Die Frauen mussten nun nicht mehr 
hauptsächlich die Ernährung ihrer Familien durch Hamsterfahrten und Schwarzmarkt-
geschäfte sicherstellen, da sich die Versorgungslage nach der Währungsreform erheb-
lich verbesserte und andererseits dafür aber auch die Lebenshaltungskosten stiegen.964 
Außerdem waren viele, die zuvor noch von ihren Ersparnissen leben konnten, nach der 
Währungsreform verarmt und mussten sich daher eine Arbeitsstelle suchen.965 
Dieser Mitte 1948 einsetzende Prozess erklärt, dass fast alle gefundenen Entscheidun-
gen und auch die veröffentlichten außerhalb von Bayern oder Hessen, meist solche aus 
den Jahren 1948 bzw. 1949 sind. 966 Erst durch ein größeres Angebot an männlichen Ar-
beitskräften waren die Unternehmer nicht mehr auf weibliche Arbeitskräfte angewiesen. 
[2]. Keine Kenntnis von Mutterschutzvorschriften und „freiwilliger“ Verzicht
Eine weiterer Aspekt ist der Umstand, dass die Mutterschutzvorschriften, insbesonde-
re der Kündigungsschutz gem. § 6 MuSchG, ganz offenbar nur in geringem Umfang be-
kannt war. 
Im Rahmen eines Erst-Recht-Schlusses im Hinblick auf die Kenntnis der Mutter-
schutzvorschriften der späteren Bundesgesetzgebung, kann man zu diesem Schluss ge-
959  Vgl. Kuhnhenne, Frauenleitbilder und Bildung in der westdeutschen Nachkriegszeit. Analyse am Bei-
spiel der Region Bremen, S. 69.
960  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 40.
961  Niehuss, Verhinderte Frauenarbeit? Arbeitsschutzmaßnahmen für Frauen in den 1950er Jahren, FS Ger-
hard A. Ritter, 1994, S. 757.
962  Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik, Entwicklung, Stand, Probleme, Eine sozialpolitische Studie, 
S. 23.
963  Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik, Entwicklung, Stand, Probleme, Eine sozialpolitische Studie, 
S. 23.
964  Allgemein zur Situation nach der Währungsreform, siehe bei Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 84 
ff.
965  Hamann, „Frauenselbsthilfe“ – Ein Versuch der Arbeitsbeschaffung für bisher nicht erwerbstätige Frau-
en, Arbeitsblatt 1949, S. 69.
966  Eine Darstellung der wesentlichen veröffentlichten Entscheidungen, siehe bei Gescher, Die arbeitsge-
richtliche Rechtsprechung in den Westzonen, S. 74 ff.
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langen, da auch die Vorschriften des MuSchG 1952 vielen Frauen nicht geläufig waren.967 
Mangelnde Kenntnis des Mutterschutzgesetzes und damit die Nichtinanspruchnahme 
der zustehenden Rechte ist noch bis weit in die 50er Jahre zu beobachten.968 Daher ist dies 
auch für die direkte Nachkriegszeit anzunehmen. Aus Unkenntnis erklärten sich Frau-
en selbst unter der Geltung des MuSchG von 1952 oftmals einverstanden mit den Kündi-
gungen bzw. kündigten selbständig vor Fristlauf unter Druck des Arbeitgebers.969 Weiter-
hin ist auch davon auszugehen, dass nicht wenige Frauen aus Angst vor einer Kündigung 
bzw. Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz bewusst auf die ihnen zustehenden Ar-
beitsschutzmaßnahmen verzichteten.970
Nach Wegfall der Leistungen der Versicherung gem. § 7 MuSchG 1942 gab es für die 
Frauen zudem keinen finanziellen Anreiz mehr die Schutzfristen tatsächlich einzuhal-
ten. Letztlich befanden sie sich zumindest finanziell betrachtet, in derselben Situation 
wie 1927. Die Folge war ein bewusstes Hinwegsetzen über Mutterschutzvorschriften 
nicht nur von Unternehmerseite, sondern auch von Seiten der Frauen, um möglichst ge-
ringe finanzielle Einbußen zu erleiden.971 Die Frauen, die auf Ihr Gehalt bzw. auf die Son-
derlebensmittelzulagen für Erwerbstätige angewiesen waren, arbeiteten bis kurz vor der 
Geburt und setzte nach Möglichkeit umgehend danach wieder ein.972
Besonders in der Landwirtschaft ist davon auszugehen, dass die Schutzvorschriften 
des Mutterschutzgesetzes aufgrund einer weit verbreiteten Unkenntnis kaum Anwen-
dung fanden. 1946 waren in der Landwirtschaft 1.518.200 Frauen (ca. 46 %) allein in der 
amerikanischen Zone tätig.973 Vor 1942 waren in der Landwirtschaft beschäftigte Frau-
en nicht im sachlichen Geltungsbereich des MuSchG 1927. Das Mutterschutzgesetz von 
1942 erweiterte zwar seinen Schutzbereich auf Landarbeiterinnen.974 Ausgenommen 
967  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 103; Braun, Mutterschutz in der Bun-
desrepublik, Entwicklung, Stand, Probleme, Eine sozialpolitische Studie, S. 80; Niehuss, Verhinderte 
Frauenarbeit? Arbeitsschutzmaßnahmen für Frauen in den 1950er Jahren, FS Gerhard A. Ritter, 1994, 
S. 761. Auch den Arbeitgebern sollen die Schutzvorschriften, gerade wenn sie nur wenige Frauen be-
schäftigten angeblich nicht bekannt gewesen sein bzw. soll Unklarheit über die daraus resultierenden 
Pflichten geherrscht haben. Siehe dazu Braun, Mutterschutz in der Bundesrepublik, Entwicklung, Stand, 
Probleme, Eine sozialpolitische Studie, S. 78 ff.
968  Edel, Die Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 103.
969  Niehuss, Verhinderte Frauenarbeit? Arbeitsschutzmaßnahmen für Frauen in den 1950er Jahren, FS Ger-
hard A. Ritter, 1994, S. 760 f. 
970  Vgl. Niehuss, Verhinderte Frauenarbeit? Arbeitsschutzmaßnahmen für Frauen in den 1950er Jahren, FS 
Gerhard A. Ritter, 1994, S. 760. Sogar bis in die späten 50er Jahre vgl. Freudhoefer, Die Realisierung des 
Arbeitsschutzes in der westdeutschen Landwirtschaft, S. 60.
971  Schulz, Soziale Sicherung von Frauen und Familien, in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozial-
staatlichkeit, S. 125. Vgl. auch für die 50er Jahre sogar nach Einführung des MuSchG 1952, Edel, Die 
Entwicklung des Mutterschutzrechtes in Deutschland, S. 104.
972  Vgl. auch unten Schrievers, Die industrielle Frauenerwerbsarbeit, S. 106.
973  Wagenführ/Brzosniowsky, Deutschland in Zahlen, S. 37. 
974  Schmidt/Bauer, Mutterschutzgesetz, S. 15. Bei Freudhoefer, Die Realisierung des Arbeitsschutzes in der 
westdeutschen Landwirtschaft, S. 56, erfolgte keine Differenzierung in Landarbeiterinnen und mithel-
fende Familienangehörige, sondern die pauschale Feststellung, dass in der Landwirtschaft beschäftigte 
Mütter vom Schutzbereich des MuSchG 1942 ausgeschlossen sind.
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blieben aber immer noch Ehefrauen von Landwirten und mithelfende Familienange-
hörige. Der Reichsarbeitsminister hatte zwar gem. §  1 Abs.  2 MuSchG die Ermächti-
gung das Gesetz auf diese große Gruppe in der Landwirtschaft beschäftigter Frauen aus-
zuweiten, es wurde allerdings kein Gebrauch davon gemacht.975 Für diese Frauen gab es 
nur eine Regelung bzgl. der Höchstarbeitszeit gem. § 4 MuSchG 1942. Dass sich wäh-
rend der Kriegszeit die Kenntnis der Ausweitung des Mutterschutzgesetzes zumindest 
auf Landarbeiterinnen durchgesetzt hat und die Schutzmaßnahmen angewandt wurden, 
muss eher bezweifelt werden, dafür war allein schon die Zeitspanne zwischen 1942 und 
1945 zu kurz und zudem herrschte Krieg.976 Auch für diese Zeit ist anzunehmen, dass 
den Landarbeiterinnen und deren landwirtschaftlichen Arbeitgebern die Mutterschutz-
bestimmungen größtenteils unbekannt waren.977 Da folglich anzunehmen ist, dass allein 
in dem Wirtschaftsgebiet in dem Frauen am zahlreichsten tätig waren, eine Kenntnis der 
Mutterschutzvorschriften nicht geläufig war, kann es nicht verwundern, dass nur so we-
nige Urteile gefunden wurden, die das Mutterschutzgesetz tatsächlich anwenden.
Im Übrigen war nach 1945 auch die Überwachung der Einhaltung der Gesetze durch 
die Gewerbeaufsichtsämter nur schwer kontrollierbar, da diese allein schon mit dem 
Baugewerbe und den Industriebetrieben gerade aufgrund hohen Personalmangels über-
lastet waren.978 Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine Vielzahl von unter-
schiedlichen Faktoren dazu führten, dass das Mutterschutzgesetz von 1942 offensichtlich 
wenig Anwendung fand bzw. wenig in Anspruch genommen wurde.
2. Anwendung des Gesetzes über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugend-
lichen (Jugendschutzgesetz) vom 30.04.1938979 
Im Folgenden wird nunmehr betrachtet, ob und auf welche Weise das Jugendschutz-
gesetz vom 30.04.1938 und seine Ausführungsverordnung vom 12.12.1938980 nach 1945 
Anwendung in der erstinstanzlichen Arbeitsgerichtsrechtsprechung gefunden hat. Zu-
nächst werden dafür die wesentlichen Regelungen des Gesetzes vorgestellt. Im Anschluss 
daran erfolgt eine allgemeine Schilderung der gesetzlichen Situation des Jugendarbeits-
schutzes nach 1945. Im Weiteren werden die Entscheidungen aus den bayerischen und 
hessischen Urteilssammlungen, die das Jugendschutzgesetz anwenden, dargestellt. Zu-
letzt erfolgt ein Vergleich der untersuchten Entscheidungen, eine Stellungnahme in Be-
zug auf die Entnazifizierung des Gesetzes, Art und Weise der Anwendung und mögliche 
Erklärungen im Hinblick auf den historischen Kontext.
975  Schulz, Soziale Sicherung von Frauen und Familien, in: Hockerts (Hrsg.), Drei Wege deutscher Sozial-
staatlichkeit, S. 125. König, Die Frau im Recht des Nationalsozialismus, S. 212.
976  Vgl. König, Die Frau im Recht des Nationalsozialismus, S. 212.
977  Vgl. Freudhoefer, Die Realisierung des Arbeitsschutzes in der westdeutschen Landwirtschaft, S. 59.
978  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 53 f., 62 f. 
979  RGBl. 1938 I, S. 437.
980  RGBl. 1938 I, S. 1777.
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a. Normgeschichte
Das Jugendschutzgesetz von 1938 galt Zeitgenossen als nationalsozialistisches Musterge-
setz.981 Als Nachfolgeregelung des Kinderschutzgesetzes von 30.03.1903982 fasste es die zu-
vor in verschiedenen Gesetzen niedergelegten Arbeitsschutzbestimmungen für Jugend-
liche zum ersten Mal in einem Gesetz zusammen.983 Durch das Gesetz wurde festgelegt, 
in welchen Grenzen Kinderarbeit erlaubt ist und wie die Arbeitszeit für Jugendliche aus-
zugestalten sei.984 Das Gesetz trat gem. § 29 zum 01.01.1939 in Kraft. Die §§ 21, 27 (Ur-
laub und Ausführungsbestimmungen) traten bereits zum 02.05.1938, dem Tage der Ver-
kündung, in Kraft.985
Hintergrund für die Gesetzgebung waren die „Stärkung der Wehrkraft“ und „volks-
biologische“ Gründe.986 Sinn des Gesetzes war nach zeitgenössischer Anschauung nicht 
die Verbesserung der Jugendarbeitsschutzvorschriften allein um der Jugend willen, son-
dern nach dem Grundsatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ seien diese Schutzvorschriften 
im Interesse des gesamten Volkes als „Volksschutz“ geschaffen worden.987
Das Jugendschutzgesetz bestand aus einem Vorspruch und dreißig Paragrafen auf die 
sich sein Regelungsgehalt erstreckte. Im Weiteren wird zunächst der Vorspruch des Ju-
gendschutzgesetzes und im Anschluss daran die wesentlichsten Regelungen des Geset-
zes dargestellt.
aa. Vorspruch
„Jugendschutz ist Volksschutz. 
Alle Jugendlichen zu seelisch und körperlich gesunden Volksgenossen zu erziehen, ist 
völkische Notwendigkeit und nationalsozialistische Pflicht.
Es ist der Wille der Reichsregierung, der deutschen Jugend Schutz und Förderung zu-
teil werden zu lassen und damit ihre Leistungsfähigkeit zu steigern.
Diesem Ziele dient die Verwirklichung folgender Grundgedanken:
981  Vgl. Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 145. 
982  Gesetz betreffend die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, RGBl. 1903, S. 113.
983  Amtliche Begründung, RArbBl. 1938 III, S. 112 ff. H. Müller, Die Entwicklung des deutschen Jugend-
arbeitsschutzrechts, 1939, S. 106, ist der Auffassung, dass das JugSchG eine herausragende gesetzgeberi-
sche Leistung des nationalsozialistischen Staates war. Siehe auch Jenss, Zur Entwicklung des Jugendar-
beitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur Gegenwart, S. 113; Nikisch, Arbeitsrecht, 
1951, S. 446.
984  Nikisch, Arbeitsrecht, 1951, S. 446.
985  Rohmer, Arbeitszeitordnung und Jugendschutzgesetz, 5. Aufl., 1939, S. 106.
986  „[…] im Interesse der Volksgesundheit und der Wehrhaftmachung des deutschen Volkes“, Amtliche Be-
gründung des Jugendschutzgesetzes zu § 1, RArbBl. 1938 III, S. 116.
 Vgl. auch A. Müller, Der Weg zum Jugendschutzgesetz 1938, Das junge Deutschland 1938, S. 254; Jenss, 
Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur Gegenwart, 
S. 109 f. 
987  Vgl. H. Müller, Die Entwicklung des deutschen Jugendarbeitsschutzrechtes, 1939, S. 106; Siebert, Grund-
züge des deutschen Jugendrechts, 3. Aufl., 1943, S. 78. Grundlegend zu den Gemeinwohlformeln im na-
tionalsozialistischen Arbeitsrecht, siehe Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, 
S. 127 ff.
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Kinderarbeit ist grundsätzlich verboten.
Die Jugendlichen werden durch Begrenzung der Arbeitszeit und durch Verbot der 
Nachtarbeit vor übermäßiger Beanspruchung geschützt.
Die zur beruflichen Weiterbildung, zur körperlichen Ertüchtigung, zur Gestaltung der 
Persönlichkeit und zur staatspolitischen Erziehung notwendige Freizeit wird sicherge-
stellt.
Der Urlaub der Jugendlichen und seine sinnvolle Ausnutzung werden gewährleistet.
Daher hat die Reichsregierung das folgende Gesetz beschlossen, dass hiermit verkün-
det wird: […]“
Die Präambel des Jugendschutzgesetzes ist ein weiteres Beispiel für den im National-
sozialismus häufigen Gebrauch von Präambeln als Mittel um Gesetze ideologisch auf-
zuladen.988 Der Vorspruch sollte nach Siebert „Teil des Gesetzes selbst und damit ebenso 
wie die Einzelvorschriften Gesetzesbefehl [sein].“989 Im Vorspruch des Jugendschutzge-
setzes wird vor allem der völkische Aspekt - Jugendschutz als Volksschutz - besonders 
betont. 
Der Vorspruch im Jugendschutzgesetz vermittele insbesondere den rechtlichen Wil-
len des Gesetzgebers und die tragenden Leitsätze des Gesetzes.990 Nationalsozialistische 
Pflicht war danach die Erziehung der „Jugendlichen zu seelisch und körperlich gesunden 
Volksgenossen.“ Die Freizeit sollte einerseits mit sportlichen Aktivitäten gefüllt werden, 
was dem Ziel der Erhaltung der Wehrkraft diente und andererseits auch zur staatspoli-
tischen Erziehung genutzt wurde. Eine freie Freizeit- und Urlaubsgestaltung war nicht 
vorgesehen. Vielmehr sollten Jugendliche durch die Urlaubsgewährung die Möglichkeit 
haben an Veranstaltungen und Aufgaben der Hitlerjugend teilnehmen zu können.991 
Kindern und Jugendlichen kam diese Arbeitsschutzgesetzgebung im Hinblick auf den 
Erhalt der Volksgesundheit, vor allem aber im Interesse der Wehrhaftmachung des deut-
schen Volkes zugute, wobei aber gleichzeitig im Hinblick auf die Aufrüstung eine hohe 
Leistungsfähigkeit und Arbeitseinsatz in den Fabriken das Ziel war.992 Vorkehrungen 
zum Arbeitsschutz wurden schließlich getroffen, weil sich die Erkenntnis durchgesetzt 
hatte, dass nur durch Maßnahmen zur Verbesserung des Arbeitsschutzes die Produktivi-
tät aufrechterhalten und gesteigert werden konnte.993
bb. Wesentlicher Gesetzesinhalt
In § 1 JugSchG war der Geltungsbereich des Gesetzes festgelegt. Das Gesetz galt für Kin-
der und Jugendliche, die sich in einem Lehr- oder Arbeitsverhältnis oder einem ähnli-
988  Vgl. Nunius, Die Vorsprüche in der nationalsozialistischen Gesetzgebung, S. 117. 
989  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl., 1944, S. 66 f.
990  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl., 1944, S. 66.
991  Heinrich, Geschichte des Jugendarbeitsschutzes, Teil 2, SPW 1979, S. 100.
992  Aus der Amtlichen Begründung des Jugendschutzgesetzes zu §  1, RArbBl. 1938 III, S. 116; Kremer/
Schmidt/Greven, Jugendschutzgesetz, 1938, S. 122.
993  Vgl. Petrick, Zur sozialen Lage der Arbeiterjugend in Deutschland 1933 bis 1939, S. 93. 
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chen Verhältnis befanden. Als Kind galt demgemäß, wer noch nicht vierzehn Jahre war, 
als Jugendlicher, wer über vierzehn aber noch nicht achtzehn Jahre alt war. Zu Beginn 
galt das Jugendschutzgesetz trotz der Präambel, die die Wichtigkeit dieses Gesetzes für 
die Gesundheit und Leistungsfähigkeit des Volkes betonte, nicht nur für deutsche Kin-
der und Jugendliche, sondern auch für ausländische und jüdische jugendliche Beschäf-
tigte.994 Diese Anwendbarkeit wurde damit begründet, dass anders als z.B. im MuSchG 
1942, eine unterschiedliche Behandlung nicht ausdrücklich im Gesetz oder der Ausfüh-
rungsverordnung angeordnet wurde.995 Im Laufe des Krieges änderte sich diese Gleich-
behandlung von In- und Ausländern und gegenüber jüdischen Jugendlichen.996 Eigent-
lich galt nach wie vor der Grundsatz, dass sich das Recht des Arbeitsschutzes nach dem 
Recht des Arbeitsortes richtete, demzufolge also deutsches Recht für im Inland Beschäf-
tigte und damit das Jugendschutzgesetz auch für ausländische Jugendliche, die im Inland 
beschäftigt waren, galt.997 Von diesem Grundsatz wurden während des Krieges allerdings 
mehrere Ausnahmen bestimmt.
Nach Erlass der Anordnung des Reichsarbeitsministers über die arbeitsrechtliche Be-
handlung von polnischen Beschäftigten vom 05.10.1941998 fand für polnische Jugendliche 
das Jugendschutzgesetz keine Anwendung mehr.999 Für diese galten gem. § 14 der Anord-
nung nur noch die Bestimmungen des Dritten Abschnitts der Arbeitszeitordnung vom 
30.04.19381000 über den erhöhten Arbeitsschutz von weiblichen Beschäftigten.1001 Eben-
falls 1941 erging die VO über die Beschäftigung der Juden vom 03.10.19411002 und ihre 
Durchführungsverordnung vom 31.10.19411003. Ab diesem Zeitpunkt war für jüdische Ju-
gendliche gem. § 14 der DV ebenfalls nicht mehr das Jugendschutzgesetz, sondern nur 
mehr die Arbeitszeitordnung vom 30.04.19381004 anwendbar, wobei auch hier für männ-
liche Jugendliche dessen Abschnitt 3 sinngemäß galt.1005 Eine weitere Einschränkung des 
Anwendungsbereichs des Jugendschutzgesetzes erfolgte durch die VO über die Einsatz-
bedingungen der Ostarbeiter vom 30.06.1942.1006 Gem. § 2 der VO standen Ostarbeiter 
in einem Beschäftigungsverhältnis eigener Art. Infolgedessen fanden die arbeitsrechtli-
chen und arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen nur insoweit Anwendung, als dies be-
994  Vgl. Kremer/Schmidt/Greven, Jugendschutzgesetz, 1938, S. 26; Rohmer, Arbeitszeitordnung und Ju-
gendschutzgesetz, 5. Aufl., 1939, S. 110.
995  Vgl. Rohmer, Arbeitszeitordnung und Jugendschutzgesetz, 5. Aufl., 1939, S. 110.
996  Vgl. Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 108 f.
997  Vgl. Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 639 ff. 
998  RAnz. 1941 Nr. 235 = RArbBl. 1941 I, S. 448 ff. Siehe auch Erlass des RAM vom 02.02.1942, RArbBl. 
1942 I, S. 59.
999  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 650.
1000 RGBl. 1938 I, S. 447.
1001  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 650.
1002 RGBl. 1941 I, S. 675.
1003  RGBl. 1941 I, S. 681.
1004  RGBl. 1938 I, S. 447.
1005  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 655.
1006  RGBl. 1942 I, S. 419.
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sonders bestimmt war (§ 2). Mangels einer solchen Bestimmung war demgemäß das Ju-
gendschutzgesetz auch nicht für jugendliche Ostarbeiter anwendbar.1007 
Durch § 2 wurde der Geltungsbereich des Gesetzes sachlich eingegrenzt. Wegen der 
Eigenart der Arbeitsbedingungen wurden Beschäftigte in der Hauswirtschaft, Landwirt-
schaft1008 und Fischerei1009 nicht in den Schutzbereich des Jugendschutzgesetzes einbezo-
gen. Außerdem galt es (bis auf die Regelung in § 20 über gefährliche Arbeiten) nicht 
für bis zum dritten Grad mit dem Unternehmer bzw. dessen Ehegatten beschäftigte 
verwandte Jugendliche (Familienbetriebe). Ein grundsätzliches Verbot der Kinderar-
beit und zulässige Ausnahmen waren im zweiten Abschnitt geregelt (§§  4-6). Haupt-
teil des Gesetzes waren die Regelungen über die Arbeitszeit von Jugendlichen im drit-
ten Abschnitt. Die normale tägliche Arbeitszeit betrug demnach acht Stunden und die 
wöchentliche Höchstarbeitszeit achtundvierzig Stunden. Doch auch hier waren diverse 
Ausnahmen vorgesehen. Eine Arbeitszeit bis zu zehn Stunden täglich und vierundfünf-
zig in der Woche war unter besonderen Umständen, die der Ausbildung der Jugendli-
chen dienten, möglich.1010 Ruhepausen, die während der Arbeitszeit und nach einem Ar-
beitstag eingehalten werden mussten, wurden festgelegt. Wesentlichster Fortschritt war 
der Urlaubsanspruch. § 21 JuSchG ordnete einen grundsätzlichen Urlaubsanspruch für 
Jugendliche in Höhe von zwölf bis zu fünfzehn Tagen pro Jahr an. Diese Regelung stell-
te den Anfang der privatwirtschaftlichen Urlaubsgesetzgebung1011 dar, denn zuvor war 
der Urlaub vor allem in Tarifordnungen bzw. –verträgen geregelt.1012 Eine Erhöhung des 
Urlaubes war bis auf 18 Tage jährlich möglich, sofern der Jugendliche mind. zehn Tage 
an einer Fahrt bzw. Lager der Hitlerjugend teilnahm. Hier zeigt sich ein weiteres Mal 
der erzieherische Aspekt, der mit der Urlaubsregelung des Jugendschutzgesetzes verfolgt 
wurde.1013 Denn nur durch diese Urlaubsgewährung konnte die Teilnahme an der Ju-
genddienstpflicht der HJ und damit eine frühzeitige ideologische Schulung gewährleistet 
werden.1014 Mittels der Jugendurlaubsverordnung vom 15.06.19391015 wurden die Urlaubs-
1007  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 653.
1008  Inklusive Gartenbau, Weinbau, der Imkerei, Forstwirtschaft, Jagd und Tierzucht.
1009  Außerdem nicht Beschäftigte in der See- und Binnenschifffahrt, Flößerei und Luftfahrt.
1010  So auch Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis 
zur Gegenwart, S. 114.
1011  Im Beamtenrecht gab es vorher schon einen gesetzlichen Erholungsurlaub gem. § 14 Reichsbeamtenge-
setz und auch in diversen Länderbeamtengesetzen, siehe dazu Wiesenecker, Arbeitsrecht der Länder im 
Nachkriegsdeutschland, S. 79.
1012  Vgl. Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 37; Dissinger, Die Urlaubsfrage in der privaten 
Wirtschaft der Westzonen seit 1945, RdA 1949, S. 169 ff.; Richardi, Arbeitsverfassung und Arbeitsrecht, 
in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 173; Wiesenek-
ker, Arbeitsrecht der Länder im Nachkriegsdeutschland, S.  80; Deister, Handbuch des Urlaubsrechts, 
11. Aufl. 2000, S. 17; Streich, Die Entwicklung des Arbeitsrechts in der amerikanischen Besatzungszone, 
S. 108.
1013  Vgl. auch Heinrich, Geschichte des Jugendarbeitsschutzes, Teil 2, SPW 1979, S. 100 f.
1014  Vgl. Petrick, Zur sozialen Lage der Arbeiterjugend in Deutschland 1933 bis 1939, S. 94.
1015  RGBl. 1939 I, S. 1029.
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bestimmungen des § 21 JugSchG für in Haus- und Landwirtschaft beschäftigte Jugend-
liche für anwendbar erklärt.
Im vierten Abschnitt (§§  23-30) waren weiterhin noch Durchführungsvorschriften 
aufgeführt – unter anderem § 24 – der Strafe und Zwangsmaßnahmen bei nicht Einhal-
tung des Gesetzes androhte.
Einige der Regelungen waren als Gemeinwohlformeln ausgestaltet, z.B. §§ 11, 17 Abs. 
4, 28 Abs. 1 Ziff. 3 JuSchG.1016 Gemeinwohlformeln wurden ab 1933 vermehrt in die Ge-
setze eingefügt und „[…] als Einbruchstellen für wirtschaftliche, politische oder welt-
anschauliche Daten in den Bezirk des Rechts bezeichnet […].“1017 Im Arbeitsschutzrecht 
dienten sie als Grundlage sich über bestehende arbeitsschützende Regelungen hinweg-
zusetzen.1018 Eine Überschreitung der normalen Arbeitszeit war z.B. gem. §  11 Ziff.  2 
JugSchG dann möglich wenn „dringende Gründe des Gemeinwohls“, insbesondere zur 
Ausbildung der Jugendlichen, die Mehrarbeit erfordern würden. Zwingend war grds. 
auch, dass Jugendliche an Sonnabenden und Feiertagen nur bis 14 Uhr arbeiten durften 
(§ 17 Abs. 1).1019 Jedoch durfte auch davon aus dringenden Gründen des Gemeinwohls 
abgewichen werden. Eine Ausnahme von dem grundsätzlichen Verbot der Nachtarbeit 
(§ 16 Abs. 1) für Jugendliche war ebenfalls gem. § 28 Abs. 1 Ziff. 3 vorgesehen, sofern das 
Gemeinwohl, die Gefahr des Verderbens von Rohstoffen oder Lebensmitteln, oder die 
Rücksicht auf die Heranbildung eines geeigneten Nachwuchses, dies erfordere.
Die Ausfüllung dieser Gemeinwohlformeln ergibt sich bereits aus dem Gesetzestext 
und soll oftmals dem Ausbildungsinteresse dienen.1020 Mit Beginn des Krieges allerdings 
verlor dieser Grund an Bedeutung und wurde stattdessen zunehmend durch staats- bzw. 
volkspolitische Gründe, z.B. Arbeiten zur Umsetzung des Vierjahresplanes und nicht 
aufschiebbare Forderungen der Landesverteidigung, ersetzt.1021
Bereits vor vollständigem Inkrafttreten des Gesetzes ergingen Verordnungen, die auf-
grund der Aufrüstung Ausnahmen von den Regelungen des JugSchG für jugendliche Be-
schäftigte in einigen Bereichen vorsahen. Zu nennen wären hier die Verordnung über 
die Beschäftigung Jugendlicher in der Eisen schaffenden Industrie vom 23.12.1938,1022 die 
Glashüttenverordnung vom 23.12.19381023 und für den Bergbau die Verordnung über die 
Beschäftigung Jugendlicher in bergbaulichen Betrieben vom 20.01.1939.1024 Zudem er-
gingen während des Krieges weitere Verordnungen und Erlasse, die das Jugendschutz-
1016  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 145.
1017  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 9.
1018  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 145 f.
1019  Vgl. Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 363.
1020  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 145 f.
1021  Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, S. 146. Vgl. auch Rohmer, Arbeitszeit-
ordnung und Jugendschutzgesetz, 5. Aufl. 1939, S. 144; Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl. 1944, S. 294;
1022  RGBl. 1938 I, S. 1932.
1023  RGBl. 1938 I, S. 1961.
1024  RGBl. 1939 I, S. 97.
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recht kriegsbedingt einschränkten.1025 Die ArbÄndVO vom 01.09.1939, die Anordnung 
des Reichsarbeitsministers betreffend Ausnahmen vom Arbeitsschutz vom 11.09.1939,1026 
die Verordnung über den Arbeitsschutz vom 12.12.1939,1027 den Erlass des Reichsarbeits-
ministers betreffend die VO über den Arbeitsschutz vom 12.12.19391028 um nur einige 
der wichtigsten zu nennen.1029 Durch die Kriegswirtschaftsverordnung vom 04.09.19391030 
wurde eine Urlaubssperre gem. § 19 angeordnet, so dass bis zur Aufhebung der Sperre 
mit Wirkung zum 15.02.1940, kein Urlaubsanspruch geltend gemacht werden konnte.1031 
Man kommt nicht umhin festzustellen, dass das Jugendschutzgesetz schon vor Inkraft-
treten für einen Großteil von Jugendlichen nicht mehr anwendbar und durch Ausnah-
mevorschriften der Jugendarbeitsschutz weitestgehend beseitigt war.1032 
cc. Nach 1945
Das Jugendschutzgesetz vom 30.04.1938 wurde nach 1945 nicht offiziell aufgehoben und 
beanspruchte in den Westzonen somit grundsätzlich Gültigkeit.1033 Wobei die verwal-
tungsmäßige Durchführung des Gesetzes nach Molitor/Volmer auch nach der Kapitula-
tion und dem beginnenden Wiederaufbau zunächst noch eingestellt war.1034
Bereits kurz nach dem Zusammenbruch im Jahr 1945 wurden von den neuentstande-
nen Gewerkschaften Forderungen für eine Neugestaltung des Jugendarbeitsschutzes vor-
gebracht.1035 Auf Länderebene wurde als erstes in Niedersachsen ein neues Jugendschutz-
gesetz vom 09.12.19481036 erlassen.1037 Dieses niedersächsische Jugendarbeitsschutzgesetz 
trat zwar am 01.09.1949 in Kraft.1038 Eine tatsächliche Durchführung scheiterte aller-
1025  Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Auflage, 1944, S. 108.
1026  RArbBl. 1939 III, S. 293.
1027  RGBl. 1939 I, S. 2403.
1028  RArbBl. 1939 III, S. 380.
1029  Siehe bei Siebert, Jugendschutzgesetz, 2. Aufl., 1944, S. 108.
1030  RGBl. 1939 I, S. 1609.
1031  Ihmels, Das Recht auf Urlaub, S. 42.
1032  Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur Ge-
genwart, S. 116; Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 37. A.A. Siebert, Jugendschutzge-
setz, 2. Aufl., 1944, S. 107 f., demzufolge war trotz der zahlreichen Ausnahmen vom Jugendschutzgesetz 
das Grundgefüge nicht erschüttert. 
1033  Leydecker, Das Jugendschutzrecht, BlStSozAr 1948, S. 93. 
1034  Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 37.
1035  Vgl. Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur 
Gegenwart, S. 122; Theuerkauf, Arbeitsschutz für Jugendliche und Kinder, RdA 1949, S. 409.
1036  Nds. GVBl. 1948, S. 179.
1037  Eine inhaltliche Kurzdarstellung des Gesetzes siehe bei Theuerkauf, Arbeitsschutz für Jugendliche und 
Kinder, RdA 1949, S. 409 f.
1038  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 226; 
Wienhold, Arbeitsschutz, in: Schulz (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 
3, S. 252 (Fn. 196).
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dings, da entsprechend eines Beschlusses der Landesregierung Überschreitungen dieses 
Gesetzes stets als Bagatellfälle behandelt werden sollten.1039
In Württemberg-Hohenzollern wurde das Jugendschutzgesetz von 1938 durch das 
Gesetz vom 06.08.19481040 in einigen Bereichen neu gefasst.1041 Auch in der Sowjetischen 
Besatzungszone erging mit der Verordnung vom 13.10.1947 eine Neuregelung zum Ju-
gendarbeitsschutz.1042 Pläne zu einer Neuregelung gab es außerdem in Berlin und im 
Saarland.1043 Umsetzung fanden diese Pläne in der Berliner Verordnung zum Jugend-
schutzgesetz vom 25.11.1949,1044 die das Jugendschutzgesetz von 1938 modifizierte, dem 
Saarländischen Jugendarbeitsschutzgesetz (Regelung der Arbeitszeit der Jugendlichen 
und der in Ausnahmefällen beschäftigten Kinder) vom 07.12.19491045 und der ersten Aus-
führungsverordnung zum Saarländischen Jugendarbeitsschutzgesetz vom 10.03.1951.1046 
Wie deutlich wird, trat nach 1945 eine erhebliche Rechtszersplitterung ein, da manche 
Länder ein neues Gesetz für ihr Gebiet erließen, während andere das Gesetz von 1938 
weiter anwendeten. 
Des Weiteren wurde eine der wichtigsten Regelungen des JuSchG, der Urlaubsan-
spruch, nach 1945 für alle Arbeitnehmer, eingeschlossen jugendliche Arbeitnehmer, in 
Landesurlaubsgesetzen geregelt.1047 In Bayern erging das Gesetz zur Regelung des Jahres-
urlaubs für Arbeitnehmer gem. Art. 174 der Bayerischen Verfassung vom 27.08.19481048 
und in Hessen das Urlaubsgesetz vom 29.05.1947 (Gesetz gem. Art. 34 der Verfassung 
des Landes Hessen).1049 Aufgrund dieser Länderurlaubsgesetze war der § 21 JuSchG teil-
weise aufgehoben, abgeändert oder galt weiter.1050 Jugendlichen Arbeitnehmern stand 
demgemäß in Bayern und Hessen fortan ein Anspruch von vierundzwanzig Urlaubs-
tagen1051 zu, statt je nach Alter zwischen zwölf und achtzehn Tagen gem. §  21 Abs.  2 
JugSchG. Im Rahmen der Neuregelung in Niedersachsen wurde § 21 JugSchG 1938 als 
§ 23 dieser Regelung fortgeführt.1052 
1039  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 226; 
Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur Ge-
genwart, S. 127 f.; Wienhold, Arbeitsschutz, in: Schulz (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutsch-
land seit 1945, Bd. 3, S. 252 (Fn. 196).
1040  RegBl. Württemberg-Hohenzollern 1948, S. 103.
1041  Nikisch, Arbeitsrecht, 1951, S. 447; Theuerkauf, Arbeitsschutz für Jugendliche und Kinder, RdA 1949, 
S. 409.
1042  Eingehend Leydecker, Das Jugendschutzrecht, BlStSozAr 1948, S. 94 f. 
1043  Theuerkauf, Arbeitsschutz für Jugendliche und Kinder, RdA 1949, S. 409.
1044  Verordnungsblatt für Groß-Berlin 1949, S. 446.
1045  AmtsBl. des Saarlandes 1950, S. 69.
1046  AmtsBl. des Saarlandes 1951, S. 549.
1047  Hümmerich/Boecken/Düwell, Arbeitsrecht, 2. Aufl. 2010, § 1 Rn. 2 BurlG.
1048  GVBl. 1948, S.  159. Vgl. zum Urlaubsrecht in Bayern Rühl, Der Jahresurlaub des Arbeitnehmers als 
Grundrecht und seine Ausgestaltung durch das bayerische Urlaubsgesetz, S. 62 ff.
1049  GVBl. 1947, S. 33.
1050  Neumann/Fenski/Kühn, Bundesurlaubsgesetz, 11. Aufl. 2016, Einl. Rn. 14.
1051  Siehe Art. 3 Abs. 1 Bayerisches UrlG und § 2 Abs. 2 hess. UrlG.
1052  Neumann/Fenski/Kühn, Bundesurlaubsgesetz, 11. Aufl. 2016, Einl. Rn. 14.
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Die Einstufung des Jugendschutzgesetzes als dringliches Gesetz zur Neuregelung er-
folgte im Jahr 1950.1053 Am 26.04.1951 erging schließlich der Auftrag des ersten Bun-
destages an die Bundesregierung ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz zu entwerfen.1054 
Hintergrund für die Planung einer bundeseinheitlichen Regelung war das „[…] Nicht-
funktionieren des niedersächsischen Jugendarbeitsschutzgesetzes […].“1055 Denn, wie 
bereits erwähnt, war dieses Gesetz zwar ab dem 01.09.1949 in Kraft, wurde aber nicht 
durchgeführt und Überschreitungen des Gesetzes nicht geahndet.1056 Der Jugendarbeits-
schutz in der Nachkriegszeit und der frühen Bundesrepublik sollte v.a. auch die Wirt-
schaft nicht behindern.1057
Der § 5 ArbÄndVO, aufgrund dessen mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbe-
hörde das Jugendschutzgesetz für einzelne Betriebe ganz oder teilweise außer Kraft ge-
setzt wurde, wurde erst mit dem Gesetz über die Aufhebung von Vorschriften auf dem 
Gebiete des Arbeitsschutzes vom 21.03.19521058 auf Bundesebene aufgehoben, sofern 
nicht schon die Ländergesetze dies bereits aufgehoben haben.1059
Während Gesetze zum Schutz der Moral und Sittlichkeit der Jugendlichen schon in 
der ersten Legislaturperiode der Bundesrepublik verabschiedet wurden, erfolgte eine 
Neuregelung des Jugendarbeitsschutzes auf Bundesebene und damit Aufhebung des Ju-
gendschutzgesetzes von 1938, schließlich erst ca. zehn Jahre später durch das Jugend-
arbeitsschutzgesetz vom 09.08.19601060.1061 Damit war ab diesem Zeitpunkt die Rechts-
zersplitterung des Jugendarbeitsschutzes im Gebiet der Bundesrepublik beseitigt. Die 
Sittlichkeit und Moral der Jugendlichen war in der Nachkriegszeit, wie Heinrich es aus-
drückt, von größerer Bedeutung als der Jugendarbeitsschutz.1062 
1053  Wienhold, Arbeitsschutz, in: Schulz (Hrsg.) Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 
3, S. 252. Auerbach, Dringliche Aufgaben der Bundesgesetzgebung auf dem Gebiete des sozialen Rechts, 
RdA 1949, S. 403; o.V., Bundesgebiet: Sofort- und Dringliche Sozialgesetze, RdA 1950, S. 71.
1054  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 
223.
1055  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 
223.
1056  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 
226; Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur 
Gegenwart, S. 127.
1057  Ditlmann, Für und wider ein neues Jugendarbeitsschutzgesetz, Wirtschaft und Berufserziehung 1955, S. 
224.
1058  BGBl. 1952 I, S. 146.
1059  Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 37.
1060  BGBl. 1960 I, S. 665. Dieses basierte im Wesentlichen auf den Regelungen des Niedersächsischen Ju-
gendarbeitsschutzgesetzes, vgl. Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 38.
1061  Jenss, Zur Entwicklung des Jugendarbeitsschutzes von den Anfängen der Industrialisierung bis zur Ge-
genwart, S. 121; Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 39.
1062  Heinrich, Geschichte des Jugendarbeitsschutzes, Teil 2, SPW 1979, S. 104.
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b. Bayern
Im Rahmen der Auswertung der Urteile des Arbeitsgerichts München und auch bei der 
Sichtung der veröffentlichten Rechtsprechung, wurden keine Urteile gefunden, die das 
JuSchG anwenden. 
c. Hessen
Im Folgenden werden die Entscheidungen der hessischen Arbeitsgerichte dargestellt, die 
sich mit dem Jugendschutzgesetz von 1938 beschäftigen oder zumindest in Zusammen-
hang mit dem Regelungsbereich des Jugendschutzgesetzes stehen. Im gesamten hessi-
chen Bestand gab es nur 1 Endurteil zu diesem Themengebiet.
aa. Az. A 209/48 ArbG Offenbach vom 13.10.19481063
In der ersten hier darzustellenden Entscheidung des ArbG Offenbach liegt keine Be-
gründung des Gerichts vor, da es sich um ein Versäumnisurteil handelte. Allerdings 
kann man den Streitgegenstand und das rechtliche Vorbringen der vorhandenen Kla-
geschrift entnehmen. Der Anspruch der Klägerin war in dieser Streitigkeit auf Weiter-
zahlung des Lohns während der Berufsschulzeit gem. § 8 Ziff. 2 JugSchG gerichtet. Das 
Gericht befand die Klageschrift und die vorgetragene Rechtsansicht für schlüssig und 
entschied zu Gunsten der Klägerin.
bb. Az. A 210/48 ArbG Limburg vom 27.10.19481064
In der Entscheidung vom 27.10.1948 gab es mehrere Streitgegenstände. Zum einen ver-
langt die Klägerin, vertreten durch ihren Vater als gesetzlichen Vertreter, Zahlung der 
rückständigen Erziehungsbeihilfe aus dem Lehrlingsvertrag, zum anderen Zahlung für 
nicht gewährten Urlaub und darüber hinaus Schadenersatz. Eingegangen wird hier al-
lerdings nur auf den Urlaubsanspruch. Im Rahmen der Prüfung des geltend gemach-
ten Anspruches auf Abgeltung nicht gewährten Urlaubs, wurde vom Gericht klargestellt, 
dass sich dieser unbestritten für die Klägerin „auf Grund der Bestimmungen des §  2 
Ziff. 2 des Hess. Urlaubsgesetzes vom 29.05.1947 für das Urlaubsjahr 1948 […] auf be-
zahlten Urlaub von mindestens vierundzwanzig Tagen [beläuft].“ Nachdem bereits elf 
Tage gewährt worden seien, bestünde noch Anspruch auf Gewährung von dreizehn Ur-
laubstagen. Es wurde nicht geprüft, ob die Klägerin die gesetzlich erforderliche Wartezeit 
erfüllt hatte und nach welchem Gesetz sich diese berechnete. 
Grundsätzlich wären zum damaligen Zeitpunkt in Hessen zwei Möglichkeiten in Be-
tracht gekommen diese Wartezeit zu berechnen. Die eine entsprechend dem § 21 Abs. 1 
JugSchG bzw. den Ausführungen zu  §  21 der Ausführungsverordnung des Jugend-
schutzgesetzes. Danach war die Wartezeit erfüllt, wenn der Jugendliche in dem jewei-
ligen Kalenderjahr mind. drei Monate in einem Lehr- oder Arbeitsverhältnis ununter-
brochen beschäftigt war. Für gewisse Gewerbezweige, wie z.B. das Baugewerbe, waren 
1063  HStAD H 16 Offenbach Nr. 3.
1064  HHStAW Abt. 906 Nr. 19.
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entsprechend den Ausführungen zu § 21 in der AusfVO des JugSchG für die Berech-
nung allerdings Regelungen in den jeweiligen Tarifordnungen maßgeblich, die mitunter 
abweichen konnten. Für das Jahr in welchem der Jugendliche sein 18. Lebensjahr voll-
endete, musste der Jugendliche drei Monate vor seinem Geburtstag ununterbrochen im 
Betrieb gearbeitet haben, um noch in den Genuss des Urlaubsanspruchs für Jugendliche 
zu kommen.
Die andere Möglichkeit war die Berechnung der Wartefrist entsprechend dem hessi-
schen Urlaubsgesetz. Gem. § 3 Abs. 1 hess. UrlG sollte die Wartezeit nach den Regelun-
gen in Tarifverträgen oder Vereinbarungen mit der gesetzlichen Betriebsvertretung be-
rechnet werden. Sofern in diesen aber keine Regelung über die Wartezeit enthalten war, 
entstand der Urlaubsanspruch erst nach einer sechsmonatigen ununterbrochenen Zuge-
hörigkeit zum gleichen Betriebe, gem. § 3 Abs. 3 hess. UrlG. 
Es ist vorliegend davon auszugehen, dass die Klägerin im Jahr 1948 das achtzehnte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hatte. Andernfalls würde ihr freilich kein Anspruch in 
Höhe von vierundzwanzig Tagen zustehen, gem. § 2 Ziff. 2 hess. Urlaubsgesetz. Für das 
Gericht war dieser Anspruch unbestritten. Die Wartezeit von § 21 JugSchG war einge-
halten, da die Klägerin im Kalenderjahr vom 01.01.1948 bis jedenfalls 25.07.1948 be-
schäftigt war. Die Drei-Monats-Frist war damit erfüllt. Die Wartefrist war ebenfalls nach 
den Vorgaben des hess. UrlG erfüllt.1065 Denn die Klägerin war insgesamt mehr als sechs 
Monate im Betrieb beschäftigt, da sie ihre Ausbildung am 15.11.1947 begann. Beide Be-
rechnungsmethoden würden vorliegend zu demselben Ergebnis führen, nachdem aber 
lediglich auf das hess. UrlG Bezug genommen wurde, ist es wahrscheinlicher, dass das 
JugSchG nicht zur Berechnung der Wartezeit angewendet wurde.
cc. Az. A 788/49 ArbG Offenbach vom 16.12.1949 und Az. II LA 7/50 LAG Frankfurt 
a.M. vom 15.03.19501066
[1]. Az. A 788/49 ArbG Offenbach vom 16.12.1949
Gegenstand dieser arbeitsgerichtlichen Streitigkeit war eine Klage auf Zahlung der Ur-
laubsvergütung. Der Kläger war bei der Beklagten von August des Jahres 1948 bis Ende 
September des Jahres 1949 tätig. Sein achtzehntes Lebensjahr vollendete er im März des 
Jahres 1949. Im Jahr 1948 wurde dem Kläger ein Erholungsurlaub von seinem frühe-
ren Arbeitsgeber gemäß den Vorschriften des Jugendschutzgesetzes vom 30.04.1938 
i.V.m. dem hessischen Urlaubsgesetz vom 29.05.1947 als jugendlichem Arbeiter in Höhe 
von vierundzwanzig Tagen ausbezahlt. Für das Jahr 1949 wurde von dem Kläger ein 
gleichhoher Urlaubsanspruch geltend gemacht. Allerdings wurden ihm nur zwölf Tage 
gewährt und bezahlt. Dagegen setzte sich der Kläger zur Wehr. Die Beklagte begrün-
dete ihre Ablehnung mit den Erläuterungen zu § 21 JugSchG in der Ausführungsverord-
nung des Jugendschutzgesetzes vom 12.12.1938. Demnach stünde einem Jugendlichen 
in dem Jahr in dem er sein achtzehntes Lebensjahr vollendet nur dann ein Urlaubsan-
1065  Spezielle Regelungen in einem Tarifvertrag sind vorliegend nicht ersichtlich.
1066  HStAD H 16 Offenbach H16 Nr. 5.
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spruch gem. § 21 zu, sofern er in diesem Jahr länger als drei Monate als Jugendlicher im 
Betrieb tätig war. 
Das Gericht prüfte im Folgenden, ob das Jugendschutzgesetz bzw. das hessische Ur-
laubsgesetz angewendet werden musste. Gem. § 21 JugSchG war festgelegt, dass die Min-
desturlaubsdauer für Jugendliche unter sechzehn Jahren fünfzehn und für Jugendliche 
über sechzehn Jahre zwölf Werktage betrage. § 2 des hessischen Urlaubsgesetzes setz-
te für Jugendliche unter achtzehn Jahren allerdings einen Urlaubsanspruch in Höhe von 
vierundzwanzig Tagen fest. Diese Abweichung veranlasste das Gericht zu folgender An-
nahme:
„Damit hat man bewusst die Paragrafen des Jugendschutzgesetzes und seiner Aus-
führungsverordnung hinsichtlich der Urlaubsdauer außer Kraft gesetzt, in dem man im 
Hess. Urlaubsgesetz eine günstigere Regelung schuf. Die gleiche Außerkraftsetzung des 
Jugendschutzgesetzes kann auch bezüglich der Wartezeit gefolgert werden, selbst wenn 
das Ergebnis zu einer Schlechterstellung der Jugendlichen gegenüber der bisherigen Re-
gelung führt.“ 
Begründet wurde diese Ansicht mit dem Wortlaut von § 7 hess. UrlG nach dem alle 
Bestimmungen des früheren Urlaubsrechts, die mit diesem Gesetz in Widerspruch ste-
hen, außer Kraft getreten seien.
Demzufolge müsse als Wartezeit für Jugendliche bis zur Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres gem. § 3 hess. UrlG eine sechsmonatige, ununterbrochene Betriebszuge-
hörigkeit gegeben sein, außer es wäre durch Tarifverträge oder ähnliches etwas ande-
res vereinbart. Die in Betracht kommende Tarifordnung für das Metallhandwerk von 
1942 verwies auf die gesetzlichen Regelungen des Jugendschutzgesetzes und seiner Aus-
führungsverordnung. Die Wartezeit nach § 21 JugSchG i.V.m. zu § 21 AusfVO zum Ju-
gendschutzgesetz erforderte dagegen eine Betriebszugehörigkeit von drei Monaten vor 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres. Dieser Widerspruch zu § 3 Abs. 3 hess. UrlG 
wurde dahingehendgelöst, dass nach Ansicht des ArbG die Urlaubsregelung im Jugend-
schutzgesetz sowohl hinsichtlich der Urlaubsdauer als auch hinsichtlich der zu erfüllen-
den Wartezeit mit dem Hess. Urlaubsgesetz in Widerspruch stehe, sodass das Jugend-
schutzgesetz insoweit außer Kraft sei. 
Die Subsumtion des Arbeitsrichters ergab demnach, dass der Kläger seine sechsmo-
natige Wartezeit bereits erfüllt hatte, die auch nicht für jedes Urlaubsjahr gesondert zu-
rückgelegt werden mußte. Demzufolge hätte der Kläger ohne die Meinungsverschie-
denheiten mit dem Beklagten ab Anfang Februar nach Erfüllung der sechsmonatigen 
Wartefrist und noch als Jugendlicher, seinen vierundzwanzig-tägigen Urlaub nehmen 
können. Daher, so die Auffassung des Gerichts, war dem Kläger eine Abfindung in Geld 
für seinen Urlaubsanspruch zu gewähren.
[2]. Az. II LA 7/50 LAG Frankfurt a.M. vom 15.03.1950
Gegen die vorgenannte Entscheidung wendete sich der Beklagte und legte Berufung 
beim zuständigen LAG Frankfurt a.M. ein. Das Berufungsgericht änderte mit Urteil Az. 
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II LA 7/50 vom 15.03.1950 die erstinstanzliche Entscheidung dahingehend ab, dass die 
Klage abgewiesen wurde. Das Berufungsgericht stimmte mit dem erstinstanzlichen Ge-
richt in der Rechtsfrage nicht überein, dass das Reichsjugendschutzgesetz auch hinsicht-
lich der Wartezeit außer Kraft gesetzt wäre. Denn § 3 Abs. 1 S. 2 hess. UrlG regele, dass 
Bestimmungen über die allgemeine zeitliche Festlegung, Wartezeit und Teilansprüche 
bei nicht voll erfülltem Urlaubsjahr durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung er-
folgen. Nur bei Fehlen einer tariflichen Regelung dürfe auf § 3 Absatz 3 hess. UrlG zu-
rückgegriffen werden. Durch Verweis der zuständigen Tarifordnung auf das Jugend-
schutzgesetz und seine Ausführungsverordnung, seien die dort geltenden Wartezeiten 
anzuwenden. Ein Widerspruch zum hess. UrlG bestünde nicht, da § 3 Abs. 1 S. 2 gera-
de auf die tariflichen Regelungen verweise und diesen Punkt selbst nicht regeln wolle.
dd. Fazit
Von den drei hessischen Entscheidungen, die sich mit dem Jugendschutzgesetz befaß-
ten, beschäftigten sich alleine zwei mit Urlaubsansprüchen von Jugendlichen. Gerade im 
Urlaubsrecht bestanden offensichtlich Unsicherheiten bzgl. des Verhältnisses von § 21 
JugSchG und seiner Ausführungsverordnung zum hessischen Urlaubsgesetz. Unstrittig 
war allerdings, dass sich der Anspruch der Höhe nach grds. nach dem hessischen Ur-
laubsgesetz richtete, da diese Regelung einen höheren Anspruch für die Jugendlichen 
und damit eine günstigere Regelung bedeutete. 
Diese beiden oben genannten erstinstanzlichen Urteile zogen das Jugendschutzgesetz 
und seine Ausführungsverordnung nicht mehr für den Urlaubsanspruch eines Jugendli-
chen heran. Auch die Berechnung der Wartefrist für den Urlaubsanspruch wurde dem-
entsprechend vom ArbG Offenbach alleine nach den Vorschriften des hess. UrlG vorge-
nommen. Ob diese Entscheidungen Ausnahmecharakter besitzen, oder die erste Instanz 
generell dieser Ansicht war, bleibt leider unbeantwortet, da die andere Entscheidung 
dazu keine Stellung nimmt und der Sachverhalt beide Wege der Wartefristberechnun-
gen zulässt. Es liegt aber nahe anzunehmen, dass zumindest erstinstanzlich bei der Prü-
fung von Urlaubsansprüchen Jugendlicher das Jugendschutzgesetz auch hinsichtlich der 
Wartezeit nicht mehr angewandt wurde. Eine andere Rechtsauffassung erkennt man al-
lerdings an dem dargestellten Berufungsurteil. Das Berufungsgericht ging offensichtlich 
von einer weiteren Anwendbarkeit der Vorschriften des JugSchG hinsichtlich der War-
tezeit trotz des hess. Urlaubsgesetzes aus. Das andere geschilderte Urteil betraf den An-
spruch einer Jugendlichen auf Lohnzahlung für die Zeit des Berufsschulbesuchs. Das Ju-
gendschutzgesetz wurde diesbezüglich für anwendbar befunden. Eine Begründung liegt 
aber nicht vor, weil es sich, wie schon oben erwähnt um ein Versäumnisurteil handelte. 
d. Stellungnahme
aa. Vergleich
Ein direkter Vergleich der tatsächlichen Rechtspraxis der erstinstanzlichen Arbeitsge-
richte in Bayern und Hessen bzgl. der Anwendung des Jugendschutzgesetzes von 1938 
kann mangels Existenz bayerischer Entscheidungen und nur einem strittigen Urteil in 
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Hessen nicht vorgenommen werden. Gemeinsam ist in beiden Ländern die geringe Re-
levanz des Jugendschutzgesetzes. 
Der Mangel an Urteilen bedeutet aber nicht, dass die bayerischen und hessischen Ar-
beitsrichter dieses Gesetz als nationalsozialistisches Gesetz angesehen und es deshalb 
entsprechend Art. II des KRG Nr. 1 nicht mehr angewendet haben. Für einen derarti-
gen Erklärungsansatz findet sich in den Urteilen keinerlei Anhaltspunkt. Dass das Ge-
setz dennoch kaum Eingang in die Urteile gefunden hat, liegt m.E. zum einen daran, 
dass es schlicht kaum Streitigkeiten auf diesem Gebiet gab und die vermutlich relevan-
teste vor den Arbeitsgerichten geltend zu machende Regelung des Jugendschutzgeset-
zes, der § 21 JugSchG, durch die jeweiligen Länderurlaubsgesetze obsolet geworden ist. 
Das bayerische Urlaubsgesetz z.B. hob § 21 JugSchG vollständig auf, während in Hes-
sen nur noch Raum für eine mögliche Anwendung der Ausführungsverordnung zu § 21 
bzgl. der Wartefrist verblieb. Schließlich ist der Mangel der Entscheidungen in Bayern 
wohl auch der Wirtschaftsstruktur geschuldet, da der land- und forstwirtschaftliche Be-
reich den zweitgrößten Wirtschaftssektor ausmachte.1067 Für jugendliche Beschäftigte in 
Land- und Forstwirtschaft war indes eine Anwendung von vorneherein ausgeschlossen 
(§ 2 JugSchG).
bb. Entnazifizierung des Gesetzes und der Ausführungsverordnung
Die Präambel und die Gesetzesbegründung des Gesetzes durften aufgrund ihres natio-
nalsozialistischen Inhalts gem. Art. III Ziff. 6 MRG Nr. 1 bei der Auslegung des Gesetzes 
nicht mehr berücksichtigt werden.1068 
Die Regelung des Urlaubs im § 21 und die dazugehörige Regelung in der Ausführungs-
verordnung wurde in Hessen nicht ausdrücklich aufgehoben. Nicht mehr anwendbar 
konnte dagegen der Anspruch auf zusätzlichen Urlaub für Teilnahme an Aktivitäten der 
Hitlerjugend sein.1069 Sie stand im Widerspruch zu Ziff. 10 der Kontrollratsdirektive Nr. 
26 vom 26.01.19461070 nach deren Anordnung Sondervorschriften, die nationalsozialisti-
schen Gruppen Urlaub bzw. sonstige Vergünstigungen gewährten, außer Kraft traten. 
Im Übrigen war diese Sonderregelung auch schon aufgrund des Verbotes der Hitlerju-
gend durch das KRG Nr. 2 gegenstandslos geworden. In Hessen wurde der Urlaubsan-
spruch der Höhe nach durch die Regelung in § 2 hess. Urlaubsgesetz außer Kraft gesetzt. 
Den Jugendlichen standen demnach 24 Urlaubstage jährlich zu. In Bayern wurde der 
1067  Vgl. Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 79.
1068  Vgl. auch Thumser, Gesetz über die Kinderarbeit und die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutz-
gesetz), 1949, S. 8 f. Dieser stellte fest, dass in Bayern das Jugendschutzgesetz bis auf die ausgesprochen 
nationalsozialistischen Bestimmungen und § 21 noch in Kraft sei. Die Präambel wurde nicht mehr er-
wähnt. Die Gesetzesbegründung wurde ebenfalls nicht mehr abgedruckt oder erwähnt. Diese war al-
lerdings bei weitem nicht so offensichtlich nationalsozialistisch geprägt, wie z.B. die Begründung des 
Mutterschutzgesetzes. Freilich wird der Hintergrund der Volksgesundheit und Wehrkrafterhaltung des 
deutschen Volkes erwähnt. Eine ursprüngliche Einschränkung des persönlichen Anwendungsbereichs 
nur auf deutsche Jugendliche wurde aber nicht ausdrücklich formuliert, siehe Amtliche Begründung, 
RArbBl. 1938 III, S. 112 ff.
1069  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 86.
1070  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 115.
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§ 21 JugSchG durch das bayerische Urlaubsgesetz vollständig aufgehoben.1071 Die sonsti-
gen Regelungen des Gesetzes wurden aber in beiden Ländern als nicht nationalsoziali-
stischen Zielen dienendes und damit als geltendes und anwendbares Recht betrachtet.1072 
Das Jugendschutzgesetz wurde letztlich ebenfalls nur als eine Fortentwicklung schon vor 
1933 bestehender Gesetze gesehen, die von den Nationalsozialisten durch Ergänzungen 
für die Verwirklichung ihrer Ziele in Dienst genommen wurden.1073 
Die diskriminierende Einschränkung im Anwendungsbereich des Jugendschutzgeset-
zes für Juden, Polen, Ostarbeiter, Sinti und Roma war, wie bereits aufgezeigt, dem Gesetz 
ursprünglich nicht immanent. Um Jugendlichen aus den obengenannten Gruppen den 
Schutz des Jugendschutzgesetzes zu verwehren, wurden ab 1941 separate Verordnungen 
erlassen.1074 Der Gesetzeswortlaut selbst enthielt aber keine derartigen Diskriminierun-
gen aufgrund der Staatsangehörigkeit, Rasse und Religion. Das Gesetz beinhaltete vor 
allem allgemein formulierte Anordnungen über Arbeitszeiten und Ruhezeiten, die auch 
nicht im Widerspruch zur Kontrollratsdirektive Nr. 26 mit ihren Anordnungen über die 
Arbeitszeit standen.
cc. Art und Weise der Anwendung
Nachdem in den archivierten Entscheidungen keine begründete Anwendung des Ju-
gendschutzgesetzes erhalten geblieben ist, sich vielmehr nur eine Ablehnung der An-
wendung finden ließ, kann hier auch über die Art und Weise der Anwendung und 
Auslegung nichts ausgesagt werden. Anders also als z.B. bei der Anwendung des Mut-
terschutzgesetzes rechtfertigte man sich nicht mit dem Verweis auf den sozialen Charak-
ter des Gesetzes bzw. damit, dass dieses Gesetz im Wesentlichen nur eine Weiterentwick-
lung von Vorgängerbestimmungen aus der Weimarer Zeit sei. Geschuldet dürfte dies der 
Tatsache sein, dass es sich hierbei vor allem um ein Arbeitszeitgesetz handelte für des-
sen Kontrolle das Gewerbeaufsichtsamt zuständig war (§ 26 Abs. 1 JugSchG)1075 und bei 
Nichteinhaltung Strafen aussprechen konnte (§ 24 JugSchG). Gerichtlich relevantester 
Teil des Jugendschutzgesetzes war sicherlich die Urlaubsregelung1076 im § 21 und der Aus-
1071  Thumser, Gesetz über die Kinderarbeit und die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutzgesetz), 1949, 
S. 70.
1072  Vgl. o.V., Merkblatt. Die wichtigsten Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes vom 30.4.1938 und des 
Hessischen Urlaubsgesetzes vom 29.5.1947 für Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren in Hessen. Glei-
chermaßen für Bayern ersichtlich aus dem Kommentar von Thumser, Gesetz über die Kinderarbeit und 
die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutzgesetz), 1949. 
1073  Vgl. Etzel, Die Aufhebung von nationalsozialistischen Gesetzen durch den Alliierten Kontrollrat, S. 23; 
siehe auch Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 37.
1074  Diese Verordnungen waren nationalsozialistisch und diskriminierend und damit nach 1945 nicht mehr 
in Geltung.
1075  Für bergbauliche Betriebe waren die Bergbehörden zuständige Aufsichtsbehörden, gem. 
§ 26 Abs. 2 JugSchG.
1076  Urlaubsstreitigkeiten (Urlaubsentgelt und Arbeitszeit-Urlaub) machten einen großen Prozentsatz der ar-
beitsrechtlichen Streitigkeiten in Bayern aus, vgl. Zwanziger, Die Arbeitsgerichte in Bayern, Bayerisches 
Statistisches Landesamt (Hrsg.), Bayern in Zahlen, 1949, S. 154. Im 4. Quartal 1948 waren 76,4% aller 
Verfahren Urlaubsstreitigkeiten. In Hessen betrug der prozentuale Anteil von Steitigkeiten über Urlaub 
bzw. Urlaubsentgelt dagegen im Jahr 1947 nur 2,8%, 3,0% im Jahr 1948 und im Jahr 1949 nur geringfügig 
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führungsverordnung. Da die Urlaubsregelungen nach 1945 aber bald in Länderurlaubs-
gesetzen mit einem höheren Urlaubsanspruch für Jugendliche geregelt wurden, verlor 
der § 21 seine Notwendigkeit. Einzig bei der Frage der Erfüllung der Wartezeit wurde in 
Hessen noch auf die Ausführungsverordnung zu § 21 Bezug genommen. Teilweise wur-
de nur das Länderurlaubsgesetz zur Begründung des Urlaubsanspruches Jugendlicher 
herangezogen. In Bayern wurde der § 21 des JugSchG durch Art. 12 lit. a des bayerischen 
Urlaubsgesetzes vollständig aufgehoben.1077 Damit konnte sich der Urlaubsanspruch dort 
nur noch nach dem Urlaubsgesetz richten. 
dd. Fazit
Im Folgenden werden zur historischen Einordnung der Gerichtsurteile und des Jugend-
arbeitsschutzes die damaligen Umstände, wie sie die Jugendlichen betrafen näher darge-
stellt.
[1]. Jugendarbeitslosigkeit
Durch Zerstörungen, Demontagen und Materialmangel in der Industrie bestanden für 
die Jugendlichen erschwerte Bedingungen einen Arbeitsplatz bzw. eine Ausbildungsstel-
le zu finden.1078 Es gab in allen Zonen des besetzten Deutschlands nur wenige Lehrstellen 
und dementsprechend eine hohe Jugendarbeitslosigkeit.1079 Verschärft wurde diese Situa-
tion zusätzlich durch Kriegsheimkehrer, Flüchtlinge und Kriegsbeschädigte, die mit den 
Jugendlichen um Ausbildungsplätze konkurrierten.1080 In ganz Deutschland, insbesonde-
re in Bayern, war die Ausbildungs- und Stellensituation für Jugendliche sehr schlecht.1081 
Bayern war bis in die frühe Bundesrepublik hinein aufgrund der niedrigen Industriali-
sierung und dem erheblichen Bevölkerungszuwachs durch die Ostvertriebenen für ju-
gendliche Arbeitssuchende ein sog. Notstandsgebiet.1082 Die beschäftigungslosen Jugend-
lichen unter 18 Jahren wurden um einer Verwahrlosung bzw. sittlichen Gefährdung und 
einem Herumlungern vorzubeugen in Bayern z.B. durch das Bayerische Jugendwerk zu 
höher mit 4,4%. Siehe hierzu Kopie o.V., Die Tätigkeit der Arbeitsgerichte in den Jahren 1947 bis 1951, 
in: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilun-
gen, 1952, S. 184 aus HHStaW Abt. 634 Nr. 129. 
1077  Thumser, Gesetz über die Kinderarbeit und die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendschutzgesetz), 1949, 
S. 8.
1078  Mehnert/Schulte, Deutschland-Jahrbuch 1949, S. 343.
1079  Statistiken für bayerische Berufsanfänger und Zahlen nicht vermittelter Berufsanwärter, allerdings ohne 
genaue Altersangaben dieser „Jugendlichen“: Für das Jahr 1947 siehe o.V., Lehrlinge, Anlernlinge, Vo-
lontäre und Praktikanten in Bayern Ende 1947, Bayerischer Staatsanzeiger vom 17.01.1948, Nr. 3, S. 
3. Einen Überblick über die insges. in Bayern von 1938 und 9/1945 bis 12/1949 Beschäftigten (ohne 
Altersdifferenzierung) gewährt o.V., Arbeit und Wirtschaft in Bayern im Dezember 1948, Bayerischer 
Staatsanzeiger vom 1949, Nr. 2, S. 4. Vgl. auch Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch einen 
Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 103 f.
1080  Mehnert/Schulte, Deutschland-Jahrbuch 1949, S. 244.
1081  Vgl. Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 80; Rühl, Der Jahresurlaub des Arbeit-
nehmers als Grundrecht und seine Ausgestaltung durch das bayerische Urlaubsgesetz, S. 96 f.
1082  Köster, Jugend, Wohlfahrtsstaat und Gesellschaft im Wandel, S. 397 f. 
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gemeinnützigen Arbeiten verpflichtet.1083 Erst nach dem Ableisten dieser gemeinnützigen 
Tätigkeiten konnten sie eine Zuweisung zu einem Ausbildungsplatz erwarten.1084 Ent-
sprechend lag hier das Verhältnis von Ausbildungsgesuchen zu offenen Ausbildungsstel-
len im Jahr 1946 bei 4:1.1085 Da folglich nur ein geringer Prozentsatz der Jugendlichen in 
einem festen Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis standen und der weit überwiegende 
Teil lediglich Gelegenheitsbeschäftigungen ausübte bzw. arbeitslos war, verwundert die 
geringe Anzahl der Entscheidungen, mit Bezug zum Jugendschutzgesetz nicht. 
Eine weitere Erklärung liegt in dem Umstand, dass viele Lehrlinge, die noch keine be-
ruflichen Kenntnisse hatten, bei Aufnahme bzw. Weiterführung ihrer Ausbildung bereits 
über achtzehn Jahre alt waren.1086 Während des Krieges hatten sie wegen eines Kriegsein-
satzes bzw. Arbeitsdienstverpflichtung nicht die Möglichkeit ihre Ausbildung zu been-
den oder gar zu beginnen. Auf diese Berufsanfänger fand das JugSchG schon auf Grund 
ihres Alters keine Anwendung. Diese Gruppe von Jugendlichen wurde vorrangig in ein 
Ausbildungsverhältnis oder sonstiges Arbeitsverhältnis vermittelt.1087 Zudem stellten Ju-
gendliche aufgrund des Arbeitsschutzes nach dem JugSchG keine begehrten Arbeits-
kräfte dar, da sie zum einen keine vollwertigen Arbeitskraft waren, die aber eine hohe 
Erziehungsbeihilfe erhielten und zum anderen für die Berufsschule freigestellt werden 
mussten und ihnen zudem noch 24 bezahlte Urlaubstage nach dem Jugendschutzgesetz 
zustanden.1088 
In dieser Situation mit hoher Jugendarbeitslosigkeit und einem Überangebot an Ar-
beitskräften hatten freilich auch viele Jugendliche die Angst ihren Arbeitsplatz zu ver-
lieren. Es ist sehr wahrscheinlich, dass sie, sofern sie die Arbeitsschutzvorschriften des 
Jugendschutzgesetzes kannten, Überschreitungen der Vorschriften aus Angst vor dem 
Verlust ihres Arbeitsplatzes nicht geltend gemacht haben.1089
1083  Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 80; Mehnert/Schulte, Deutschland-Jahrbuch 
1949, S. 244.
1084  Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 80; Mehnert/Schulte, Deutschland-Jahrbuch 
1949, S. 244.
1085  Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 80. Wobei die Situation für weibliche Ju-
gendliche erheblich gravierender war als bei männlichen Jugendlichen. Je 11 Mädchen kamen auf je eine 
offene Stelle, während es bei den männlichen Jugendlichen nur 2 bzw. 3 pro Stelle waren. 
 Auch am Beispiel Berlins erkennt man deutlich das Ausmaß der Lehrstellenknappheit. „Von 35.000 
schulentlassenen Jugendlichen in Berlin konnten im Juni 1947 nur 1500 reguläre Arbeitsstellen finden. 
Der Rest vermehrte die große Masse der Gelegenheitsarbeiter. Junge Mädchen arbeiteten bei der Trüm-
merbeseitigung für einen kärglichen Lohn und die Schwerarbeiterkarte.“ Zitat aus Mehnert/Schulte, 
Deutschland-Jahrbuch 1949, S. 343.
1086  Wagenführ/Brzosniowsky, Deutschland in Zahlen, S. 39, dort am Beispiel der britschen Zone. Von 100 
männlichen Auszubildenden waren 38% und von den weiblichen 40% bereits über achtzehn Jahre alt. 
1087  Oechsle, Zusammenarbeit von Wohlfahrts- und Arbeitsämtern bei der Betreuung Jugendlicher, Bay-
erischer Staatsanzeiger vom 08.06.1946, Nr. 2, S. 4; Adam, Die Arbeitsverwaltung in Bayern, ArbBlBrZ 
1947, S. 80.
1088  Rühl, Der Jahresurlaub des Arbeitnehmers als Grundrecht und seine Ausgestaltung durch das bayeri-
sche Urlaubsgesetz, S. 97; vgl. auch mit zum Teil a.A. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerk-
schaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 74 ff., 79 f. 
1089  Vgl. Vogel, Die Situation der Jugend in einem bayerischen Landkreis (Rosenheim), S. 28; Krawczack, Die 
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Im Übrigen war das JugSchG für weite Teile der Nachkriegswirtschaft gar nicht an-
wendbar. Gerade in der Landwirtschaft herrschte ein großer Arbeitskräftebedarf.1090 Dort 
war jedoch gem. § 2 JugSchG eine Anwendbarkeit von vorneherein ausgeschlossen.1091 
[2]. Ernährungssicherung und Schwarzmarktgeschäfte
In der Nachkriegszeit war die Situation von vielen Kindern und Jugendlichen geprägt 
von einem Zerbrechen der normalen Familienverhältnisse, so dass viele in unvollstän-
digen Familien aufwuchsen.1092 Ca. 2,5 Millionen Kinder und Jugendliche wurden durch 
den Krieg zu Waisen bzw. Halbwaisen.1093 Einer Statistik über den Familienstand hes-
sischer Jugendlicher ergab, dass sich 1947 ca. 30,6 % aller hessischen Jugendlichen in 
veränderten familiären Verhältnissen befanden.1094 Die aus der Kriegsgefangenschaft zu-
rückkehrenden Väter waren durch ihre lange Abwesenheit und aufgrund psychischer 
und physischer Nachwirkungen des Kriegseinsatzes oftmals nicht mehr in der Lage ihre 
Vater- und Ernährerrolle adäquat auszufüllen. Ebenfalls war die Scheidungsrate ge-
genüber der Vorkriegszeit stark angestiegen.1095 Jugendliche mussten daher mehr Ver-
antwortung in ihren Familien übernehmen.1096 Dazu gehörten Aufgaben um das fami-
liäre Überleben zu sichern wie z.B. Nahrungsmittelbeschaffung durch Hamsterfahrten, 
Schwarzmarktgeschäfte, Versorgung ihrer jüngeren Geschwister, etc.1097 Viele nahmen 
aus finanziellen Gründen keine Ausbildungsstelle an, da Schwarzmarktgeschäfte für den 
Unterhalt der Familie rentabler waren.1098 Gerade Jugendliche in der Ausbildung erhiel-
Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 87.
1090  Oechsle, Kräftebedarf der Landwirtschaft, Bayerischer Staatsanzeiger vom 08.06.1946, Nr. 2, S. 4.
1091  In Südbayern waren Ende September 1946 20,5% in der Landwirtschaft, Tierzucht, Gärtnerei, Forstwirt-
schaft und Fischerei beschäftigt, 5,9 % in häuslichen Diensten. Siehe Statistik bei Adam, Die Arbeitsver-
waltung in Bayern, ArbBlBrZ 1947, S. 79. 
1092  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 69, 
72; Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 342; Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch 
einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 100.
1093  Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: 
Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 100; Radebold, Abwesende Väter - Fakten und Forschungs-
ergebnisse in: Schulz/Radebold/Reulecke, Söhne ohne Väter, Erfahrungen der Kriegsgeneration, S. 117. 
Laut Heinrich waren 1,5 Mio. Kinder und Jugendliche Halbwaisen, siehe ders., Geschichte des Jugend-
schutzes, Teil 2, SPW 1979, S. 103.
1094  Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 342.
1095  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 
69; Köster, Jugend, Wohlfahrtsstaat und Gesellschaft im Wandel, S. 386; o.V., Die Ehescheidungen in der 
Nachkriegszeit 1946-1947-1948, in: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Staat und Wirtschaft in 
Hessen, Statistische Mitteilungen, 1949, S. 65.
1096  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, 
S. 69 f.; Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 342; Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet 
euch einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 100.
1097  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 69; 
Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 342; Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch ei-
nen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 100; Kö-
ster, Jugend, Wohlfahrtsstaat und Gesellschaft im Wandel, S. 390 f.
1098  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 77; 
Mehnert/Schulte, Deutschland Jahrbuch 1949, S. 343.
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ten lediglich eine Erziehungsbeihilfe basierend auf der Saukel-Verordnung aus dem Jahr 
19431099, die weit unter den Löhnen für ein sonstiges Arbeitsverhältnis lag.1100 Lohndiskri-
minierung fand sich nicht nur bei den Löhnen für Frauen, sondern gerade auch bei den 
Löhnen für Jugendliche.1101 Altersabschläge bis zu 40% vom Lohn eines erwachsenen Be-
schäftigten waren nicht ungewöhnlich.1102 Selbst nach Erlass der Ergänzung der Direkti-
ve Nr. 14 des Kontrollrats vom 12.10.19451103 am 13.09.1946 wurde in dessen § 3 e ledig-
lich empfohlen, dass Frauen und Jugendlichen bei gleicher Arbeit auch gleiche Löhne zu 
zahlen wären.1104 Eine Änderung der Verhältnisse wurde dadurch nicht bewirkt.
Selbst nachdem sich die Wirtschaft und Lebenssituation nach Durchführung der 
Währungsreform 1948 erholte und stabilisierte, blieb die Situation für die Jugendli-
chen unverändert.1105 Die Jugendarbeitslosigkeit stieg bis 1950 weiter an und sank erst im 
Zuge des Wirtschaftswunders.1106 Infolgedessen nahm auch die Jugendkriminalität in der 
Nachkriegszeit enorm zu.1107 Umherziehende, wandernde, entwurzelte oder verwahrloste 
Jugendliche, die z.B. aus der Kinderlandverschickung, oder aus Volkssturm- bzw. Flak-
helfereinsatz nach Hause wanderten und auch ostvertriebene Jugendliche wurden in der 
Nachkriegszeit als großes Problem angesehen.1108 Dem befürchteten Sittenverfall wurde 
mit einer verstärkten Gesetzgebung begegnet.1109 
1099  Die Saukel-Verordnung wurde erst 1969 aufgehoben, siehe Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Ge-
werkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 74 ff. 
1100  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 
74 ff.
1101  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 
75.
1102  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 75.
1103  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 40.
1104  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 68; D. Müller, Die Lohnpolitik in Deutschland in den 
Jahren 1945 bis zur Währungsreform (20.6.1948), S. 75.
1105  Vgl. Köster, Jugend, Wohlfahrtsstaat und Gesellschaft im Wandel, S. 396.
1106  Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: 
Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 104; Köster, Jugend, Wohlfahrtsstaat und Gesellschaft im Wan-
del, S. 396.
1107  Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, in: 
Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 105. Einer Kriminalitätsstatistik des Hess. Statistischen Lan-
desamtes zufolge betrug der Anteil der abgeurteilten Jugendlichen von allen Abgeurteilten in den Jah-
ren 1946, 1947, 1948 7%, was eine Verdreifachung der Jugendkriminalität gegenüber der Vorkriegszeit 
bedeutet. In den Ausführungen wird darauf hingewiesen, dass die Jugendkriminalität in den beiden an-
deren Ländern der amerikanischen Besatzungszone, Bayern und Württemberg-Baden noch höher lag 
als in Hessen. Siehe o.V., Die Kriminalität in Hessen 1946-48, in: Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg.), Staat und Wirtschaft in Hessen - Statistische Mitteilungen, 1949, S. 141 ff.
1108  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945–1950, S. 
72.
1109  Zu nennen wären hier z.B. das Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit vom 04.12.1951, 
BGBl. 1951 I, S. 936 und das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften vom 09.06.1953, 
BGBl. 1953 I, S. 377. Vgl. Molitor/Volmer, Jugendarbeitsschutzgesetz, 1961, S. 39; Heinrich, Geschichte 
des Jugendarbeitsschutzes, Teil 2, S. 104.
Anwendung nationalsozialistischer Arbeitsschutzgesetze (MuSchG und JugSchG)
220
3. Die Bedeutung des Arbeitsschutzes in der Nachkriegszeit
Insgesamt lässt sich feststellen, dass dem Arbeitsschutz - Mutter- und Jugendschutz ge-
hören zum sog. sozialen Arbeitsschutz, im Gegensatz zum technischen Arbeitsschutz - 
in der Nachkriegszeit und insbesondere in den ersten Jahren nach der Kapitulation von 
seiten der politischen Akteure keine große Bedeutung beigemessen wurde.1110 Dies be-
legen nicht zuletzt die geringe Anzahl der Entscheidungen, sowohl zum Mutterschutz-, 
als auch zum Jugendschutzgesetz. Dass der Arbeitsschutz nicht im Fokus der Politik und 
Gesetzgebung stand, zeigt sich bereits auf der, der Rechtsanwendung vorgelagerten Stu-
fe, der Ebene der rechtlichen Gestaltung des Arbeitsschutzes. Die Phase nach dem Zwei-
ten Weltkrieg lässt sich zutreffend als Zeit des Stillstands der Arbeitsschutzgesetzgebung 
kennzeichnen.1111 Die Reform des gesetzlichen Mutterschutzes erfolgte erst im Jahre 
1952. Der gesetzliche Jugendarbeitsschutz wurde sogar erst im Jahre 1960 reformiert. 
Die Gründe für diese Zurückstellung liegen auf der Hand: Vorrangig war nach dem 
Zusammenbruch die Sicherung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung durch die all-
mähliche Wiederaufnahme der Produktion.1112 In den ersten Jahren nach dem Krieg 
konnte dabei oftmals nur ein Mindestarbeitsschutz garantiert werden.1113 Aufgrund der 
Zerstörungen der Industrieanlagen, der Demontagen, des Mangels an Materialien und 
Rohstoffen, fanden teilweise gefährliche Ersatzstoffe Verwendung.1114 Auch fehlte es an 
geeigneter Arbeitskleidung.1115 Letztlich kann man sagen, dass in tatsächlicher Hinsicht 
ein Arbeitsschutz im Deutschland der Nachkriegszeit nur noch rudimentär existierte.1116 
Hierdurch enstand auch eine Lücke zwischen Rechtsanspruch und Rechtswirklichkeit. 
Auch über die bestehenden Arbeitsschutzvorschriften für Frauen und Jugendliche 
setzten sich Unternehmer zum Teil bewusst hinweg.1117 Nach Ruhl1118 wurden besonders 
Flüchtlingsfrauen in der Art eines „modernen Sklavenhandels“ auf gesundheitsschäd-
lichen Arbeitsplätzen eingesetzt, wo sie schwere körperliche Arbeiten verrichteten und 
1110  Vgl. Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland 
seit 1945, Bd. 2/1, S. 220, 240; o.V., Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, in: Zehn Jahre Arbeit, Zehn Jahre 
Aufstieg, S. 94.
1111  Vgl. Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland 
seit 1945, Bd. 2/1, S. 240 f.
1112  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 220.
1113  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 220.
1114  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 220, 223; Koch, Wiederaufbau des Arbeitsschutzes, ArbBlBrZ 1947, S. 215.
1115  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 220, 223; Koch, Wiederaufbau des Arbeitsschutzes, ArbBlBrZ 1947, S. 215.
1116  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 221; Koch, Wiederaufbau des Arbeitsschutzes, ArbBlBrZ 1947, S. 215.
1117  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 52; Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend 
in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 86, 88; Molitor/Volmer, Jugendarbeitschutzgesetz, 1961, S. 39; Vo-
gel, Die Situation der Jugend in einem bayerischen Landkreis (Rosenheim), S. 27 f.; Krawczack, Die Lage 
der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 87 f., 94.
1118  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 52.
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gesundheitsschädlichen Stoffen ausgesetzt waren.1119 Diese Methode war oft begleitet von 
Ausflüchten, wie z.B. dass „die Frauen nur auf Probe eingestellt […][wurden] um zu 
prüfen, ob Frauen auch in der Lage seien […]“ solche Tätigkeiten zu verrichten bzw., 
dass gerade Flüchtlingsfrauen im Gegensatz zu einheimischen Frauen es „von zu Hau-
se aus gewöhnt seien“ schwere körperliche Arbeiten zu verrichten.1120 Die Frauen galten 
für die Unternehmer als billige „Ausbeutungsquelle“ weil Frauenarbeit wesentlich bil-
liger war als Männerarbeit.1121 Selbst nach Erlass der Direktive Nr. 14 vom 12.10.19451122 
(Grundsätze für die Bestimmungen betreffs der Arbeitslöhne) wurde die Lohndiskrimi-
nierung der Frauen perpetuiert, da die Löhne entsprechend den nationalsozialistischen 
Tarifordnungen, die einen erheblichen Lohnunterschied vorsahen damit weiter galten.1123 
Die Direktive enthielt zwar ein Diskriminierungsverbot, aber eine geschlechtsspezifische 
Diskriminierung im Hinblick auf das Gehalt war damit nicht verboten.1124
Vor dem Hintergrund der oben diskutierten sozialen Situation wurden Verstöße ge-
gen den Arbeitsschutz auch oftmals nicht geltend gemacht, da dies für die Jugendlichen 
eine erhebliche Gefährdung ihres Ausbildungsverhältnisses bedeutet hätte.1125 Einer Ro-
senheimer Studie gemäß und in Übereinstimmung mit einer hessischen Studie wurde 
oft gegen die gesetzlichen Arbeitshöchstzeiten verstoßen und Jugendliche teilweise vom 
Besuch der Berufsschule ferngehalten.1126 In der hessischen Studie wurde zudem noch 
festgestellt, dass der Urlaubsanspruch der Jugendlichen in manchen Betrieben gar nicht 
bzw. nur teilweise gewährt wurde.1127 Gerade in der Landwirtschaft beschäftigten Jugend-
lichen, die mittels der Jugendurlaubsverordnung ebenfalls in den Anwendungsbereichs 
des Urlaubsanspruchs aus § 21 JugSchG mit einbezogen waren, wurde dieser späteren 
Studie zufolge oftmals gar kein Urlaub bzw. nur ein Teil ihres eigentlichen Urlaubsan-
spruches gewährt.1128 
Im Übrigen wurden Jugendliche oftmals schon gar nicht eingestellt, zum einen, da sie 
noch keine Facharbeiter waren und meist nicht einmal über eine erste Berufserfahrung 
1119  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 53.
1120  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 53.
1121  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 43. 
1122  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 40.
1123  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 45 f.
1124  Drohsel, Die Lohndiskriminierung der Frauen, S. 46.
1125  Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 87; 
Vogel, Die Situation der Jugend in einem bayerischen Landkreis (Rosenheim), S. 28; Krawczack, Die 
Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 87.
1126  Die hessische Studie ist zwar aus dem Jahre 1952, aber es ist davon auszugehen, nachdem die Missstände 
zu diesem Zeitpunkt noch vorhanden waren, dies für die direkte Nachkriegszeit sogar in einem verstärk-
tem Maße gegolten haben muss. Siehe bei Scheugenpflug, Jugendarbeitsschutz. Die hessische Jugend-
arbeitsschutzaktion und ihre Bedeutung für das Bundesgebiet, Gewerkschaftliche Monatshefte 1952, S. 
686 f. Vgl. auch Vogel, Die Situation der Jugend in einem bayerischen Landkreis (Rosenheim), S. 27 f.; 
Krawczack, Die Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 87 ff.
1127  Scheugenpflug, Jugendarbeitsschutz. Die hessische Jugendarbeitsschutzaktion und ihre Bedeutung für 
das Bundesgebiet, Gewerkschaftliche Monatshefte 1952, S. 687. 
1128  Freudhoefer, Die Realisierung des Arbeitsschutzes in der westdeutschen Landwirtschaft, S. 50 f.
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verfügten, aber auch, um die Einschränkungen durch die Schutzvorschriften des Jugend-
schutzgesetzes zu vermeiden.1129 Von Seiten des Handwerks und der Unternehmer wurde 
vielmehr versucht, gegen den bestehenden Jugendarbeitsschutz vorzugehen und auf eine 
Aufhebung bzw. Lockerung der Vorschriften hinzuwirken, da dieses Zuviel an Arbeits-
schutz in ihren Augen eine sinnvolle Ausbildung verhindern würde.1130
Ein weiteres Problem für die Einhaltung der Arbeitsschutzvorschriften und damit auch 
dem Mutter- und Jugendschutz war die Situation der Gewerbeaufsichtsämter. Diese wa-
ren gem. § 12 Abs. 1 MuSchG 1942 und § 26 Abs. 1 JugSchG für die Überwachung und 
Einhaltung der Vorschriften zuständig. Jedoch hatte auch diese Behörde mit denselben 
Anfangsproblemen, wie alle anderen Behörden zu kämpfen.1131 Bis 1948 war die Gewer-
beaufsicht tatsächlich nur schwer umfassend durchführbar.1132 Es mangelte an Personal 
und Infrastruktur, Papier und Schreibmaschinen, über Fachliteratur bis hin zu Dienst-
wägen, etc.1133 Schwerpunkt der Tätigkeit (60-80%) der Gewerbeaufsichtsämter war die 
Einstufung der Arbeit nach Schwere, um auf diese Art die Zulagen der Arbeiter berech-
nen zu können.1134 Hauptaugenmerk bei den Kontrollen zum Frauenarbeitsschutz lag auf 
dem Bau- und Baunebengewerbe.1135 Der Einsatz von Frauen auf dem Bau war nach der 
Arbeitszeitordnung von 1938 ursprünglich verboten, aufgrund des Mangels an männli-
chen Arbeitskräften in der direkten Nachkriegszeit aber notwendig.1136 Nachdem auf die-
sem Gebiet durch Kontrollratsgesetz Nr. 32 vom 10.07.19461137 mit dem Titel „Beschäfti-
gung von Frauen bei Bau- und Wiederaufbauarbeiten“ die Beschäftigung von Frauen im 
Baugewerbe erlaubt wurde, kontrollierten die Gewerbeaufsichtsbeamten vor allem die 
Einhaltung dieser Schutzvorschriften.1138 Mutterschutz- und Jugendschutzvorschriften 
wurden hauptsächlich in größeren Betrieben der Industrie beachtet.1139 Größere Betrie-
1129  Vgl. Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 
87; Achinger, Arbeit für die Jugend. Berichte über Not und Hilfe, S. 36 f.
1130  Achinger, Arbeit für die Jugend. Berichte über Not und Hilfe, S. 36; Heinrich, Geschichte des Jugendar-
beitsschutzes, Teil 2, S. 105.
1131  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 221, insb. S. 222 ff. 
1132  Vgl. Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 52 f.
1133  Vgl. dazu u.a. Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in 
Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 222; Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 52 f., 62 f.; o.V., Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin, in: Zehn Jahre Arbeit, Zehn Jahre Aufstieg, S. 94; vgl. auch Preller, Sozialpo-
litik in der US-Zone, ArbBlBrZ 1947, S. 76.
1134  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 222.
1135  Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 53, 63; Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Ge-
schichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 1945, Bd. 2/1, S. 238 f. 
1136  Bethge/Wienhold, Arbeitsschutz, in: Wengst (Hrsg.), Geschichte der Sozialpolitik in Deutschland seit 
1945, Bd. 2/1, S. 238.
1137  Official gazette of the Control Council for Germany, 1946, p. 166.
1138  Vgl auch Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 63, insb. Fn. 146. 
1139  Vgl. Scheugenpflug, Jugendarbeitsschutz, Gewerkschaftliche Monatshefte 1952, S. 686 f. Dies galt auch 
noch lange in der jungen Bundesrepublik, sogar nach Erlass des neuen Jugendarbeitsschutzgesetzes für 
jugendliche Arbeiter. Siehe Stark, Die Lage der Arbeiterjugend in der Bundesrepublik nach 1960, S. 61 ff. 
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be wurden vom Gewerbeaufsichtsamt besser kontrolliert und durch den Einsatz der Be-
triebsräte und Gewerkschaftsgruppen wurden Überschreitungen dort eher geltend ge-
macht.1140 Je kleiner der Betrieb, desto weniger wurden arbeitsschützende Vorschriften 
bzw. Arbeits- und Ruhezeiten eingehalten.1141 
Nach der Währungsreform Mitte 1948 verbesserten sich die allgemeine Lage der Be-
völkerung und Wirtschaft und damit auch die Arbeitsbedingungen der Gewerbeauf-
sicht. Daher war ab diesem Zeitpunkt wieder eine stärkere Kontrolle der Betriebe gerade 
auch im Hinblick auf die Einhaltungen der Beschäftigungsverbote des MuSchG mög-
lich.1142 Dass der Arbeitsschutz erst ab Mitte 1948 wieder an Bedeutung gewann und da-
mit auch der Schutz für Mütter größere Beachtung fand, zeigt sich in dem Umstand, dass 
die meisten Urteile (auch die veröffentlichten in den anderen Zonen und Ländern) zum 
Thema Mutterschutz aus den Jahren 1948 und 1949 stammen. Die Rückbesinnung auf 
den Arbeitsschutz für Frauen erfolgte allerdings in der Hauptsache nicht aus sozialen, 
sondern aus wirtschaftlichen Gründen, um Arbeitsplätze für die heimkehrenden Män-
ner freizumachen.1143
Der Jugendarbeitsschutz wurde dagegen weiterhin, trotz Protesten und Geldstrafen 
der Gewerbeämter bewusst ignoriert.1144 Die Jugendarbeitslosigkeit stieg bis 1950 weiter 
an und sank erst im Zuge des Wirtschaftswunders.1145 Der Jugendarbeitsschutz war da-
mit in der Nachkriegszeit und auch in der frühen Bundesrepublik ein absolut nachran-
giges Thema.1146 Hauptaugenmerk lag auf der Schaffung zusätzlicher Lehrstellen und der 
dadurch erhofften Wiederherstellung der sittlichen Moral der Jugend. Dies wird nicht 
zuletzt durch die sehr späte Neuregelung des Jugendarbeitsschutzes 1960 eindrucksvoll 
belegt.1147 Daher ergingen zunächst Gesetze, die die Jugend vor Verwahrlosung und sitt-
lichen Gefahren schützen sollten, wie z.B. das Gesetz zum Schutz der Jugend in der Öf-
fentlichkeit vom 04.12.19511148 und das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender 
Krawczack, Die Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 88.
1140  Vgl. Scheugenpflug, Jugendarbeitsschutz, Gewerkschaftliche Monatshefte 1952, S. 687. Auch Heinrich 
spricht von geringen staatlichen Kontrollen im Verhältnis zu den Gesetzesverstößen, was die Durchset-
zung der staatlichen Kapitalinteressen veranschaulichen soll, siehe ders., Geschichte des Jugendarbeits-
schutzes, Teil 2, SPW 1979, S. 105; Krawczack, Die Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 
1945 bis zur Gegenwart, S. 88, 93.
1141  Vgl. Scheugenpflug, Jugendarbeitsschutz, Gewerkschaftliche Monatshefte 1952, S. 687; Krawczack, Die 
Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 88.
1142  Vgl. Ruhl, Die verordnete Unterordnung, S. 53 f., 62 f.
1143  Vgl. Niehuss, Verhinderte Frauenarbeit? Arbeitsschutzmaßnahmen für Frauen in den 1950er Jahren, FS 
Gerhard A. Ritter, 1994, S. 751 f., 753 ff.
1144  Vgl. Krawczack, Die Lage der Arbeiterjugend in Westdeutschland von 1945 bis zur Gegenwart, S. 94; 
Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 88.
1145  Vgl. Brill, „Jungen und Mädel! Man […] bietet euch einen Neuanfang“ - Jugend in der Nachkriegszeit, 
in: Büttner/Horn, Alltagsleben nach 1945, S. 103 f. 
1146  In den einschlägigen juristischen Fachzeitschriften (z.B. RdA, BB) findet sich das Thema Jugendarbeits-
schutz in der direkten Nachkriegszeit entweder gar nicht oder nur sehr selten.
1147  Vgl. auch Hartwich, Sozialstaatspostulat und gesellschaftlicher status quo, S. 167, 263 f.; Heinrich, Ge-
schichte des Jugendarbeitsschutzes, Teil 2, S. 104.
1148  BGBl. 1951 I, S. 936.
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Schriften vom 09.06.1953.1149 Der Jugendarbeitsschutz wurde gerade von der Wirtschaft 
als zu umfassend und als zu starre Regelung empfunden.1150
Insgesamt kann man sagen, dass das Mutterschutzgesetz und das Jugendschutzgesetz 
als grds. anwendbares Recht galten. Es erscheint aber offensichtlich, dass in der direk-
ten Nachkriegszeit kein verstärkter Gebrauch von diesen Arbeitsschutzgesetzen gemacht 
wurde, was nicht zuletzt auch einer breiten Unkenntnis der Schutzvorschriften1151 und ei-
nem Unvermögen bzw. Unwillen der Einhaltung sowohl von Seiten der Arbeitgeber, wie 
auch von Seiten der Arbeitnehmer, geschuldet sein dürfte.1152 Hauptgrund der geringen 
Anwendung der Arbeitsschutzvorschriften war vor allem, dass der Arbeitsschutz den In-
teressen der Wirtschaft untergeordnet wurde und auch die Arbeitnehmerinnen, die ihre 
Rechte kannten, aus Angst vor dem Verlust ihrer Arbeitsplätze Verstöße wohl nur selten 
geltend machten. 
1149  BGBl. 1953 I, S. 377.
1150  Vgl. Achinger, Arbeit für die Jugend. Berichte über Not und Hilfe, S. 36; Brülls, Neubeginn oder Wieder-
aufbau? Gewerkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 88. Jugendarbeitsschutzvorschrif-
ten wurden als „ausbildungshemmende Vorschriften“ gesehen, siehe Heinrich, Geschichte des Jugendar-
beitsschutzes, Teil 2, S. 105.
1151  Freudhoefer, Die Realisierung des Arbeitsschutzes in der westdeutschen Landwirtschaft, S. 51. Gerade 
in der Landwirtschaft beschäftigte Jugendliche waren sich demnach ihres Urlaubsanspruches und der 
Möglichkeit diesen Anspruch auch durchzusetzen oftmals nicht bewusst.
1152  Aufgrund der Überstundenvergütung waren Jugendliche auch bereit Überstunden in Anbetracht der 
schlechten finanziellen Situation zu akzeptieren. Siehe Brülls, Neubeginn oder Wiederaufbau? Ge-
werkschaftsjugend in der britischen Zone 1945 – 1950, S. 88. Aufgrund der Außerkraftsetzung des § 
7 MuSchG arbeiteten Frauen meist bis kurz vor und baldmöglichst nach der Entbindung um auf diese 
Weise finanzielle Einbußen zu vermeiden. 
V. Zusammenfassung
In der hier vorliegenden Untersuchung wurde die Rechtspraxis von fünf aus der NS-
Zeit stammenden arbeitsrechtlichen Gesetzen während der Besatzungszeit in den Län-
dern Bayern und Hessen in der amerikanischen Besatzungszone anhand von Quellen-
material untersucht. Die Gesetze lassen sich im Wesentlichen in drei Gruppen einteilen. 
Das AOG als nationalsozialistische Arbeitsverfassung mit seinen Regelungen u.a. hin-
sichtlich Kündigungswiderrufklagen. Daneben die ArbÄndVO und APlWVO als sog. 
Kriegsarbeitsrecht und des Weiteren das Mutter- und Jugendschutzgesetz als nationalso-
zialistische Arbeitsschutzgesetze. 
Den Schwerpunkt der Untersuchung bildete die Darstellung der erstinstanzlichen 
Rechtspraxis im Hinblick auf die Frage des Umgangs der Arbeitsgerichte mit dem natio-
nalsozialistischen arbeitsrechtlichen Normenerbe. Dafür wurden mit den archivierten 
Urteilssammlungen der bayerischen und hessischen Arbeitsgerichte primär Original-
quellen und die einschlägigen Entscheidungen eingehend ausgewertet. Als weitere Ori-
ginalquellen wurden auch Schriftwechsel, Manuskripte und ähnliche Schriftstücke der 
Arbeitsrichter und Landesarbeitsämter herangezogen, um den zeitgenössischen Diskurs 
der Arbeitsverwaltung und –gerichtsbarkeit nachzuvollziehen und so ein möglichst voll-
ständiges Bild der zeitgenössichen Auffassung der Rechtspraxis nachzuzeichnen. Nur se-
kundär wurden zusätzlich veröffentlichte Urteile betrachtet und mit in die Untersuchung 
aufgenommen. Insgesamt ließ sich feststellen, dass die nicht durch Kontrollrat bzw. Mi-
litärregierung aufgehobenen Arbeitsgesetze in der amerikanischen Besatzungszone grds. 
weiterhin angewandt wurden. Für fast alle untersuchten Gesetze und Verordnungen1153 
konnten Belege in den untersuchten Urteilssammlungen der beiden Länder gefunden 
werden. Auffällig war, dass vor allem die Kriegsarbeitsrechtsverordnungen, d.h. v.a. die 
APlWVO angewandt wurde, während die nationalsozialistischen Arbeitsgesetze nur sel-
ten Entscheidungsgegenstand waren. Sofern eine solche ursprünglich nationalsoziali-
stische Norm angewandt wurde, erfolgte zumeist keine oder nur eine knappe Begrün-
dung ihrer Anwendung. Durch die Auswertung der sonstigen Archivmaterialien, wie 
der Schriftwechseln und Vortragsmanuskripten konnte man jedoch zu dem Schluss ge-
langen, dass die Anwendung dieser Normen in einem kritischen Diskurs, wenn auch 
nur außerhalb der Urteile ersichtlich, erfolgte. Als zentrales Motiv für die schlussendli-
che Anwendung wurde vor allem das Vermeiden von Gesetzeslücken bzw. Rechtsschutz-
lücken für die Arbeiterinnen und Arbeiter geltend gemacht. Ferner lässt sich als Er-
gebnis der Untersuchung feststellen, dass selbst in einer Besatzungszone bzw. sogar in 
einem einzelnen Land die Rechtsprechung nicht stets einheitlich erfolgte. Diese aufge-
zeigte Uneinheitlichkeit und Widersprüchlichkeit bei der Anwendung des alten Norm-
bestandes und die begleitende Diskussion weist anschaulich auf die Rechtsunsicherheit 
und Rechtszerplitterung auf dem Gebiet des Arbeitsrechts hin, durch die die ganze Be-
1153  Ausnahmen stellen das MuSchG und das JugSchG dar, die in der Urteilssammung des ArbG München 
nicht nachgewiesen werden konnte.
Zusammenfassung
226
satzungszeit geprägt war, zusätzlich verstärkt durch Unsicherheiten hinsichtlich der Aus-
legung, Konkurrenz und Reichweite der Kontrollratsgesetzgebung und der neu geschaf-
fenen Ländergesetze. Der Zustand der Rechtsunsicherheit und der Rechtszersplitterung 
endete erst nach Gründung der BRD mit der Schaffung von einheitlichen neuen Nor-
men und der Einsetzung eines Obersten Arbeitsgerichts, dem Bundesarbeitsgericht. 
Abschließend werden im Folgenden die erarbeiteten Ergebnisse der vorliegenden 
Quellenstudie noch einmal für die fünf untersuchten einzelnen Gesetze in aller Kürze 
zusammengefasst:
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass nach Untersuchung der einschlägigen ge-
richtlichen Entscheidungen in der amerikanischen Besatzungszone wohl nicht von einer 
einheitlichen Ansicht hinsichtlich der weiteren Anwendbarkeit des AOG auszugehen ist. 
Erstinstanzliche Entscheidungen, in denen das AOG tatsächlich anwendet wurde1154 wa-
ren insgesamt nur wenige in den Entscheidungssammlungen zu finden. Eine Zitierung 
des AOG erfolgte dagegen häufiger im Hinblick auf seine frühere Geltung. Von den Ent-
scheidungen, in denen das AOG Anwendung fand, enthielt ledigliches eines eine aus-
führlichere Begründung für die Anwendung desselben. Im Übrigen beschränkten sich 
die Gerichte mit einem Zitat der Norm und dem Hinweis, dass das Gesetz zu diesem 
Zeitpunkt noch in Kraft gewesen sei, ohne dass die Fortgeltung näher begründet wur-
de. Feststellen ließ sich zudem, dass eine Anwendbarkeit ausschließlich für Kündigungs-
sachverhalte, die vor der Aufhebung spielten und anhängig waren, angenommen wurde. 
Aufgrund der Seltenheit der Anwendung kann von den vorhandenen Entscheidungen 
aber nicht auf einen allgemein herrschenden Konsens einer weiteren Anwendbarkeit ge-
schlossen werden. Eher dürfte das Gegenteil zutreffend sein. Für das Land Hessen ließ 
sich hinsichtlich der weiteren Geltung eine intensive theoretische Austausch unter den 
Arbeitsrichtern in Hessen ermitteln. Dort herrschte die Meinung vor, dass das AOG 
auch ohne explizite Aufhebung bereits unanwendbar war. 
Die ArbÄndVO wurde ebenfalls wurde weiter angewandt. Während man in Hessen 
in der ArbÄndVO kein nationalsozialistisches Recht sah und diese mit KRG Nr. 34 ver-
einbar hielt, war man ab dem Jahr 1948 hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Kon-
trollratsgesetz und damit Anwendbarkeit in Bayern offenbar anderer Ansicht. Diese Ein-
schätzung stützt sich auf den Umstand, dass sich im bayerischen Quellenbestand ein 
Schreiben des Arbeitsministeriums befand, in dem ausgeführt wurde, dass aufgrund von 
Art. III KRG Nr. 34 die ArbÄndVO aufgehoben wäre. 
Die APlWVO wurde im Gegensatz zu den beiden vorgenannten Rechtsgrundlagen so-
wohl in Bayern als auch Hessen sehr häufig angewandt. An ihrer grundsätzlichen weite-
ren Anwendbarkeit und Vereinbarkeit mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3 selbst bestanden 
ganz offenbar in beiden Länder keine größeren Zweifel. Die Anwendbarkeit der Rege-
lungen wurde dabei in der Regel nicht weiter begründet bzw. sofern eine Begründung 
erfolgte lediglich vorgebracht, dass die Einholung der Zustimmung des Arbeitsamtes 
erforderlich oder aber zwingend bzw. ständige Rechtsprechung wäre und nicht in Wi-
1154  Unter Anwendung fällt auch eine Verneinung wegen fehlender Tatbestandsvoraussetzungen.
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derspruch zu Kontrollratsbefehl Nr. 3 stehe. Für die Gerichte schien die Fortgeltung also 
so eindeutig zu sein, dass sie sich nicht veranlasst sahen zur Frage der Anwendbarkeit 
einen weitergehenden Begründungsaufwand zu betreiben. Unklarer und unbestimm-
ter verhält sich dagegen die Anwendung und Vereinbarkeit ihrer Durchführungsverord-
nungen mit dem Kontrollratsbefehl Nr. 3. Während man in Bayern keine Bedenken bzgl. 
der Anwendung der 2. DVO hatte, wurde diese in Hessen in den erstinstanzlichen Urtei-
len nicht angewendet. Eine andere Rechtsauffassung vertrat hier aber, wie oben in Kapi-
tel 3, C, II. dargestellt wurde, zumindest zeitweise das LAG Frankfurt. In der ersten In-
stanz war folglich die Auffassung vorherrschend, dass entsprechend den Regelungen des 
Kontrollratsbefehls Nr. 3 jede Kündigung der Zustimmung des Arbeitsamtes bedurfte 
und damit die Durchführungsverordnungen der APlWVO, die davon Ausnahmen vor-
sahen nicht vereinbar und anwendbar wären. 
Noch seltener, als das AOG fanden die nationalsozialistischen Arbeitsschutzgesetze, 
namentlich das MuSchG von 1942 und das JuSchG von 1938 Anwendung in der er-
stinstanzlichen Rechtspraxis beider Länder. Trotz weniger einschlägiger Urteile im Un-
tersuchungszeitraum kann von einer grundsätzlichen weiteren Anwendung der Gesetze 
ausgangen werden, was nicht zuletzt die sehr späte Neuregelung beider Gesetze eben-
falls nahelegt. Die geringe Zahl einschlägiger Entscheidungen dürfte vielmehr auf eine 
als nur gering einzuschätzende Zahl von auf diese Schutzvorschriften gestützte Klagen 
zurückzuführen sein. Hinsichtlich der Anwendung des Mutterschutzgesetzes setzten 
sich die Urteilsgründe, wenn auch nicht sehr ausführlich, mit seiner Herkunft ausein-
ander, betonten aber, dass es keineswegs als NS-Gedankengut anzusehen sei, sondern 
vielmehr auf allgemeinen sozialen Erwägungen beruhe und nur eine Fortentwicklung 
bereits vor 1933 bestehender Schutzbestimmungen darstelle. Anhand der festgestellten 
unterschiedlichen Anwendung des § 6 S. 4 MuSchG durch die Rechtspraxis kann man 
weiterhin sehr anschaulich die in der Besatzungszeit entstandene Rechtszersplitterung 
und Uneinheitlichkeit der Rechtsanwendung allein bei einer Norm sehen. Eine tatsäch-
liche Anwendung des Jugendschutzgesetzes von 1938 durch die Rechtssprechung konn-
te nur in hessischen Urteilen festgesellt werden. Eine Begründung oder Auseinanderset-
zung mit dem nationalsozialistischen Ursprung des Gesetzes fand in diesen nicht statt. 
Ersichtlich wird hierbei vielmehr eine Unsicherheit hinsichtlich der Vereinbarkeit des 
Jugendschutzgesetzes und seiner Ausführungsverordnung mit dem Hessischen Urlaubs-
gesetz in Fragen der Urlaubsdauer. Deutlich wurde nicht zuletzt auch hier die geringe 
praktische Bedeutung der Arbeitsschutzgesetze. Nicht zuletzt spiegelt sich dies auch dar-
in, dass die Neuregelung der Jugendschutzgesetz erst im Jahr 1961 erfolgte. 
Die vorliegende Studie hat als weiteren Untersuchungsgegenstand auch die Fra-
ge nach der personellen Kontinuität in der erstinstanzlichen Arbeitsgerichtsbarkeit in 
Bayern und Hessen einbezogen. Eine personelle Kontinuität hat sich für die erste In-
stanz der Arbeitsgerichte der amerikanischen Besatzungszone anhand der untersuchten 
Ländern im engeren Sinne nicht bestätigt. Wie aufgezeigt wurde, handelte sich bei den 
nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 tätigen erstinstanzlichen Arbeitsrichtern zu-
meist schon nicht um Volljuristen, d.h. eine personelle Kontinuität scheidet allein schon 
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deshalb aus, da Voraussetzung eine Identität der Richterschaft wäre, die bei einer vor-
wiegenden Besetzung mit Nichtjuristen naturgemäß ausscheiden muss. Fasst man den 
Begriff der personellen Kontinuität allerdings weiter, zeigt sich in begrenztem Umfang 
doch eine gewisse Art von Kontinuität. So waren einige der nach 1945 als Arbeitsrichter 
tätigen Personen waren bereits vor 1945 in der Arbeitsverwaltung oder aber zumindest 
bis zur Übernahme durch die Nationalsozialisten in Gewerkschaften tätig. Dementspre-
chend könnte man zumindestens bei denjenigen, die ununterbrochen in der Arbeitsver-
waltung tätig waren, von einem Bestehenbleiben einer Funktionselite sprechen. Wäh-
rend man bei denjenigen dagegen, die ihre Tätigkeit dagegen unterbrechen mussten, 
durch die eingetretene Zäsur, den Kontinuitätsgedanken ablehnen muss. Nicht nachwei-
sen ließ sich aber, dass die Arbeitsgerichte vorrangig mit solchen ununterbrochen in der 
Arbeitsverwaltung Beschäftigten besetzt wurden, oder aber solchen mit einer politisch 
bedingten Zäsur. Auch der Umfang dieser Personen konnte nicht abschließend ermit-
telt werden. Ebenfalls ließ sich nicht ermitteln, ob der Einflussbereich der betreffenden 
Personen besonders stark ausgeprägt war. So dass diese These hinsichtlich einer Funk-
tionselite nur insoweit bestätigt werden kann, dass eine teilweise Übernahme erfolgte, 
eine vollständige Übernahme auf Grund der ausgewerteten Quellen dagegen nicht nach-
weisbar ist. Die These, dass weiterhin offensichtlich nationalsozialistisches Gedankengut 
Eingang in die Rechtsanwendung und Rechtsprechung gefunden hätte, kann nicht be-
stätigt werden. Die Auslegung des nationalsozialistischen Rechts durch die Arbeitsrich-
ter erfolgte, soweit aus den geringen Begründungen ersichtlich, entsprechend der Vor-
gabe durch Art. III Ziff. 4 und 6 MRG Nr. 1, d.h. am Wortlaut orientiert. Im Falle einer 
ausführlicheren Auseinandersetzung wurde teleologisch mit den sozialen Aspekten der 
Normen, oder auch dem Fortentwicklungsgedanken argumentiert, um so Lücken in der 
Rechtsanwendung und des Rechtsschutzes durch eine potentielle Unanwendbarkeit auf-
grund eines nationalsozialistischen Ursprungs zu vermeiden. Weiter erscheint es, dass 
die Richter bei ihrer Rechtsprechung der speziellen Situation der Nachkriegszeit, morali-
schen Wertvorstellungen und nicht zuletzt auch der Notsituation der Arbeiter Rechnung 
getragen haben, um deren Existenzgrundlage nicht unnötig zu gefährden. Am Beispiel 
der Heimkehrer wird dies besonders deutlich, da in Hessen diesbezüglich eine extensi-
ve Auslegung der Verordnung durch die Einbeziehung weiterer vom Wortlaut her nicht 
direkt umfasster Personen, wie z.B. den Zivilinternierten, in den Schutzbereich zu be-
obachten war. Dadurch kann man erkennen, dass gerade die Wiedereingliederung der 
Heimkehrer ein gesellschaftliches Hauptanliegen dieser Zeit war, das Eingang in die 
Rechtsprechung gefunden hat.
Mit dieser Arbeit konnte dem Ziel einer umfassenden Untersuchung des Umgangs der 
erstinstanzlichen Arbeitsgerichte mit dem nationalsozialistischen Normbestand in der 
noch nicht umfänglich erforschten Besatzungszeit näher gekommen werden. Damit lie-
gen nun bereits zwei Arbeiten vor, die sich diesem Thema widmen. Neben der bereits er-
schienenen Untersuchung von zwei Arbeitsgerichten der britischen Zone wurde durch 
diese Forschungsarbeit mit der amerikanischen Besatzungszone ein weiterer Bereich er-
schlossen. Um bereits jetzt in einem direkten Vergleich der zwei bereits betrachteten Be-
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satzungszonen Aufschlüsse zu ermöglichen, aber auch als Grundlage für einen umfas-
senden Vergleich über alle Besatzungszonen zu dienen. Bereits in diesem Rahmen kann 
festgestellt werden, dass sich die Ergebnisse hinsichtlich der Anwendung und Auslegung 
den Ergebnissen der Auswertung der Arbeitsgerichte Duisburg und Essen der britischen 
Besatzungszone ähneln. Eine grundsätzliche Anwendbarkeit der nationalsozialistischen 
Normen wurde dort ebenfalls angenommen. Begründungen der Anwendung waren 
aber auch dort rar gesät. Bei einem Vergleich mit den hier untersuchten Arbeitsgerich-
ten wurde zudem der Eindruck erweckt, dass in der britischen Zone z.B. das AOG und 
auch das Mutterschutzgesetz verhältnismäßig häufiger angewandt wurde. Für fundierte 
Aussagen hinsichtlich der Anwendung und Kontinuität müssen aber die Originalquel-
len vergleichend untersucht werden. Ob ein Zusammenhang zwischen der Anwendung 
der nationalsozialistischen Arbeitsgesetze mit der in der britischen Besatzungszone fest-
gestellten personellen Kontinuität besteht, kann hier nicht beantwortet werden, sondern 
nur als mögliche Theorie aufgeworfen werden. Ein weiteres Forschungsinteresse für eine 
umfassende Studie des Umgangs mit dem nationalsozialistischen Normerbe liegt bei ei-
ner Untersuchung der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter der verschiedenen Besat-
zungszonen. Diese waren wie deutlich wurde ebenfalls intensiv am rechtlichen Diskurs 
beteiligt. Dadurch würde das Bild des Umgangs mit den nationalsozialistischen Arbeits-
rechtsnormen vervollständigt, indem neben der arbeitsgerichtlichen Seite auch noch die 
Verwaltung und ihre Rechtsanwendung mit einbezogen wird.
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